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4

Editorial

Dieser Band erscheint zur Bundestagswahl 1980, dient aber nicht der
taktischen Begründung von Wahlempfehlungen und -prognosen. Die
Frage: Sozialliberalismus oder rechter Populismus? wird uns über
die Wahl hinaus und unabhängig von ihrem Ausgang weiter beschäf
tigen.

Die Linke hat die Wahldiskussion unter den Fragen geführt: Wie
Strauß verhindern? und Wieder„kleineres Übel" wählen?

Bei aller Zersplitterung und Machtlosigkeit könnte die Linke die
Macht haben, durch geschlossene Stimmabgabe eine Regierung
Strauß zu verhindern. Durch die Wahlerfolge der Grünen in den Län
dern scheint das auch möglich, ohne sich unter das Joch der Wahl
zwischen „Übeln" zu beugen. Diese Perspektive einer Einigung auf
eine eigenständige Haltung inder Wahlfrage bei allen Differenzen und
unterschiedlichen organisatorischen Bindungen setzt eine maximale
Mobilisierung der Linken zur Wahl voraus - noch mehr: ihr Hinein
wirken bis tief in den Einflußbereich des Gegners auf der Rechten.
Manche hat das dazu bewogen, nun umso mehr mit Abgrenzungen
und falschen Gleichungen die jeweils andere Abteilung der Linken
einzuschüchtern und zur Einheit zu zwingen: mit „Schmidt=Strauß"
gegen Gewerkschafterund SPD-Linke, mit „Hilfstruppen von Strauß"
gegen die Grünen usw. Die Abgrenzer erreichen damit das Gegenteil
von dem, was sie erreichen wollen.

Keine linke Gruppierung kann allein die Linke mobilisieren. Jede lin
ke Gruppierung mobilisiert allein sogar ihr eigenes Potential weniger
als mitanderen zusammen. Nurindem Maße, wiewirgemeinsam und
dadurch erfolgversprechend gegen Rechts kämpfen (Stoppt-Strauß-
Komitees, Gewerkschafter gegen Rechts; Rock gegen Rechts u.a.);
wie wirüber die Parteigrenzen hinweg an einer gemeinsamen theore
tischen und politischen Kultur arbeiten (Volksuniversität, Sozialisti
sche Konferenz; Großer Ratschlag; Gesundheitstag u.a.); wie wir in
Anerkennung der kontroversen politischen Orientierungen und Or
ganisationen in der Linken an einem praktischen Zusammenhalt ar
beiten, ohne diese Kontroversen auszusparen - nur in dem Maße
können wir die eigenen Kräfte maximal mobilisieren, können wir bis
weit ins bürgerlich dominierte Lager hineinwirken und Menschen zum
eigenständigen politischen Handeln ermutigen und dadurch die er
starrten politischen Blöcke in Bewegung bringen. Jede Wahlempfeh
lung muß in einer solchen Perspektive eines linken Blocks begründet
sein.

Jede Linksblock-Strategie setzt die Analyse des Blocks an der
Macht und alternativer bürgerlicher Blockbildung voraus. Eine sol
che Analyse muß offenlegen, warum die Menschen in den alten poli
tischen Formationen verharren. Sie muß das Politische als eigenstän
dige, nichtreduzierbare Dimensionernstnehmen und als widersprüch
liche Formierung von Interessen und Lebensweisen der Massen be-
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Editorial 5

greifbar machen.IndiesemSinneversuchendiefolgenden Analysen,
die beiden großen politischenBlöckeunter dem Aspekt ihrer hegemo-
nialen Kapazität zu fassen und dazu neue Begriffe auszuprobieren.
Dabeiführenwirdie imAufruf zur Mitarbeit an diesem Bandangefan
gene Kontroverse um die Gefährlichkeit einer rechtspopulistischen
Politik fort(vgl. die Thesen von Michael Jäger und Wieland Elfferding
inArgument 119). Gibtes einen Rechtsruck imBürgerblock,der nicht
notwendig zum Faschismus führt, aber Massen gegen gewerkschaft
liche und reformistische Politik zu mobilisierenvermag? Verspieltdas
sozialliberale Konzept der Integration der abhängig Arbeitenden in
den Staat bei anhaltender Krise seinen Kredit? Oder erweist es sich
mitder Entwicklung eines sozialliberalen Korporatismus, einer schlei
chenden Verstaatlichung der Gewerkschaften, die in dem von Pou-
lantzas beschriebenen „autoritären Etatismus" resultieren könnte,
als das langfristig überlegene? Was kann die Linkegegen beide Ge
fahren tun?

Weder bei der Untersuchung der verschiedenen Politikbereiche,
um deren Dominierung die Blöcke kämpfen, noch bei der Analyse von
Handlungschancen der Linken beanspruchen wir Vollständigkeit.
Das Gewicht liegt auf der Entwicklung und Diskussion neuer politik
wissenschaftlicher Paradigmen (Populismus, politischer Diskurs;
Konservatismus als parteiübergreifendes Konzept; Korporatismus;
Volkspartei usw). An der ursprünglichen Konzeption, die eine verglei
chende Untersuchung der „Kampffelder" Bildung, Familie, Gewerk
schaften, Medien vorsah, mußten wir erhebliche Abstriche machen.
Hier stellten sich grundlegende Defizite materialistischer Politikana
lyse heraus: nach wie vor untersuchen Marxisten die herrschende
Politik nicht darauf, wie sie wirkt, sondern warum sie „falsch" ist. Ge
fragt wird immer, inwiefern die herrschende Politikden Interessen der
Beherrschten nicht entspricht, statt: wie trotz antagonistischer Inte
ressen eine „Entsprechung" im Politischen organisiert wird und wie
diese von links aufgebrochen und umgebaut werden kann. Durch
jene abstrakt richtige aber selbstentwaffnende Fragestellung, mit der
wir zu brechen vorschlagen, liegen für wichtige Stützpunkte bürger
licher Hegemonie - Medien, Familie, Kirche usw. - keine Kenntnisse
vor, die hätten präsentiert werden können.
In diesem Band wird kein homogenes Konzept der Politikanalyse ver
treten. Die Autoren versuchen mit verschiedenen Ansätzen, in Aus
einandersetzung mit dem Material ein Stück aufeinander zuzugehen.
Wo neue Begriffeeingeführt werden, sind sie als Vorschlag und Auf
forderung zur Diskussion zu verstehen. Auch die zentralen Begriffe
Populismus und Sozialliberalismus bleiben mit Fragezeichen stehen:
bezeichen sie klar unterscheidbare politische Blöcke oder Fraktionen
eines herrschenden Blocks? Liegen sie überhaupt auf derselben
„Ebene" oder bezeichnet „Rechtspopulismus" nurein Merkmal des
unter Strauß formierten Blocks? Diese Fragen müssen weiter unter
sucht werden. W.E./M.J.

ARGUMENT-SONDERBAND AS 51 0



Wieland Elfferding

Strauß, das Kapital und die Linke

Jede Politik enthält eine bestimmte Anschauung von den Ver
hältnissen, in die sie eingreift, eine Theorie. Das gilt auch dort, wo
diese Theorie nicht ausgeführt ist. Umgekehrt sind Theorien poli
tisch, sofern sie mit ihren Begriffen Richtungen festlegen für Ein
griffe in die Verhältnisse. Im Folgenden sollen ausgewählte Vor
schläge, Strauß zu begreifen, darauf geprüft werden, ob sie wirk
sam gegen ihn zu kämpfen erlauben. Dabei kommen einige über
greifende Probleme materialistischer Politikanalyse in den Blick,
für deren Lösung im zweiten Teil thesenhaft eine Richtung skiz
ziert wird.

1. Positionen zu Strauß

1.1. Wer macht die Politik?

Reinhard Kühnl und Norman Paech, die Initiatoren der Aktion
„Gemeinsam gegen Rechts - Stoppt Strauß jetzt!", sehen in
Strauß1 den „Machtanspruchder rücksichtslosesten Wirtschafts-,
Finanz- und Militärkreise" mit dem Ziel der „radikalen Ausmer
zung aller politischen .Entartungserscheinungen' - von der Ent
spannungspolitik bis zu gewerkschaftlichen Positionen, von Abrü
stungsforderungen bis zu Bürgerinitiativen und fortschrittlicher
Frauenbewegung." (Kühnl/Paech 1979,1522) Inder Kanzlerkan
didatur von Strauß drücke sich aus, „daß diejenige Fraktion der
herrschenden Klasse, die auf die politische Konzeption und Stra
tegie von Strauß setzt, rapide und wesentlich erstarkt ist." (Kühnl
1980, 4).

KeinMarxistwirdbezweifeln, daß eine „Politik der rigorosen Zu
rückdrängung gewerkschaftlicher Forderungen und drastischer
Umschichtung des Staatshaushaltes zugunsten der Privatwirt
schar (Huffschmid 1980,68) imInteressedes Kapitals liegt. Aber
wie können wirStrauß als Gegner ernstnehmen, wenn der wahre
Täter das Kapital ist? Die Frage scheint unsinnig, weil Strauß
doch gerade als Vertreter vonKapitalinteressen ernst zu nehmen
ist. Dennoch: dieser Begriff erlaubt nicht, den politisch entschei
denden Unterschied zu machen zwischen den ökonomischen In
teressen des Kapitalsan guten Bedingungen der Profitproduktion
und den verschiedenen Formen ihrer„Vertretung" im Politischen.
Süverkrüp singt:

ARGUMENT-SONDERBAND AS 51 0



Strauß, das Kapitalund die Linke 7

Früher mal war die CDU die Partei des Großkapitals.
Heute hingegen ist sie
die Parteides Großkapitals.
Darin besteht der haarfeine Unterschied.
Zur SPD.

Die war früher nicht so.

Inder entwaffnenden Karikatur sophistischer Politikerredeent
larvt Süverkrüp das herrschende Interesse des Großkapitals als
ihrenWitz. Diepolitische Analysewird aber ihrer Waffen beraubt,
wenn sie Parteien, Fraktionen, Personen nurnoch als egale Per
sonifikationen der herrschenden Klasse abbildet.

Nun kann zu Recht eingewandt werden, daß Kühnlverschiede
ne Fraktionen des Kapitals unterscheidet, deren reaktionärste
und aggressivste von Strauß vertreten werde, während - so darf
man folgern - andereTeiledes Kapitals von Schmidt undden So
zialliberalen vertreten werden: Ein historischer Nachweis dieses
Zusammenhangs von bestimmten Kapitalgruppen mit bestimm
ten ökonomischen Interessen und den beiden großen politischen
Blöcken ist bisher unseres Wissens nichtgeführtworden.Wirwis
sen, daß beide Verbindungen zu exportorientierten Teilen des
westdeutschen Kapitalshaben (Rüstungszentrum München, Ost
handel),denen nachderhierreferierten Auffassunghäufigbeson
dere „Aggressivität" zugeschrieben wird. Unabhängig von dieser
Frage, die weiter untersuchtwerden muß2, gilt selbst dann, daß
die Formierung der politischen Blöcke weder unmittelbar auf der
„Ebene" der spezifischen Verwertungsinteressen dieser oder je
ner Kapitaifraktiongeschieht, noch direkt aus ihnen erklärt werden'
kann.

1.2. Strauß und die Krise

Kühnl faßt Strauß, wie oben zitiert, als „Antwort"der aggressiv
sten Kapitalfraktion auf die Krise. Nach Kühnl ist in kapitalisti
schen Gesellschaften folgender Zusammenhang von Herr
schaftsformen und langfristigen ökonomischen Konjunkturen
festzustellen:

Prosperität - Demokratie (Integrationismus)
Krise - „autoritärer Staat" (Konfrontationspolitik)
InZeiten der Prosperität kann sich die herrschende Klasse par

lamentarisch-demokratische Regierungsformen leisten, es gibt
genügend „Spielraum" fürZugeständnisse an die Arbeiterklasse;
in der Arbeiterbewegung dominieren reformistische und integra-
tionistische Richtungen.
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8 WielandElfferding

„Indem Maße, in dem ökonomische Krisenerscheinungen an Tiefe und Dauer
zunehmen und schwerwiegende soziale, politische und ideologische Folgen
hervorrufen, verstärken sich die Versuche der herrschenden Klasse, das poli
tische Instrumentarium zu verändern,um die neuen Verhältnisse optimal be
wältigen zu können." (Kühnl 1980,4)

Kühnls Analyse bewegt sich hier weiter im Klassendiskurs: die
herrschende Klasse versucht, verändert, bewältigt usw. Die Pro
bleme, die sich nach Kühnl „für die herrschende Klasse" in Kri
sensituationen steilen, haben allerdings nicht unmittelbar mit
Ökonomie - mit Ausbeutung, Verteilung usw. - zu tun, sondern
mit Politik: Wie können die Krisenlasten der arbeitenden Bevölke
rung aufgebürdet werden? Wie können die durch die Krise mobili
sierten politischen Potentiale zur Stabilisierung der bestehenden
Eigentumsordnung umgelenkt werden? Wie können die Herr
schenden die Krise zu einer offensiven Neuverteilung der politi
schen Machtund des gesellschaftlichenReichtumsnutzen? (Vgl.
Kühnl 1980, 4f.)

Diese Fragen können von den Mitgliedern der herrschenden
Klasseals Ausbeuter und Organisatorendes kapitalistischenPro
duktionsprozesses nicht beantwortet werden. Soweit ein Unter
nehmer als Mitglied einer Vereinigung,einer Partei usw. indie Po
litik eingreiftund an der Ausarbeitungvon „Antworten" auf die Kri
se mitwirkt, bedient er gesellschaftliche Praxisformen, deren Ge
setzmäßigkeiten nicht in Begriffen der Kritik der politischen Öko
nomie analysiert werden können. Selbst wenn er „Druck" auf die
Regierung ausübt, fängt doch die Politik erst da an, wo diese den
„Druck" in ein Programm, ein Gesetz usw. „übersetzt".

DieAnnahme langfristiger ökonomischbedingter Konjunkturen
politischer Herrschaftsformen besticht dadurch, daß sich damit
Knotenpunkte der Geschichte des 20. Jahrhunderts auf den er
sten Blick plausibel darstellen lassen - die faschistische Offensi
ve am Ende der Weimarer Republik wie die Kanzlerkandidatur
von Strauß. Aber unterstellt diese Analyse nicht, daß der Strate
giewechsel in der politischen Herrschaft schon in den ökonomi
schen Interessen des Großkapitals festgelegt und vorbestimmt
ist? Wird damitnicht unterstellt, daß der Kampf der Parteien, Frak
tionen, Parteiführer usw. nurdie„Umsetzung" oder Realisierung
dieses insökonomische eingeschriebenen Strategiewechsels ist
undnichtdie wirkliche Entscheidungüber ihn,die dann auch noch
anders ausfallen könnte? Werden damit nicht notwendig diepoliti
schen Gegensätze im Block an der Macht, die Brüche in der bür
gerlichen Hegemonie und die Eingriffsmöglichkeiten der Linken
unterschätzt?
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Strauß, das Kapital und die Linke 9

Von einem ganz anderen Standpunkt aus kritisieren die Soziali
stischen Studiengruppen (SOST) die Position Kühnls (ohne sie
allerdings offen zu nennen).

„DieUnionsparteien sind keineswegs nurdie Staffage, hinterderdie Monopol
herren die Drähteziehen. Sie repräsentieren ein Klassenbündnis der Mehrheit
der Kapitalistenklasse und der traditionellen Mittelklassen mit großen Teilen
der Lohnabhängigen, dem die politischen Repräsentanten der Mittelklasse
entscheidende ideologische Impulse geben.* (SOST 1980,39)

Als „Trägerder Rechtswende in der Unionspolitik" bestimmen
die SOST die traditionellen Mittelklassen. Ihre Privilegien seien
durch die „verstärkte Konkurrenz durch den eigenen Nachwuchs"
und durch die „Beschränkung der öffentlichen Mittel" gefährdet.
Sie würden „starke professionelle Vorurteile" entwickeln und
„ausgeprägtkorporativistische Strategien" (40).„DiesesZentrum
korporativer Strategien verbindet sich mit entsprechenden Nei
gungen und Haltungen bei höherqualifizierten undbesser verdie
nenden Lohnabhängigen" (42).

Nach der These der SOST stehen hinter Strauß die durch die
sozialliberale Reformpolitik der frühen 70er Jahre begünstigten
Kleinbürger (hauptsächlich die sog. „freienBerufe"), die nun ge
meinsam mit besserverdienenden Arbeitern zur Erhaltung ihrer
Privilegien gegen die Bildungs- und Sozialpolitik derselben So
zialliberalen protestieren. Zur Begründung ersetzen die SOST
den „unklaren Begriff vom Unternehmerlager durch den sozial
statistisch treffenderen Ausdruck .Selbständige'" (39). Sie stoßen
inden Unionsparteien auf eine Überrepräsentanzder „Selbstän
digen", und darunter wieder der „traditionellen Mittelklassen"
(ebd.).

Nun wird niemanden verwundern, daß es in der CDU/CSU mehr
Zahnärzte und Bauern gibt als Großkapitalisten; die Frage ist, ob
die Politik einer Partei aus der Zusammensetzung ihrer Mitglie
derschaftabgeleitetwerden kann. DieSOST versuchen das über
das Mittelglied der „Bewußtseinsformen", hierder „korporativen".
Aber warum sollte die Wahrung von Privilegien und Besitzstand
nach rechts ausschlagen? Sind wirnichtbei dem gleichen Dilem
ma der Politikanalyse wie bei Kühnl angelangt - nurdaß Strauß
jetzt aus den Klasseninteressen des Kleinbürgertums und nicht
der Großkapitalisten erklärt werdensoll? Der Verweisder SOST
auf Formen des Alltagsbewußtseins könnte nützen, wenn er mit
einerAnalyseihrer Oberformung undFunktionalisierung durch die
politischen Apparate verbunden wäre. Aberhier endet die Unter
suchung bewußt:
„Die These vomKonzeptwechsel des Monopolkapitals bedarf immer derEr-
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10 Wieland Elfferding

gänzung durch die These von der praktisch unumschränkten Manipulierbar-
keit von Bewußtseinsformen.* (42)

Diese Kritikwird unklar, wenn es wenige Zeilen weiter heißt, die
Wirksamkeit des Konzepts der Unionsparteien beruhe „nicht auf
raffinierter Verführung durch die Monopolherren, sondern aufdem
geschickten Ausnutzen von korporativen, berufsegoistischen und
individualistischen Interessen..." (ebd.) Inwelchem Interesse und
mit welchem Ziel werden denn diese Interessen „ausgenutzt"?
Setzt das „Ausnutzen" nicht eine diese Interessen umfassende
und dominierende politische Strategie voraus, von deren Wechsel
Kühnl gerade spricht? - Kühnl läßt für die Untersuchung politi
scher Strategien und ihrer Veränderungen Raum, soweit es die
Rede von den Klassen als politischen Subjekten zuläßt; bei den
SOST schrumpftdas Politische vollendszu einem Epiphänomen
ökonomisch determinierter Bewußtseinsformen.

7.3. „Autoritärer Staat"?

Reinhard Kühnl spitzt mitseiner These des Strategiewechsels
der herrschenden Klasse ein Befürchtung zu, die viele in ihrem
Kampf gegen Strauß bewegt: daß eine Regierung Strauß einen
deutlichen Ruck in Richtung Abbau demokratischer Rechte und
Unterdrückung der Linken bedeuten würde. Kühnl nimmt an, daß
die herrschendeKlassesich inder Krise zunehmendvonintegra-
tionistischen undparlamentarisch-demokratischen Formen politi
scher Herrschaft abwendet und eine Transformation des politi
schen Systems zum „autoritären Staat" betreibt. Allerdings
schrieb er schon in seinem Gutachten über „die von Franz Josef
Strauß repräsentierten politischen Kräfte und ihr Verhältnis zum
Faschismus":

„Wederdie Ideologie noch das tatsächliche politische Verhalten von Strauß
und der von ihm repräsentierten Kräfte können als Ganzes oder in ihren we
sentlichen Teilen als faschistisch bezeichnet werden." (Kühnl 1972, 552)

Als wichtigste Unterschiede zwischen Faschismus und CSU
nannteKühnl damalsAntikapitalismus, Antiklerikalismus, Organi
sationsform (uniformierte und bewaffnete Parteiverbände) und
prinzipiellenAntidemokratismus des deutschen Faschismus. An
dererseits hieß es:

„Sowohl die Ideologie wie das tatsächliche politische Verhalten... weisen je
doch Merkmale auf,diealsspezifischfaschistisch charakterisiertwerdenmüs
sen. Dasgilt vorallem für dieAgitation gegenüber Minderheiten, dieaus dem
Bereich des Humanen ausgesondert werden." (Kühnl 1972,552)
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Wenn nun die herrschende Klasse heute auf andere als parla
mentarisch-demokratische Herrschaftsmethoden sinnt, dann wä
re doch schon eine wichtige Schranke in Richtung Faschismus
durchbrochen. Kühnl betont aber, daß die „Tendenz zu einer fa
schistischen Diktatur" nicht die Hauptgefahr sei, sondern die
Hauptgefahr sei der autoritäre Staat. Er sei dadurch charakteri
siert, daß demokratische Rechte und rechtsstaatliche Garantien
ausgehöhlt würden unter Beibehaltung „gewisser Fassadenstük-
ke der parlamentarischen Demokratie" (Kühnl 1979,28).

Hier bleibt eine UnklarhettJ<önnten „Fassadenstücke" des Par
lamentarismus den Unterschied einer Strauß-Regierung vom Fa
schismus begründen? Müssen wir überhaupt annehmen, daß
Strauß nur noch „Fassadenstücke" der Demokratie stehenlassen
wird? Daß sich die Repression der Linken verschärfen würde und
daß Strauß gerade deswegen bekämpft werden muß, ist klar.Aber
vielleicht müssen wir umgekehrt fragen: wie hat sich das Instan-
zengefüge des Parlamentarismus/efzf schon so verschoben, daß
Berufsverbote, Polizeiwillkür usw. ohne genau absehbare Gren
zen möglich waren und weiter möglichsind? Ist vielleichtnicht nur
- wie MichaelJäger in diesem Band argumentiert - ein sozialli
beraler Korporatismus in Verbindung mit Parlamentarismus
denkbar, sondern auch ein CSU-Staat, der Parlamentarismus mit
neuen Formen der Massenmobiiisierung von rechts verbindet, um
oppositionelle, insbesondere gewerkschaftliche Bewegungen
weit „unterhalb" der Repression abzublocken (etwa nach dem
Modelldes Volksbegehrens gegen die Gesamtschule in NRW)?
- Diese Fragen müssen weiteruntersucht werden. Bisherkönnen
wirdie spezifische Wirkungsweise der CSU-Politik nur am Bei
spiel Bayerns und des Wahlkampfs analysieren.

1.4. Strauß und die Massen

Das Grundproblemder Erklärung von Strauß als dem „starken
Mann des Kapitals" ist, daß sie die Massenwirkung seiner Politik
aus anderen als den Kapitalinteressen ableiten muß. Unter Bezug
auf den Nationalsozialismus in Deutschland formuliert Kühnl das
Problem so:

„Die Gewinnungvon Massen aberistnurmöglich, wenn eine politische Bewe
gung sich glaubwürdig darstellen kann als Bewegung des kleinen Mannes,
wenn sie an Bewußtseinsformen und Ressentiments anknüpft, die inden Mas
sen lebendig sind,wenn sie sozialeDemagogie ingroßemMaßstab betreibt.*
(Kühnl 1980,7)

ARGUMENT-SONDERBAND AS 51 ©



12 WielandElfferding

Kühnl sieht die ideologische Arbeit der Rechten so: da gibt es
„aus der realen Krise erwachsende" Ängste in der Bevölkerung
(Kühnl 1980,9), die durch „politische Kampagnen verstärkt" wer
den. Politik als ideologische Arbeit wäre demnach Handhabung
(Manipulation) von Bewußtseinsformen. Aber leben die Eltern,
von denen Kühnl beispielsweise redet, und denen „suggeriert"
wird, „daß der .sozialistische' Staat ihnen durch Gesamt- und
Ganztagsschulen, durch .kulturrevolutionäre' Umwälzungen die
Kinder wegnehmen und im Geist des .Kollektivismus' .indoktrinie-
ren' wolle" (Kühnl 1980, 9) - leben diese Eltern nicht wirklich ei
nen ungelösten Kompetenzstreit zwischen Familie und Staat?
Sozialliberale Reformpolitik hat die Brechung des Bildungsprivi
legs, die Erweiterung von Kenntnissen und gesellschaftlicher
Handlungsfähigkeit für viele zugleich als Kompetenzenfzug orga
nisiert - als bürokratische Bildungsreformohne Entwicklungder
Selbstbildungskräfte von Eltern und Schülern. Der Sozialliberalis
mus hat den Widerspruch zwischen Vergesellschaftungsanforde
rungen und -fähigkeiten für die Familien objektiv verschärft. Erst
diese Erfahrung wirklicher Inkompetenz (Unfähigkeit/Unzustän
digkeit) bei weiterbestehender Kompetenzerwartung an die Eltern
erlaubt die Reartikulation ihres Protests als „Anti-Staat" und „An
ti-Kollektivismus" ineinem rechten politischenDiskurs (vgl.hierzu
die Beiträge zur Diskursanalyse von Haug, Lindenberger und
Seelbach in diesem Band).

Werfenwirzum Vergleich einen Blick auf die Positionvon Hajo
Funke und Bodo Zeuner. IhreThese ist, etwa salopp, zusammen
gefaßt indem Titel „Profit aus der Angst" (Funke/Zeuner1980,3).
Im ersten TeilihrerAnalyseinterpretieren sie das wirtschaftspoliti
sche Programm der CDU/CSU unter dem Kandidaten Strauß
nach ihrem „klassenspezifischen Gehalt", der „in einer grundle
genden Neubestimmung des Staates in Bezug auf den ökonomi
schen Prozeß" liege (Funke/Zeuner 1980, 4). Das Maßnahmen
bündel zur Kürzung des Staatshaushaltes um ein Sechstel, „bru
tale Klassenpolitikim Interesse des Kapitals", solle durch „direkte
Einbeziehung des Staates in den Klassenkampf auf Seiten des
Kapitals" durchgesetzt werdenundunterscheidesich gerade dar
in von der SPD-Politik der „Befriedung durch Interessenaus
gleich" und Kooperation der Klassenorganisationen (Funke/Zeu
ner 1980,11).

Im zweiten Teil untersuchen sie die Durchsetzung des Strauß-
schen Programms mittels „Psychologie". „StraußeinzigeChance
ist,den Klassencharakterseiner Politik zuverschleiern..." (Funke/
Zeuner 1980, 12). Schon im Vorspann schreiben die Autoren,
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Strauß' Politik sei nur durchsetzbar. „wenn die materiellen Inter
essen der Wähler im Wahlkampf durch eine .Psychologie' von
rechts verdeckt werden" (Funke/Zeuner 1980, 4). Methodisch
stoßen wir hier auf dieselbe Konstruktion wie bei Kühnl: eine
Theorie der Klassenbestimmung von Politik wirddurch eine Theo
rie der Durchsetzung dieser Politik ergänzt, die unverbunden ne
ben dem ersten Ansatz steht.

Es scheint, als sei das Bewußtein der Massen, ihreErfahrungen
usw. ein äußerer, zusätzlicher Faktor, den „das Kapital" (außer
seinen Interessen) dann auch noch bedenken muß, um erfolg
reich sein zu können. Diese Konstruktion ist theoretisch und poli
tisch unbefriedigend.Wir können Politik nichtbegreifen, wenn wir
denken, zuerst würde die Kapitalistenklasse eine Strategie ausar
beiten, wo am Schluß der Kanzlerkandidat Strauß als „starker
Mann des Kapitals" steht, und dann wird - gleichsam taktisch -
eine „Umsetzung" unter Berücksichtigung des Bewußtseins der
Massen konzipiert,die fürdie Mehrheitgebraucht werden. Die hi
storische Entwicklung einer „Politik des Kapitals" ist vonAnfang
an die Verknüpfung der Lebensweisen, Erfahrungen, Interessen
bestimmter Massen der Bevölkerung mitdenen des Kapitals - in
der Form der Unterstellung derersteren unterdie letzteren. Das ist
nicht eine bestimmte Seite der Politik,kein Aspekt, sondern das ist
sie selbst. Ziehen wirdie hegemoniale Arbeit an der „Hinaufarbei
tung" ins Politische, wie Gramsci das genannt hat, von der Politik
ab, - dann bleibt nichts mehr von ihr übrig. - Praktisch-politisch
ist an der hier kritisiertenSichtweise unbefriedigend, daß sie durch
die Interpretation der Straußschen Politik als Manipulation eine
linke Politik bloßer Aufklärung oder Gegenmanipulation nahelegt.

2. Rechtspopulismus gegen Sozialliberalismus

Das Grundproblem politischer Analyse besteht in der Bestim
mung der handelnden Subjekte. Unter Marxisten werden bisher
überwiegend die Klassen als politische Subjekte angesehen. So
fern von anderen Subjekten, von Staat, Parteien usw., die Rede
ist, werden sie als Derivate der Klassen bestimmt, die also auf die
Klassen zurückführbar/reduzierbar sind - womit wir wieder bei

den Klassen landen. Für eine materialistische Theorie des Politi

schen bringt diese Annahme erhebliche Schwierigkeiten mit sich.
Die naheliegendste ist die folgende: als Klasse stehen die Arbeiter
in einem Antagonismus zum Kapital und haben das Interesse,
diesen Antagonismus zu entwickeln und zu lösen - also die Re
volution zu machen. Machen sie, wie nun schon seit 60 Jahren,
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die Revolution nicht, dann muß das andere Gründe haben, die mit
der Bestimmung der Klasse als politischem Subjekt nichts zu tun
haben. Damit ist aber eine theoretische Verknüpfung des Kerns
des Marxismus, der Theorie der Ausbeutung und des Klassen
kampfs, miteiner Erklärungder Politik verbaut. Dem entspricht ein
ständiger Mangel an wissenschaftlicher Fundierung praktischer
politischer Handlungsmöglichkeiten der Arbeiterbewegung. -
Bisher ist nur von wenigen Marxisten der Schluß gezogen worden,
daß das politische Subjekt anders bestimmt werden muß (z. B.
Gramsci, Ingrao, Laclau).

Im Politischen handeln im allgemeinen nicht Klassen, sondern
Parteien (Jäger 1979). Der für die Produktionsverhältnisse der
Menschen entscheidende Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital
ist hier nicht der entscheidende; hier wird vielmehr über seine Ent
wicklung mitentschieden. Der Klassenantagonismus ist ins Politi
sche übersetzt, d. h. in aus dem Klassenantagonismus nicht
bruchlos ableitbare Antagonismen, die zueinander wiederum in
nicht a priori festgelegten Beziehungen stehen.

Einfach als „Partei des Großkapitals" z. B. hätte die CDU in den
ersten beiden Jahrzehnten der Bundesrepublik nicht regieren
können; der „CDU-Staat" war nicht einfach der „Staat der Mono
pole". Entscheidend war vielmehr, daß die CDU die Lösung der
ökonomischen Probleme (Wiederaufbau, Wirtschaftswachstum,
Vollbeschäftigung) mit einem Konzept der nationalen Frage (Wie
dervereinigung und Antikommunismus) so verbinden konnte, daß
die Formierung der Arbeiterbewegung zu einer politischen Kraft
verhindert wurde. Die freiwilligeZustimmung der Massen zur Re
konstruktion monopolkapitalistischer Herrschaft konnte weder
durch „Bestechung" noch rein durch Zwang (der gleichwohl im
mer eine die Ideologie abstützende Rolle spielt, z. B. Kommuni
stenverfolgung von Anfang der 50er Jahre an) organisiert werden.
Schon das Konzept der sogenannten „Wohlstandsgesellschaft"
und des „Wirtschaftswunders" kann nicht als ökonomische Be
stechung oder ideologischer Betrug begriffen werden, sondern
nur als Entwicklung einer bestimmten Lebensweise, in der die Be
dürfnisse der Massen aufgenommen und zugleich so ideologisch
überformt sind, daß sie keinen Klassensinn ergeben und in aktiver
Obereinstimmung mit der herrschenden Ordnung stehen.

Was wir so zu umschreiben versucht haben, ist der für die Politi
kanalyse zentrale Begriff der Hegemonie. Die bürgerliche Hege
monie, die die der Arbeiterklasse ausschließt, besteht in der stän
digen Umarbeitung der potentiellsystemsprengenden Antagonis
men und um sie gruppierten Praxen in systemkonforme; die He-

ARGUMENT-SONDERBAND AS 51 ©



Strauß, das Kapital und die Linke 15

gemonie ist dieser Prozeß der Obersetzung von ökonomischen
und Klassenantagonismen in demgegenüber verschobene Anta
gonismen und Formen ihrer Austragung. Hegemonie setzt in die
sem Sinne eine pluraie Struktur politischer Kräfte voraus, in der
sich ein Konsens über diese Formen der Austragung bilden kann.
Die entscheidende hegemoniale Arbeitleisten dabei die Parteien,
die den Zusammenhang all dieser Kampffelder und Praxen durch
ihre Unterordnung unter ein nationales politisches Konzept her
stellen. Den hierarchisch angeordneten Zusammenhang von poli
tischen Praxen und Orientierungen - vom ökonomischen bis zur
Bestimmung der Stellung der Nation in der Welt - nennen wirei
nen Block.3 Der Block vereinigtverschiedene und gegensätzliche
Klassen bzw. Klassenteile, aber nicht als Klassen, sondern als po
litische und ideologische „Zusammenschlüsse" - seien sie orga
nisiert oder nur durch Konsens zusammengehalten.

Wie können wir das Verhältnis von Parteien und Blöcken be
stimmen? Aus dem bisher Entwickelten ergibt sich zweierlei: ein
mal können die Parteien nicht als Klassenparteien in dem Sinne
gefaßt werden, daß sie Klassen repräsentieren - gleichsam
Sprachrohre von Klasseninteressen sind. Andersherum: sie orga
nisieren die Hegemonie einer Klasse durch die Entwicklung klas
senübergreifender, insbesondere die ausgebeuteten Klassen
umfassende Praxen und entsprechender Bewußtseinsformen.
Zweitens können die Parteien auch nicht als Repräsentanten von
KlassenbünoVw'ssen analysiert werden. Sie sind vielmehr diese
Bündnisse, die zwischen den Klassen als Kapitalisten, Lohnarbei
ter, Bauern usw. nicht geschlossen werden können.

Die Parteien nehmen an der Bildungvon Blöcken teil, die Gren
zen der Blöcke fallen aber weder mit den Grenzen von Parteien
überhaupt noch mit denen bestimmter Parteien zusammen. Der
christlich-soziale Block („CDU-Staat") umfaßte in den 50er und
60er Jahren außer den Unionsparteien große Teile der FDP und
kleineTeileder SPD. Sein politischer Unterbau inder societä civi-
le bestand neben der katholischen Kirche aus einer Vielzahl von
Vereinen, Stiftungen usw. im Vorfeld der Parteien. Die Schwä
chungdes konservativen Blocks wurde Mitte der60erJahredeut
lich mit der ersten schweren Wirtschaftskrise, Bildung der großen
Koalition, Formierung der oppositionellen Intelligenz teils um die
FDP, teils um die Studentenbewegung und dem heftigen Eintre
ten der EKD für eine Wende in der Politik gegenüber den soziali
stischen Ländern. Die Erschöpfungder hegemonialen Kapazität
der CDU,ihre Unfähigkeit, eine neue programmatische Synthese
von ökonomischer Krisenbewältigung, nationaler Frage und Re-
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Formierung der Intellektuellen (Bildungsreform) zu formulieren,
ließ die SPD im Bündnis mit evangelischer Kirche, Intellektuellen
und Gewerkschaften diese Politikfelder besetzen, damit Teile des
alten Blocks abspalten und zum sozialliberalen Block formieren.

Die Schwierigkeit für jede rechte Politik in der Bundesrepublik
besteht heute darin, daß sie sich einem Zusammenhang von inter-
klassistischen Praxen der wohlfahrtsstaatlichen Regulierung der
„sozialen Frage" gegenübersehen, der bisher gut funktioniert und
fest in den sozialliberalen Block eingebaut ist. Das sind die vielfäl
tigen Formen der Lohnpolitik, Sozialversicherung, korporativer
Absprachen usw., die die Arbeiterklasse auf viele gegenüber dem
Klassengegensatz dezentralisierte Fronten „verteilt" und die als
„typisch sozialliberal" gelten. Die Rechte hat bis 1979 versucht,
zentrale Stücke sozialer Reformpolitik aus dem sozialliberalen
Diskurs herauszulösen - ohne Erfolg, ohne Einbrüche in das in
stitutionalisierte System der Lohn- und Sozialpolitik. Inzwischen
hatte der Sozialliberalismus die beiden Ordnungsprinzipien seiner
Politik - Friedenspolitik und Reformpolitik - selbst aufzugeben
begonnen, weilunter den Bedingungen der Kriseihre Fortführung
nur durch Basismobilisierung gegen die Rechte und die Unterneh
merverbände, also mit einem reformistischen „populistischen
Bruch"4 möglich gewesen wäre. Damit wärenaber die Schranken
des Sozialliberalismus selbst in Richtung sozialistischer Politik
und linker Bündnisse gebrochen gewesen.

Diesozialliberale Verwaltung des selbst betriebenenVergesell
schaftungsschubes von oben und die Abschiebung der Krisenla
sten an die Arbeiter, kleinen Angestellten und Selbständigen so
wiean die Intellektuellen setzt zunehmendeinsozialheterogenes
Potential von „kleinen Leuten" frei, die aus dem institutionell stabi
lisierten Konsens über die Lösungder sozialen Grundfragen der
Gesellschaft herausgehen.Siebilden das Potential, das für popu
listische Ansprachen von links oder rechts bereit ist.

Strauß hat diese Gruppe von Menschen nichtals Potential rech
ter Politik entdeckt (vgl. Geißlers „Neue Soziale Frage"). Vielmehr
liegtdas Neue inder Formder politischenMobilisierung, inder An
sprache dieses Potentials. Wirnehmen dafür den Begriff des Po
pulismus auf, wie er von Laclau weiterentwickelt worden ist5. Dar
unter verstehen wirElemente eines politischen Diskurses, die sich
nicht auf eine Klasse, Partei o.a. beziehen, sondern auf das Volk
- im Sinne des Volkes da unten, des Volks mit plebejischem
Selbstverständnis, das sich lebt und versteht gegen „die da
oben"6. Das Volk in diesem Sinne hat eine eigene, und eigens zu
untersuchende Realität: die Straße, den Stammtisch, das Volks-
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fest, bestimmte Witze usw. - eine ganze, mehr oder minder zu
sammenhängende Kultur. Ohne sich auf diese Praxen und Be
wußtseinsformen einzulassen, ohne den Versuch, sie in den eige
nen Diskurseinzugliedern - so die These von Laclau - kann kei
ne Klasse die Hegemonie erringen oder erhalten.

Der Begriff des Populismus bezeichnet keinen vollständigen
politischen Diskurs wie etwa „Sozialliberalismus". Er bezeichnet
vielmehr eine bestimmte Art der Formierung des „Volks"-Ele-
ments eines politischen Diskurses. Ein populistischer Diskurs ist
allgemein, egal ob linksoder rechts, durch drei Momente charak
terisiert: 1. er artikuliert die demokratischen7 Diskurselemente
(Ideologeme), die Teile der Bevölkerung zu klassenübergreifen
den Konsenspolen zusammenschließen (z. B. gegen hohe Steu
ern, Frauen gegen die Männer usw.); 2. er ordnet diese demokra
tischen Diskurselemente um ein populäres Zentrum an, um das
herum sich die Teil-Massen in einer Front versammeln (z. B. ge
gen die Beschneidung der individuellen Freiheiten); 3. er artiku
liert die verschiedenen Elemente so, daß sie insgesamt gegen
den Staat bzw. gegen den Block-an-der-Macht gerichtet sind.
„Unvollständig" ist der Populismus als Diskurs insofern, als er
selbst keine klassenspezifische Einheitformiert, (vgl.zur doppel
ten Artikulation des politischen Diskurses: Laclau 1980a, 35).

Wie eine genauere Analyse des Strauß-Diskurses zeigt (vgl.
den Beitragvon W. F. Haug in diesem Band), ist es eben diese
Technik der Massen-Ansprache, die Strauß von dem Kohl/Geiß
ler-Flügel unterscheidet. Für einen wirksamen Kampf gegen
Strauß und die von ihm vertretene Politik kommt alles darauf an,
diese Form von Politik in ihren spezifischen Unterschieden zu an
deren rechten Politiken (Konservatismus, Faschismus usw.) zu
begreifen. Dazu gehört, eine Reihe von politischen und theoreti
schen Vorurteilen abzubauen, die an einer vernünftigen politi
schen Praxisgegen Rechts hindern. Daswichtigste ist,die „Inhal
te" - wirwürdenjetztsagen: die Ideologeme - der rechtspopuli
stischen Politik seien als solche rechts, sprich: bürgerlich. Aber
z. B.der Protest gegen dieSteuerlast istnichtalssolcher,.rechts",
er wird nur von Strauß durch die Artikulation mit Privatindividualis
mus und Antisozialismus in einen rechten Diskurs eingebaut. Das
istzugleich einSpiel mit demFeuer: diepopulistische Artikulation
dieses Protests gegen „dieda oben"könnte sichimnächsten Au
genblick gegen Strauß-da-oben unddie verbündeten Rüstungs
konzerne richten, die Milliarden Steuergroschen verschlingen.
Diesem Risiko jedes rechten Populismus begegnetStraußmit ei
ner scharfen Gewaltandrohung gegen jede linkspopulareArtiku-
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lation von Protest gegen den Staat. Was von manchen für eine
persönliche Marotte oderUngeschicklichkeit vonStraußgehalten
wird, hat hier seinen funktionalen Sinn.

Ein zweites Vorurteil erweist sichangesichts dieses Analysean
satzes als gefährlich: der angeblich kleinbürgerliche und bayri
sche Anachronismus der CSU-Politik. Hierwird die „Modernität"
und mögliche Wirksamkeit einer Politik nach der „Klassenher
kunft" ihrer Elemente beurteilt. Aber derSteuerprotest des bayri
schen Handwerkers ist der politischen Form nach durchaus dem
des niedersächsischen Bauern und des westfälischen Arbeiters
gleich, sie wären alsoauch - nur von derWirkung populistischer
Ansprache inderPolitik hergesehen - ineinem Block gegenden
sozialliberal regierten Staat zu verbinden.

Unter der spezifischen Wirkungsweise von Strauß und CSU
verstehen wir keine rein ideellen Wirkungen. Der politische Dis
kurs von Strauß, wie jeder politische Diskurs, leistet die Anord
nung von „Sinn" dieser Welt und dieser gesellschaftlichen Ver
hältnisse der Bundesrepublik ineiner bestimmten materiellen An
ordnung politischer Instanzen und entsprechenden Praxen. Da
bei denke ich insbesondere an die Bereiche, die Gramsci unter
dem Begriff der societäcivile zusammengefaßt hat:Vereine, Kul
tur, Kirche, Parteien usw. Ohne die Entwicklung einer mit einer po
litischen Partei verbundenen politischen Infrastruktur, diemit dem
Leben der Massen verbunden ist - in der es selbst vonstatten
geht, ohneBierzelt, Vereinsleben und Kirchgang ist dieHerrschaft
derCSU in Bayern nicht zuverstehen (vgl. den Beitrag von F. Kröll
in diesem Band). Damit ist für die materialistische Politikanalyse
eineFeld bezeichnet, das siebisher so gutwie nicht betreten hat.
Wo ist die bahnbrechende marxistische Schrift über die Kirchen,
über die Sportvereine, über das Bierzelt?

Wie können wir gegen Strauß wirksam kämpfen? Indem wir
auch in unserem Denken, in unseren Begriffen der politischen
Praxis Raum geben, in der wir nicht nur aufklärerisch Strauß als
Kapitalvertreter brandmarken, sondern wowir selbst der Not und
Angst - auchderWut derdurch dieKrise Gedrückten zurSelbst
artikulation und Selbstorganisation verhelfen; wo wir anfangen,
eine Kultur undeine Politik zuentwickeln, in dersichVolk undSo
zialismus vereinen gegen Strauß. Erst wenn wir - pars pro toto -
das Bierzelt erobern, wenn derProtest gegen Bürokratismus und
Unfreiheit sich auf unserem Feld, in der Linken entfalten kann, ha
ben wir gegen Strauß eine Chance.
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Anmerkungen

1„Strauß" steht im Folgenden für die Politik, diejetzt denUnionsblock formiert
unddominiert. Die richtige Kritik an Personalisierung undDämonisierung der
Person FranzJosef Strauß hat bisherdas Problem nicht gelöst,welcheun
verzichtbare Bedeutung die Person dann doch für diese Politikhat.

2Vgl. dazu denVersuch von Michael Jägerin diesem Band, aufderAbstrak
tionsebene des rein ökonomischen Interesses die gegensätzlichen Strate
gienvonCDU/CSU undden Sozialliberalen abzuleiten. Daßgegensätzliche
ökonomischeInteressen, z. B.an der Erhaltung der kleinenund mittleren Ka
pitaleundan der Entwicklung der Monopole, den „Effekt ,vonunten'gesetz
ter Selektionen" fürpolitische Strategienhaben, ist sicher richtig. Das heißt
aber u.U. nur, daß imPolitischen eine Anordnungder sich ausschließenden
Gegensätze geschaffenwird, diesie nicht aufbrechenläßt- wiez.B.inBay
ern, wo die „Modernisierung" mit sorgfältiger „Mittelstandspolitik" verbun
den wurde und der Protest der dennoch unvermeidlich Enteigneten in ein
umfassendes politisches Mobilisierungskonzept integriertwerden konnte.

3Reinhard Opitz hielt unsin seiner Vor-Ab-Urteilung des vorliegenden Ban
des inflationären Umgang mit Gramscis Begriffen, besonders mit seinem
Block-Begriff vor.Die Zusammenarbeit vonSchiller undStraußindergroßen
Koalition zeige, daß „die sozialliberale Koalition einerseits, die CDU/CSU
andererseits" nicht „zu .Blöcken' ernannt" werden könnten. (Opitz 1980,
373) Ausdem Folgenden geht hervor,daß zwischen Parteien/Parteikoalitio
nen und Blöcken in der Politikanalyse in der Tat sinnvoll unterschieden wer
den kann. Davon unabhängig ist allerdingsdie Einsicht,daß die politischen
Funktionen von Personen in Blöcken nicht ihnen als solchen ankleben - sie
also mitder Umstrukturierungder Blöckewechseln können. Und schließlich
ist zuzugeben, daß der Blockbegriff weiterausgearbeitet und präzisiert wer
den muß - vor allem, weilGramsci keinen eindeutigen („imSinne Grams
cis", wie Opitz meint) hinterlassen hat (vgl.dazu PIT1979, 210).

4 Ernesto Laclau versteht untereinem populistischen Bruch (populist rupture)
die Zusammenfassung von vorher auseinanderliegenden„Fronten* bzw.
Antagonismen zu einer Front,was den plötzlichen Eintritt großer Menschen
massen in die Politikermöglicht. Vgl. Laclau 1980b).

5Vgl. Laclau 1977 und 1980. Wie jeder theoretisch noch ungenügend ausge
arbeitete Begriff ist auch der des Populismus durch Mißbrauch und Ge
brauchsinflation bedroht. Gegen seine Verwendung spricht aber nicht, daß
er bisher hauptsächlich für bestimmte Bewegungen in Lateinamerika, z. B.
den Peronismus, gebraucht wurde. Laclau (1977) arbeitet seine theoreti
sche Verallgemeinerung des Populismus aus, weilsich die bisherigen Popu
lismus-Analysen gerade durch ihre Bindung des Begriffs an eine bestimmte
historische Konstellation (Konfrontation von „rückständiger" und „moder
ner Gesellschaft) und an bestimmte Klassen in ungelöste Widersprüche
verwickelt hatten. Bei einer Populismus-Theorie geht es also auch nicht um
eine Begriffs-,.Obertragung".

6 Reinhard Opitz unterstellt indiesem Zusammenhang dieKonstruktion eines
einheitlichen Volksbewußtseins, dem die Kommunisten sich anpassen und
damit nach rechts öffnen sollten (vgl. Opitz 1980, 371f.) Sowohl Laclau als
auch wir unterscheiden aber ausdrücklich zwischen dem Volk und dem -
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ideologisch konstituierten - VOLK. Es kommt gerade darauf an, zwischen
diesen beiden einen analytischenSchnitt zu legen, um politischdie plebeji
schen Volkskräfte gegen ihre Fesselung durch Volktümelei und Gemein
wohlappell mobilisieren zu können.

7 Die von Laclau vorgeschlagene Begriffsverwendung orientiert sich hieran
der in der Arbeiterbewegung tradierten Rede von demokratischen im Ge
gensatz zu sozialistischen bzw. revolutionären Kämpfen; nach dieser Vor
stellung gibt es z. B. in den westeuropäischen Ländern eine Reihe von ent
wickelten demokratischen Kampffronten, ohne daß es bisher gelungen ist,
sie um einen „populären Pol" so zu versammeln, daß ein „populistischer
Bruch" möglich wird. DerMangelder Begriffsbildung ist,daßdieser Polselbst
die Frage der Demokratie sein könnte. Vgl. Laclau 1980b.
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Michael Th. Greven

Kontinuität und Diskontinuität des deutschen
Konservatismus

Methodisch-theoretische Vorüberlegungen zur Beantwor
tung einer aktuellen Frage

Die Kandidatur von Franz-Josef Strauß hat in der linken politi
schen Kultur der Bundesrepublik eine Hochkonjunktur aufkläreri
scher Literatur produziert, die in einem eindeutig politisch-instru-
mentellen Verhältnis auf dieses für bedeutsam erachtete politi
sche Ereignis reagiert. Erstaunlich ist (oder etwa nicht?), daß da
bei ziemlich umstandslos das imvergangenen Jahrzehnt erarbei
tete oder wieder angeeignete analytisch-theoretische Instrumen
tarium über Bordging bzw., daß seine Verwendung fürdiesen Fall
nicht als notwendig angesehen worden zu sein scheint. Gebannt
starrt alles auf die Figurdes Kandidaten - so als machten Männer
Geschichte; so als sei der Satz aus der Parteienwerbung, "Auf
den Mann an der Spitze kommtes an", analytisch mißverstanden
worden. Auch scheint die einmal relativ weit durchgearbeitete
Parlamentarismus- und Parteienkritik vollständig irrelevant für
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diesen Fall zu bleiben - erscheint doch als Maßstab der Kritikzu
meist, nichtbloßimplizit, das idealistische Bild einer funktionieren
den parlamentarisch-repräsentativen Demokratie, inder die Par
teien als Ausdruck der Volkssouveränität tatsächlich fungieren
und in der allein ein Kandidat, der sich nicht an die demokrati
schen Spielregelngehalten hat, als Bruch mit ihreneigenen Wer
ten erscheint. Verwunderung scheint auf der versammelten Lin
ken auch darüber zu bestehen, daß diese Demokratie in diesem
Fall ihreeigenen Wertekaumernst zu nehmen scheint, indemsie
einen wegen Amtsmißbrauchentlassenen Ex-Minister, einen der
Lüge im Parlament überführten Volksrepräsentanten und einen
den verbalen demokratischen Wertkodex beim Umgang mit dem
politischen Gegner mißachtenden Parteiführer nach wie vor als
seriösen Politiker des Establishments anerkennt. Schließlich ist
der Mann bayrischer Ministerpräsident (mit einer 60%-Mehrheit
imRücken),Vorsitzendereiner regional bedeutsamen politischen
Partei und endlich seit einem Jahr als Kanzlerkandidat auch Re
präsentant der Union; er wird bei den anstehenden Bundestags
wahlen mehr als vierzig Prozent der abgegebenen Stimmen auf
sich vereinigen. Das vorauszusagen, bedarf keiner Prophetie. Al
leindiese wenigen Beobachtungen und Hinweisesprechen dafür,
daß der ganze Ansatz der oben angesprochenen propagandi
stisch-aufklärerischen Literatur vielleicht von der Absicht her sym
pathisch aber vom Ansatz her falsch ist, insofern in ihrdieser Kan
didat als ein Unikum (und manchmal Monstrum) in der politischen
Landschaft der BRD dargestellt wird; bei einem, der in solchem
Maße Repräsentant gesellschaftlicher Interessen und Einstellun
gen ist, kommt es aber darauf an, sich nicht unablässig mit den
landsmannschaftlich und individuell bedingten Idiosynkrasien sei
ner politischen Karriere und ihres aktuellen politischen Ausdrucks
zu beschäftigen, sondern vielmehr mit der in ihm verkörperten und
politisch-symbolisch ausgedrückten, offenkundig verallgemeiner
baren, d.i. gesellschaftlichen Tendenz zu beschäftigen, die seine
politische Rolle als Repräsentant ermöglicht. Der Kandidat als in
dividuelle Person mag ein Problem für seine Frau und seine un
mittelbare Umgebung sein; eine Union, die diesen zum Kandida
ten macht und eine Wählerschaft, die ihm fast zur Hälfte folgt, ist
ein gesellschaftliches Problem, das alle angeht und alle betrifft. In
einer ordentlich durchmischten gesellschaftlichen Zufallsgruppe
sind ja heute mindestens vier von zehn Mitgliedern Strauß-An
hänger, werden sich jedenfalls im Oktober durch seine Kandidatur
nicht darin irritieren lassen, die Union zu wählen, fühlen sich also
durch das Risiko seiner Kanzlerschaft nicht erschreckt, sehen -
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zumindest in jeweils individuellen Ausschnitten - in seinen ja hin
länglich bekannten Suadas und Invektiven ihren politisch-ideolo
gischen Standpunkt ausgesprochen und verkörpert. Hier liegt das
wirkliche Problem kritischer Analyse - und auch politischer Ar
beit. Aber auch wenn Strauß, was zu vermuten steht, im Herbst
seinen persönlichen Aufstieg zur Macht nicht wird erfolgreich ab
schließen können, wenn er dann wieder - und wahrscheinlich mit
verminderter politischer Bedeutung imVergleich zur Zeit vor 1979
- nur (I?) bayrischer Ministerpräsident sein wird, werden jene
mehr als vierzig Prozent der Wahlbürger einen Sieg der Sozialli
beralen wohl kaum zum Anlaß nehmen, einen sozial-liberalen
Kurs in politischer Bildung zu belegen, um zu lernen, wie man
künftig "mehr Demokratie wagen" kann. ImGegenteil steht zu ver
muten, daß die auch durch die polarisierende Wahlkampagne von
Strauß mobilisierten politischen Einstellungen und Erwartungen
nach wie vor vorhanden, erheblich frustriert und dadurch nach
dem ja soziaipsychologisch bekannten und erklärten Ablaufmu
ster weiter radikalisiert und aggressiv aufgeladen sein werden.
Auch und gerade eine Strauß-Niederlage nach einer solchen
Kampagne befördert und festigt also - wenn auch vielleicht auf
quantitativ niedrigerem Niveau - das politisch-ideologische ver
breitete Bild von Einstellungen und Erwartungen, um dessen so
zialwissenschaftliche Analyse es vor allem gehen muß.

Ich möchte mich hier nur mit einem kleinen Ausschnitt beschäf
tigen, der zudem auf eine rein innerwissenschaftliche Ebene be
grenzt bleibt, dessen Vernachlässigung in den angesprochenen
Debatten mir aber symptomatisch für die mangelhafte Fähigkeit
und Bereitschaft kritischer Sozialwissenschaft zu sein scheint, ih
re abstrakten Diskussionen und Analysen auch in ihr politisches
Engagement einzubringen; letzteres bleibt überwiegend politisch
moralisch - was freilich nicht wenig und vor allem nichts falsches
ist, angesichts einer deutschen Tradition des politisch wirkenden
Disengagements der Wissenschaft; nur eben zu wenig. Es geht
nicht an, daß all die klugen Analysen und Debatten über bürgerli
che Herrschaftsformen, über Kontinuität und Diskontinuität von
Konservatismus und (Neo-)Faschismus, über Korporatismus und
Populismus vergessen sind, wenn es darum geht, Aufrufe und
Deklarationen gegen einen Kandidaten zu unterschreiben, von
dem behauptet wird, er gefährde die demokratische Entwicklung
im Lande und den Frieden in der Welt - dabei auch noch auf das
Funktionieren einer Öffentlichkeit in dieser Gesellschaft zu ver
trauen, deren historischer Funktionswandel vom Medium der ra
tionalen Interessenfestlegung hin zum monopolisierten und staat-
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lieh regulierten Steuerungs- und Integrationsinstrument, zur "Ka
tegorie bürgerlicher Öffentlichkeit" in einer kritischen Theorie der
bürgerlichen Gesellschaft, längst erwiesen schien. Obwohl damit
nur ein kleiner Ausschnitt aus den gesellschaftlichen und politi
schen Fragen aufgeworfen ist, die praktisch und wissenschaftlich
anstehen, möchte ich hier den Versuch unternehmen, ohne direk
ten Bezug auf diese Kandidatur mich mit den theoretischen und
methodischen Vorüberlegungen zu der Frage zu beschäftigen, in
wieweit das gesellschaftliche Umfeld, das diese Kandidatur er
möglicht hat und stützt, in der Kontinuität des deutschen Konser
vatismus steht, oder aber inwieweit es berechtigt ist, aufgrund von
angebbaren gesellschaftsstrukturellen und ideologischen Pro
blemverschiebungen in Verbindung mit der mehr akzidentellen
politischen Konfliktszenerie in der Bundesrepublik der siebziger
Jahre von der Etablierung einer Neuen Rechten analytisch auszu
gehen.

Dabei erscheint es mir als ein Fehler der bisherigen Diskussion,
daß nach Traditionslinien des Konservatismus bzw. nach einer
Neuen Rechten von vorne herein im Rahmen des rechts-links-
Schemas des gegebenen Parteiensystems gefragt und daß das
Potential einer Neuen Rechten ausschließlich auf dem äußeren
Rand des CDU/CSU-Potentials gesucht wird. Zwar können diese
an der gesellschaftlich-ideologischen Oberfläche verbleibenden
Ansätze in ihren Ergebnissen nicht unberücksichtigt bleiben, weil
ja die Ideologien und gesellschaftlichen Einstellungen sich nicht
zufällig ausformen, durchhalten und verändern, sondern am Maß
stab gesellschaftlicher Interessenwahrnehmung in langfristig be
stehenden Konfliktfigurationen gebildet sind. Ich halte es aber er
gänzend, ja vordringlich für wichtig, aus der Funktionsdialektik der
bestehenden gesellschaftlichen Wirklichkeit zu entwickeln, wel
che Momente in ihrsich auf die Ausweitungvon Herrschaft histo
risch und materiell richten, wie ideologisch sich das darstellt und
welche gesellschaftlichen und politischen Akteure daran explizit
oder faktisch beteiligt sind. Ausgangspunkt einer solchen Frage
stellung ist der meines Erachtens inzwischen überzeugend ge
lungene Nachweis, daß es sich beim Konservatismus herkömmli
cher Prägung nicht ausschließlich und in erster Linie um eine blo
ße Reaktion aufdie Etablierung bürgerlicher Herrschaft undkapi
talistischer Ökonomie durch den Prozeß, der zusammengefaßl
bürgerliche Revolution genannt wird,sondern daß vielmehr dieser
herkömmliche Konservatismus integrierter ideologischer uno
konfliktorischer Bestandteil schon jener Umwälzung ist, an deren
Ende die Ablösung feudal-agrarischer Herrschaft durch bürgerli-
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che Vekehrsformen steht. Der Konservatismus ist keine nachträg
liche Reaktion auf die bürgerliche Revolution, sondern eine ideo
logische Komponente der bürgerlichen Vergesellschaftung
selbst1. Dabei ist hier imAugenblick unbeachtlich, inwiefern, trotz
dieser Zurückweisung einer gesellschaftsformationellen Un-
gleichzeitigkeit bei seiner Konstituierung, Ungleichzeitigkeiten der
bürgerlich-kapitalistischen Vergesellschaftung selbst darin ihren
Ausdruck finden, also unterschiedliche Entwicklungsstände bür
gerlicher Vergesellschaftung und ihres ideologischen Ausdrucks
sich in Synthesen wie "Konservatismus" und "Liberalismus" zu
sammenfassen und dabei auf der Ebene politisch-gesellschaftli
cher Konflikte durchaus als gegeneinandergestellte und unver
einbare Positionen wirken können.

Schließlich muß auch zur sozialen Basis und klassenmäßigen
Repräsentanz des Konservatismus vor einer vorschnellen Selbst
verständlichkeit der Zuordnung gewarnt werden; keineswegs ist
es nämlich so, daß das einfache Schema eines (konservativen)
Widerstandes der "alten" Herrschaftsrepräsentanten der agra
risch-feudalistischen Gesellschaft gegen den (liberalen) Fort
schritt bei der Durchsetzung bürgerlich-kapitalistischer Lebens
und Produktionsweise die Situation angemessen begreift. Die
einfache Gliederung agrarisch-feudal = konservativ und bürger
lich-kapitalistisch = liberal stimmt schon für die deutsche Ge
schichte nur mit erheblichen Abstrichen, verliert aber angesichts
der Rolle des englischen Adels im 17. und 18. Jahrhundert sowie
der Bedeutung der "noblesse de robe" für die historisch progressi
ve EntwicklungFrankreichs vollends an Plausibilität. EinSchema,
das "Konservatismus" und "Liberalismus" im Sinne einer mecha
nischen Zuordnung zu sozio-ökonomischen Basen abzugrenzen
und zu erklären versucht, scheitert, insbesondere wenn man die
kollektivierenden Effekte breiter ideologischer Massenbewegun
gen betrachtet, in denen die politisch-ideologische Zuordnung zur
sozialen Basis sich nur sehr wenig zur Erklärung eignet. Wo kom
men die liberalen Landwirte, wo die konservativen Arbeiter her
(denen Strauß in Bayern zu nicht geringem Teil seine Mehrheit
verdankt), von denen es auf jeden Fall mehr gibt, als diesem me
chanischen Erklärungskonzept lieb sein dürfte?

Läßt man einmal von solchen Erklärungsversuchen ab - was
natürlich keineswegs heißen darf, daß nunmehr die sozio-ökono-
mische Basis keine Rolle mehr spielt, die Klassenanalyse ver
nachlässigt werden darf -, dann kommt vor allem die Eigenge
schichtlichkeit der politisch-ideologischen Sphäre ins Spiel, also
ein tragender Bestandteil der sozio-kulturellen Vergesellschaf-
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tung. Mit dem Terminus "Eigengeschichtlichkeit" ist keiner ideali
stischen Geistes- oder Kulturanalyse das Wort geredet, sondern
auf dem dialektischen Vermittlungszusammenhang von politisch
ideologischer und klassenstrukturell-ökonomischer Ebene der
Analyse beharrt. Dialektik schließt ja real und begrifflich kausale
Determination wegen ihres stets einseitig gerichteten Ursache-
Wirkung-Prinzips aus, meint auch nicht einfach ungerichtete
Wechselwirkung, die historisch ganz statisch gemeint sein könn
te, also bloß Zusammenhang, Korrelation, sondern Dialektikver
weist als durch subjektive Praxis unter objektiv-historischen Be
dingungen konstituiertes Widerspruchs- und Entwicklungsver
hältnis von Handeln und Bedingung oder von Freiheit und Ge
schichte auf die Möglichkeit, daß sich die durch den Widerspruch
gerichtete Tendenz stets von beiden Seiten her entfalten und
durchsetzen kann. Das heißt zum einen, daß es in der durch den
(jeweiligen historischen) Widerspruch bedingten Entwicklung kei
ne Notwendigkeit der Tendenz gibt und das heißt zum anderen,
daß die politisch-ideologische Handlungs- und Konfliktsphäre ih
rerseits zum treibenden Moment der Vergesellschaftung zu wer
den vermag.

Bevordiese allgemeinen historischen Überlegungen auf aktuel
le Verhältnisse in der Bundesrepublik angewandt werden können,
muß schließlich ein schon angesprochener Gedanke noch ausge
füllt werden: die Begrenztheit einer Sichtweise, die Fragen an die
Kontinuität und Diskontinuität des deutschen Konservatismus so

wohl in der rechts-links-Dimension als auch in der klassenstruktu

rellen Zuordnung mechanisch in der angedeuteten Weise vorab
begrenzt, muß aufgebrochen werden zugunsten von analytischen
Prämissen, bei denen auch die Kontinuität eines "linken" Konser
vatismus, bzw. die Konservierung gesellschaftlicher Herrschaft in
historisch spezifischer Weise durch die Repräsentanten und Or
ganisationen der nichtagrarischen und nichtbürgerlichen Klassen
und Schichten ins Blickfeld kommt. Unddies nicht abgegrenzt von
der allgemeinen Fragestellung als Sonderproblem der "Arbeitera
ristokratie", des Revisionismus, des "working-class-toryism" oder
gar des "Verrats der Arbeiterklasse" durch die Sozialdemokratie,
sondern in viel grundsätzlicherer Weise, indem nach der forma
tionsimmanenten Kontinuität auch der realen historischen Konsti
tution der Arbeiterklasse als Teilder bürgerlichen Vergesellschaf
tung gefragt wird. Der Konservatismus als ideologisches Korrelat
stabilisierender Systemfunktionen bürgerlicher Vergesellschaf
tung, die im dialektischen Zusammenwirken mit den objektiv pro
gressiven Momenten der akkumulativen Entwicklung ökono-
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misch-technologischer Potenzen die jeweilige gesellschaftliche
Synthese erbringen, ist keine bloß bürgerliche Veranstaltung an
tagonistischerKonfliktaustragung gegen eine an sich revolutionä
re Arbeiterklasse. Indem Konservatismus als ideologischer Aus
druck einer Vergesellschaftungstendenz bei der Reproduktion
bürgerlich-kapitalistischer Verhältnisse verstanden wird, kommt
es darauf an, ihn nicht bloß als in sichundialektische Position ge
gen andere, zum Beispiel sozialstrukturell gegen dieArbeiterklas
se, analytisch einzugrenzen, sondern die Dialektik von Konserva
tismus und Revolution, von Tendenzen der Stabilisierung und
Überwindung bürgerlicher Herrschafts- und Produktionsweise
auch innerhalb jeder sozialen Bewegung und Institution selbst
aufzuspüren. Eine solche analytische Betrachtung führt dazu,
nicht von konservativen Kräften einerseits und nicht-konservati
ven Kräften andererseits, sondern von konservativen und nicht
konservativen Momenten innerhalb aller sozialen Bewegungen
und Institutionen zugleich auszugehen, die insgesamt durch die
Reproduktionsweise der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft
historisch geprägt sind. Historische Dialektik heißt nicht, daß sich
innerhalb einer Gesellschaftformation die Kräfte der Stabilität und
Integration unddie der Revolutionierung und Entwicklung als ab
solut verschiedene gegenüberstehen, sich als antagonistische
bekämpfen und so über den Fortgang der Geschichte wie in ei
nem sportlichen Wettbewerb entscheiden, sondern die histori
sche Dialektik von Gesellschaftsformationen resultiert aus derWi
dersprüchlichkeit in ihrer je spezifischen Form, die sich durch alle
ihre gesellschaftlich-historischen Manifestationen hindurchzieht.

Die Frage nach Kontinuität bzw. Diskontinuität des Konservatis
mus stelltsich angesichts eines solchen Konzepts anders, als sie
sich z. B.für Martin Greiffenhagen (1971), HelgaGrebing (1978)
und Hans Gerd Schumann (1974) gestellt hat, die übereinstim
mend inder zentralen Frage in ihren Untersuchungen zu der Ant
wortkamen, daß die Kontinuität des Konservatismus überwiege
und daß es keinen Sinn mache von einem Begriff des Neokonser-
vatismus oder gar der Neuen Rechten auszugehen. Dieses Er
gebnis verdankt sich einer auf die Frage nach der ideologisch
programmatischen Kontinuität und Identität konzentrierten Unter
suchungsweise, die eine funktionsanalytische Dimension voll
ständig ausschließt. Aber ihre Bestimmung des Konservatismus
war dabei methodisch reduziert auf einen historisch-phänomeno-
logischen Zugang, wie ihnbeispielsweise Nolteinseinen Faschis
musanalysen auch methodisch explizit ausgeführt hat: als Kon
servatismus wird wahrgenommen, was sich als Konservatismus
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ausgibt. Schon auf dieser sicheretwas simplifizierenden Ebene
der Darstellung wird klar, daß eine solche Selektionsweise des
Untersuchungsgegenstandes nicht nuraufeiner reingeistes- und
kulturgeschichtlichen Zugangsweise beruht - die auch nicht da
durch relativiertwird,daß, wievor allem bei Grebing, nachträglich
eine sozialhistorischeVerortung der konservativen Ideologieposi
tion geleistet wird -, sondern daßsieauchdieFrageder Diskonti
nuitätmethodischa priori ausschließt. Wenn man sich, durch den
methodischen Zugang bedingt, stets nur im Kreise der Autoren
aufhält, die sich selbst in die Kontinuität des Konservatismus (in
diesem phänomenologisch verstandenen Sinne) stellen,dann ist
die Antwort, daß eine zeitgemäß angemessene "konservative
Theoriebildungnichtgelungen ist"(Grebing1978,387), ja keines
wegs überraschend sondern logische Konsequenz einer petitio
principii. Auch ein Konservatismusbegriff, der in idealtypischer
Weise traditionelle konservative Inhalte summiert (Menschenbild,
Staatsbegriff, Gesellschaftsbegriff, etc.), um dann in der Gegen
wart vertretene Positionen ggf. zu subsumieren, wenn sie gleiche
oder ähnliche Inhalte vertreten, beantwortet die Frage nach Konti
nuität oder Diskontinuität methodisch schon vorab.

Demgegenüber hat ein Zugang zur Begriffsbestimmung des
Konservatismus, der von einer Funktionsanalyse gesellschaftli
cher Institutionen und Organisationen sowie sozialer Bewegun
gen ausgeht und dabei jeweilsnach deren Wirkung fürhistorische
Entwicklung bzw. Stabilisierung des Status quo fragt, den offen
kundigen methodischen Vorteil, daß nicht vorab schon aufgrund
unhistorischer Setzungen bestimmte ideologische Positionen
ausgeschlossen werden. Deutlicher bestimmt muß allerdings
noch werden, worauf sich in diesem Ansatz "Entwicklung" bzw.
"Stabilität" richten; hier wäre meines Erachtens zunächst Fritz-
sche zu folgen, daß der "Konservatismus...geschichtlich-gesell-
schaftlich von einem Interesse und seinen ideologischen Ausfor
mungen autoritärer, privilegienverteidigender Disposition nicht
abgelöst werden (kann)", (Fritzsche 1977, 97). Es geht also mit
der Verteidigung von Privilegien um die Stabilisierung von Herr
schaft. Aber diese analytische Fassung müßte gegen die bei Fritz
sche dann erfolgende historische Einengung verteidigt werden,
nach der diese "autoritäre, privilegienverteidigende Disposition"
sowohl genetisch (dazu schon oben die Kritik) als auch unhisto-
risch-ontologisch auf die privatkapitalistische Herrschafts- und
Produktionsweise beschränkt bleibt. Es ist klar, daß diese Ein
grenzung unter Verhältnissen, in denen der Kapitalismus noch
weitgehend privatkapitalistisch strukturiert die gesamte gesell-
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schaftliche Synthese determiniert, nicht weiter auffällt, weil privat
kapitalistische Reproduktion und Stabilisierung gesellschaftlicher
Herrschaft noch weitgehend identisch sind. Sie wird aber bedeu
tungsvoll, wenn im Stadium des zunehmend entprivatisierten mo
nopolistischen Kapitals und der für die Reproduktion der Produk
tionsweise konstitutiv gewordenen permanenten Staatsinterven
tion das Konservatismuskonzept analytisch durch die Fixierung
auf die Privateigentumsproblematik so eingeschränkt wird, daß
die etatistische Stabilisierung monopolkapitalistischer Produk
tionsverhältnisse, etwa durch eine korporatistische Strategie, we
gen ihres interventionistischen Charakters nicht mehr als Be
standteil konservativer Strategie begriffen werden kann. Es
kommt dann zu einem bloß scheinbaren (weil lediglich durch das
analytische Konzept vorgetäuschten) Widerspruch zwischen
Staatsintervention in die Privatverfügung des Kapitals einerseits
und konservativer Verteidigung privatkapitalistischer Verhältnisse
gegen jegliche Staatsintervention andererseits. Eine analytische
Konzeption hingegen, die die konservativ zu stabilisierenden
Herrschaftsverhältnisse nicht historisch spezifisch vorab ausfor
muliert, sondern historisch-materialistisch in ihrem jeweiligen Ent
wicklungsstand als Zielzustand konservativer Strategie begreift,
deren eigentlicher Inhalt dann nicht das besondere Herrschafts
verhältnis privatkapitalistischen Eigentums an Produktionsmit
teln, sondern das jeweilige Herrschaftsverhältnis, in welcher kon
kret-historischen Fassung der Eigentumsverhältnisse auch im
mer wäre, könnte solche Probleme vermeiden.

Dem möglichen Vorwurf, damit ein unhistorisches Konzept vor
geschlagen zu haben, sei sogleich begegnet, daß dieses Kon
zept, dieser Begriff von Konservatismus so historisch ist, wiedas
Problem und der Begriff von Herrschaftselbst. AuchHerrschaft ist
ja nicht auf kapitalistische Produktionsverhältnisse beschränkt,
sondern diese sind nur eine spezifische und historisch begrenzte
Form derselben, der andere vorausgingen und der heute inweiten
Teilen der Weltandere schon folgen.Auchdort istdamit ein analy
tischer Begriff von Konservatismus aktuell und anwendbar, wie
ich ihn hier vorschlage.

Auf die aktuellen politischenVerhältnisse der Bundesrepublik
abschließend angewendet, verdeutlichen diese Überlegungen,
daß das Problem konservativer Strategie weder sozialstrukturell
auf eine bestimmte Klasse oder Gruppierung reduzierbar ist, noch
(partei-)politisch auf die Union und ihren Kanzlerkandidaten. In
der Dialektik von herrschaftsstabilisierenden und herrschaftsne
gierenden Tendenzen stecken alle politisch-gesellschaftlichen

ARGUMENT-SONDERBAND AS 51 £1



30 Michael Th. Greven

Positionen, oder besser sie alle drücken sie aus. Keine Partei -
und sei sie noch so-klein und unbedeutend - und keine soziale
Bewegung- undsersje rlochso'grün" - kanrtfürsicflbeanspru-
chen, nur-die eine, nurdie progressive Seiteder Dialektik zu re
präsentieren. So wie es in dieser dialektisch vermittelten Synthe
se gesellschaftlicher Widersprüche keine revolutionäre Unschuld
geberrkann, so sieht auch der Konservatismus nicht lediglichfür
die Verteidigung "des Immergteichen, sondern schmiegt sich der
Entwickluhgsdynamik der-gesellschaftlich-institutionellen For
men von Herrschaft an und wandelt sich mit diesen. Begriffe wie
"technokratischer Konservatismus" und "Technokrate" sind Ver
suche, diese Entwicklungen auch analytisch nachzuvollziehen;
sie scheitern aber dort, wo sie noch immerversuchen, den zeitge
nössischen Inhalten und Formen von der Kybernetik bis hin zu
den entwickelten Steuerungssystemen der Staatsintervention die
ideologischen und semantischen Referenzen des 19. Jahrhun
derts zu unterschieben. Wenn Strauß sagte: "Konservativ sein
heißt, an der Spitze des Fortschritts zu marschieren", dann war
darin besser begriffen, daß auch Herrschaft in Form und Inhalt
selbst einen Fortschritt kennt, als es jene Theorien des Konserva
tismus zu sehen vermögen, die analytisch auf die Identität oder
Ähnlichkeit nach rückwärts fixiert bleiben.

Anmerkungen
1 Helga Grebing (1974,26f) faßt den historischen Forschungsstand sozusam

men: "Konservatismus ist ein Produktder bürgerlichenGesellschaft selbst.
DerKonservatismus entstehtnicht als ahistorisch-retrospektiver Gegenent
wurf zurbürgerlichen Gesellschaft, sondern gehtaus deneigenen ideologi
schen Bedürfnissen insofern hervor,als die bürgerlicheGesellschaft selbst
mitdem Konservatismus eine ihrinhärenteGegenstrategiegegen die ihrim
manenten emanzipatorischen Momente, die die bürgerliche Gesellschaft
über sich selbst hinausweisen, hervorbringt, undzwar bereits ineinem histo
rischen Zusammenhang, indem gleichzeitig die alte Produktionsweisesich
inder Auflösung befindetund die neue, die kapitalistische, sich durchzuset
zen beginnt.Weder imHinblick aufden Ursprung noch auf die weitere Ent
wicklung des Konservatismus dürfte dieserals Rechtfertigung vorkapitalisti
scher feudaler Produktionsverhältnisse schlechthin im Sinne einer schema
tischen Basis-Überbau-Zurechnung zu stationierensein. Der Konservatis
mus istvielmehr alsein integrierter Bestandteil derGenesisder bürgerlichen
Gesellschaft selbst zu begreifen."
Wie später ersichtlich, stimme ichdem nur im Hinblick auf die Immanenz der
bürgerlichen Fassung des Konservatismus zu,hingegen nicht darin, daß al
lerKonservatismus lediglich bürgerlich undProdukt der bürgerlichen Gesell
schaft sei.
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Thomas Scheffler

Außenpolitik und Hegemonie in der Bundesre
publik Deutschland

1. Im Wahljahr ohne Innenpolitik?

„Ein halbes Jahr vor einer von den Politikern als schicksalhaft
hingestellten Bundestagswahl", klagte ein Leitartikel der FAZ im
April 1980, „ist das Land weit entfernt davon, im Wahlkampffieber
zu liegen. Innenpolitik im weitesten Sinne findet nicht statt. Zwi
schen Regierung und Opposition gibt es keine heiß umstrittenen
gesetzgeberischen Pläne. Nicht einmal die Außenpolitik, der es
an Stoff wahrlich nicht mangelt, findet Umsetzung nach innen"1.
Die Diagnose war richtig und falsch zugleich. Tatsächlich spielten
innenpolitische Fragen im Wahlkampf 1980 eine untergeordnete
Rolle. Aber sie wurden durch außenpolitische Themen verdrängt.
Dem Duell Strauß-Schmidt entsprach keine vergleichbar polari
sierende Mobilisierung der Bevölkerung in Sachfragen. Aber be
deutet dies, daß der Kampf der Blöcke stillgestellt war? Im Ge
genteil! In hegemonialen Kämpfen ist die scheinbare „Annähe
rung" der Kontrahenten oft gerade der kritischste Punkt der
Schlacht, wo es darum geht, den Gegner auf seinem eigenen Ter
rain zu schlagen, die grundlegenden Elemente seines Denkens
dem organisierenden Prinzip des eigenen Programms zu unter
werfen und durch „Vereinnahmen" zu verwandeln.

Nachdem Franz Josef Strauß am 2. Juli 1979 Kanzlerkandidat

geworden war, hatte die Union zunächst die innenpolitischen
Kontroversen verschärft: sie attackierte die Gewerkschaften und
fachte einen Nationalsozialismus/Sozialismus-Streit an. Vor al-
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lern polemisierte sie im Namen der „Freiheit des Individuums" ge
gen den „bürokratischen Wohlfahrtsstaat". In diesem Sinne ver
abschiedete der Bundesparteiausschuß der CDU noch im Sep
tember 1979 ein neues wirtschaftspolitisches Programm; und
auch der „Zukunfts-Kongreß" der CSU im Novemberstand zu
weiten Teilen im Zeichen der wirtschaftlichen und sozialpoliti
schen Alternativen der Unionsparteien. Zunehmend allerdings
bemerkten die Strategen der CDU/CSU, daß in einer verhältnis
mäßig entspannten Konjunkturlage die rabiaten Konsequenzen
ihres wirtschaftspolitischen Programms2 nicht nur die sozial
schwächeren Gruppen (Arbeitslose, Rentner, Kinderreiche, we
nig verdienende Arbeiter) abschrecken würden, sondern auch die
vomWohlfahrtsstaat profitierenden NeuenMittelschichten3. Die
Grundvoraussetzung, die Strauß 1974 in Sonthofen für seinen Er
folg benannt hatte - eine Situation massiver Sozialangst in der
Bundesrepublik - war nicht unmittelbar gegeben. Da schien um
die Jahreswende die Afghanistan-Krise Gelegenheit zu bieten,
ein unpopuläres innenpolitisches Programm und einen unpopulä
ren Kandidaten als „außenpolitische", nationale Notwendigkeit
durchzusetzen. Die Meinungsumfragen deuteten auf ein rapides
Ansteigenweltpolitischer Bedrohungsängsteder Bundesbürger4.
Am 17.1.1980 warfen Kohlund Strauß der Regierung im Bundes
tag daher vor, die „Gefahr einer Katastrophe" zu verharmlosen.
Noch nie seit dem Zweiten Weltkrieg sei der Friede so brüchig ge
worden wie jetzt5. Im Februar erklärte der Kandidat gar, er sei
noch nie damit einverstanden gewesen, „daß die politischen
Schwerpunkte sich immer mehr auf den Bereich der Innenpolitik
verlagert" hätten6: „Natürlich stehe ich auch zurbruttobezogenen
Rente, die unser Plan ist. Doch wenn ich Friedrich Naumann wäre,
würde ich sagen: Was nützt die schönste Sozialpolitik, wenn die
Kosaken kommen!"7

Doch das Schüren der Kriegsangst wurde für die Union zu
nächst zum Eigentor: Die SPD - der eine bloße Debatte über In
flation, Sozial- oder Energiepolitik weitaus unangenehmer gewe
sen wäre8 - „vereinnahmte" es und setzte es, besonders im
Landtagswahlkampf für Nordrhein-Westfalen in eine Furcht vor
Franz Josef Strauß als weltpolitischem Sicherheitsrisiko um. Sie
nutzte die Krise zur Neutralisierung der christdemokratischen
Volksansprache ebenso wie zur Einbindung potentieller Grün-
Wähler. Derfürdie Innenpolitik der Bundesrepublik langfristig fol
genreichste Schachzug gelang ihrauf dem Gebiet der Finanzpoli
tik:Diedramatische Erhöhung des Bonner EG-Beitrags - vorläu
fige Spitze der „international bedingten" Mehrbelastungen des
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Bundeshaushalts - nutzten Kanzler, Finanzminister und Frak
tionsvorsitzender dazu, mitten im Vorwahlkampf nicht nur indirek
te Steuererhöhungen, sondern v. a. eine mögliche Änderung des
Finanzverteilungsschlüssels zwischen Bund und Ländern zu
popularisieren. Ein Lebensnerv der Unionspolitik wurde dadurch
angegriffen. Denn das Schlüsselinstrument sozialliberaler Hege
monie ist die zentraistaatliche Konjunkturpolitik. Die finanzielle
Schwächung der Länder würde diese davon abhängiger machen.
Auch könnte eine sozialliberale Bundesregierung ihren größeren
finanziellen Spielraum zu gezielten regionalen Strukturprogram
men ausschöpfen, um sozialdemokratische Mehrheiten in den
Bundesländern zu sichern oder christdemokratische zu erschüt

tern9.
„Schmidt als Krisenkanzler - ... So hatte sich das Strauß wohl

kaum gedacht, als er über die Chancen räsonnierte, die für die
Union undihnineiner Krise stecken könnten"spötteltedieZEIT'0.
Nach dem sozialdemokratischen Wahlsieg in NRW war die Union
gezwungen, die Beschränkung der Auseinandersetzung auf „au
ßenpolitische" Themen zu korrigieren. Strauß argumentierte seit
her, der „Kriegskanzler" Schmidt übertreibe die Kriegsgefahr,
umsich als Friedensengel zu produzieren11. Bereits im April war
sein Wahlkampf in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" wegen
innenpolitischerZaghaftigkeit indirekt kritisiertwordenß. Die Lö
sung wurde nach der Niederlagein NRW ineiner Kampagne prä
sentiert, die konservative Außen- und Innenpolitik offensiv und or
ganisch miteinander verknüpfen sollte.

Ihre Diagnose: Gefährdung des Friedens durch wohlfahrts
staatlich-kollektivistische Versorgungsmentalität des Volkes.
Frieden beruhe auf psychischer Verteidigungsbereitschaft der
Bevölkerung. Diese setze die Veralltäglichung klarer Feindbilder
voraus13, die ihrerseits aber gerade durch die Veralltäglichung
des Wohlfahrtsstaates untergraben werde, weil diese das Interes
se der Bevölkerung an Versorgung und Frieden größer mache
als das an Freiheit14und hierdurch in einen europäischen Isola
tionismus gegenüber den USA führe15. In diesem Zusammen
hang konnte der Aufruf: „Wir brauchen dringend Argumente, um
die Gefährlichkeit der Inflationzu manifestieren"16 unmittelbar au
ßenpolitische Bedeutung gewinnen. Weil die Inflation die Fähig
keit der Individuen untergrabe, finanziellfür sich selbst zu sorgen,
zwinge sie sie zumAnschluß an kollektive Organisationen, an Ge
werkschaften und Verbände, wodurch sie letztlich vom Wohl
fahrtsstaat abhängig würden17. Dahinter steht nicht zuletzt die
Befürchtung, die wohlfahrtstaatliche Entprivatisierung der Gesell-

ARGUMENT-SONDERBAND AS 61 *>



34 Thomas Scheffler

schaff könnte die prinzipielle Fähigkeit der Bevölkerung mindern,
sich Feinde im existentiellen Sinn vorstellen zu können und statt
dessen die Neigung zu Kompromiß und Status quo fördern, womit
wiederum der außenpolitische Handlungsspielraum des Staates
beeinträchtigt würde.

Diese Argumentation unterstellt eine spezifische Verbindung
von Menschen-und Weltbild, Alltags- und Statshandeln, wie sie
im konservativen Politikbegriffvon CarlSchm itt klassisch gelei
stet worden ist. Dieser Politikbegriff,rechtzeitig zum Wahlkampf in
Massenauflagepopularisiert18, erblickt die Besonderheitdes Poli
tischen inder seinsmäßigen Scheidung von Freundund Feind19.
Die ihm zugrunde liegende letzte Instanz, der „Ernstfall" des Poli
tischen, ist folglich der Krieg20. Da Wohlleben bei den Menschen
aber die „Illusion einer ungefährdeten Ruhe" begünstigt21, ist die
Politikfähigkeit eines Volkes daran gebunden, daß die Fähigkeit,
Freund und Feind zu unterscheiden, unmittelbar in seinem All
tagshandeln routinisiert wird. Erforderlich ist eine Gesellschaft,
die „weiß", daß der Mensch des Menschen Wolf ist und den Krieg
aller gegen alle als ständige wirkliche Möglichkeit kennt22. Indie
sem Sinne der Ausrichtung des inneren Zusammenhalts des Vol
kes auf den Kriegsfall fehlt dem Konservatismus tatsächlich die
„Fähigkeit zum Frieden"23.

Was der konservative Politikbegriff nur als Verlust der Politikfä
higkeit abbilden kann, ist für den sozialliberalen rationale Grund
lage politischen Handelns. Erunterstellt die reale Möglichkeit ei
nes geregelten, friedlichen Interessenausgleichs zwischen ge
sellschaftlichen Verbänden über den Staat. Nicht das Verdeutli
chen von Feindschaften, sondern von (bei allen Gegensätzen)
gemeinsamen Interessen ist sein leitendes Prinzip: nicht der
Krieg, sondern der Frieden. Keineswegs führt dies zum „Primat
der Innenpolitik". Hinter der internationalen Propagierung der
Lehren des „Modell Deutschland" und der sozialdemokratischen
„Friedenspolitik" stehtdieÜberzeugung, daßdas Leitbild des plu-
ralistisch-korporativen Wohlfahrtsstaates besser zur Bewältigung
von Konflikten in der „Weltgesellschaft" taugt als die Existenz
kämpfe des Schmittschen politischen „Pluriversums"24.

2. Die Legitimationskrise der CDU/CSU

Dievon unterschiedlichen Politikbegriffen strukturierte Verlage
rung der Wahlkampfdiskussion auf „außenpolitischen'' Themen
offenbarte zugleich die Schwäche der deutschen Linken: SPD
und CDU/CSU operierten auf einem Terrain, das von der Linken
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geistig mit wenigen Ausnahmen verlassen worden ist, seit der „In
ternationalismus" der 60er Jahre - trotz (auch wegen?) der über
mächtigen internationalen Durchtränkung des Alltagslebens -
weitgehend der Wendung zur lokalen und regionalen Umwelt
wich. Die Schwäche wurde zum Versagen, wo man sich dann
doch auf „weltpolitisches" Argumentieren einließ: Reinhard
Kühnls politisch gutgemeinte These, Strauß vertrete die expan
sivsten Teiledes deutschen Kapitals25, konnte weder die stille
Sympathie gerade der (vom Exportboom besonders profitieren
den26) Großindustrie für die Regierung Schmidt27 erklären, noch
angeben, ob bzw. wieso die CDU/CSU mit einer aggressiven au
ßenpolitischen Propaganda Mehrheiten mobilisieren wollte.
Auch der konservative Block funktioniert nicht nach dem Motto:

„Die Bosse rufen an!"
Der innenpolitisch hochgradig heterogene konservative Block

verdankte seinen Aufstieg und seine äußerliche Geschlossenheit
unter Adenauer einem außenpolitischen Konsens28, der strate
gisch die Elemente der Westorientierung und der deutschen
Frage durch das Bindeglied „Politik der Stärke" miteinander ver
knüpfte: eine Stärkung des westlichen Bündnisses sollte es er
möglichen, dem Osten die Bedingungen der Wiedervereinigung
zu diktieren. In der Präambel ihres Grundgesetzes hatte sich die
Bundesrepublik als Provisorium definiert: als Kampfgemein
schaft für die Wiedervereinigung. „Die Bundesrepublik scheint in
sofern nicht gegründet, um die Praxis von Recht, Freiheit und
Selbstbestimmung um ihrer selbst willen zu ermöglichen... Sie
lebt davon, daß das Denken und das Bewußtsein der Bürger sich
an einem Ziel orientieren, das außerhalb der erfahrenen Ordnung
liegt."29

Die Definition der politischen Verfassungsordnung durch ein
außenpolitisches Ziel hatte für die Hegemonie der Union zentra
le Bedeutung: sie deckte die politische Integration vordemokrati
scher Traditionen und Potentiale in den neuen konservativen
Block ebenso wie die Aushöhlung der demokratischen Substanz
des Grundgesetzes30. Zugleich rechtfertigte sie eine Gesell
schaftspolitik, die zunehmende Strukturdefizite in Bildung, Ge
sundheit, Raumordnung und staatlicher Wirtschaftsplanung in
Kauf nahm, um sich durch exzessive Förderung von Privatkon
sum, Privateigentum und Besitzmittelstand als wirtschaftslibera
les Propagandamodell gegenüber der DDR hervortun31 und die
eigene mittelständische Basis befestigen zu können.

Diese Konzeption geriet seit Ende der 50er Jahre in die Krise,
als das nukleare Patt ihr organisierendes Element, die „Politik
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der Stärke", sinnlos machte. Als v. a. die USA und Frankreich
dann aus je verschiedenen Motiven die starre Ost-West-Konfron
tation aufzulockern begannen, gerieten für die Bundesrepublik die
Konsenselemente Westintegration und Wiedervereinigung mit
einander in Widerspruch. Damit war aber indirekt die innenpoliti
sche Integrationskraft der CDU/CSU bedroht.

In dieser Situation vollzog die SPD eine strategische „Annähe
rung" an den konservativen Block. Sie gipfelte in Herbert Weh
ners Bundestagsrede vom 30. 6.1960, in der sich die Partei zum
Prinzip der Westintegration bekannte und damit in den außenpoli
tischen Konsens des konservativen Blocks eindrang. Bis dahin
hatte der Zusammenhalt des konservativen Blocks davon profi
tiert, daß die SPD seinen außenpolitischen Konsens frontal an
griff. Nun konnten seine inneren Widersprüche - seit Anfang der
60er Jahre verdichtet im Gegensatz von „Atlantikern" und „Gaulli
sten" - offen ausbrechen. Während seine rivalisierenden Fraktio
nen sich gegenseitig blockierten, wurden sie zunehmend von der
SPD als ihrem möglichen Bündnispartner abhängig. Der Zusam
menarbeit von „Atlantikern"und Sozialdemokraten im Bundestag
entsprachen seit 1962 „gaullistische" Sondierungen für eine Gro
ße Koalition unter Ausschaltungder FDP32. DieSPD war nach al
len Seiten koalitionsfähig geworden. Sie konnte beginnen, den
außenpolitischen Konsens des konservativen Blocks gewisser
maßen „von innen heraus" zu reformulieren.

Bereits in der Großen Koalition 1966-1969 kontrollierte sie mit
dem Auswärtigen Amt und den Ministerien für Gesamtdeutsche
Fragen, Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Wirtschaft die mei
sten außenpolitisch entscheidenden Ressorts. Doch erst, als ein
Element des konservativen Blocks - die FDP - durch die Große
Koalitiongezwungen war, sich als Oppositionspartei zu profilie
ren und sich ab 1967 dafür entschied, dies v. a. auf ost- und
deutschlandpolitischem Gebiet zu tun (Schollwer-Papier, Rubin-
Vorstoß): erstens, weil ihre innere Zusammensetzung keine ein
deutige gesellschaapolitische Alternative zur Großen Koalition
erlaubte und zweitens, weilaußenpolitische Themen eher zur Auf
spaltung des Regierungslagers geeignet schienen33 - erst da
waren die geistigen Grundlagen der sozialliberalen Koalition ge
schaffen.

Der Konsens, der sie einte, warzunächst ein außenpolitischer -
um so mehr, als gerade in ihrer formativen Phase 1969-1972 ihre
eigene innenpolitische Heterogenität und die knappen, unzuver
lässigen Mehrheitsverhältnisse im Bundestag die Koalition nötig
ten, ihre langfristige Herrschaftssicherung primär über die Durch-
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Setzung neuer außenpolitischer Strukturen anzugehen34. Mit der
„Neuen Ostpolitik" arbeitete sie an einem neuen bundesrepubli
kanischen Konsens, der die Elemente des alten, Westorientie
rung und Deutschlandpolitik, durch das neue Bindeglied „Ent
spannung" ineinander verband und dadurch inhaltlich veränderte.
Die Anerkennung zweier deutscher Staaten und ihre Einbindung
in ein umfangreiches Geflecht internationaler Verträge nahmen
der Bundesrepublik nach und nach ihren provisorischen Charak
ter und bereiteten damit den Wechsel ihrer inneren Legitimations
kriterien vor: statt der Pflicht zur Wiedervereinigung konnte jetzt,
besonders ab 1972, die autonome Rationalität des Modells Bun
desrepublik selbst zur Debatte gestellt werden. Damit war der Zu
sammenhalt der CDU/CSU gefährdet. Bislang war sie eher ein
heterogener Dachverband innenpolitischer Interessenverbände
gewesen, der v. a. durch einen außenpolitischen Konsens und
dessen institutionellen Repräsentanten, den Kanzler, geeint wor
den war. Die sozialliberale Koalition beraubte sie nicht nur des

Kanzlers: der neue außenpolitische Konsens zerstörte vielmehr
die deutschlandpolitischen Legitimationsprinzipien, unter denen
entscheidende Teile der Unionsklientel - Alter Mittelstand, Ver
triebene und nicht zuletzt die vordemokratischen Potentiale - bis
her ökonomisch und politisch „versorgt" worden waren. Während
umgekehrt die SPD/FDP, der traditionellen deutschlandpoliti
schen Profilierungszwänge immer mehr enthoben, zunehmend
planerische Elemente offen in ihre Gesellschaftspolitik aufneh
men, den öffentlichen Sektor reformieren und dadurch die Neuen
Mittelschichten an sich würde binden können.

Die Union entschloß sich daher, ihre alten Legitimationsprinzi
pien zunächst zu verteidigen und entfachte bis zu den Neuwahlen
1972 eine wilde nationalistische Hysterie. Doch abermals wurde
sie durch eine hegemoniale „Annäherung" der SPD abgefangen.
Parolen wie „Walter Scheel und WillyBrandt verraten unser Va
terland!" stellte diese 1972 den Slogan entgegen: „Deutsche, wir
können stolz sein auf unser Land" - und verschob dadurch natio
nale Identifikationen mit Gesamtdeutschland auf die Bundesre
publik.35. Die Geburtsstundedes „ModellDeutschland"hatte
geschlagen.

3. Von der Deutschlandpolitk zur Weltpolitik

1972/73 stand die sozialliberale Koalition auf dem Gipfel ihres
Sieges. Sie hatte 1972 die Bevölkerung in ungeahntem Ausmaß
mobilisiert und 1973 im wesentlichen ihr ostpolitisches Vertrags-
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werk abgeschlossen. Paradoxerweise bereitete sie gerade da
durch ihre Krise vor: Je besser die Verträge funktionierten, desto
mehr würden ihre Früchte fürdie Bevölkerung etwas völligAlltägli
ches werden. Zumindest je glaubhafter die CDU/CSU die pacta-
sunt-servanda-Linie vertreten würde, desto schwieriger mußte es
werden, mittels der Deutschlandpolitik die Bevölkerung noch
einmal gegen die Union zu mobilisieren. Und umgekehrt: Wenn
der Erfolg der Neuen Ostpolitik den Kampf mit der Union zwangs
läufig auf das Terrain der legitimen Ausgestaltung der Bundesre
publik verlagerte, dann mußte die Koalition gerade hier für ihre
ostpolitische Mobilisierung 1969-1973 zahlen: Die SPD konnte
nicht verhindern, daß ihre Basis den Kampf um die Ratifizierung
der Ostverträge auch als Kampf gegen die CDU und die Unter
nehmer verstand. Gerade weil die Sozialdemokratie ihre Basis
primär mit „außenpolitischen" Themen ansprach, konnte sie die
„Reformeuphorie" nicht kontrollieren, die sie darin ebenfalls wach
rief. Das veränderte Verhältnis zwischen der Partei und ihren

Wählern schlug sich 1973/74 in einer ausgedehnten Streikwelle
und zunehmenden innerparteilichen Kontroversen nieder36, wäh
rend andererseits Inflation, Arbeitslosigkeit und Energiekrise die
Finanzierung der sozialliberalen Reformvorhaben immer illusori
scher machten. Im Mai 1974 trat Willy Brandt zurück.

Die CDU/CSU konnte zwei Wege beschreiten, diese Situation
auszunutzen: (1) die Erarbeitung eines eigenen kohärenten in
nenpolitischen Reformprogramms; (2) die Bestimmung neuer
Kampffelder des Ost-West-Konflikts, auf denen noch nicht das
Kompetenzmonopol der sozialliberalen Koalition lastete. Der er
ste Weg wurde v. a. durch die Mannheimer Erklärung zur „Neuen
Sozialen Frage" 1975 markiert. Wegen der inneren Heterogenität
der Union war er strategisch fragwürdig. Bereits die Mannheimer
Erklärung war ein Formelkompromiß zwischen zwei gegensätzli
chen politischen Richtungen: der christlich-sozialen (Geißler), die
einen Ausbau des Wohlfahrtsstaats zugunsten „schwacher"
Gruppen (Rentner, Hausfrauen u. a.) forderte und der wirtschafts
liberalen (Biedenkopf), die auf die prinzipielle „Entstaatlichung
von Verteilungsproblemen" und den „Primat der Eigenvorsorge"
drang37. DieZweideutigkeit der Konzeption mußte ihre kohärente
Umsetzung in praktische Politikunglaubwürdig machen. Beson
ders die CSU witterte in ihr ein Einfallstor des „Kollektivismus" in
die Union, das ihre Fähigkeit zu mittelständischer Politik gefähr
dete.

Zumindest mittelfristig waren außenpolitische Kampffelder
besser geeignet, um die Widersprüche in der Union zuzudecken,
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die FDP von der SPD abzuspalten und die Bundesrepublik ineine
Kampfgemeinschaft mit außenpolitischen Zielen - in ein neues
Provisorium - zurückzuverwandeln. Der Union kam dabei zugu
te, daß die Ostverträge die Bundesrepublik aus ihrer deutschland
politischen Fixiertheit erlöst und ihr einen neuen, eigenständigen
Handlungsspielraum in derWeltpolitikgeschaffen hatten. Ihre Po
litik in der Dritten Welt z. B. unterlag nicht länger den Maßgaben
der Hallstein-Doktrin. Die Union, beonders die CSU, versuchte
nun, den neuen weltpolitischen Handlungsspielraum in eine welt
politische Mission umzudefinieren. Bereits in den 60er Jahren
hatte Franz Josef Strauß auf die Gefahr einer amerikanisch-so
wjetischen Entspannung mit einer „gaullistischen" Konzeption
geantwortet: Die Schwerkraft eines mächtigen, nuklear gerüste
ten, unabhängigen Westeuropa solle die osteuropäischen Satel
liten aus der Gravitationssphäre der Sowjetunion lösen und zu ei
nem gesamteuropäischen Block (ohne die UdSSR) als weltpoliti
schem Faktor führen. In der Bundesrepublik, Teil eines geteilten
Landes im Herzen des Kontinents, fasse sich damit das vergan
gene und zukünftige Schicksal Gesamteuropas, und damit auch
das Interesse an seiner Einheit, am reinsten zusammen.

Die Teheraner Geiselnahme vom 4. November 1979 bot Gele
genheit, diese Konzeption an die Bedingungen der achtziger Jah
re anzupassen:

„Es ist geradezu beklemmend zu sehen", erklärte Strauß noch im gleichen
Monat, „daß eine Weltmacht, die inder Lage ist, alle Industriezentren der Erde
mehrmals und nachhaltig zu vernichten, ...heute die Vermittlung Moskaus an
ruft, mit den Diensten Arafats liebäugelt oder diese sogar schon in Anspruch
genommen hat, um eine totale Blamage mit schrecklichen menschlichen Kon
sequenzen zu verhindern. Daß man vor einer Horde von 400 rasenden Derwi
schen kapitulieren muß, ist ein schmerzlicher Vorgang, der natürlich, wenn
diese Krise auch behoben sein wird, seine psychologisch-politischen Wirkun
gen noch in eine weite Zukunft hinein zutage treten lassen wird." „Hierwerden
wir eben vom Anruf der Geschichte wieder erfaßt": „Die erste Konsequenz aus
der veränderten Weltlage muß sein, ...daß wir Europäer uns endlich von der
Mentalität befreien müssen, daß die Amerikaner alles an unserer Stelle zu tun,
für uns zu leisten hätten... Man sollte doch endlich zur Kenntnis nehmen, ...daß
sie auch nicht mehr in der Lage sind, diese Rolle zu spielen, daß sie sowohl
materiell wie politisch überfordert sind."38.

Die „veränderte Weltlage", in der die Europäer „vom Anrufder
Geschichte wieder erfaßt" werden - das ist (neben der „Füh-
rungsschwäche" der USA) fürdie Union heute v. a. der Aufbruch
der Dritten Welt, den sie als militärische und wirtschaftliche Ein
kreisung Europas durch die Sowjetunion abbildet, als „weltpoliti
sches Umfassungsmanöver", dessen Fronten von Afghanistan
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über Iran, den Vorderen Orient, die besonders gefährdete arabi
sche Halbinsel, das Hörn von Afrika, Angola und Mozambique bis
nach Südafrika reichten und mit der Energie- und Rohstoffversor
gung Europas auch seineGesellschaftsordnung bedrohten39. Ei
ne Herausforderung, die eine energische Dritte-Welt-Politik ver
lange, diesich primär am Freund-Feind-Prinzip orientiere.40

Die Vorstellung eines von Kommunisten und rasenden Derwi
schen belagerten christlichen Europa einerseits und eines unzu
verlässigen, langfristig zur Selbstgenügsamkeit fähigen Ameri
ka41 andererseits sind einander ergänzende Voraussetzungen ei
ner neuen deutsch-europäischen Kampfgemeinschaftsmentali
tät. Schon bald nach Straußens Kandidatenkür erklärte der Si
cherheitsexperte der CDU/CSU, Mertes, - damals überraschend
- der Zickzackkurs der USA drohe zu einer Gefahr für die Sicher
heitssubstanz Europas zu werden42, und noch im Februar 1980
kritisierte Strauß, im Gegensatz zur CDU-Spitze, in Frankreich die
Unberechenbarkeit der USA43. Erst als die SPD das Thema der
„Interessen Europas" immer erfolgreicher für ihre „Friedenspoli
tik" vereinnahmte, ging die Union geschlossen dazu über, den
„entscheidenden Unterschied" zur SPD in deren angeblicher Ab-
koppelungsstrategie zu sehen und den Schulterschluß mit den
USA zu predigen44.

4. Das Janus-Gesicht der „Friedenspolitik"

„In einer merkwürdigen Verkehrung der historischen Vorurtei
le", bemerkt Iring Fetscher dazu, „tritt heute die sozial-liberale
Koalition eindeutig für den Primat der nationalen deutschen Inter
essen ein, während die konservative Opposition für die Ein- und
Unterordnung unter die Politikder atlantischen Großmächte plä
diert. Solange nationale Politik Großmachtpolitik war, standen die
Konservativen stets auf ihrer Seite; allerdings vertraten sie damit,
wie die beiden Weltkriege gezeigt haben, kaum die Interessen des
deutschen Volkes. Jetzt, da nationale Politik Friedenspolitik ist,
gebärden sich Konservative miteinem Male als die angeblich bes
seren .Internationalisten'".45 Aber stimmt die darin enthaltene
Gleichung, konservative Außenpolitik sei stets Aggressions- und
sozialliberale stets Friedenspolitik? Bismarck betrieb nach 1871
eine höchst erfolgreiche Friedenspolitik. Unter Nixonerreichte die
Entspannung ihren Höhepunkt. „Wäredas Gespann Ford/Kissin-
ger noch am Ruder" - so selbst die sozialliberale ZEIT- „es gä
be vermutlich keinen Anlaß, die Deutschen des Anti-Amerikanis
mus zu zeihen."46
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Wie friedenssichernd ist umgekehrt die sozialliberale „Frie
denspolitik"? Zunächst ist festzuhalten, daß die SPD ihre außen
politischen Reformen bereits unter Willy Brandt mitden gleichen
Mitteln durchsetzte wie zuvor die Konservativen: einer Geheim
politik des Kanzlers und seiner engsten Vertrauten, auf deren
Entscheidungen weder die Opposition, noch die Regierungsfrak
tionen oder das Kabinett nennenswerten Einfluß hatten47. Ange
sichts der überragenden Bedeutung der Außenpolitik fürdie Def
inition „nationaler" Interessen und damit für die inhaltliche Inte
gration eines hegemonialen Blocks müssen diese Poiitikmitel auf
die Binnenstruktur der Sozialdemokratie zurückschlagen. Die In
tegration über Adenauers außenpolitisches Kompetenzmonopol
hatte bereits die Entwicklung der Unionzu einer programmatisch
kohärent durchstrukturiertenPartei blockiert48. DieIntegrationder
SPD durch den „Friedenskanzler" Schmidt ist nicht weniger pro
blematisch: die Entwicklung zu einem „Kanzlerwahlverein", der
sich nach außen durch die diplomatischen Balancefähigkeiten
seines Führers definiert, untergräbt ihre gesellschaftsverän-
dernde Schlagkraft49 und macht sie dadurch zum Sklaven des
Status quo.

Es gibt nun zwei Arten von „Friedenspolitik". Die eine will die
Ursachen von internationalen Konflikten bekämpfen; die zweite
den Status quo ausbalancieren. Dieerste mußdaher auf eine po
litische, soziale und moralische Umgestaltung der Weltgesell
schaft zielen; die zweite auf die Organisation des Gleichgewichts
der Kräfte. Dieerste prägte das außenpolitische Denken der Re
gierung Brandt; die zweite dasder Regierung Schmidt50.

In den kommenden Jahrzehnten wird der Frieden vor allem
durch die Auswirkungen der kapitalistischen internationalenAr
beitsteilung in derDritten Welt bedroht werden51. DasGleichge
wichtsdenken allein kann ihn nicht bewahren. Der Kapitalismus
schöpft seine Lebenskraft daraus, ökonomisch als Weltsystem,
politisch aber nurals nationalstaatliche Vielfalt organisiert zusein:
Es existiert kein „internationaler Überbau", der Zugriffsmöglich
keiten auf das Wirken des Weltsystems selbst bietet. Ihn vorzu
bereiten, ist der rationale Kernder Anstrengungen für eine „Neue
Weltwirtschaftsordnung". Aberdas Gleichgewichtsdenken ist ih
nenbegrifflichgerade entgegengesetzt. Eskanninternationale Kri
senpotentiale nurals Kräfteverhältnisse zwischen Staaten abbil
den.

Eine Partei, deren „Weltbild" durch Gleichgewichtsdenken ge
prägt ist, wird daherauchdieeigene Bevölkerung nicht mehr für
ein gesellschaftsverändemdesUmdenken imSinneeiner Reform
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der internationalen Arbeitsteilung motivieren können. Ihre Frie
denspolitik wäre kurzatmig. Statt den Frieden zu sichern, würde
sie nur den Krieg hinauszögern (oder lokalbegrenzen), das Wir
ken seiner Ursachen aber konservieren - um daraus umgekehrt
stets von neuem ihre Existenzberechtigung als „Friedenspartei"
abzuleiten. Hier liegen inder Zukunft Einfallstore der CDU/CSU in
die sozialliberale Hegemonie. Denn im Namen des „Gleichge
wichts" könnenauch „begrenzte" Drohungen und Kriege notwen
dig werden. Und ebenso, wie dem konservativen Politikbegriff
die „Fähigkeitzum Frieden"fehlt, mangelt dem sozialliberalen die
„Fähigkeitzum Kriege".52
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schaftssicherung, Meisenheim am Glan 1976, S. 44ff.
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35 vgl. Helmut Berschin: Deutschland - wo liegt es? Sprachgrenzen um
Vaterland und Nation, in: Die politische Meinung, Nr. 188, Jan./Febr.
1980,S.90ff.

36 vgl. R. Deppe, R. Herding, D. Hoß: Sozialdemokratie und Klassenkon
flikte, Frankfurt/New York 1978, S. 16«.

37 vgl. Siegmar Mosdort: Konservativ-ordoliberale Wohlfahrtsstaatskritik
und das Konzept der Neuen Sozialen Frage, in: AUS POLITIK UND
ZEITGESCHICHTE, Nr. 39, 30.9.1978, S. 37«.

38 Franz Josef Strauß: Das Fundament derachtziger Jahre.in: BAYERN
KURIER. 24.11.1979. S. 19-20.

39 ders., ebd., S. 22; ders.: Noch nie war der Friede so brüchig geworden
(Anm. 5), S. 5; ders., Wofür wirstehen und kämpfen, (Anm. 6). S. 17.

40 vgl. Fritz Zimmermann: Deutschlands Stellung in derWelt, in: Bayemku-
rier, 24.11.1979, S. 26; Dr. Todenhöfer: Verzicht auf Machtpolitik ist le
bensgefährlich, in: DAS PARLAMENT, 2. 2.1980. S. 4; ders.: Mehr Un
terstützung für Verbündete, in: ebd., 17.5.1980, S. 2.

41 hierzu: Strauß: Afghanistan als Wendepunkt, in DAS PARLAMENT, 29.
3.1980, S. 4;ders.:Wofürwirstehen und kämpfen, (Anm. 6);vgl. auch:Ro
bert Held: Die schwache Weltmacht, FAZ, 7. 5.1980, S. 1.

42 Vertrauenskrisen der Bonner Außenpolitik?, NZZ, FA 1.-2.8.1979, S.
3.

43 DieBonnerParteienmit Carterunzufrieden, FAZ, 15.2.1980, S. 4.
44 Strauß: Was uns von Schmidt unterscheidet, in: BAYERNKURIER, 24.5.

1980, S. 4; „Neutralisierungspolitik" der SPD Wahlkampfthema der
Union, FAZ,27.5.1980, S. 1;Jürgen Todenhöfer: Vollauf Wehners Linie,
in: BAYERNKURIER. 21.6.1980, S. 1,6.

45 Iring Fetscher: Merkwürdige Wandlungen. Weshalb Franz JosefStrauß
kein demokratischer Patriot ist, in: VORWÄRS, 27.3.1980, S. 4.

46 Marion Gräfin Dönhoff: Sind die Deutschen anti-amerikanisch? in: DIE
ZEIT, 27. 6.1980, S. 1.

47 vgl. Günther Schmid: Entscheidung in Bonn. Die Entstehung der Ost-
und Deutschlandpolitik 1969/1970, Köln 1979.

48 vgl. Reinhold Roth: Parteiensystem und Außenpolitik (Anm. 28), S. 41«.
49 vgl. hierzu: Gunter Hofmann: Disziplin wird groß geschrieben, (Anm. 8).
50 vgl. Ernst Kuper: Der Wandel der westdeutschen Entspannungskon

zeption während der sozialliberalen Koalition, in: HelgaHaftendornu. a.
(Hg.): Verwaltete Außenpolitik, Köln 1978,S. 2591.; vgl.auch: „MeineSor
ge ist: kein Stillstand". Bundeskanzler Helmut Schmidt über Afghani
stan und die Folgen, in: DER SPIEGEL, Nr. 6,4.2.1980, S. 27«.

51 Vgl. jetzt: Willy Brandt u. a.:DasOberlebensichern. Gemeinsame Inter
essen der Industrie- und Entwicklungsländer. Bericht der Nord-Süd-
Kommission, Köln 1980.

52 Vgl. dazuAnmerkung 23.
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Strauß-Diskursanalyse

Vorbemerkung
Im folgenden „Werkstattpapier wird versucht, Strauß bei derideologischen

Transformationsarbeitzu beobachten (vgl. dazu Hall in: Argument122/1980
undW. F.Haug in: Arg. 121/1980). Zentraler Begriff ist„Diskurs"; mit ihm sol
lensemiotische Verkettungsprozesse untersucht werden.Relativ stabileVer
kettungsprozesse nennenwir Diskursformationen. Wir untersuchen, wieBe
deutungen artikuliert (etwa im Sinnevon: geäußert) werden; das Wie istfaßbar
inderVerkettung bestimmter Begriffe usw.DieseVerkettung einzelnerKetten
glieder bezeichnen wir, einer international verbreiteten Terminologie folgend,
als Artikulation (Gliederung). DerBegriff trägtalso den Doppelsinn, Äußerung
undGliederungsstruktur von Bedeutungenzusammenzufassen.

Wennimfolgendender Begriff des Rechtspopulismus (vgl. dazu Laclau,in:
Argument 119/1980) versuchsweise aufStraußangewandtwird, so deshalb,
weilder „Thatcherismus"die Erfolgsmöglichkeit einer solchen Formationhat
denkbar werden lassen. Weder ist der Strauß-Diskurs eindeutig rechtspopuli
stisch, noch wird eine kurzfristige Erfolgswahrscheinlichkeit behauptet. Je
doch könnteeine politische Legitimaljonskrise,, begleitetvon einer ökonomi
schen Krise und einem weitgehenden „Abwirtschaften" der Sozialdemokratie
als Regierungspartei, diesem Konzept inabsehbarer Zeiteine gefährlicheDy
namik zuwachsen lassen.

Vorweg notiertsei noch,daß inder Struktur der Strauß-Reden inAbhängig
keit von Situation und Adressaten „Volk" durch „Bürger" substituiert wird (und
umgekehrt). Die mögliche Richtung wird durch die Tatsache angezeigt, daß
Strauß 1976 plante, falls keine Einigungin seinem Sinn mit der CDUerreicht
werden sollte, im Norden der Bundesrepublik eine „freiheitliche .Deutsche
Volkspartei'" auszurufen (vgl. SPIEGEL49/1976, S. 34, sog. „Wienerwald-
Rede").

Zum Umgang mitdem Material: Kursiv gesetzt sind wörtlicheElemente aus
Strauß-Reden, bei denen unwesentliche Teile weggelassen sind. Unverän
derte Passagen werden in Anführungszeichen zitiert.

Wolfgang Fritz Haug

Thesen zur Diskursanalyse von Strauß

1) Mit dem Rechtsruck in der Politik der CDU/CSU, wie die
Kanzlerkandidatur von Franz Josef Strauß ihn manifestiert, sind
populistische Elemente im politischen Diskurs dieser Formation in
den Vordergrund gerückt. Diese diskursive Umschichtung und die
populistischen Elemente sollen uns im folgenden beschäftigen.
Wir behandeln also nur einen Aspekt.

2) Auf dem westberliner CDU-Parteitag schärft Strauß den De
legierten die Notwendigkeit dieser Umschichtung ein und das

ARGUMENT-SONDERBAND AS 51 ö



W. F. Haug: Thesen zur Diskursanalyse 47

heißtauch unausdrücklich die Notwendigkeit, traditionelle Diskurs
elemente des Bürgerblocks umzuorganisieren:
„Wir brauchen mehr Einwirkung auf den kleinen Mann, dessen Psychologie
man kennen muß, mehrunmittelbare Verbindung zu den breiten Schichten un
seres Volkes, mitWürdigung ihrer Probleme, ineiner verständlichen Sprache
und mit glaubwürdiger Ensatzbereitschaft. Die Union muß Kampfpartei sein
und, wo sie es nicht ist, werden!" (BK 31.5.80)

3) Das „Volk" ist keine fertige Größe. Es ist nicht nur umkämpft
wie die Gunst eines Publikums, sondern zunächst und vor allem
wie eine Bedeutung. Die Bildung der Bedeutung „Volk" ist das
grundlegend Umkämpfte. Wir werden daher unsere Aufmerksam
keit darauf konzentrieren, wie Strauß das „Volk" diskursiv her
stellt. Diesen Vorgang als Produktionsvorgang betrachten heißt
auch, auf entlarvende Interpretationen verzichten, wenn man
nicht einen andern Begriff von Entlarvung prägen und darunter
solche Analysenverstehen will. Denn es kann sich nichtvor allem
darum handeln, Sätze über Sachverhalte (propositionale Äuße
rungen) mit den Sachverhalten zu konfrontieren, um dann zu
Schlüssen zu kommen wie „dieser Redner lügt". Vielmehr geht es
darum, die Artikulationen zu untersuchen, in denen bestimmte
Sachverhalte erst zum Gegenstand von Äußerungen werden.

4) Strauß stellt das „Volk", grob skizziert, auf folgende Weise
her. Er knüpft an den Gegensatz zum Staat an und verbindet dar
über den Kleinen Mann mit dem kleinen Unternehmer (und hier
über mit dem Unternehmer schlechthin). Er artikuliert beide über
sich, den großen Kleinen Mann. Und er artikuliert das Ganze inei
ner Sprache, die plebejische, ja derbe Redeweisen bevorzugt. -
Wieer diese populistische Formation mit traditionellen Formatio
nen wie dem Kirchendiskurs oder dem Honoratiorendiskurs zu
verbinden versucht, klammem wir hier der Einfachheit halber
einstweilen aus.

Wiruntersuchen wenigstens grob die einzelnen Hauptelemente
der populistischen Strukturbestandteile.

5) Staatsfeindschaft ist diegefährliche2 Triebkraft, die Strauß
zunächst zur Zer-Setzung (Desartikulation) sozialdemokratischer
Bindungen mobilisiert. D.h. er tut,wogegen er anredet: er „hetzt"
buchstäblichgegen den Staat, gegen dieBeschneidung derFrei
heitsrechte, gegen Amtsanmaßung der Bürokraten, gegen den
Steuerstaat, der dem kleinen Mann ehrlich verdiente Lohngro
schen aus der Tasche zieht.

6) Damit istschon angesprochen,wieder Kleine Mann diskur
sivhergestellt wird. Dasindvorallem dieArbeiter. Um sie - neben
Rentnern, Hausfrauen, Kleinbürgern - in den Kleinen Mann ein-

ARGUMENT-SONDERBAND AS 51 *>



48 Strauß-Diskurs-Analyse

zuschmelzen, müssen sie aus der Verbindung zum sozialdemo
kratischen Diskurs herausgelöst werden. Die großen Ziele der
Gewerkschaftsbewegung werden zu diesem Zweck von Strauß
eingegliedert. Er legt den Schnitt zwischen diesen Zielen und den
Funktionären der SPD bzw. der Gewerkschaften und natürlich ge
gen sozialistische Orientierungen. Der sozialdemokratische Poli
tiker wird in seiner Abgehobenheit vom Volk gezeigt, als Dienst
wagenfahrer3 aus Bonn, der keine Ahnung mehr hat, wie das
Volk denkt und fühltund spricht. Nun wird mitten durch den SPD-
Diskurs vom Sozialen geschnitten: „sozial" wird nach dem positiv/
negativ-Schema auseinandergelegt4 in das von der CDU/CSU
geschaffene soziale Netz und ein falsches „Soziales". Dieses
wird in einer Kette von Gleichungen mit einer ganzen Reihe von
Gegenbegriffen verkettet, bis ein diskursives Netz entsteht, das
die Sozialdemokratie auf eine Weise darstellt, daß der Kleine
Mann ausgegliedert ist und in den Diskurs des Rechtspopulismus
eingegliedert werden kann. Einige Elemente der Verkettung sind
folgende:
„Sozial" = sozialistisch = Staatseinmischung = Freiheitsab
schaffung = Funktionärsherrschaft = Ausbeutung = Diktatur =
Terror = Kommunismus. Die „Funktionäre" werden darüber hin
aus häufig als Akademiker vom Kleinen Mann abgehoben.

7) Der Unternehmer wird desartikuliert vom Kapitalisten; der
„Kapitalist" wird inden SPD-Zusammenhang eingegliedert: Kapi
talisten findet man auf der Luxusjacht von Helmut Schmidt und
sie schwänzeln in Bonnum ihn herum. Wahrscheinlich gibt es in
der SPD mehrMillionäre als imvon Strauß geführten Parteibünd
nis. Hinzukommt,

„daß viele Millionäre und Milliardäre in dieser oder jener kapitalistischen Ge
sellschaftstracht (Helmut Schmidt) wie ein Schwärm von Fliegen umschwär
men, so wie Insekten die Lampen umschwärmen." (BK 31.5.80)

Den ehrlichen Unternehmer stellt Strauß durch den Gegensatz
zum Staat und dessen Beamten her. Erriskiert sein eigenes Geld,
trägt seine eigne Haut zu Markte, während der Staatsfunktionär
fremdes Geld verwirtschaftetund ihm allenfalls Versetzung wo
möglich mit höherem Gehalt, schlimmstenfalls Ruhestand mit ei
nem dicken Ruhegeldpolster droht. Weder Kapitalrisiko, noch Ar
beitsplatzrisiko beim Beamten. Aber dies ist noch nicht alles. Das
von der CDU/CSU geknüpfte soziale Netz wird zur Hängematte
für Faule; die Funktionäre des SPD-Staats werden mit folgender
Gleichungskette verknüpft: Bürokraten und Funktionäre, Beque
me und Faule, Ideologen und Vorbeter. In diesem Gegensatz
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trägt nun der Unternehmer wie der Kleine Mann seine Haut zu
Markte und wird wie dieser im VOLK artikulierbar.

8) Das Volkstellt sich jetztdar alspartnerschaftliche Begeg
nung in allen Schichten und Ständen. Die Hauptartikulation
dieser partnerschaftlichen Begegnung ist der Gegensatz zum
Klassenkampf. Das Netz ist hier so geknüpft, daß ein Gegen
diskurs, derdie Arbeiterklasse als solche gegen den von Strauß
organisierten ideologisch-politischen Block anriefe, es noch
fester zurren könnte.

9) Regelmäßiger Bestandteil der Straußreden ist die Selbst
darstellung als Kleiner Mann.

„Ich komme aus einem Milieu einer Arbeitervorstadt. Ich bin mit seinen Pro
blemen groß geworden. Ich kenne die Sprache des Volkes..., nicht deshalb,
weilichstudiert habe...,weilichauf Schauspieler5' getrimmt wordenbin,son
dern deshalb, weil das meine Natur ist, weil das meine Herkunft ist, weil ich dort
mehr politische Heimathabe als inmanchen Häusernder Vornehmen und Rei
chen, die heute um Helmut Schmidt herumscharwenzeln." (Ebd.)

„Eines kann ich den Herren auch sagen: Ich stehe dem kleinen Mann - ob
es der Kumpel an Rhein und Ruhr ist, ob es der Arbeiteram Flugplatzin Berlin
ist, ob es der Taxichauffeur in Hamburg ist, oder ob es die breite Schicht der
Hausfrauen ist - näher als die meisten der Funktionäre und hohen Manager,
gleichgültig, in welchem politischen Lager sie stehen." (Ebd.)

„Auch wenn es diejenigen, die glauben, die Arbeiterschaft fürsich gepachtet
zu haben - sehr zum Leidwesen eines großen Teiles der Arbeiterschaft-, nicht
gerne hören: Ich komme aus dem Arbeitermilieu..." (Bk 6.10.79)

So artikuliert Strauß den Kleinen Mann und die hohen Funktio
näre und (Kapital-) Manager zum Volk. Er selber ist der Kreu
zungspunkt. Er nimmt die Stelle des Großen Kleinen Mannes
ein.

10) Strauß nimmt die den plebejischen Redewendungen in
newohnende Perspektive von unten nach oben ein, wann im
mer er die Organisatoren des sozialistischen oder auch nur so
zialdemokratischen Volkes zeigen will.

„Die Herren, die dafür verantwortlich sind, sollen sich nicht mehr vor der Ver
antwortung drücken..."

Er baut Diskurselemente ein, in denen das Volk traditionell
die Herrschenden zur Rechenschaft zieht. Er organisiert den
Gegensatz zu jeder Artvon Standesdünkel, vorallem aber den
Gegensatz zu Theorien, der plebejisch dadurch ausgespro
chen wird, daß sie vom Standpunkt des Geldbeutels gewertet
werden.
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Sozial heißt fürsie (die Sozialisten), daß andere fürsie zahlen.

„Wenn man heute da und dort eine totale Kritik an den ge
sellschaftlichen Verhältnissen erlebt - meistens von denen,
die alles bestreiten, außer ihrem Lebensunterhalt." Dann die
Schimpfwörter, die bekannten Tiernamen, dazu Phrasendre
scher, Seichbeutel, Hirnprothesenträger und vieles andere
mehr. (Es ist ohnmächtig, hierin nur eine unfeine oder auch
menschenverachtende Art oder eine bloße Unbeherrschtheit
zu sehen.)61

Die linken Zwischenrufer machen Politik ohne Kopf, dafür
mit Kehlkopf.

Woher kommt die Krise an Rhein und Ruhr? Daher, daß die
maßgeblichen SPD-Politiker „zu sehr mit ihren ideologischen
Darmverstopfungen beschäftigt waren". (Köln) -
Mit plebejischen Sichtweisen sind im übrigen die Strauß-Skan
dale, sei es mit amerikanischen Prostituierten, sei es mit ame
rikanischen Rüstungsfirmen, leichter vereinbar, als mit geho
benen moralischen Diskursen.
Von unten, vom Standpunkt einer in der Regel nicht im Sitzen
ausgeübten Arbeit, erscheinen die Bürokraten als Sesselfur-
zer. Strauß erscheint so jedenfalls nicht.

11) Ich glaube, sagt Strauß, an die Notwendigkeit, diese
geistesgeschichtlichen Auseinandersetzungen bis in die Tie
fe unseres Volkes hinein führen und den Instinkt für die frei
heitlichen Chancen, aber auch für die der Freiheit drohenden
Gefahren schaffen und schärfen zu müssen. (GdF 19)

In der Tiefendimension des von Strauß diskursiv hergestell
ten VOLKS, in dessen Instinkt, soll der Basisgegensatz von
Freiheit und Freiheitsfeinden festgelegt sein. Freiheit ist selbst
verständlich mit Sozialer Marktwirtschaft artikuliert. Die SPD
ist immerein Feindder Marktwirtschaft geblieben. Über diese
Kette ist die SPD als Freiheitsfeind faßbar. Die Freiheitsfeinde
werden ausgegrenzt aus der Demokratie. Die Ausgrenzung
der SPD ist damit angebahnt, allerdings nicht kurzschließend
ausgesprochen. (Die Grenze zwischen bloßer Anbahnung und
kurzschließendem Vollzug bezeichnet eine der Trennlinien,
die den Strauß-Diskurs vom faschistischen Diskurs unter
scheidet. Er hält am Verfassungsdiskurs fest und baut die ei
gene Struktur darüber als die eines umgreifenden Verfassungs
schutzes).

Auf der einen Seite soll instinktartig tief festgelegte Feind
schaft die Ausgrenzung der Sozialisten tragen, auf der anderen
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Seite entsprechendes Vertrauen. „Wir brauchen eine Politik,
die wieder Vertrauen schafft. Nur so kann unser Volk den Anruf
der Geschichte richtig beantworten." (BK1.3.80)

12) Wie werden traditionelle Elemente des Machtdiskurses der
Herrschenden mit rechtspopulistischen Elementen verbunden?
Besichtigen wir solche traditionellen Elemente, wie sie bei Strauß
vorkommen: Alle Politik „will Ordnung". Und „der harte Kernaller
sichtbaren Ordnungen sind nun einmal die religiösen Vorstellun
gen" (GdF 113).

Aufgebaut wird die Ordnung durch Macht und Autorität.

„In der Tat gehört die Überwindung des Widerstandes zur Definition der
Macht. Der Autorität, die gesellschaftliche Ordnung aufbaut, entspricht der
Gehorsam derOrdnungsuntergebenen. ...diepolitische Entscheidung bedarf
der jeweilsangemessenen Machttechnik, diedie geistige Entscheidung indie
Wirklichkeit hineigestaltet." (GdF 117)

Im Kerngeht es dabei umeine Ordnung, „inder der einzelne je
nach seinen Leistungen und Begabungen zu Wohlstand gelan
gen... kann." (BK 6.10.79) Auf tausend Kinder kommt vielleicht
ein hochbegabtes Kind, dazu noch ein paar weniger begabte.
Sie giltes auszulesen und nach oben steigen zu lassen. Die be
reits nach Oben gekommenen (mit Ausnahme der Unfähigen des
SPD-Staates) sind solche zurecht aufgestiegenen Hochbegab
ten.

Diese gewiß traditionell-konservativen Vorstellungenartikuliert
Strauß nun inplebejischen Formen.Auslese und Aufstieg der Be
gabten garantieren, daß „die Lebenshaltung der breiten Massen
des Volkes von unten nach oben gehoben, statt von oben nach
unten nivelliert wird." (BK 6.10. 79) D. h. die Oben/Unten-Diffe-
renzierung wird mit der Anordnung Von-unten-nach-oben ge
kreuzt, die auf soziale Gleichheit7 abzielende Politikder SPD da
gegen mit der herrschaftlichen Form des Von-oben-nach-unten.

Trotz dieser Kreuzungskünste sind die Stellen, an denen der
traditionell-konservative mit dem rechtspopulistischen Diskurs
verschmolzen wird, Bruchstellen. Diese Brüchigkeit scheint einer
der Faktoren zu sein, die das Gebilde zugleich blockieren und dy
namisieren, was zu einer Verschärfung der Feindbildelemente
führt.

13) Staatsfeindschaft, Unten gegen Oben - wie werden diese
Elemente populardemokratischer Diskurse unter die rechte Domi-
nation gebracht? Einmal durch Abspaltung und Ausgrenzung aller
Ansätze der selbstorganisierten Eigenmächtigkeit von unten6.
Zum andern durch Verkettung der Staatsablehnung mit dem star
ken Staat. Wir wissen, daß in diesem - vom rechten Standpunkt
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erforderlichen - Absichern gegen die Geister, die man rief, über
haupt gegen die selber mitentfesselte Dynamik, daß inder Sicher
heitslösung über den Starken Staat die allergefährlichste Dyna
mik steckt. Aber sehen wir zu, wie Strauß die Verkettung bildet.
Gegen den sich überall einmischenden Staat - fürdie Privats
phäre mitihrerFreiheit - zu schützen durch den Starken Staat.
Kurzformel: „Nur der starke Staat ist ein Freiheitsstaat." (GdF
145)

14) Die Stärke der rechtspopulistischen Formierung durch
Strauß beruht nicht in Manipulationen, ist nicht nach marketing-Art
zu denken oder zu bekämpfen. Man kann ihm nicht verwehren,
daß er ein Terrain besetzt, wenn man nicht dieses Terrain vertei
digt. Der Sozialdemokrat als Dienstwagenfahrer, technokratisch
abgehoben, volksfern sprechend und fühlend, ist er etwa eine Er
findung? Die fallengelassenen Reformen, die Phrasendrescherei
- gibt es das nicht? Das passiv gehaltene, in bürokratischen For
men zum Objekt degradierte „Volk" ist ebensowenig ausgedacht.
Die langjährige weitgehende Verengung der gewerkschaftlichen
Politik auf das „Mehr" für die Beschäftigten, bei Versäumnissen
an so vielen andern Fronten der gesellschaftlichen Auseinander
setzungen, bei den Massenmedien wie in der Kultur, in der ökolo
gischen Frage wie gegenüber der Frauenbewegung, dazu Miß
trauen gegenüber Basisaktivitäten in der eigenen Organisation,
Verfilzungserscheinungen - all diese Versäumnisse definieren
Positionen, die der Rechtspopulismus besetzen kann. Strauß wu
chert durchweg mit den Pfunden negativer Wahrheiten der Sozial
liberalen Politikund der Gewerkschaften. Nur eine Anrufung des
Volkes von links, die es ernst nimmt, die es als selbsthandelndes
anerkennt, kann langfristig dem rechtspopulistischen Diskurs en
ge Grenzen ziehen. Nur die Entfaltung einer umfassenden, viel-
förmigen, nicht auf materielle Interessen reduzierten demokrati
schen und sozialistischen Volkskultur9, kann auf Dauer das Ter
rain besetzen, das Strauß um den Preis einer gefährlichen Dyna
mik zunehmend beansprucht.

Anmerkungen

1 „Der große starke Mann, für den Strauß die meisten seiner Freunde und
Gegner halten, braucht die große Kriseals Legitimation." (Johannes Gross:
Staatsmann Strauß, Leitartikel FAZ27. 2. 80).

2 Eine Dimension dieserGefährlichkeit istdurch dieGrundstruktur der Politik,
ausgeübt von Berufspolitikern, imrepräsentativen System bestimmt. Indie
sem Sinn rügte die „Frankfurter Allgemeine" vorkurzemWehner, weiler ei
nen Streitpunkt innnerhalb der Europäischen Gemeinschaft „gefährlich po
pulärformuliert" habe, „alser sagte, daß die Bundesrepubliksich nichtbelie-
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big ,wie eine Kuh melken' lassen wolle." (FAZ, 3.6.80. S. 1 im „kleinen" Leit
artikel).

3 Der Kontext legt fest, daß „Dienstwagenfahrer" nicht den Fahrer meint,
sondern den „Bonzen", der sich fahren läßt.

4 Die Artikulation von sozialdemokratischerSozialpolitik mit der Degradation
der Begünstigten zu unmündigen Objekten ist von Helmut Schelsky auf dem
CDU-Parteitag 1973 denkwürdig eingebracht worden (vgl. dazu meine Ana
lyse: Zwei Kapitel über den ideologischen Klassenkampf, in: Argument 100/
1976; ferner die nachstehende Notiz von Ulman Lindenberger).

5 HelmutSchmidt wirdals Oscar-Preisträgerder Nation dagegengeordnet.
6 HelmutSchmidt versucht das mitdem Slogan, einem Mann, der sich selbst

so wenig unter Kontrolle habe, dürfe man nicht die Kontrolle über den Staat
anvertrauen. Die Reichweite der Wirkung eines solchen Slogans ist doppelt
begrenzt: Sie ist zunächst durch das Ausmaß der Krise, einschließlich der
Legitimationskrise des politischen Systems begrenzt; sodann durch die
Grenze bestimmter Klassen(-Teile) und (vor allem Bildungs-JSchichten, bei
denen ein „beherrschtes", kühl-distanziertes Auftreten zum guten Ton ge
hört. Man sollte daher an dieser Sprache den Versuch beachten, plebejische
Sprechweisen zu integrieren.Einander Dingist die Bezeichnung von politi
schen oder ideologischen Gegnern als Ratten und Schmeißfliegen (so die
kritischen Schriftsteller) oder als Unkraut (so die SPD-Linke); auch an diesen
Metaphern sollte es nicht die „Unkontrolliertheit" des Sprechers sein, was
vor allem anzugreifen ist, sondern die Verkettung mit dem Paradigma des
sen, was auszurotten ist (Unkraut, Ungeziefer - Un-Menschen).
Daß solche Vernichtungsmetaphorik auf humanistisch Gebildete des kon
servativen Lagers abstoßend wirken,zeigt die Reaktion von Günther Rühle:
„Hierzeigte sich wieder einer als Gärtner, der Unkraut nannte, wo Menschen
gemeint sein mußten. Unddies bliebohne Widerspruch ineiner Partei,die im
Menschen das Abbild Gottes zu sehen vorgibt."(Günther Rühle: DerAufbau.
Deutsche Szenen: Der Auftritt des Kandidaten, FAZ 22. 5.80).

7 Chancen-Gleichheit, im sozialliberalen Diskurs mit Gerechtigkeit verbun
den, wird umgearbeitet in Chancen-Gerechtigkeit.

8 Zugleich wird inGestaltderPrivatsphäre ein Bereich relativ eigenmächtigen
Handelns eingezirkelt und mitdem Bedürfnisnach Selbstbestimmtheit ver
knüpft. Privatheitheißt hier folgerichtig, daß Vergesellschaftungshandeln mit
den entsprechendenVergesellschaftungskompetenzen aus diesem Bereich
verdrängt sind.

9 Neben vielen anderen Ansätzen kann die Westberliner Volksuniversität als
ein Versuch verstanden werden, einen Beitrag in dieser Richtung zu leisten.
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Ulman Lindenberger

Notiz zum sozialpolitischen Diskurs bei Strauß
Der Materialanalyse liegtfolgender Ausschnitt einer Strauß-Re

de zugrunde:

„Natürlich muß christlich-soziale Politik, freiheitliche Politik, die Würde des
Menschen wahren und sichern in seinen vielfältigen Lebenslagen und Le
bensbezügen. Aber inerster Linie muß das dadurchgeschehen, daß man den
Menschen zu einereigenverantwortlichen Lebensgestaltungbefähigtund ihn
nichtaufSchritt undTritt gängelt... Wir wollen dieSelbstentfaltung des einzel
nen Bürgers fördern,ohne ihm seinen eigenverantwortlichenFreiheitsraumzu
nehmen. Deshalb müssen sozialpolitische Maßnahmen in erster Linie auch
Hilfezur Selbsthilfe sein. Keine Behinderung und keine soziale Schwäche dür
fen jemals Anlaß und Rechtfertigung dafür sein, daß die Betroffenen total be
treut, gegängelt und schließich entmündigt allein Objekt und Opfer einer all
mächtigen öffentlichen Sozialpotenz, ja man möchte beinahe sagen Sozial-
omnipotenz werden. Es gibt auch den Mißbrauch der Sozialpolitik als Herr
schaftsinstrument. Nicht sozial, sondern sozialistisch sind Maßnahmen, bei
denen durchstaatlicheund bürokratische Eingriffe dem Bürger Entscheidun
gen abgenommenwerden,die er selbst treffenkönnte..." (Bk24.11.79).

Die Struktur der einzelnen Diskurs-Elemente läßtsich genauer
bestimmen. Nehmen wirz. B.das Element „Würde des Menschen
wahren" aus Satz 1.Es verweist als Verfassungsgebotaufandere
Verfassungsgebote, d. h.es erzeugtRekurrenz (vgl. Stierte, 139).
Dies ist möglich aufgrund seiner zusammengesetzten Struktur:
„Würde" gäbe als Element keinen Sinn - Sinn hier als strukturier
ter Zusammenhang von Bedeutungen -; das Element „Würde
des Menschen wahren" dagegen ergibtSinn, es wird identifizier
bar als dem Verfassungsdiskurs entstammend. Elemente, die
selbst schon aus Verknüpfungen bestehen, nennen wir Syntag-
men.

Satz 1 reartikuliert also Elemente des Verfassungsdiskurses,
indem ihmentstammende Syntagmen (freiheitliche Politik, Würde
des Menschen wahren) mitdem Syntagma „christlich-soziale Po
litik" zu einer syntagmatischen Reihe verknüpft werden, wobei
das Syntagma „freiheitliche Politik" nicht nur auf den Verfas
sungsdiskurs, sondern auch auf den „Freiheit- oder Kollektiv"-
Diskurs verweist und daher besonders eng mit dem Element
„christlich-soziale Politik" verknüpft ist. - DieElemente des Ver
fassungsdiskurses sind aufgrund derInstitutionalisierung und All
gemeingültigkeit dieses Diskurses hart umkämpft. Auch Strauß
nimmt den Verfassungsdiskurs für sich in Anspruch; das unter
scheidet ihn (neben anderen Punkten) vom faschistischen Dis
kurs.
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Mitdem ersten Satz ist das Kampffeld, die Sozialpolitik, abge
steckt. Fassen wirdie Diskurs-Elemente als Kreuzungspunkte se-
miotischer Ketten auf, die diskursiv miteinander vernetzt werden,
so können wir weiter beobachten, daß verschiedene politische
Diskurse in verschiedenen Politikbereichen unterschiedlich dichte
Vernetzungen aufweisen. Das diskursive Netz der SPD hat im so
zialpolitischen Bereich eine „Dichtestelle". Strauß desartikuliert
das Element „Sozialpolitische Maßnahmen" aus dem Diskurs der
SPD und reartikuliert es in seinen Diskurs. Dies geschieht durch
die Produktion von zwei einander entgegengesetzten syntagmati-
schen Reihen, die aber beide mit dem Syntagma „sozialpolitische
Maßnahmen" verknüpft sind, also zwei Möglichkeiten staatlichen
Handelns darstellen:

In Handlungsmöglichkeit (Hm)2 werden Elemente aufgegriffen,
in denen das Volk seinen Protest gegen den Machtblock artiku
liert, genauer: Strauß knüpft dort an, wo bestimmte Massen schon
einmal ihren Protest gegen den Machtblock artikuliert haben. So
ist z. B. das Syntagma „Sozialpolitik als Herrschaftsinstrument''
aus linken Diskursen desartikuliert. - Der Antagonismus Volk-
Machtblock wird gegen die Sozialpolitik der SPD gerichtet durch
Verknüpfung der Hm 2 mit dem Element „Sozialpolitische Maß
nahmen" und durch eine Negatiwerknüpfung mit Satz 1. Anfäng
lich wurden die dem Verfassungsdiskurs entstammenden Ele
mente artikuliert als Elemente, von denen jeder sozialpolitische
Diskurs ausgeht „natürlich muß..."). Die Negatiwerknüpfung der
Hm 2 mit Satz 1 bewirkt nun die Verknüpfung dieser Hm mit den
Gegenelementen von Satz 1. Eine Ausgrenzung des sozialpoliti
schen Diskurses der SPD aus dem Verfassungsdiskurs wird da
mit angebahnt.

Hm 1 hat mit Hm 2 das Syntagma „sozialpolitische Maßnah
men" gemein. Es ist aber mit Syntagmen verknüpft, die denen der
Hm 2 genau entgegengesetzt sind. Angerufen wird, im Gegensatz
zu linken Diskursen, der einzelne Bürger. Strauß spaltet also den
linken Diskurs an dieser Stelle auf: Er übernimmt die Selbsttätig
keit, grenzt aber das Kollektivvon ihr ab. - Die Selbsttätigkeit von
unten wird gekreuzt mit dem Staatseingriff von oben: Förderung
der Se/bstentfaltung, Hilfezur Se/bsmilfe. - Hm 1 wird durch Ver
knüpfung mit Satz 1 artikuliert als christlich-soziale Sozialpolitik.

Die beiden entgegengesetzten Reihen konstituieren den sozial
politischen Diskurs bei Strauß. Bei Produktion dieser Reihen rear
tikuliertStrauß Elemente des sozialpolitischen Diskurses der SPD
in einer Weise, daß die Forderung nach drastischer Senkung der
Sozialausgaben als Sozialpolitik artikulierbar wird.
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Ulrich Seelbach

Notiz über Demokratisierung und Mitbestim
mung bei Strauß*

Fast schon „vergessen" sind zwei (damals zentrale) populäre
Anrufungen der sozialliberalen Regierung Brandt. Das „mehr De
mokratie wagen" der Regierungserklärung griffdie Forderungen
der „jungen kritischen Generation" nach Abbau der Privilegien,
Abbau verkrusteter Organisation der Institutionen (Uni und Schu
le, Lehrlingsausbildung) auf, die Mitbestimmungsdiskussion war
Kristallisationspunkt der Forderung nach mehr Transparenz und
Kontrolleder Wirtschaft durch die Arbeiter. Durch diese populären
Anrufungen konnten bestimmte untergeordnete Elemente des
APO-Diskurses und der sich wieder zu Wort meldenden Arbeiter
bewegung (Septemberstreiks) in den sozialliberalen Diskurs der
Regierung Brandt eingegliedert werden. Sehen wirzu, wie Strauß
sich diesen Anrufungen gegenüber verhält. Meine These ist, daß
sie mit seinem Konzept nicht artikulierbar sind. Ihre Reartikulation
würde eine ungleich höhere Anstrengung der Blockierung erfor
dern, als Vorteile durch ihre Einbindung heraussprängen.

Demokratisierung
„Die Inflation des Demokratiebegriffs verdanken wir dem glei

chen Mann, der die Inflation des Geldwerts in ruinöse Bewegung
gesetzt hat, WillyBrandt." (122). Strauß bindet Demokratie an den
Freiheitsraum für den einzelnen Bürger, für den Staat auf der an
deren Seite ist die Demokratie „Instrumentarium zum Ausgleich
von Interessenkonflikten" (146) und Mittel zur Verwirklichung
christlicher Werte (147) - sie wird dem kleinen Mann zur Seite ge
stellt. Die Erfahrung realer Freiheitseinschränkungen des kleinen
Mannes hingegen wird an „Demokratisierung", als Einschrän
kung der Demokratie, geknüpft. Sie führe nur zur Befriedigung des
Machtinteresses einer „bestimmten Gruppe"(123). Gruppen- wie
Klassenegoismus ist bei Strauß vom Interesse des kleinen Man
nes abgegrenzt. Allein, diese Bestimmung ist noch zu brüchig,
deshalb versucht Strauß „ Demokratisierung" über ihre Negativ
artikulation mit dem Kommunismus auszugrenzen. Er verkettet
sie mitder „völlige(n) Unterwerfungder Länder Ost- und Mitteleu
ropas... unter die Oberherrschaft Moskaus", dem Beiseiteräumen
„aller rechtsstaatlichen Normen" in der DDR. (129) Später wurde
sie zum „Schlachtruf der APO" - Strauß versucht eine negative
Tradition des Verwendungzusammenhanges aufzubauen.
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„50000 neue Mitglieder kamen allein 1969 (in die SPD). DieAuf
forderung zum Marsch durch die Institutionen verhallte nicht un-
gehört:, DieAPOkehrtheim'hatte damals HorstEhmkeselbstge
fällig festgestellt!" (136)Es ist interessant zu sehen, wieStrauß ei
ne - seiner eigenen Anstrengung analoge- Tätigkeit der damali
gen sozialliberalen Regierung beobachtet. Er erkennt den Sinn,
der mit dieser populären Anrufung in Gang gesetzt wurde: Die
Einbindung von oppositionellen Kräfteninden herrschenden Dis
kurs. Andieser Stelle greiftStrauß ein; das Ende der APO wirdmit
dem Beginn der „reaktionären Rückwartsentwicklungder SPD zu
einer marxistischen Klassenkampfpartei" (136) gleichgesetzt. Die
SPD-integrierte APO wird, als zu den Feinden der Demokratie ge
hörig, aus dem Volk ausgegrenzt. „Demokratisierung" setzt
Strauß - an eine Formulierung Wieczorek-Zeuls anknüpfend, die
den „Radikalenerlaß" als Abschreckungsstrategie, welche die
„Demokratisierung in unserer Gesellschaft" verhindern solle,
kennzeichnet - gleich mit dem „ungehinderten Zugang kommu
nistischer Verfassungsfeinde in den Staatsdienst" (139). Anony
me Mächte, „Demokratisierung", und Politisierung werden nicht
allein einer Funktionärsherrschaft zugeschrieben: „Wir wenden
uns dagegen, daß der einzelne Bürger durch die .Demokratisie
rung' und Politisierung aller Lebensbereiche anonymen Einflüs
sen und Mächten ausgeliefert wird, die sich ihrerseits jeder echten
Kontrolle entziehen." (144) - sondern die ausübenden Funktio
näre, werden- über ihre kommunistische Herkunft oder Tradi
tion- mit den Feinden der Demokratie in eins gesetzt.

Mitbestimmung

Während Strauß „Demokratisierung" aus seinem Diskurs aus
grenzt, versucht er „Mitbestimmung" mit seinem Konzept, wenig
stens teilweise, zu kreuzen (er kämpft um sie). Hierzu muß er zwi
schen Mitbestimmung und sozialliberaler Mitbestimmung einen
Schnitt legen. Selbstverständlich ist für ihn „ein Mitwirkungsrecht
an der Gestaltung der Arbeitsbedingungen und Mitverantwortung
am Arbeitsplatz" (201). „Mitbestimmung entspricht dem demo
kratischen Grundverständnis - Mitbestimmung durch Leistung,
Kompetenz, Verantwortung..." (33). Diese durch Leistung und
Verantwortung artikulierteMitbestimmungmacht sie vereinbar mit
Werten des kleinen Unternehmers, die zugleich Werte des fleißi
gen, verantwortungsbewußten Arbeiters sein können, wenn man
das Konzept: „die einseitige und ungerechte Herrschaftsstruktur
in der Wirtschaft zu beseitigen" (DGB-Erklärung vom
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22.10.1969) erfolgreich ausgrenzt und den Arbeiter an die soziale
Marktwirtschaft bindet. „Mitbestimmung" der Sozialliberalen hin
gegen wolle von „demokratischer Direktwahl" (192), von der Be
teiligung aller (und nicht nur der gewerkschaftlich organisierten)
Arbeiter nichts wissen (34), weil dies „dem Machtanspruch von
Funktionären zuwiderlaufen" würde (192) Gewerkschafts
funktionäre nehmen ihm (dem mündigen Arbeitnehmer) das Den
ken und das Entscheiden ab." (34) - „Die Idee der Mitbestim
mung als Mitkontrolle durch die Arbeitnehmer wird auf den Kopf
gestellt: Wer ist noch in der Lage, die Kontrolleure zu kontrollie
ren?" (34). Echte Mitbestimmung als funktionsgerechte Mitbe
stimmung wird mit der „Selbstverwirklichung des arbeitenden
Menschen" (192) artikuliert, sozialliberale Mitbestimmung wird als
„von einer Funktionärsschicht in Gewerkschaften und SPD her-
beigeredete"...,,fun/rt/önärsgesfeuerte Mitbestimmung" ausge
grenzt (33). Strauß versucht durch die Kreuzung von Werten des
freien Wirtschaftssubjektes mit funktionsgerechter Mitbestim
mung der Perspektive der populären Anrufung die Spitze zu neh
men: unter Mobilisierung der Anrufung gegen den Staat neutrali
siert er die populäre Anrufung „Mitbestimmung", grenzt sie aus
dem Diskurs des kleinen Mannes aus.

Der Versuch der Ausgrenzung und Neutralisierung beider po
pulären Anrufungen ist noch brüchig. Sicher ist dies der Grund,
warum Strauß in seinen Reden vor größerem Publikum auf diese
Punkte nicht zu sprechen kommt. Die schlafenden Hunde zu wek-
ken, könnte für ihn gefährlich werden.
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Weitere Reden von F.J.Strauß

Die Herausforderung des neuen Jahrzehnts. Bayernkurier v. 5.1.198o.
Wem die Stunde schlägt... Bayernkurier v.26.1.198o.
Bereit zur Verantwortung. Rede des CSU -Vorsitzenden im Bundestag vom
28.Februar 198o. Bayernkurier v.8.3.198o.
Was uns von Schmidt unterscheidet. Der Spitzenkandidat vor dem CSU-
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Wofür wir stehen und kämpfen. CSU - Parteitag. Bayernkurier v.28.6.198o.

'Alle Zitate aus GdF.

Michael Breitbach und Friedhelm Hase

Die neue Rechte im Verfassungsrecht

1) Gegenstand dieses Berichts'* sind Tendenzen, die in jüngster
Zeit in verfassungsrechtlichen ebenso wie in Verfassungsfragen
betreffenden politischen Diskussionen und Veröffentlichungen in
der Bundesrepublik zu beobachten sind: Tendenzen, an denen
sich ablesen läßt, daß der Entstehungs- und Vereinheitlichungs
prozeß einer neuen recfttenVerfassungsideologie begonnen hat
- einer ideologischen Richtung, die mit ihrem „Denken vom
Ernstfall her"1 in Konkurrenz zu der autoritär-pluralistischen Sta-
o/Mä'fsideologiezu treten beginnt, die das Verfassungssystem der
Bundesrepublik in den letzten beiden Jahrzehnten nahezu unan
gefochten beherrscht hat. Vonden EntstehungsbeoVngungendie-
ser neuen Richtung kann hier nur wenig gehandelt werden. Deren
Analyse hätte sich vorrangig mitder Krise des sozialliberalen Re
form- und Integrationskonzepts und der mitdiesem verbundenen
staatlich-politischen Praxis zu befassen: mit einer Politik, die in
zahlreiche Sackgassen geraten muß, weil sie weder bereit noch
imstande war und ist, ihre - zumindest formelle - Vorherrschaft
in den Staatsapparaten dazu zu nutzen, das von ihr propagierte
integrativ-sozialpolitische Konzept durch entschlossene und ef
fektive sozialstrukturelle Reformen abzustützen. Die Strauß-Kan
didatur mit ihren vielfältigen politischen Implikationen, vor allem
mitder durch sie markierten Umorientierung der Politik der CDU/
CSU2, dürfte dieEntstehung derhier behandelten Tendenzen je
denfalls stark befördert haben, indem sie grundlegende struktu
relle Veränderungen auch der staatlichen Praxis hat denkbarwer-
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den lassen, die über den bloßen parlamentarischen Machtwech
sel weit hinausgehen. All dies kann hier nicht weiter vertieft wer
den. Wir wollen vielmehr inerster Linie der Frage nachgehen, ob
aufgrund der beobachteten Tendenzen tatsächlich von einem
„ideologischen Bruch", von der Entstehung einer neuen und
selbständigen ideologischenRichtung gesprochen werden kann.
Diese Frage möchten wir vorsichtig bejahen3.

Eine genauere Einschätzung der Perspektive neuer, „unferti
ger" Ideologien wird schon dadurch erschwert, daß diese häufig
diffus und unklar, konzeptionell unscharf und in ihren konkreten
Optionen unrealistisch sind. Diesgiltinbesonderer Weise für Ver-
fassungsideologien, die niemals „aus sich heraus" zu verstehen
sind, sondern in einem engen Verweisungszusammenhang mit
der politischen Praxis, zumal der Praxis der Staatsapparate ste
hen, aus dem sie erst ihre Konsistenz und bestimmte Gestalt ge
winnen können. Eine „funktionierende", als „präzise" und „reali
stisch" empfundene Verfassungsideologie verweist stets auf eine
als stabil erlebte politische Praxis, mit der sie in bestimmter, kon
kret zu analysierender Weise verklammert ist. Ihre Überzeu
gungskraft, ihre spontane Plausibilität und die Präzision ihrer Be
griffe hängen nicht so sehr von ihrer „immanenten" Schlüssigkeit
und Stringenz ab. Wichtiger ist die Frage, ob die Staatsapparate
und politischen Instanzen, an denen sie sich - ausdrücklich oder
implizit - orientiert, denen sie die Hauptrollen auf der politisch-ju
ristischen Bühne zuweist, eine stabile Praxis zu entfalten vermö
gen. Neue Verfassungsideologien, die erst damit beginnen, Mög
lichkeiten der Veränderung der staatlichen Praxis zu ventilieren
und konzeptionell zu verdichten, die sich aber nicht auf eine etab
lierte Praxis stützen können, werden sich daher allemal zunächst
vage, eher tastend und häufig in illusorischen Forderungen und
Programmen artikulieren. Sie sind deshalb aber, wie sich an
schwerwiegenden Beispielen leicht belegen ließe, keineswegs ir
relevant4. Auchin ihren krudesten Vorschlägen5 zeigen sie noch
an, daß sich die etablierte Ideologie und die mit ihr verbundenen
Praxisformen - d. h. hier, im Bereich der Verfassungsideologie,
die zentralen staatlichen Integrationsmechanismen und -Ideolo
gien - in einer Krise befinden, die immerhin so gravierend ist, daß
ein Teil des Verfassungsdiskurses sich um eine konzeptionelle
Neuorientierung bemüht.

2) Was die neue rechte Verfassungsideologie vor allem charak
terisiert, ist eine besondere Sensibilität, ein augeprägtes Gespür
für die Krisenhaftigkeit und -anfälligkeit des politischen und ver
fassungrechtlichen Status quo. Das Auftreten einer Ideologie, die
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nicht Harmonie, Konsens und Interessenausgleich anruft, son
dern Krisenstimmung verbreitet, muß überraschen, hatte doch
das Verfassungssystem der Bundesrepublik in den letzten 25
Jahren eine Stabilität gewonnen, die weithin als selbstverständ
lich empfunden wurde und bis indie jüngste Zeit als nahezu uner
schütterlich erschien. Letzteres hängt in erster Liniedamit zusam
men, daß sich spätestens Ende der 50er Jahre, unter den exzep
tionellen Bedingungen eines wirtschaftlichen Dauerbooms, fixiert
auf eine minoritäre Fundamentalopposition, ein außerordentlich
stabiler, alle parlamentarisch repräsentierten Parteien und die
staatlichen Apparate umfassender und koordinierender innenpo
litischer Block herausbildete, der die ökonomischen, politischen
und ideologischen Grundstrukturen des Status quo in der Bun
desrepublik affirmierte. Dieser Block artikulierte sein (bekanntlich
ziemlich rabiates) Selbstverständnis und seinen Zusammenhalt in
verschiedenen, allseits „anerkannten" „Grundwerten" und Kon
sensen, nicht zuletzt in dem Dogma von dem bestehenden als
dem „freiheitlichsten" Staat in der deutschen Geschichte, an dem
Zweifel zu duldener immer weniger bereitwar6. Durch juristische
Überhöhung,Verdichtung und staatliche Institutionalisierung die
ser „Werte" und Konsense entstand eine relativ stabile und ein
heitliche autoritär-pluralistische Verfassungsideologie, die eine
oft erstaunlich weit reichende justizielle, vor allem verfassungsju-
stizielle Verrechtlichung auch wichtiger politischer Kontroversen
ermöglichte. Die hegemoniale Potenz dieses autoritären Pluralis
mus war immerhin groß genug, alle grundsätzlichen verfassungs
konzeptionellen Alternativen aus dem Bereich des ernstlich Denk-
und Diskutierbaren zu verbannen7. Die beste aller denkbaren
Welten schien erreicht: die „offene Gesellschaft" der Freunde und
Interpreten der Verfassung8, in der (nahezu!) jeder „mitmachen"
und ohne weiteres „zu seinem Recht kommen" konnte.

Die Überzeugung von der besonderen Stabilität „unseres frei
heitlichen Staats" und „seiner Verfassungordnung" bestimmte
denn auch den harmonischen Ton, der auf den zahlreichen Jubel
feiern anläßlich des 30. Jahrestags der Verabschiedung des
Grundgesetzes und der Gründung der Bundesrepublik noch ein
deutig dominierte. Allerdings waren anläßlich eben dieses Da
tums auch ganz andere, neue Töne zu hören. Walter Schmitt
Glaeser etwa leitete sein Referat auf einem Symposium der
Hanns-Seidel-Stiftung mit der Behauptung ein, daß wir „ein De
zennium der Verfassungsverstöße hinter uns" haben, womit er
„Verfassungsverletzungen von ,oben'" meinte (37). Walter Leis-
ner, einer der wichtigsten Wortführer der neuen Rechten im Ver-
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fassungsrecht, hat sich „nach 30 Jahren Grundgesetz" mit der
Frage beschäftigt, ob „sich heute ein .Güteurteit ... über das
Grundgesetz, etwa imVergleich zurWeimarerReichsverfassung"
fällen läßt und ob dieses „Belastungsproben bestanden" hat
(Leisner1979 b, 518). Neuistnichtdie Frage - sie wurdegern ge
stellt, um die geläufige Vorstellung vom „Bonn" abzurufen, das
nicht „Weimar" ist. Neu aber ist Leisners Antwort: ein „Güte-" oder
„Bewährungsurteil" über das Grundgesetz und dessen stabilisie
rende Wirkungkönne nichtgesprochen werden, weileine eigentli
che Belastungsprobe bisher gar nicht stattgefunden habe, son
dern noch ausstehe (Leisner 1979 b, 518ff.). „Ob wirsie (die Ver
fassung) als (deutsche) Eiche sehen dürfen, wir wissen es nicht,
denn es kam kein Sturm" (Leisner 1979 b, 521). Ob es künftig zu
schweren Krisen kommen, vor allem, ob das Grundgesetz in ih
nen Bestand haben wird, erscheint als ungewiß. Es hat, so Leisner
im Hinblick unter anderem auf die Verfassungsgerichtsbarkeit und
deren herausgehobene Stellung, das „Verfassungsleben" weit
gehend zu „entpolitisieren* versucht: „durch steigende Verrechtli-
chung sollten politische Konflikte wenn nicht abgebaut, so doch
eingegrenzt werden". Doch dürfen „das reale politische Gewicht"
und „die politischen Stabilisierungswirkungen der neuen Institu
tionen" des Grundgesetzes nicht überschätzt werden. Sie brin
gen, wie der Verfassungsschutz - so Leisner etwas dunkel -
zeigt, „wieder neue desintegrierende Probleme" (Leisner 1979 b,
519). - Das Grundgesetz ist zudem „bereits nach einem
Menschenalter eine .ausgeschliffene Verfassung'", es ist „weit
gehend flexibilisiert" worden. Die durch die verfassungsgerichtli
che Rechtsprechung vorangetriebene „Verrechtlichung" des Po
litischen ist mit einem hohen Preis, nämlich mit „Biegsamkeit und
Verbiegung" der Verfassung erkauft worden: „Der Verfassung
rechtler kann dem Bürger nach 30 Jahren Grundgesetz nicht sa
gen, worauf er sich unbedingt verlassen könne. Was absolut ge
schützt wird, ist sicher kein Regime, keine Staats-, Wirtschafts
oder Gesellschaftsordnung" (Leisner 1979 b, 521f.). Für das vor
herrschende Verständnis ist die Verfassung „keine Entscheidung
mehr, sondern lediglich ein .Prozeß', allenfallsnoch eine Orientie
rung" (Leisner1979c,56). Das Grundgesetz „istwirklich eine .of
fene Verfassung' geworden". Kann man von einer solchen Ver
fassung Sicherungen und Haltinden Krisender Zukunft erwarten,
die Leisner jedenfalls für möglich hält? Oder, mit Leisner: „Ob
man hier noch härten kann?" (Leisner 1979 b, 521 f.).

3) Diese wenigen Zitate deuten bereits darauf hin, daß imZen
trum der Kritik der neuen rechten Verfassungsideologie gerade
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diejenige Besonderheit steht, die die eigentlicheStärke der bishe
rigen Verfassungpraxis in der Bundesrepublik auszumachen
schien: Die intensive und elastische Verklammerung politischer
und juristischer Praxisformen und Ideologien, die durch die spezi
fische Funktionsweise des autoritären Pluralismus ermöglicht
worden ist. Verfassung als „Prozeß", „Flexibilität" und „Offenheit"
der Verfassung sind ja Abbreviaturen der Struktur und des Verfah
rens einer Praxis, die sich besonders intensiv auf eine besonders
stark vereinheitlichte politisch-ideologische Formation stützen
und die in dieser vorgefundene Ordnungsvorstellungen, Werte
und Konsense in einer in der Tat flexiblen Weise mit dem Recht
verbinden konnte. Die aus dieser Verbindung resultierenden Fol
gen für die Struktur des Verfassungsrechts der Bundesrepublik
sind bekannt und vielfach beobachtet (und von „links" auch kriti
siert) worden: die Erosion der Normativität, die Aufweichung der
Formalstruktur des Rechts, der eine starke Ausweitung seiner to
pisch-rhetorischen Dimension, eine opportunistische Öffnung für
werthaft-materiale Rechtsvorstellungen und Argumentationen
korrespondiert. „Flexibilität" und „Offenheit" der Verfassung sind
Formeln einer Praxis, die in dem durch die „Solidarität aller Demo
kraten" gezogenen Rahmen verschiedene, „pluraie" Richtungen,
Interessen, Ansprüche und Erwartungen koordiniert, deren Aus
gleich und Zusammenhalt nicht nur „faktisch" - auf politischem
Wege - hergestellt, sondern zugleich rechtlich organisiert und in
stitutionalisiert wird. „Güter- und Interessenabwägung", „Verhält
nismäßigkeitsgrundsatz", „praktische Konkordanz" und „Willkür
verbot" sind zentrale juristische Scharniere, über die sich im Be
reich des Verfassungsrechts die Kompromißbildungen dieses
Pluralismus realisieren, denen die Reproduktion der vorgefunde
nen ökonomischen, politischen und ideologischen Grundstruktu
ren immer schon vorgegeben ist. Diese spezifische Struktur der
Verfassungpraxis wird vor allem an der besonderen Bedeutung
sichtbar, die die Verfassungsgerichtsbarkeit für den „Verfas
sungskomplex" der Bundesrepublik gewonnen hat: Mit dem Ge
richt hat dieser „Komplex" an zentraler Stelle eine Kontrollinstanz
etabliert, die mitihrerinstitutionell definierten - aus der justiziellen
Entscheidunglogik folgenden - ausgleichenden Sichtweise auf
der kompromißhaftenBerücksichtigung auch imParlament unter
legener Interessen insistiert, die dies aber immer nur dadurch tun
kann, daß sie die verschiedenen konfligierenden Interessen auf
die gemeinsame, für alle verbindliche, von allen affirmierte und
vonallen zu erhaltende (Verfassungs/Werte)Ordnungzurückbin
det. Dieverschiedenen, indem autoritärenPluralismusaggregier-
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ten Parteiungen und Gruppierungen - nur diese haben „Einlaß"
bei dieser Veranstaltung! - gruppieren sich um das Gericht und
bringen ihre verschiedenen „Werte"-Chips zum Einsatz: Das
„Recht auf Wiedervereinigung" und das „Selbstbestimmungs
recht des deutschen Volkes" etwa gegen das „Verfassungsziel
der Friedenssicherung"9, das „RechtaufSelbstverantwortung der
schwangeren Frau" gegen das Kindes-„Recht auf Leben"10, das
„Recht auf Kriegsdienstverweigerung" gegen den „Verfassungs
auftrag", die „Funktionsfähigkeit der Bundeswehr" sicherzustel
len11 usw. Durch „Abwägung" der „Rechte", „Güter" und „Inter-
ressen" versucht das Gericht, einen für alle akzeptablen Kompro
miß zu finden und in der „Rechtsordnung" abzustützen.

4) Es scheint gerade der flexible, kompromißhaft-ausgleichen-
de Charakter der bisherigen Verfassungspraxis, der justizzen
trierten Venechtlichung politischer Prozesse und Kontroversen
zu sein, der in der neuen rechten Verfassungsideologie als prekär
empfunden wird. Wir wollen uns im folgenden vor allem mit zwei
Einwänden beschäftigen, die sie immer wieder vorbringt. Sie las
sen sich grob dahin zusammenfassen, daß die kompromißhaft-
pluralistische Verrechtlichung des Politischen
1. eine entschlossene, „hoheitliche", eindeutige, klare und greif

bare politische und ideologische Praxis des Staats (jedenfalls
potentiell) be- oder verhindere, kurz, daß sie die politische
Identität des Staats bedrohe, daß sie zugleich aber

2. die Eindeutigkeit der rechtlichen Regelungen und Garantien
auflöse, die privat-individueller Freiheit verläßlichen Schutz
vordem Zugriffeines ausufernden Sozialstaats bieten können,
dessen Regelungsanspruch immer umfassender und erdrük-
kender werden.

Wir wollen uns zunächst mit dem ersten Einwand beschäftigen:
Die bisher deutlichste Formulierung der These, die Verrechtli
chung des Politischen sei der politischen Staatspraxis hinderlich,
findet sich u. E. in Hans Buchheims Ausführungen über „Proble
me der Juridifizierung der Verfassung" (Buchheim, 19ff.). Unter
Juridifizierung der Verfassung versteht Buchheim, daß man das
Grundgesetz „einseitig als oberste Rechtsnorm" auffasst und
„seine Bedeutung als politisches Konzept des Staates" nur wenig
beachtet. „Man trifft in dem Bereich der Politik, in dem die Verfas
sung letztlich von der Mentalität oder Meinung bzw. vom Willen
der Bevölkerung getragen wird, Entscheidungen nach rechtli
chen, statt, wie es nötig wäre, nach politischen Kriterien. Verfas
sungsfragen werden fast ausschließlichals verfassungsrechtliche
Fragen behandelt und gerichtlicher anstatt politischer Kontrolle
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unterworfen"(Buchheim,19; Hervorhebungvon uns, M. B., F. H.).
Wiederumzeigt sich hier,daß die neue Verfassungsideologiege
rade dort Probleme und Gefahren sieht, wodie eigentliche Stärke
der bisherigen Verfassungspraxis zu liegen schien: in ihrer schier
unbegrenzten Fähigkeit, politische Konflikte in Rechtsfragen um-
zudefinieren. - Das Grundgesetz enthält aber - so Buchheim -
nicht nur Normen, sondern auch Prinzipien, und die Unterschei
dung zwischen diesen ist für „das Verfassungleben" von „funda
mentaler Bedeutung". Denn nicht die Normen, sondern die Prinzi
pien - allgemeine Prinzipien wie „Freiheit" und „Gleichheit" so
wie spezifisch politische - begründen das Konzeptder Verfas
sung, bestimmen ihre „politisch-konzeptionelle Geltung" (Buch
heim, 19ff., 27). „Der Staat ist letztlichnicht auf Normen errichtet,
sondern seine normative Verfassungs- und Rechtsordnung ruht
aufeinem Fundament,das aus politischer Meinung und rationaler
Machtdispositionbesteht" (Buchheim,27f.).

Die Konsequenzen dieser Unterscheidungen demonstriert
Buchheimvor allem an der gegenwärtigen Praxis der Berufsver
bote, die er als „Musterbeispiel für die Juridifizierung des Verfas
sungslebens" bezeichnet. Von vornherein kann es für Buchheim
beider Fragenachder „Verfassungstreue" nicht darumgehen, ob
ein Bewerber für den öffentlichen Dienst gegen die normativen
Regelungender Verfassung verstößt - es geht nicht um Normen,
sondern um den „politischen Willen" und die „politischen Ent
scheidungen",die der Verfassung zugrunde liegen, umdie „Prin
zipien" der Verfassung: „DasGefüge derVerfassung unddes po
sitiven Rechts hältnur, wenn diepolitische Meinung, der Wille zur
Verfassung virulent bleibt....Der Versuch, in diesem, die Verfas
sung tragenden Bereich der Politik Sicherheit durch normative Fi
xierungen zu gewinnen, isttrügerisch und schädlich. Trügerisch,
weil er inWirklichkeit keine Sicherheit bieten kann, trotzdem aber
eine Illusion von Sicherheit schafft. Schädlich, weil jede Normie
rung indiesem Bereichdie eigentlich tragenden Kräfte derPolitik
beschränktund teilweise lähmt. Denn wo immer eine normative
Regelung Platzgreift, verlieren Machtkalkül undpolitisches Han
deln notwendigerweise ihr Recht" (Buchheim, 27f.; Hervorhebung
von uns)12. - Buchheims Kritik richtet sich also nicht gegen die
Praxis der Berufsverbote schlechthin, sondern nur gegen deren
juristische Inszenierung. Bei der Frage der „Verfassungstreue"
gehtes nicht um Rechtsfragen, sondern allein um die „politische
Einstellung des Bewerbers", um die „Einschätzung seiner Per
sönlichkeit". Derjenige, der die Entscheidung trifft, kann sich im
wesentlichen nicht auf Fakten stützen, „die Gegenstand einer ge-

ARGUMENT-SONDERBANDAS51 0



Die neue Rechte im Verfassungsrecht 67

richtlichen Beweiswürdigung sein könnten". Er muß „politische
Kriterien anwenden, mithin über politisches Urteil verfügen und
politisch zur Verantwortung gezogen werden können". Statt des
sen aber behandelt die gegenwärtige Praxis „in kritischen Fällen
die Bewerbung quasi als Rechtsfrage, bei der mit .gerichtsfesten'
Tatsachen dem Bewerber nachgewiesen werden muß, daß er ak
tiv die Verfassung bekämpft" (Buchheim, 29). Die Verrechtlichung
wirdzu einer Bindung, die es erschwert, die Verfassungsordnung
politisch zu verteidigen (Buchheim, 38).

Überraschend sind diese Ausführungen dehalb, weil sie eine
elementare Unterscheidung in Erinnerung rufen, die der Verfas
sungsdiskurs der Bundesrepublik nahezu vollständig verdrängt
hatte: die Unterscheidung von juristischen und politischen Praxis
formen und Ideologien. Dieser Diskurs hatte fast alle politischen
Fragen zu Rechtsfragen gemacht. Daß die juristische Inszenie
rung des Politischen aber überaus voraussetzungsvoll ist, proble
matisch bleibt und, mit der Veränderung der politischen und ideo
logischen Konjunkturen, brüchig, widersprüchlich und prekär wer
den kann, wird nicht zuletzt an Buchheims Stellungnahme deut
lich: die bisher als normal erlebte und bewußtlos reproduzierte
Verrechtlichung der Berufsverbote erscheint hier als lähmende
Beschränkung der politischen Handlungsfähigkeit des Staats. Die
hieran sichtbar werdende allgemeine Problematik der Verrechtli
chung kann an dieser Stelle nur angedeutet werden: Sie resultiert
daraus, daß die Verrechtlichung dazu tendiert, prekäre Grenzen
verschiedener, ineinander verwobener, dabei aber prinzipiell zu
unterscheidender gesellschaftlicher Praxisformen zu verwi
schen13. Die nicht-identischen Funktionsweisen und -bedingun-
gen des Politischen und Ideologischen einerseits, der rechtlichen
Praxis andererseits lassen sich nicht dauerhaft negieren, ohne
daß die Plausibilität und Konsensfähigkeit beider „Bereiche" ge
fährdet wird. Dies hängt damit zusammen, daß die juristische Pra
xis weitaus stärker als politische und sonstige Ideologien in die
zentralisierten und hierarchisch strukturierten, von oben bis unten
durchorganisiertenstaatlichen Apparate integriert ist,die ihre Ent
scheidungen letzten Endes gewaltsam durchsetzen. Recht ist so
zusagen die konkrete Sprache der staatlichen Apparate und muß,
anders als politischeund sonstige Ideologien, jederzeit bestimm
barsein und eindeutige, „verbindliche" Vollzugsanweisungenfor
mulieren, die an jederStelle des weitverzweigten staatlichen Me
chanismus einheitlich erkannt, akzeptiert und zwangsweise
durchgesetzt werden können. Dieindie Rechtspraxis (notwendig)
integriertenpolitischenund ideologischenGehalte müssen daher

ARGUMENT-SONDERBAND AS 51 »



68 M. Breitbach/F. Hase

relativ allgemein, stabil, unveränderlich, unumstritten und eindeu
tig sein. Politik und Ideologie im übrigen aber können und müssen
beweglicher und uneinheitlicher strukturiert sein, weil sie die „Fel-
der"sind, auf denen sich die verschiedensten gesellschaftlichen
Gegensätze artikulieren. Wird, in Phasen exzeptioneller Verein
heitlichung des politischen und ideologischen Diskurses, die
rechtliche Institutionalisierung des Politischen „zu weit" vorge
schoben, so gefährdet dies auf die Dauer sowohl die juristische
als auch die politische Praxis: Beim Aufbrechen politischer und
ideologischer Gegensätze wird das („überpolitisierte") Recht dis
kreditiert und verliert seine Eindeutigkeit, die politischen und ideo
logischen Instanzen aber werden gegen die Einschränkungen re
bellieren, die das auf Verbindlichkeit und Erzwingbarkeit angeleg
te Recht ihnen auferlegt. -

Buchheims Mahnung, „die politische Meinung" und den „Willen
zur Verfassung virulent" zu halten, sein Plädoyer für eine ent
schlossene und offensive politische und ideologische Praxis des
Staats scheint charakteristisch für die neue Richtung zu sein.
Auch Leisner verwirft die „Parole der Ideologielosigkeit" als Illu
sion: „Herrschaft ist immer etwas irgendwo .Ideologisches', nie
ein täglich-pragmatisches Kraftspiel...Vor allem gilt das für eine
Staatsform, welche die Vielen zur Herrschaft führen soll. Hier muß
begeistert werden, und die Integrationskraft solcher Ideen ist im
mer auch, will man nicht mit Worten spielen - Staatsideologie".
Die „anarchistischen oder utopistischen Bewegungen" der Ge
genwart zeigen „dieses tiefe Bedürfnis, vor allem der Jugend,
lach dem geistig formierten Staat". Man wird, so Leisner, den „so
leftig sich äußernden Bedürfnissen von Menschen entgegen-
(ommen müssen, die an etwas glauben wollen und bereit sind,
fafür zu sterben..." (Leisner 1979 a, 19f.) - Hier zeichnet sich ein
leues, radikalisiertes Verfassungskonzept ab - von Glauben und
deologie, von Kämpfenund Sterben war inder Verfassungsideo-
ogie schließlich lange nicht mehr die Rede -, dessen wesentliche
Behalte und Stoßrichtung wir im folgenden zu bestimmen versü
ßen werden. Dabei gehen wir auf den zweiten der oben unter
schiedenen Einwände der neuen Rechten gegen die Verrechtli-
;hung ein: den Einwand, sie beseitige die rechtlichen Barrieren,
Jieden Weg zum „totalen Sozialstaat" versperren. Es wirdzu Zei
len sein, daß das Konzept der neuen Rechten, insofern an kon-
iervative Ideologien aus der deutschen Verfassungstradition an
knüpfend, sich nicht so sehr an den spezifischen ideologischen
ind politischen Integrations- und Harmonisierungsmechanismen
ies modernen parlamentarischen Repräsentativstaats orien-
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tiert, in denen die antagonistischen und sonstigen Gegensätze
der bürgerlichen Gesellschaft dadurch dethematisiert werden,
daß Struktur und Praxis des Staats als mitdem „Willenaller" über
einstimmend dargestellt werden14 - daß Ausgangs- und Flucht
punkt ihres Konzepts vielmehr die Freiheit des privaten Eigen
tums und der privaten Sphäre des Individuums ist.

5) „ImNamen der Freiheit" muß, so FriedrichKarl Fromme, eine
neue Fronteröffnet werden:Während„dervielfältig gezauste, von
der Vergangenheit diskreditierte, in einer emanzipativ gesonne
nen Gegenwart immerweiterzurückgedrängte sogenannte Ho
heitsstaat...zu einem blassen Schemen" heruntergekommen ist,
wird „der Sozialstaat immer bedrängender...dem Bürgerwird die
Chance zur eigenen Lebensentscheidungirnmer mehr beschnit
ten"15. Kaum eine Parole dürfte in der neuen Rechten lebhafter
und breiter Zustimmung sicherer sein. Erstes Ziel ihrer Polemiken,
hauptsächlicher Grund ihrer Befürchtungen ist immer wieder die
(jedenfallsvon ihrbehauptete) Entwicklung zum „Sozialstaat", die
ihr nicht nur als „Vergesellschaftung" oder „Pluralisierung" des
Staats gilt, die dessen hoheitliche Kraftschwächen muß16. Voral
lem - und darauf wollen wir uns im folgenden konzentrieren -
scheint ihr diese Entwicklung auf eine umfassende „Verstaatli
chung" privat-gesellschaftlicher Lebensbereiche hinauszulaufen,
die zur Zerstörung „naturwüchsiger Ordnungsgefüge ebenso
wiezur Aufhebung individueller Freiheit, zur Beseitigung von „Pri-
vacy" führen muß.

a) Der Begriff „Sozialstaat" ist einigermaßen unscharf. Inerster
Linie aber verweist er auf alldiejenigen Programme, Normen und
Maßnahmen, die sich letztlich in „Sozialleistungen" niederschla
gen und die man als „klassische Sozialpolitik" bezeichnen kann.
Diese ist es auch zunächst, die im Zentrum der Polemik der neuen
Rechten steht. „Warum werden die Bürger nicht stärker indiesem
sozialen Staat, sondern immer hilfsbedürftiger," (Leisner 1979 a,
147). Ganz einfach: weil der „Sozialstaat" selbst den Leistungs
willen und die Leistungsfähigkeit der Bürger untergräbt. „Denn
verteilt wird ganz wesentlich unter Schwache, jedenfalls unter
Schwächere...Andererseits lichten sich die Reihen derjenigen
durch Verteilung laufend, welche als die .Stärkeren', .Leistungsfä
higeren' angesehen werden" (Leisner 1979 a, 150). Die sozial
staatliche Tendenz zu „Totalsicherung" (Leisner 1979 a, 161) und
„egalitärer Versorgung" führt zur „Verkürzung des individuellen
Rechts auf Leistung" (Doehring 1979, 140). Dieses „Recht auf
Leistung" aber hätte die Grundlage nicht nur des demokratischen,
sondern auch des - recht verstandenen - „sozialen" Staats zu
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nen der vorherrschenden Praxis der Verrechtlichung wird das „ur
sprüngliche" Recht in Wirklichkeit „entwertet": „Die ehernen Ta
feln von damals werden nicht gebrochen, sie zerfließen, und gera
de in jenen Institutionen, welche sie härten sollten" (Leisner 1979
c, 56).

7) Es geht der neuen Rechten also um eine grundlegende Ver
änderung der verfassungsrechtlichen Praxis. „Vieles spricht da
für, daß wir nach dreißig Jahren Grundgesetz endgültig von der
.Werte-Verfassung' Abschied nehmen müssen" (Leisner 1979 b,
522). Was folgt auf diesen Abschied, was soll an die Stelle der
„Werte-Verfassung" treten? Wohinzieltdie für notwendig gehal
tene Veränderung? Nach dem oben Ausgeführten versteht es
sich vonselbst, daß insoweit derzeitnureine allgemeineRichtung
angegeben werden kann, wobei vieles unklar, vieles offen bleibt.
In erster Linie geht es sicher um eine stärkere Politisierung und
Ideologisierung der staatlichen Praxis, ebenso um eine stärkere
Ideologisierung des privaten Eigentums und der besonderen
„Freiheit"privater Lebensbereiche. Zugleichscheint es der neuen
Rechten um eine stärkere BetonungformalerrechtlicherKompe
tenzen, der „Formalstruktur" des Rechts zu gehen. Freigesetzt
von „sozialstaatlichen" Hemmungen, Bindungen und Beschrän
kungen treten sich „freier(starker)Staat" und „freier(starker)Bür
ger" gegenüber - eine Konzeption, die in vielemwie eine eigen
tümliche Reprise der Verfassungsideologiedes Bismarck-Reichs
erscheint20.

Über den ideologisch-manipulativen, ja demagogischen Cha
rakterder neuen rechten Verfassungsideologiesollen hierweitere
Worte nicht verloren werden. Er wird dort am deutlichsten sicht
bar, wo das private Eigentum als der eigentliche Hort der „Frei
heit", der „Sozialstaat" aber als genuin autoritärer, freiheitsfeindli
cher Staat ausgegeben wird, der in letzter Instanz Erbschaften
des NS-Staats angetreten habe21. Gleichwohl hieltenwires fürfa
tal,würdeder Realitätsbezug und-gehaltder neuen Ideologie un
terschätzt22: siekann gewiß bei realen Erfahrungen, bei einerver
breiteten Sehnsucht nach Privatheit ebenso wie bei Enttäuschun
gen und Ohnmachtsgefühlen in der Bevölkerung anknüpfen, die
nicht zuletzt durch administrativ-etatistisch inszenierte und erleb
te sozialliberale Reformenerzeugtworden sind23. Das konservati
ve Konzept der „Privacy" und der „Befreiung" des Individuums
kann dort plausibel sein, wo noch die Veränderung der Gesell
schaft als „Vergesellschaftung von oben"24 erfahren wird.
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richtlichen Beweiswürdigung sein könnten". Er muß „politische
Kriterien anwenden, mithin über politisches Urteil verfügen und
politisch zur Verantwortung gezogen werden können". Statt des
sen aber behandelt die gegenwärtige Praxis „in kritischen Fällen
die Bewerbung quasi als Rechtsfrage, bei der mit .gerichtsfesten'
Tatsachen dem Bewerber nachgewiesen werden muß, daß er ak
tivdie Verfassung bekämpft" (Buchheim, 29). Die Verrechtlichung
wird zu einer Bindung, die es erschwert, die Verfassungsordnung
politisch zu verteidigen (Buchheim, 38).

Überraschend sind diese Ausführungen dehalb, weil sie eine
elementare Unterscheidung in Erinnerung rufen, die der Verfas
sungsdiskurs der Bundesrepublik nahezu vollständig verdrängt
hatte: die Unterscheidung von juristischen und politischen Praxis
formen und Ideologien. Dieser Diskurs hatte fast alle politischen
Fragen zu Rechtsfragen gemacht. Daß die juristische Inszenie
rung des Politischen aber überaus voraussetzungsvoll ist, proble
matisch bleibt und, mit der Veränderung der politischen und ideo
logischen Konjunkturen, brüchig, widersprüchlich und prekär wer
den kann, wird nicht zuletzt an Buchheims Stellungnahme deut
lich: die bisher als normal erlebte und bewußtlos reproduzierte
Verrechtlichung der Berufsverbote erscheint hier als lähmende
Beschränkung der politischen Handlungsfähigkeit des Staats. Die
hieran sichtbar werdende allgemeine Problematik der Verrechtli
chung kann an dieser Stelle nur angedeutet werden: Sie resultiert
daraus, daß die Verrechtlichung dazu tendiert, prekäre Grenzen
verschiedener, ineinander verwobener, dabei aber prinzipiell zu
unterscheidender gesellschaftlicher Praxisformen zu verwi
schen13. Die nicht-identischen Funktionsweisen und -bedingun-
gen des Politischen und Ideologischen einerseits, der rechtlichen
Praxis andererseits lassen sich nicht dauerhaft negieren, ohne
daß die Plausibilität und Konsensfähigkeit beider „Bereiche" ge
fährdet wird. Dies hängt damit zusammen, daß die juristische Pra
xis weitaus stärker als politische und sonstige Ideologien in die
zentralisierten und hierarchisch strukturierten, von oben bis unten
durchorganisierten staatlichen Apparate integriertist,die ihre Ent
scheidungen letzten Endes gewaltsam durchsetzen. Recht ist so
zusagen die konkreteSprache der staatlichenApparateund muß,
anders als politische und sonstige Ideologien, jederzeit bestimm
bar sein und eindeutige, „verbindliche" Vollzugsanweisungenfor
mulieren, die an jeder Stelle des weitverzweigten staatlichen Me
chanismus einheitlich erkannt, akzeptiert und zwangsweise
durchgesetzt werden können. Dieindie Rechtspraxis (notwendig)
integrierten politischen und ideologischen Gehalte müssen daher
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relativ allgemein, stabil, unveränderlich, unumstritten und eindeu
tig sein. Politik und Ideologie im übrigen aber können und müssen
beweglicher und uneinheitlicher strukturiert sein, weil sie die „Fel-
der"sind, auf denen sich die verschiedensten gesellschaftlichen
Gegensätze artikulieren. Wird, in Phasen exzeptioneller Verein
heitlichung des politischen und ideologischen Diskurses, die
rechtliche Institutionalisierung des Politischen „zu weit" vorge
schoben, so gefährdet dies auf die Dauer sowohl die juristische
als auch die politische Praxis: Beim Aufbrechen politischer und
ideologischer Gegensätze wird das („überpolitisierte") Recht dis
kreditiert und verliert seine Eindeutigkeit, die politischen und ideo
logischen Instanzen aber werden gegen die Einschränkungen re
bellieren, die das auf Verbindlichkeit und Erzwingbarkeit angeleg
te Recht ihnen auferlegt. -

Buchheims Mahnung, „die politische Meinung" und den „Willen
zur Verfassung virulent" zu halten, sein Plädoyer für eine ent
schlossene und offensive politische und ideologische Praxis des
Staats scheint charakteristisch für die neue Richtung zu sein.
Auch Leisner verwirft die „Parole der Ideologieiosigkeit" als Illu
sion: „Herrschaft ist immer etwas irgendwo .Ideologisches', nie
ein täglich-pragmatisches Kraftspiel...Vor allem gilt das für eine
Staatsform, welche die Vielen zur Herrschaft führen soll. Hier muß
begeistert werden, und die Integrationskraft solcher Ideen ist im
mer auch, will man nicht mit Worten spielen - Staatsideologie".
Die „anarchistischen oder utopistischen Bewegungen" der Ge
genwart zeigen „dieses tiefe Bedürfnis, vor allem der Jugend,
lach dem geistig formierten Staat". Man wird, so Leisner, den „so
leftig sich äußernden Bedürfnissen von Menschen entgegen
kommen müssen, die an etwas glauben wollen und bereit sind,
iafür zu sterben..." (Leisner 1979 a, 19f.) - Hierzeichnet sich ein
leues, radikalisiertes Verfassungskonzept ab - von Glauben und
deologie, vonKämpfen undSterben war inder Verfassungsideo-
ogie schließlich lange nicht mehr die Rede -, dessen wesentliche
Behalte und Stoßrichtung wir imfolgenden zu bestimmen versü
ßen werden. Dabei gehen wir auf den zweiten der oben unter
schiedenen Einwände der neuen Rechten gegen die Verrechtii-
:hung ein: den Einwand, sie beseitige die rechtlichen Barrieren,
lieden Weg zum „totalen Sozialstaat" versperren. Es wirdzu Zei
len sein, daß das Konzept der neuen Rechten, insofern an kon
servative Ideologienaus der deutschen Verfassungstradition an
tupfend, sich nicht so sehr an den spezifischen ideologischen
ind politischenIntegrations-und Harmonisierungsmechanismen
les modernen parlamentarischen Repräsentativstaats orien-
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tiert, in denen die antagonistischen und sonstigen Gegensätze
der bürgerlichen Gesellschaft dadurch dethematisiert werden,
daß Struktur und Praxis des Staats als mitdem „Willen aller"über
einstimmend dargestellt werden14 - daß Ausgangs- und Flucht
punkt ihres Konzepts vielmehr die Freiheit des privaten Eigen
tums und der privaten Sphäre des Individuums ist.

5) „Im Namen der Freiheit"muß, so FriedrichKarlFromme, eine
neue Fronteröffnet werden:Während„dervielfältig gezauste, von
der Vergangenheitdiskreditierte, in einer emanzipativgesonne
nen Gegenwart immerweiterzurückgedrängte sogenannte Ho
heitsstaat...zu einem blassen Schemen" heruntergekommen ist,
wird „der Sozialstaat immer bedrängender...dem Bürgerwird die
Chance zur eigenen Lebensentscheidungirrimer mehr beschnit
ten"15. Kaum eine Parole dürfte in der neuen Rechten lebhafter
und breiter Zustimmung sicherer sein. Erstes Ziel ihrer Polemiken,
hauptsächlicher Grund ihrer Befürchtungen ist immer wieder die
(jedenfalls von ihr behauptete) Entwicklung zum „Sozialstaat, die
ihr nicht nur als „Vergesellschaftung" oder „Pluralisierung" des
Staats gilt, die dessen hoheitliche Kraft schwächen muß16. Vor al
lem - und darauf wollen wir uns im folgenden konzentrieren -
scheint ihr diese Entwicklung auf eine umfassende „Verstaatli
chung" privat-gesellschaftlicher Lebensbereiche hinauszulaufen,
die zur Zerstörung „naturwüchsiger" Ordnungsgefüge ebenso
wiezur Aufhebung individueller Freiheit, zur Beseitigung von „Pri-
vacy" führen muß.

a) Der Begriff „Sozialstaat" ist einigermaßen unscharf. Inerster
Linieaber verweist er auf all diejenigen Programme, Normen und
Maßnahmen, die sich letztlich in „Sozialleistungen" niederschla
gen und die man als „klassische Sozialpolitik" bezeichnen kann.
Diese ist es auch zunächst, die im Zentrum der Polemik der neuen
Rechten steht. „Warum werden die Bürger nicht stärker in diesem
sozialen Staat, sondern immer hilfsbedürftiger," (Leisner 1979 a,
147). Ganz einfach: weil der „Sozialstaat" selbst den Leistungs
willen und die Leistungsfähigkeit der Bürger untergräbt. „Denn
verteilt wird ganz wesentlich unter Schwache, jedenfalls unter
Schwächere...Andererseits lichten sich die Reihen derjenigen
durch Verteilung laufend, welche als die .Stärkeren', .Leistungsfä
higeren' angesehen werden" (Leisner 1979 a, 150). Die sozial
staatliche Tendenz zu „Totalsicherung" (Leisner 1979 a, 161) und
„egalitärer Versorgung" führt zur „Verkürzung des individuellen
Rechts auf Leistung" (Doehring 1979, 140). Dieses „Recht auf
Leistung" aber hätte die Grundlage nicht nur des demokratischen,
sondern auch des - recht verstandenen - „sozialen" Staats zu
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sein: ersteres, weil „das Ideal der Demokratie der selbstbewußt
besitzende Bürger" (Leisner1979 a, 57), nichtder Versorgungs
empfänger ist, letzteres, weil „die Freiheitsverbürgung...letztlich
sozialer als die egalitäreVersorgung" ist (Doehring 1979,128). Es
bedarf keiner besonderen Phantasie, die Freiheit zu bestimmen,
die hier gemeint ist und von der aus hier gedacht wird: „Freiheit
(ist) heute in erster Linie wirtschaftliche Entfaltungsfreiheit" (Leis
ner 1979a, 163). „Privateigentumist nichtnureines von vielen In
strumenten der Freiheit; sie ist ganz wesentlich einerseits selbst
Freiheit, andererseits ein Wert, der, vor allem, Freiheit heute sinn
voll und nützlich erscheinen läßt" (Leisner 1979 a, 51).

b) All diese Parolen dürften inder einen oder anderen Formbe
kannt sein, rekurrieren sie doch - mit der Identifikation von „Frei
heit"und privatem Eigentum - auf zentrale und vertraute Elemen
te der bürgerlichen Ideologie.Wirwollenuns an dieser Stelle nicht
weiter hiermit aufhalten, sondern auf einen anderen Aspekt der
neuen Verfassungsideologie hinweisen. Nichtnur durch die staat
liche Verteilungspolitik und auf wirtschaftlichem Gebiet scheint ihr
nämlich die „Freiheit" des Einzelnen bedroht - dem reglementie
renden Zugriffdes „Sozialstaats" sind tendenziell alle Lebensbe
reiche mehr und mehr ausgesetzt. Mitdem neuen „familienfeindli
chen" Jugendhilfegesetz etwa wird „die Erziehungsaufgabe der
Familie zugunsten des Staates" eingeschränkt17. In der Reform
des elterlichen Sorgerechts zeigt sich eine Tendenz zur „Ver-
staatlicheung der Familie", zur „totalen" Verrechtlichung der Er
ziehung (Schmitt Glaeser, 51). Auch in Bezug auf andere Lebens
bereiche wird der Ruf nach „Freiheit" von staatlicher Reglemen
tierung laut, etwa wenn neuerdings die „erlaßfreie Schule" gefor
dert wird. Konzentrierter Ausdruck dieses von der neuen Rechten

verbreiteten Unbehagens an der Praxis „sozialstaatlicher" Regu
lierung und Reformgesetzgebung ist der geläufige Slogan von der
Vorschriftenflut: zu vieles, nahezu alles beanspruche heute der
Staat zu regeln, und dennoch (oder gerade deshalb) stelle sich
keine Kontinuität, keine Sicherheit, kein Beständigkeit ein. „Im
Rechtsstaat (herrscht heute) kein eigentliches Vertrauen, weit
weniger jedenfalls als einst gegenüber gesetzesfreier monarchi
scher Gewalt; denn der Fürst, selbst institutionalisierter Ausdruck
des Dauernden, konnte sein Wort nicht so rasch zurücknehmen
wie der demokratische Gesetzgeber" (Leisner 1977, 539). Hier
kann nur eine grundsätzliche Umorientierung Abhilfe schaffen:
„Es ist nicht unsere Aufgabe, alles zu normieren...Es geht nicht
um mehr Normen und Kontrollen, sondern um mehr rechtsfreie
Räume, mehr Privacy im eigentlichen Sinne" (Leisner 1977,542).
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6) Die Kritik gilthier natürlich nicht den staatlichen „Normen und
Kontrollen" im Bereich der politischen Freiheitsrechte, an denen
in den letzten Jahren in der Bundesrepublik - vom politischen
Strafrecht über die Schnüffelpraxis der verschiedenen Geheim
dienste bis hin zu den bereits erwähnten Berufsverboten - gewiß
kein Mangel bestand. „Privacy" zielt nichtauf, sondern gegen po
litische Öffentlichkeit18. Die Kritik der neuen Rechtengilt inerster
Linieder sozialliberal initiierten fle/brmgesetzgebung der letzten
Jahre, von der sie die Auflösung überkommener Ordnungszu
sammenhänge befürchtet. Die Richtung, in die diese Reformen
sich letzten Endes nur bewegen können, ist ihr nicht zweifelhaft:
„Wenn hier von sozialistisch gesprochen wird, ist durchaus nicht
nur das typisch kommunistische Regime gemeint, sondern eine
auch in unserem Staat bestehende Tendenz, die trotz verbaler
Ablehnung kommunistischer Ideale doch deren Substanz fördert,
sei es in der Annäherung an Rätesysteme, wie sie sich z. B. in der
Gruppenuniversität findet, oder an materielle Egalitätsvorstellun
gen" (Doehring 1979,129)19.

Wir können nun genauer angeben, warum die neue rechte Ver
fassungsideologie sich kritisch auf die kompromißhaft-ausglei-
chende Verrechtlichungsstrategien bezieht, die die Verfassungs
praxis der Bundesrepublik bisher bestimmen: weil diese mit ihrer
ausgeprägt topisch-rhetorischen Orientierung, mit der „Abwä
gung" und „verhältnismäßigen" „Optimierung" der „Güter" und
„Interessen" alle Bastionen zu schleifen (oder besser: aufzuwei
chen) scheint, die privater „Freiheit" Schutz vor dem Zugriff des
„Sozialstaats" bieten könnten. Doehring beklagt, „daß die Grund
rechtsauslegungen in einem solchen Maß divergieren, daß eine
faßbare und allgemeinverbindliche Bindung immer schwerer auf
findbar wird" (1978, 38). Leisner konstatiert: „In dreißig Jahren
sollte es möglich sein, ...strategische(n) (das „absolut Unverän
derliche" markierende) Punkte des Grundgesetzes zu bestim
men; es ist nicht gelungen" (1979 b, 521), ganz im Gegenteil. Im
vorherrschenden Verständnis des allgemeinen Gleichheitssatzes
als Willkürverbot ist dieser zu einem bloßen „Abwehrrecht gegen
Unvernunft" degeneriert. Das für die verfassungsgerichtliche
Rechtsprechung zentrale Grundrecht auf „freie Entfaltung der
Persönlichkeir „ist zu einem nahezu inhaltslosen .Grundrecht auf
das verfassungsmäßige Gesetz' herabgesunken" (Leisner 1979
b, 521). Die Verdichtung der Grundrechte zu „der sog. Wertord
nung der Grundrechte" führt, wie etwa bei der sog. Drittwirkung
deutlich wird, „zur Aufhebung der Grundrchte bzw. ihre(r) Paraly
sierung" (Doehring 1979,134). Inden „werthaften" Argumentatio-
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nen der vorherrschenden Praxis der Verrechtlichung wird das „ur
sprüngliche" Recht in Wirklichkeit „entwertet": „Die ehernen Ta
feln von damals werden nicht gebrochen, sie zerfließen, und gera
de in jenen Institutionen, welche sie härten sollten" (Leisner 1979
c, 56).

7) Es geht der neuen Rechten also um eine grundlegende Ver
änderung der verfassungsrechtlichen Praxis. „Vieles spricht da
für, daß wir nach dreißig Jahren Grundgesetz endgültig von der
.Werte-Verfassung' Abschied nehmen müssen" (Leisner 1979 b,
522). Was folgt auf diesen Abschied, was soll an die Stelle der
„Werte-Verfassung" treten? Wohinzielt die für notwendig gehal
tene Veränderung? Nach dem oben Ausgeführten versteht es
sich von selbst, daß insoweitderzeit nur eine allgemeine Richtung
angegeben werden kann, wobei vieles unklar, vieles offen bleibt.
In erster Linie geht es sicher um eine stärkere Politisierung und
Ideologisierung der staatlichen Praxis, ebenso um eine stärkere
Ideologisierung des privaten Eigentums und der besonderen
„Freiheit"privater Lebensbereiche. Zugleich scheint es der neuen
Rechten um eine stärkere BetonungformalerrechtlicherKompe
tenzen, der „Formalstruktur" des Rechts zu gehen. Freigesetzt
von „sozialstaatlichen" Hemmungen, Bindungen und Beschrän
kungen treten sich „freier(starker) Staat" und „freier(starker) Bür
ger" gegenüber - eine Konzeption, die invielemwie eine eigen
tümliche Reprise der Verfassungsideologie des Bismarck-Reichs
erscheint20.

Über den ideologisch-manipulativen, ja demagogischen Cha
rakter der neuen rechten Verfassungsideologie sollen hierweitere
Worte nicht verloren werden. Er wird dort am deutlichsten sicht
bar, wo das private Eigentum als der eigentliche Hort der „Frei
heit",der „Sozialstaat" aber als genuin autoritärer, freiheitsfeindli
cher Staat ausgegeben wird, der in letzter Instanz Erbschaften
des NS-Staats angetreten habe21. Gleichwohlhielten wires fürfa
tal,würdeder Realitätsbezug und-gehaltder neuen Ideologie un
terschätzt22: siekann gewiß bei realen Erfahrungen, bei einer ver
breiteten Sehnsucht nach Privatheit ebenso wie bei Enttäuschun
gen und Ohnmachtsgefühlen in der Bevölkerung anknüpfen, die
nicht zuletzt durch administrativ-etatistisch inszenierte und erleb
te sozialliberale Reformenerzeugt worden sind23. Das konservati
ve Konzept der „Privacy" und der „Befreiung" des Individuums
kann dort plausibel sein, wo noch die Veränderung der Gesell
schaft als „Vergesellschaftung von oben"24 erfahren wird.
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Anmerkungen
* Gekürzte Fassung eines Aufsatzes, der in Heft 2/80 von „Demokratie und

Recht"erscheint. - Berücksichtigt sind hierinder Hauptsache folgendeAb
handlungen und Vorträge: IV. Leisner: Demokratie. Selbstzerstörung einer
Staatsform?, Berlin 1979 (zit.: Leisner 1979 a); ders.: Flexibilitätals Bewäh
rungsprobe? VomGrundgesetz der Werte zur Verfassung der Möglichkei
ten, in:Bayr.Verwaltungsblätter 1979,518ff. (zit.:Leisner 1979 b);ders.: Die
Verfassungsverbiegung. Durch „kleine Schritte" zu einem anderen Grund
gesetz. In:PolitischeStudien, Sonderheft 2/1979,55ff. (zit.: Leisner 1979c),
ein auf einem Symposium der Hanns-Seidel-Stiftung der CSU gehaltener
Vortrag; ders.: Rechtsstaat - Ein Widerspruch in sich? Juristenzeitung
1977, 537ff. (zit.: Leisner 1977); K.Doehring:Sozialstaat, Rechtsstaat und
freiheitlichdemokratische Grundordnung, in: Die politische Meinung, Son
derheft, 1978 (zit.: Doehring 1978),eine vonder Konrad-Adenauer-Stiftung
getragene Veröffentlichung; ders.: Alternativen des Sozialstaats, in: 30 Jah
re Grundgesetz, hrsg. v. D. Merten und R. Morsey, Berlin 1979,125ff. (zit.:
Doehring 1979);H. Buchheim: Problemeder Juridifizierung der Verfassung,
in:30 Jahre Grundgesetz, a.a.O., 19ff.(zit.:Buchheim); W. SchmittGlaeser:
Verfassungsrecht und Verfassungswirklichkeit, in: Politische Studien, Son
derheft 2/1979,37ff. (zit.:Schmitt Glaeser), ein auf einem Symposium der
Hanns-Seidel-Stiftung der CSU gehaltener Vortrag.

1 Vgl. dazu M. Stürmer:Demokratie imSchatten des Ernstfalls, FAZ v. 29.6.
1979.

2 Zur Bedeutung derStrauß-Kandidatur für das politische Konzept derCDU/
CSU vgl. Das Erfolgsrezept der CSU, Beiträge zum wissenschaftlichen So
zialismus, H. 6/79, 3ff.

3 Die weitere Entwicklung der Verfassungsideologie ist natürlich von der
nicht zu prognostizierenden Entwicklung der politischen Konjunkturen ab
hängig.

4 Auch die konservativen Verfassungsideologien aus „Weimar", die beider
Zerstörung der Weimarer Republikeine wichtige Rollegespielt haben, wa
ren nicht gerade „präzise", „rational" und „realistisch".

5 Vgl. indiesem Zusammenhang etwadieVerfassunsreformvorschläge F. A.
v. Hayeks, über die W. v. Simson berichtet, Der Staat 1979,403H.

6 Interessanterweise istdieses Dogma bereits zumGegenstand des Spottes
der neuen Rechten geworden. F. K.Fromme fragt in der FAZ v. 10.1.1980:
„Ist der Staat, unser schöner demokratischer, sozialer Rechtsstaat, der.
freiheitlichste Staat inder deutschen Geschichte', zu einem Ungeheuer ge
worden, das schwer auf den Schultern seiner Bürger lastet?". Derartige Äu
ßerungen wären noch vor kurzem gewiß allgemein als frevelhaft empfun
den worden.

7 Vgl. hierzu nurH. Quaritsch: Derfortschreitende Verfassungsstaat, in: Der
Staat 1978,421 ff.: „In der Wertschätzung des verfassungrechtlichen Sta
tus quo Westdeutschlands gibt es keinen Dissens" (429).

8 Vgl. P. Häberle: DieoffeneGesellschaftder Verfassungsinterpreten, Juri
stenzeitung 1975, 297ff.

9 BverfGE36, S. 1ff. (Grundlagenvertrags-Urteil).
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10 BVerfGE 39, S. 1ff.(Entscheidung zu § 218 StGB).
" BVerfGE48. S. 127ff.(Entscheidungüber die Wehrdienstnovelle).
12 Buchheims Argumentation ist im übrigen strukturell derjenigen kongruent,

mit der sich R. Smend 1928 gegen eine Ausdehung der Staatsgerichtsbar
keit wandte, vgl. Verfassung und Verfassungsrecht, München u. Leipzig
1928,135f., 143f.

13 Vgl. allgemein zurBedeutung derAbgrenzung verschiedener gesellschaft
licher Praxisbereiche W. F. Haug:Umrisse zu einer Theorie des Ideologi
schen, in: Theorien über Ideologie, Argument-Sonderband 40,178ff., 199.

14 Vgl. hierzu allgemein P.Anderson: Antonio Gramsci (deutsch) Berlin 1979,
insbes. 37ff.

15 In FAZ v. 16.1.1980.
16 Leisner konstatiert mit Bezug aufden„Sozialstaat": „Diese Staatsform gibt

dem Bürger materielle Inhalte nicht vor, sie entnimmt sie dem Konsens der
Gesellschaft". „Sozialstaat" ist nach dem vorherrschenden Verständnis
„lediglich das juristische Gefäß, in welches laufend die immer neuen Inhalte
des Sozialen einfließen" (1979a, 141).

,7 Vgl. den Bericht inder FAZ v. 20.5.1980.
,8 So warnt Buchheim voreiner „Usurpation dernichtstaatlichen Öffentlich

keit im Namen der Gesellschaft", durch die „derenlegitimes Subjekt, näm
lichder Einzelne zum illegitimen Konkurrentender Gesellschaft gestempelt
wird,der seine Interessen angeblich auf Kosten der Allgemeinheit durchzu
setzen versucht" (Buchheim, 33).

19 Wo derartige Gefahren drohen, kann - so Leisner - die ebensogängige
wie gedankenlose „Behauptung von der Alternativlosigkeitder Demokra
tie" (1979 a, 14) nicht länger akzeptiert werden. „Die Zeit ist reif für eine
Grundsatzkritik (von Demokratie und Rechtsstaat) ...nicht aus marxisti
scher Sicht... sondern durchaus auf den Grundlagen der .bürgerlichen'
Dogmatik" (1977,539).

20 Vgl. dazu K. H. Ladeur in F. Hase/K.-H. Ladeur: Verfassungsgerichtsbar
keit und politisches System, Frankfurtam Main 1980,64.

21 So schreibt Leisner, „zentrale geistige Grundlagen wie auch institutionelle
Formen des .Sozialen" seien gerade von „Faschismus, Nationalsozialis
mus, Kommunismus" entwickelt worden (1979 a, 145).

22 Der Realitätsgehalt der neuen Konzeption ist auch am Beispiel der bayri
schen Entwicklung ablesbar, vgl.dazudieobeninAnmerkung 2 angeführte
Analyse.

23 Vgl. zu dieser Einschätzung auch J. Habermas: Einleitung in: Stichworte
zur„geistigenSituation derZeit", 1.Band: Nation undRepublik, hrsg. vonJ.
Habermas, Frankfurt am Main 1979,24,28.

24 Aufdemletzten Parteitag derCSU warnte Generalsekretär E. Stoiber unter
Berufung auf „die Freiheit" vor „der fortschreitenden .Sozialisierung von
oben'" (FR vom21.6.1980,S. 1); vgl. zum Begriff auchM. Jäger, W. Elffer
ding: Wie gefährlich ist Franz Josef Strauß? DasArgument 119,74ff.
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Friedhelm Kröll

Rechtspopulistischer Kommunalismus

Zu einem Aspekt der ideologisch-politischen Tätigkeit der
CSU

Der Aufsatz befaßt sich miteinigen Zügen der Stiftung mobilisie
rungsfähiger Massenloyalität durch die CSU. Er behandelt ein
CSU-typisches politisches Konzept, im folgenden als „rechtspo
pulistischer Kommunaiismus" bezeichnet. DieÜberlegungen prä
sentieren sich allerdings nicht als ein 5. Oktober-Memorandum
„how to vote". Ebensowenig wie das aufzuhellende Phänomen ei
nes „rechtspopulistischen Kommunalismus" (RPK) von der CSU
fürden 5. Oktober niedergebracht worden ist und nach Ablauf die
ses Datums wieder gestorben sein wird, krampten sich die vorge
tragenen Überlegungen an diesem Datum fest. Es geht um den
skizzenförmigen Versuch, einen m.E. noch unzureichend aufge
arbeiteten Wesenszug der ideologisch-politischen Tätigkeit der
CSU ins Licht zu rücken.

1. Zur Ortsbestimmung des Problems „rechtspopulistischer
Kommunalismus"

Es würde schon eine gute Portion Ignoranz dazu gehören, von
den ledernen Kniebundhosen, die Paul Breitner und Karl-Heinz
Rummenigge am Abend des Gewinns der „Deutschen Fußballmei
sterschaft" durch den FC Bayern München vor den Kameras des
ZDF vorführten, auf eine gleichsam krachledern-hinterwäldleri
sche Zurückgebliebenheit des bayerischen Fußballs und zumal
des Münchner Fußballgeschäfts zu schließen. Ähnlich ignorant
zeigt sich, wer „Programm" und „Strategie Strauß" ob der manch
mal bajuwarisch-waldursprünglich anmutenden Inszenierungs
elemente vornehm gar als „ungleichzeitig" belächelte und darin
schließlich die Wurzeln des unweigerlichen Scheiterns des „Pro
gramm Strauß" erblickte. Solcherart „Sonderling"-Optik verstellt
den Blick sowohl für den strategischen Gehalt des „Programm
Strauß" als auch für die potentielle Anwendungsreichweite be
stimmter Züge der ideologisch-politischen Tätigkeit der CSU. Auf
den letztgenannten Aspekt konzentrieren sich die Überlegungen
zum RPK-Konzept; was den erstgenannten angeht, habe ich dem
Reflexionskonzentrat von Opitz, referiert während des Anti
Strauß-Kongressesam 12.4.1980 hiernichts hinzuzufügen1.
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Hilflose Kritik an „Programm" und „Strategie Strauß", als die so
manche Gang-und-Gäbe-Polemik gegen den „Kanzlerkandida
ten" sich herausstellt, heftet sich nicht selten mit Vorliebe an be
stimmte Spezifika CSU-eigener politischer Inszenierung. Solche
Besonderheiten, meinethalben der Trachtenanzug mitsamt
„Sepplhut", werden gerne zu scheinbar genuin bajuwarischen
Politik-Kuriosa aufgebauscht und ins Licht eines ironisch ver
meinten Anachronismus-Verdikts getaucht2. Als ließen sich im
Trachtenanzug nicht sowohl Interessen der Rüstungsindustrie
wie die der Lohnabhängigen vertreten. Der Trachtenanzug be
zeichnet an sich noch keine bestimmte ideologisch-politische Po
sition; sein interessenbestimmter, kulturell-politischer Ge
brauchszusammenhang ist von Belang. Es ist jedenfalls ein kaum
zu unterschätzendes Verdienst von Mintzel, mit seinen Untersu
chungen die Legende von der „folkloristisch-hinterwäldlerischen"
CSU gründlich destruiert und die „Modernität" ihrer politischen Ar
beit aufgewiesen zu haben3. Die Arbeiten Mintzels belegen, daß
die angedeutete Art von „ironischer Kritik" weder an die strategi
schen Konsequenzen des „Programm Strauß", noch - was hier
zur Diskussion steht - an die Spezifik der ideologisch-politischen
Tätigkeit der CSU heranreicht. Die Auffassung, der besondere
Charakter der CSU-Politik erschöpfe sich letztlich imgeschickten,
historisch einmaligen Umgang mit bajuwarischer Rückständig
keit, verkennt im Ansatz schon, daß der in regionale und zumal lo
kale Gewandungen schlüpfenden Alltagspraxis der CSU eine
nachgerade rational-kalkulierte Konzeption zugrundeliegt. Einen
wesentlichen Aspekt dieser noch näher zu bestimmenden ideolo
gisch-politischen Formierungsweise bildetdas, was ich imfolgen
den als „rechtspopulistischen Kommunalismus" (RPK) umreißen
werde. Dieses Konzept ist, wenn ich es recht sehe, bisher nur „in
den Farben Bayerns" erprobt worden, und mit Erfolg. Insofern
kann es als ein CSU-spezifisches Konzept betrachtet werden4;
nicht aber als ein einzig und allein auf Bayern anwendbares. Denn
der Funktionsweise des RPK scheint mir gerade eigen zu sein,
chamäleongleich je wechselnde lokale und regionale Kolorierun
gen anzunehmen.

Worauf ich imfolgenden nicht näher eingehen werde, betrifftdie
Ortung des RPK-Konzeptes als einem Bestandteil dessen, was
Opitzals die „Straußsche Rechtskräftesammlung" (1980,7) ana
lysiert. Mirscheint, daß das RPK-Konzept ein wesentliches Schub
element bilden könnte, die „Alternative Strauß" - statt „Erkau
fen der politischen Loyalität mit sozialpolitischen Kompromissen
nach der sozialliberalen Methode der integrativen Massenabsi-
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cherung" (Opitz 1980,4) Einpflanzen reaktionär mobilisierungsfä
higer „Gesinnung in der Bevölkerung" - schrittweise bundesweit
zur Geltung zu bringen. Kurzsichtig wäre es, die Tragfähigkeit des
RPK-Konzepts einzig am aktuellen bundespolitischen Wahlstim
men-Barometer zu messen; daß dieses Konzept auch Wahlstim
men zu scheffeln imstande ist, davon zeugen die CSU-Wahler
gebnisse der 70er Jahre. Aber das RPK-Konzept erntet nicht rei
chen Stimmensegen, weil es ein glänzendes Wahlkonzept ist,
sondern es wirft Wahlstimmen ab, weil es in seiner Wirkungswei
se fest im außerparlamentarischen Raum verankert ist.

Schließlich noch eine Anmerkung zur Einordnung des RPK-
Konzepts ins Hegemonie-Thema. Nach meinen bisherigen Über
legungen bin ich der Auffassung, daß dieses CSU-typische Kon
zept nicht als die oder eine Strategie zur Bildung von so etwas wie
einem „rechtspopulistischen Block", der einem „sozialliberalen
Block" abgrundtief gegenüberstünde, zu begreifen ist. Vielmehr
fasse ich das RPK-Konzept als eine spezifische ideologisch-poli
tische Formierungsvariante auf, die von der CSU innerhalb des
gesamten Ensembles hegemonialer, von den Interessen der herr
schenden Klasse her vor-, nicht durchbestimmter Tätigkeiten im
Wege besonderer Praxis- und Erfahrungszusammenhänge ent
wickelt worden ist und gezielt ausagiert wird. Es wäre ein eigenes
Kapitel, überdie Kovarianz bzw. Kollisionshaltigkeitvon rechtspo
pulistischer Formierungsweise und sozialliberaler Integrations
weise nachzudenken (vgl. hierzu einige Bemerkungen in: Kröll,
Vereinskultur..., 1980). Worum es mir hier geht, ist zu verdeutli
chen, daß aus meiner Sicht des RPK-Konzepts beide, die sozialli
berale ebenso wie die rechtspopulistische Formierungsvariante,
jeweils bestimmte Weisen der Bildung eines hegemonialen
Blocks im Interesse der ökonomisch-gesellschaftlich herrschen
den Klasse darstellen, deren simultane, sowohl friktionsgeladene
wie aber auch sich aufschraubende (nicht zuletzt in Form der Ins
zenierung schiefer Alternativenwie„Schmidtoder Strauß") Prakti-
zierungsmöglichkeit mir in diesem Bundestagswahlkampf belegt
zu sein scheint. Jedenfalls, wenn es im BdA-Organ „der arbeitge-
ber" vom 24.4.1970 (!) heißt: „Die CDU braucht F. J. Strauß", so
kann daraus noch lange nicht geschlossen werden, daß der BdA
der Auffassung gewesen wäre, er hätte fürderhin keinen Bedarf
mehr nach Brandt/Schmidt bzw. der sozialliberalen Formierungs
variante gehabt. M.E. kann schließlich die rechtspopulistische
Formierungsvariantedurchaus auch eine Heimstattineiner „Gro
ßen Koalition" haben. Ich lasse dies hier auf sich beruhen, weil es
nicht mein Thema ist.
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2. Zur Funktionsweise des Konzepts „rechtspopulistischer
Kommunalismus"

„Kommunalpolitik ist Politik"5. Dieser lapidare Satz deutet an,
daß die CSU von einer administratorischen Geringschätzung der
kommunalen Politikebene weit entfernt ist. Umgekehrt, diese
Ebene bildet gleichsam den Angelpunkt ihrer hegemonialen Kon
zeption. Was die CSU an der Kommunalpolitik so besonders inter
essiert, ist der profane Sachverhalt, daß „die Gemeinde als Be
reich (erscheint), in dem für den Bürger die Probleme noch am
überschaubarsten sind und seine unmittelbare Daseinsfürsorge
bewältigt wird"6. Kurz, es ist der gemeindliche „Lebenszusam
menhang von Arbeiten, Wohnen und Erholen"7, worin nicht nur
sinnfällig die Folgen von „Wirtschaft" und „Politik"durchschlagen,
sondern diese Bereiche auch in lebensformspezifischen Diskur
sen gefiltert und verhandelt werden. Und just in die Filtrierungs-
vorgänge versucht die CSU „hand- und kopfgreiflich" sondierend
und orientierend einzuwirken. Vordiesem Hintergrund deutet sich
an, daß für die CSU Kommunalpolitik nicht einfach das „unterste
Fach" nach Bundes- und Landespolitik darstellt; Kommunalpolitik
reicht für sie weiter, ist im Verständnis der CSU ein Kernbestand
teil der Stiftung ihrer politischen Vormachtstellung. Von hier aus ist
denn auch der Zugang zur Erschließung der Funktions- und Wir
kungsweise des RPK-Konzepts zu gewinnen8.

Vor dem aufgerissenen Horizont verstehe ich unter dem RPK-
Konzept eine bestimmte Form der Versäulung politischer Macht
der herrschenden Klasse nach unten als ob es eine Weise der Bil
dung politischer Macht von unten nach oben sei, geleistet durch
eine spezifische Instrumentierung der Teilhabe des „Volkes" an
Artikulations- und Willensbildungsprozessen, die zugleich seine
Entmachtung undinteressenfremdeUmpolung zur hegemonialen
Verfügbarkeit für eine „krisenreaktive Vorwärtsstrategie" der
herrschenden Klasse bewirkt.

Ich halte es für möglich, daß das RPK-Konzeptauch außerhalb
Bayerns zur Geltung gebracht werden könnte; in diesem Lichte
wäre von der politischen Linken die CSU-Drohung mitder „Vier
ten Partei" noch einmal zu durchdenken. Einflußreich könnte m.E.
jenes Konzept auch dort sein, wo die SPD auf kommunaler Ebe
ne, insbesondere im Bereich ihrer Um- und Vorfeldorganisatio
nen, verwaisteStellenhinterläßt, oder wosie aus Stellungenher
ausgedrängt wird, weil sie sich aufgrund ihrersozial-integrativen,
sozial-beschwichtigenden Formierungsvariante Mobilisierungs
verbot auferlegt9. Feststehtbisher, daßdas RPK-Konzept derpo-
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litischen Rechten in Bayern Früchte eingetragen hat. Und späte
stens seit der Schleifung von traditionellen Hochburgen der SPD
im protestantisch-industriellen „fränkischen Gürtel" durch die
CSU, seit ihren deutlichen Einbrüchen ins traditionelle SPD-Wäh
lerreservoir und endlich seit der zunehmenden Rekrutierung der
CSU-Mitgliedschaft aus bestimmten Abteilungen auch der indu
striellen Lohnarbeiterschaft (erste Generation, erzeugt durch den
nachgeholten Industrialisierungsschub), darf die Frage gestellt
werden, ob es sich bei dem RPK-Konzept nicht um mehr denn
bloß ein bayerisches Sonderphänomen handelt. Bedeutsame
Teile der CSU-Führung gehen jedenfalls davon aus. Das gibt An
laß zur perspektivischen Frage, ob ihr ideologisch-politisches
Konzept geeignet erscheint, a) als eine strategische Variante vor
beugender Krisenpolitik, vorgreifender Bindung inzwischen
orientierungslos flottierender Bevölkerungsteile an den herr
schenden Status quo zu dienen, b) darüber hinaus als ein Mittel
zur Mobilisierung von solchen Bevölkerungsteilen, welche Anzei
chen von sozialer Enttäuschung, Apathie, Desinteressiertheit und
politischer Desorientierung - u.a. Ausfallbestände sozialliberaler
Formierungsweise - zeigen, für reaktionäre politische Kalküle.

Ausgangspunkt der Überlegungen zum Charakter des RPK-
Konzepts ist das geronnene Resultat einer friktionsreichen Ent
wicklung der CSU von einer konfessionell gefärbten, regionali-
stisch geprägten, politischen Bedürfnissen des „alten Mittelstan
des" und des Kleinbürgertums entspringenden „Honoratiorenpar
tei* zu einem schlagkräftigen politischen Organ rechtspopulisti
scher Formierung. Den Hintergrund dieser Umwandlung bilden
die „nachgeholten Industrialisierungsprozesse" in Bayern (vgl.
hierzu Mintzel1977, bes. Kap. XI), mitsamt den sozialstrukturellen
Wandlungen und den hieraus sich ergebenden politischen For
mierungsproblemen, für deren Bewältigung eine mittelständisch
orientierte Honoratiorenpartei (mit konfessionalistischen Fesseln)
völlig ungeeignet war. Den Kern dieses Umformierungsprozes-
ses, auf den hier nicht eingegangen werden kann, stellt die Her
ausbildung einer eigentümlichen „Zwitterstruktur" dieser Partei
dar10. Diese Zwitterstruktur bildetden eigentlichen organisations
politischen Drehpunkt der Funktionsweise des RPK-Konzepts,
dem die CSU ihre „starke hegemoniale Stellung impolitischen Le
ben Bayerns"11 verdankt. Aus einer ursprünglichen Not, aus der
Parteikrise der 50er Jahre12, erwächst allmählich eine strategi
sche Tugend, inderen Verlauf auch Strauß zur zentralen Figur der
CSU heranwächst. In den Selbstporträts der CSU erscheint jene
Zwitterstruktur terminologisch als Zweiteilung ihrer Partei in eine
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„politische Partei" apparatlichen Typsund ineine „freie politische
Aktionsgemeinschaft", mit Orientierung auf den Charakter einer
„Volksbewegung", aufeine überkonfessionelle undsozialschicht-
übergreifende „Sammlungsbewegung"13. Die Kristallisationsker
ne dieser Bewegung liegen auf Gemeinde- und Kreisebene; die
direktivenMachtkerne liegen allerdingsauf einer davon strukturell
geschiedenen Ebene.

Nimmt man das Resultat jenes langwierigen Umformungspro
zesses als Ausgangspunkt, so läßtsich bestimmen, daß die hege-
moniale Kraftentfaltung der CSU aus einer eigentümlichen Struk
turierung ihrer organisationspolitischen Praxis resultiert, der die
ideologische Tätigkeit auf der hier interessierenden gemeinde
weltlichen Ebene funktional eingeordnet ist. Was organisations
politisch als Konzept des „kleinen Baustils" (Mintzel) bezeichnet
werden kann, erscheint auf der Ebene der ideologischen Tätigkeit
als politische Anrufung auf „kleinenTribünen", d. h. lokalspezifi
sche und lebensformbezogene Ansprechweisen.

Die Erscheinungsweise als „politische Partei" wie als „gesell
schaftspolitische Aktionsgemeinschaft" ist gewiß nichts CSU-
Spezifisches. Charakteristisch allerdings sind (a) die Modi der
Verschaltung der beiden genannten Ebenen, (b) die entsprechen
de Gestaltung der „Tribünen" und „Ansprechweisen" und (c) die
den genannten Ebenen zugeordneten politischen Kompetenz-,
Inkompetenzstrukturen. Mit ihrer „Zwittergestalt" antwortet die
CSU letztlich auf die Trennung respektive Vermittlung von „politi
scher" und „bürgerlicher Gesellschaft". Als „politische Partei" (A)
erscheint sie repräsentativ verankert innerhalb der „politischen
Gesellschaft"; faktisch besitzt sie eine hegemoniale Stellung in
Parlament, Staatsregierung und Bürokratie. Als „gesellschaftspo
litische Aktionsgemeinschaft" (B) präsentiert sie sich als populä
res, konsenswebendes Vermittlungsorgan an der Nahtstelle zwi
schen „politischer" und „bürgerlicher Gesellschaft". Von der Ein-
wirkungsweise der CSU her gesehen lassen sich (neben dem ge
nuin politisch-institutionalen Feld) zwei ihr vorgelagerte Felder
grob scheiden: (1) eine genuin „zivile" institutionale Sphäre - et
wa von den überregionalen ökonomischen und beruflich-sozialen
Interessenorganisationen („Dachverbände") bis zu den lokal-kul
turell vernetzten sozialen Vereinigungen, insbesondere dem poli
tikwissenschaftlich bisher arg unterschätzten Vereinswesen; (2)
ein vorpolitisches Übergangsfeld zwischen „politischer"und „bür
gerlicher Gesellschaft" - etwa von den staatliche/halbstaatlichen
Institutionen der Kirche, der öffentlich-rechtlichen Medien bis zu
den kommunalen Selbstverwaltungsorganen. Beide institutionale
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Felder besitzen eine machthierarchische Gliederung, an die sich
die innere Strukturdes CSUfunktional angeglichen hat.

Die „oberen Etagen" von (1) (Großindustrie und Großgrundbe
sitz) sind direkt mit dem Staatsapparat und der CSU als „Staat
spartei" übereine Fülle „unsichtbarer Fäden" verknüpft. Was die
Interessenartikulation der „unteren Etagen" von (1) angeht, so
besitzen sie keinen „direkten Draht" zur CSU als „Staatspartei",
sondern sie kommt primär über die Etagenleiter von (2) zur Gel
tung. Dieser „Umweg"ist durchweg von spezifischen Selektions
und Umarbeitungsprozessen der Interessenartikulationen des
„Volkes" charakterisiert; Prozesse, in die hinein die CSU sich als
Regulatorund Interpret, als „Übersetzer" vorpolitisch eingebrach
ter Ansprüche in politisch-ideologische Diskurse schiebt.

Das vorpolitische Übergangsfeld (2)zeichnet sich dadurch aus,
daß die „oberen Etagen" eher in die „politischeGesellschaft" ein
gerückt sind (z. B. Konkordat, Rundfunkbeirat), während es insei
nen „unteren Etagen", in denen sich (in oft ungelenk-vorpoliti
scher Form artikulierte) Interessen der abhängigen Bevölkerung
äußern, stärker in der „bürgerlichen Gesellschaft" eingewurzelt
ist. Deshalb giltauch diesen „unteren Etagen" und ihren Einzugs
feldern das besondere Augenmerk der „kommunalpolitischen"
Strategie der CSU.

Die CSU als funktional getrennter Einheit von „politischer Par
tei" und „gesellschaftspolitischer Aktionsgemeinschaft" hat sich
- unter der Ägide von Strauß'4 - zu einem Kristallisationskern
hegemonialen Einflusses der Großbourgeoisie herangebildet. In
diesem Kern schießen sowohl die Felder (A) und (B) als auch die
Sphären (1) und (2) zu einem komplizierten, keineswegs Wider
spruchs- und konfliktfreien Verbund zusammen15. Die Konflikt
strukturen und -austragung innerhalb des von der CSU gestifteten
Verbundes sind letztlich widerstreitenden gesellschaftlichen In
teressen von Großbourgeoisie und Bevölkerung geschuldet; das
Nicht-Vereinbare zum „falschen Einverständnis" zusammenflie
ßen zu lassen, darin besteht die ideologisch-politische Formie
rungsarbeit der CSU innerhalb des „Volkes" auf der Grundlage ih
res RPK-Konzepts. Die hegemoniale, das „Volk" formierende
Verwebungsweise wird durch eine eigentümliche ideelle Ver
wandlung der wirklichen Versäulung der politischen Macht der
herrschenden Klasse nach unten in den wirksamen, loyalitätsstif-
tenden Schein der Bestimmtheit der politischen Macht von unten
her in Form eines Konsens zwischen „unten" und „oben" vollzo
gen. Dabei wirken die organisationspolitische Verfaßtheit der
CSU und ihre daran festgemachten ideologischen Appellmuster
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zusammen. DieausgezeichneteStätte dieses Zusammenwirkens
ist die Gemeinde, die laut CSU-Diagnose neben der Familie die
zweite„Grundform der Gesellschaft", besser: einenentscheiden
den Ansprechpunkt ihrer ideologisch-politischen Tätigkeit bil
det16.

Die organisationspolitische Verfaßtheit der CSU, Innendimen-
sionierung in „politische Partei" und „gesellschaftspolitische Ak
tionsgemeinschaft", wobei in letzterer die Grenze zwischen Par
teimitgliedschaft undBürgerschaft gleichsam inder Schwebege
halten wird, sichert, zusammen mitder herausgestellten relativen
Atonomie der unteren CSU-Verbände, die Mechanismen jener
Verkehrung der tatsächlichen Versäulungsrichtung der politi
schen Machtinden Köpfen derer, denen „unten"die politischeAr
tikulation und Aktionals von ihnen gewollte erscheint. Die organi
sationspolitische Zwitterstruktur stelltschließlich den Angelpunkt
der Wirksamkeit der CSU-typischen ideologischen Anrufungen
dar, insofern den beiden Strukturelementen, „Partei" und „Ak
tionsgemeinschaft", eine spezifische Kompetenz-Inkompetenz-
Verteilung zugewiesen ist. DieCSU bildet in sich gleichsam eine
quasi-ontologisierte Sphärenscheidung von „politischer Füh
rung" und „Volk" ab, vollzieht auf diese Weise die politische Ent
machtung derer, die „unten" sind - und zwar mitderen Einver
ständnis. Dies wird verbürgt erstens durch die Zuordnung der
Kompetenz für die „Große Politik" an die„Führung"17, und zwei
tens durch die Gewährung und Anrufung von Kompetenzen des
(Partei-)Volks für die „Kleine Politik vor Ort", welche die je eige
nen tagtäglichen Angelegenheiten der Menschen betrifft. Aufder
„kleinen Tribüne" der lokalen Lebensorganisationen präsentiert
sich die CSU als organischer Bestandteil des „Volks", auf der
„großen Tribüne" repräsentiert die „Führung" die „Große Politik",
tritt sie als Hegemon auf, der ob seiner Kompetenz Akklamation
einfordert. „Do kinna mir net mitredn", in dieser typischen Wen
dung, die sicher auch inanderen Dialekten zu finden ist, verdichtet
sich geradezu in klassischer Weise die freiwillige Inkompetenzer
klärung des „Volkes"18. Ihren entscheidenden Wirkungsort haben
die organisationspolitischen und ideologischen Mechanismen der
CSU im vorpolitischen Übergangsfeld (2), weil hier die CSU er
stens eingreift als Richter darüber, was in die Kompetenz der
„Führung" und was in die des „Volkes" fällt, und zweitens interve
niert als „Übersetzer von sozialen Ansprüchen, die, von unten
angemeldet, an die Partei herangetragen werden. Diese beiden
Funktionen werden im kommunalpolitischen Kontext erfüllt, d. h.
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von der Strukturform der CSU als „gesellschaftspolitische Ak
tionsgemeinschaft" .

Die CSU ist der Kompetenz-Inkompetenz-Strukturierung ent
sprechend etagenförmig aufgebaut; die Etagen sind verstrebt
durch den Apparat sowie durch die zur Identifikation einladende
Inszenierung der „führenden Persönlichkeiten" (d. h. die „Kompe
tenten" für die „Schicksalsfragen der Nation", an ihrer Spitze der
Parteiführer). Sie erscheinen als Repräsentanten der Gesamtpar
tei in all ihren Etagen ebenso wie des vertikal gegliederten „Vol
kes" (Gleichsinnigkeit der Hierarchien von „Volk" und „Partei":
Volks-Partei). In den „oberen Etagen" operiert die Parteiführung
mitsamt den Kommandostellen des Apparats; hier wird eine effek
tive Verschachtelung der Partei mitdem Staatsapparat, den „obe
ren Rängen" der „zivilen" institutionalen Sphäre (1) und des vor
politischen Übergangsfeldes (2) besorgt (CSU als Staats-Partei).
Unterhalb dieser Etage arbeitet, von der „oberen" rahmenkontrol
liert, diejenige Handlungsetage, welche die Realisierung des
RPK-Konzepts „vor Ort" leistet. Hier erscheint der Parteiapparat
in seiner Eigenschaft als herrschaftlicher Funktionärsapparat fast
bis zur Unkenntlichkeit zu einer quasi-gemeindlichen politischen
Institution verwischt. In diesen „unteren Etagen", der „bürgerna
hen" Erscheinungsform der Partei als massenformierende „ge
sellschaftspolitische Aktionsgemeinschaft", werden die Fäden zu
den unteren vorpolitischen Artikulationsorganen der Bevölkerung
zu einem komplizierten Operations-Geflecht verknüpft19. Hier hat
statt, was Mintzel den „Baustil der kleinen Formen" genannt hat:
die regionalistisch und vor allem kommunalistisch komponierte
Artikulationsform der „Gesellschaft" in die CSU hinein und vor al
lem umgekehrt, von der CSU aus in die institutionale „zivile"
Sphäre - in deutlich hegemonialer Absicht. Als Vermittlungsin
stanzen wirken dabei z. B. die Organe der Kirchengemeinde, der
Lokalzeitung, des Vereinswesens, der kommunalistisch präsen
tierten Publikationen der Bayerischen Staatsregierung, und die -
besonders effektvollen - „bürgernahen", gezielt auf Protest und
Unmutsartikulation orientierten Rundfunksendungen, die „vor
Ort" in Gasthäusern regelmäßig veranstaltet werden20. Die ge
meindlich institutionalisierten „unteren Etagen" der Partei arbei
ten als formierende kommunale Mikroinstitutionen, welche die he-
gemoniale Stellung der CSU begründen. Hierüber wird Integra
tionspolitik in die „bürgerliche Gesellschaft" hinein geleistet. Da
bei fällt auf, daß Unzufriedenheit, Unmut und Protestbereitschaft
nicht tabuisiert, sondern im Gegenteil gezielt aufgegriffen werden,
um allerdings einer entsprechenden, formierungsgerechten Um-
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arbeitung durch die CSU zugeführt zu werden. Die CSU ver
schwimmt auf dieser „niederen Ebene" zu einer Aktionsgemein
schaft all der „kleinen Leute", die (unter Einhaltung der Kompe
tenzregeln) an der Politikteilhaben möchten.

Die Sphäre der „Teilhabe" aber ist restriktiv an die kommunale
Lebenswelt gebunden, die ideologisch und organisationspolitisch
abgekoppelt erscheint von dem, was die CSU propagandistisch
als die Option für den „starken Staat"reklamiert21. Es herrschtei
ne strikte Sphärenscheidung zwischen den politischen „Alltags
angelegenheiten", für die das „Volk" selbst zuständig ist, woran
freilich die CSU ideologisch „subsidiär" mitwirkt, indem sie a) die
Fragen des „Volkes" in hegemonialen Funktionen angepaßte
Kontexte umwebt, und indem sie b) Fragen, die unter „Schick
salsfragen der Nation" firmieren, „nach oben" verweist, wodurch
das „Volk" tendenziell in Gefolgschaft verwandelt wird. Was die
Probleme angeht, für die die Bevölkerung als kompetent deklariert
wird, operiert die CSU gleichsam als Verlängerung der öffentli
chen kommunalen Selbstverwaltungsorgane oder sie läßt umge
kehrt die lokalweltlichen Institutionen halbinstitutional und perso
nell in ihre unteren Etagen hineinwachsen. Auf diese Weise kann
die CSU als „Verbündeter" angesprochen werden, um „nach
oben" dem Unmut Luft, dem Protest Geltung zu verschaffen, und
zwar dort, wo man sich ohne Umwege Wirksamkeit erhofft. In die
sem Bereich verfestigt sich auf diese Weise der suggestive
Schein von Direktheit, im Unterschied zur tatsächlichen direkten
Verbindung zwischen der CSU und den Spitzen der Organisatio
nen der Großindustrie und des Großgrundbesitzes. Weil die CSU
„unten" wie ein gesellschaftliches Organ der Willensbildung er
scheint, wird durchweg verhindert, daß sich der Unmut gegen die
CSU als „Staatspartei", als fremder politischer Herrschaftsappa
rat wendet. Sie ist es ja selbst, die den Protest aufgreift und nach
„oben" weitergibt. Freilich, wie skizziert, wird in der „oberen Eta
ge" gesiebt und verwandelt. Der Protest wird in hegemoniale, die
Bevölkerung homogenisierende ideologische Muster umfor
miert22. DiePointeliegt m.E. darin,daß dieDissonanzenzwischen
reaktionärem Etatismus und Populismus durch die ideologische
Wirkungsstruktur der CSU „aufgehoben" und in rechtspopulisti
sche hegemoniale Formierung umgeschmolzen werden.

Ideologisch scheint mir der Kern des RPK-Konzepts darin zu
liegen, daß der Einzelne über seine je „kleinen Lebenswelten" an
gerufen wird, ineiner Weise, die die kleinenLebenswelten gegen
die anonymen „vermachteten Großorganisationen" ressenti-
mentförmig ins Recht setzt. Es werden mobilisierungsfähige
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Bechwörungsformeln ausgesendet; es wird an die Einzelnen ap
pelliert, ihre gewachsenen Lebensformen und die darin befriedig
ten Lebensbedürfnisse gegen die „Verstaatlichung", die „Ver
rechtlichung", die „Bürokratisierung", die „Anonymisierung" usf.
zu verteidigen23. Diese demagogischen Appelle könnendurchaus
als eine spezifische Variante der Ideologeme zur „Rettung des
Abendlandes" betrachtet werden. Dabei greift dann vollends der
Antikommunismus als ideologisch-psychosozialer Appell, inso
fern „Sozialismus" und „Kommunismus" als die Lebensbedro
hungen schlechthin gezeichnet werden, von denen aus angeblich
alle negativen, die Lebensformen auslaugenden bzw. verarmen
den Tendenzen ausgehen. Das Spezifische der Appellform der
CSU „vor Ort" liegtdarin, daß sie selbst sich als Organ dieser ge
wachsenen Lebensformen inszeniert, sich selbst als „natürlicher"
Verbündeterden lokalen Initiativen und Institutionen anbietet, um
mitzuhelfen, die „Zerstörer der Lebensformen" dingfest zu ma
chen und auszuschalten. Gemeindepolitik und -Ideologie bzw.
„ideologische Milieumobilisierung" (Mintzel) sind die Schlüssel
plebiszitärer Strategie der CSU, als Mittler zwischen a) „politi
scher" und „bürgerlicher Gesellschaft" und b) zwischen den
durchaus als naturgegeben dargestellten Ebenen „unten" und
„oben" zu fungieren. Dabei scheint mir bedeutsam für die Funk
tionsweise des RPK-Konzepts, daß die CSU durchaus an der Er
haltungdes Eigenlebens der ihrvorgelagerten lokalweltlichen Or
gane und Institutionen interessiert ist, mitnichten an ihrer „Ver
staatlichung" und bürokratischen Entkräftung arbeitet. Indem sie
das RPK-Konzept in Anwendung bringt, verhindert die CSU, daß
sich gegen sie als Staats-Partei die typischen Anti-Staatsaffekte
richten. Es zeigt sich schließlich, daß im Rahmen dieses Konzepts
den vielfältigen Institutionen, Traditionen und Lebensformen lo
kalweltlicher Natur eine besondere Bedeutung zukommt. Diese
Einrichtungen werden von der CSU gleichsam zu vorpolitischen
Hilfsorganisationen ihrerhegemonialen Praxis instrumentiert. Die
Strategie, den CSU-Ortsverein als Konzentrationspunkt, als rich
tenden und helfenden Patron der lokalen Lebenswelt, als Bewah
rer lokalkultureller Identität über sozialstrukturelle Schranken hin
weg, als Homogenisierungsinstanz eines letztlich unumstößlich
erscheindenden vertikal „gegliederten Sozialganzen" auszubil
den, dies scheint mir der Springpunkt der CSU als „Volkspartei"
zu sein.

Die politische Linke hat dieser Strategie und ihrer Konsequen
zen inne zu werden, um geeignete Anknüpfungspunkte für ihre
politische Alltagsarbeit zu gewinnen24.
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Anmerkungen
1 Referat von Dr. Reinhard Opitz. Mitglied des Bundesvorstandes der Deut

schen Friedens-Union, gehalten am 12. April 1980 auf dem Anti-Strauß-
Kongreß in Mannheim (unkorrigiertes Rede-Manuskript).

2 Solcherart hilflose Kritik zeichnet insbesondere einen bestimmtenTypus
urbanistisch-sozialliberaler Intelligenz gerade außerhalb Bayerns aus;
selbst innerhalb der marxistischen Linken läßt man sich davon leimen. Was

die sozialliberalen Politiker angeht, so lassen sie sich jedoch nicht daran
hindern, in schnöder Nachahmung der CSU nun ihrerseits zunehmend im
„bajuwarischen Look" aufzutreten. Diese Nachahmungspraxis nimmt gele
gentlich geradezu lächerliche Züge an, so wenn die SPD seit einigen Jah
ren einen „politischen Aschermittwoch" nun ausgerechnet in Vilshofen ab
hält, nachdem die CSU nach Passau abgewandert ist. Ein wenig Lektüre
von Oskar Maria Graf täte da not. Kurz, der bajuwarisch-waldursprüngliche
Schein der CSU ist trügerisch.

3 Ich beziehe mich hier auf die Studien von A. Mintzel: Die CSU. Anatomie ei
ner konservativen Partei 1945-1972, Opladen 1972 und: Geschichte der
CSU. EinOberblick. Opladen 1977.Wennichauch einigetheoretische Leit
fäden Mintzels nicht teile (auf eine Auseinandersetzung muß hier verzichtet
werden), so steht doch außer Frage, daß Analysen zur CSU zur Zeit ohne
die seriösen deskriptiv-typologischen, materialreichen Befunde Mintzels
nichtzu leisten sind. Andieser Stelle sei auf weitere empirische Unterlagen,
auf die sich meine Überlegungen stützen, verwiesen. Es handelt sich im
wesentlichen um öffentliche und parteiöffentliche Materialien der CSU, um
medienpolitische Fabrikate der CSU und der Bayerischen Staatsregierung
vor allem aus dem kommunalpolitischen Bereich (insbesondere das Perio-
dikum „Blickpunkt Bayern", hrsg. von der Bayerischen Staatskanzlei in Zu
sammenarbeit mit allen Staatsministerien und dem Staatsminister für Bun

desangelegenheiten). Schließlich liegenden Überlegungensekundärana
lytische Studien zu lokalen Lebensformen, insbesondere zum Vereinswe
sen zugrunde. Die Beschäftigung mit der Politikder CSU und die Skizzie
rung des RPK-Konzepts leiteten sich ursprünglichvon dem allgemeineren
Ausgangsproblem her, welche Rolle Lokalvereine in der praktischen All
tagspolitikder Bundesrepublik spielen. Vgl. F. Kröll: Vereinskulturund ideo
logische Hegemonie. Forschungsaspekte, in: ARGUMENT-Sonderband
47 (1980); Vereine in der Lebensweise der Arbeiterklasse. Ein Literaturbe
richt zur Vereinsforschung in der Bundesrepublik, in: Jahrbuch des IMSF,
Bd. 3 (1980).

4 Die teils spontane, teils kalkulierte Genese dieses Konzepts wäre geson
dert auf der Basis kritischer Reinterpretation einschlägiger Befunde der
Mintzelschen Studien zu erörtern.

5 Vgl. die höchst instruktiven politiktheoretischen Erläuterungen zum Begriff
„Kommunalpolitik", in: CSU. Bayerische Kommunalwahlen 1978. Hrsg.
Bayerische Landeszentrale für Politische Bildungsarbeit, München 1977
(2. Aufl.), bes. S. 13f.

8 ebd., S. 13,14
7 ebd., S. 7
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8 In der Regierungserklärung desBayerischen Ministerpräsidenten vom 14.
November 1978 findet dieses nicht spartenförmig verengte Verständnis
von Kommunalpolitik bis indas Gliederungsprinzip der Rede hineinseinen
Niederschlag. Ihren Ausgangspunkt nimmtdie Erklärung bei dem proble
matisch gewordenen „Verhältnis Bürger-Staat", das nach Ansicht von
Straußinwachsendem Maßedurch Bürokratisierungsdruck gestörtwerde.
Schließlich „steigt" die Rede „auf zur Rolle„Bayernsin Deutschlandund
Europa". DieRedegliederung macht Sinn: um hegemonialeEuropapolitik
betreiben zu können, ist es von Vorteil, sich um mobilisierende Massen
loyalität zu kümmern; deshalb der Ausgangspunkt: „Staat-Bürger. Vgl.
Regierungserklärung des Bayerischen Ministerpräsidenten Franz Josef
Straußvordem BayerischenLandtag am 14.November1978.hrsg.von der
Bayerischen Staatskanzlei.

9 Ober dieAuszehrung der gemeindlich verankerten Vorfeldorganisationen
(Fußballvereine, Schachvereine etc.) der SPD, über den Verlust der Gesel-
ligkeits- und Kulturfunktionen der SPD-Ortsvereine wäre gesondert zu dis
kutieren; (vgl. H. J. Siewert: DerVerein. Zur lokalpolitischen und sozialen
Funktion der Vereine inder Gemeinde, in: H.G.Wehling: Dorfpolitik, Opla
den 1978). Es scheint aber, daß nach Jahren der Vernachlässigung (imZu
ge der Formierungzur Kanzlerpartei seit Mitte der 60er Jahre?) in jüngster
Zeit wieder in verstärktem Maße Anstrengungen unternommen werden,
verlorenes Terrain mit Hilfe kommunaler Kulturpolitik wieder zurückzuge
winnen. Für diesen Gesamtkomplex aber sind dringend empirische Dia
gnosen vonnöten.

10 Vgl. A. Mintzel 1977,S. 77ff.
1' Vgl. CSU. Porträt einerPartei. Hrsg. CSU-Landesleitung, München o. J., S.

17

'2 Vgl. A. Mintzel 1977,S. 53ff., S. 67ff.
'3 Vgl.CSU. Porträt einer Partei, S. 20ff.
14 Vgl. ebd.. S. 21, S. 27.
15 Wie konflikthaltig dieserVerbund ist,zeigenz. B.die Gebietsreform-Aus

einandersetzung (vgl. A. Mintzel 1977, S. 267ff.) und jüngst erst die Debatte
um die Feiertags-Regelung in Bayern.

16 Vgl.CSU. Bayerische Kommunalwahlen 1978und die Referatezur Kom
munalpolitik und zur Familienpolitik auf dem „Zukunftskongreß" der CSU
am 16./17. November 1979 in München.

17 Solche Inkompetenz-Erklärungen für das „Volk" inSachen „Großer Politik"
finden sich in CSU-Broschüren zuhauf. Dabei wird insbesondere die Kom

petenz beim Parteivorsitzenden systematisch monopolisiert. Da nimmt es
auch nicht Wunder, daß das (Partei-)Volk Strauß seine lateinischen Wen
dungen, wie z. B. „pacta sunt servanda", keineswegs verübelt. Er gilt eben
als der „Kompetente" und einem solchen stehen derartige Einlage durch
aus zu...

18 Eindrucksvoll finden sich solche Inkompetenz-Erklärungn in Oskar Maria
Grafs „Bayerischen Dorfgeschichten aus früheren und heutigen Zeiten". Es
sprechen einige Anzeichen dafür, daß es innerhalb der SPD starke Ten
denzen gibt, verquer zu ihrer Tradition, in Sachen „Großer Politik" in der
Mitgliedschaft eine Bereitschaft zu freiwilligen Inkompetenz-Erklärungen
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zu erzeugen. Diesgeschiehtexemplarisch inForm technokratisch bestimm
ter Komp/ex/'fäfsdiskurse.
Zu einzelnen Aspekten dieser Verflechtung vgl. A. Mintzel 1977, S. 184ff.
Sie bildetdie Grundlage fürden von der CSU unmißverständlich fürsich re
klamierten Führungsanspruch: „DieChristlich Soziale Union hat den Auf
trag,politischeFührung auszuüben und gestaltenden Einfluß auf das politi
sche Geschehen zu nehmen. Sie ist bestrebt, die Wünsche, Bedürfnisse, In

teressen und Befürchtungen der Bürger aufzunehmen, am Gemeinwohl zu
werten, auszugleichen und in den Prozeß der gesellschaftlichen und staat
lichen Willensbildung einzubringen". (Grundsatzprogramm der Christlich
Sozialen Union, hrsg. v. d. CSU-Landesleitung, München 1979, S. 20).
Die bemerkenswerteste Medienveranstaltung dieser Art ist wohl die als
„Wirtshausdiskurs" angekündigte, periodische Fernsehsendung „Jetzt
red' i" die „Land-auf-Land-ab" in Gemeinden abgehalten wird.
Vgl. zur ideologischen Rechtfertigung dieser Restriktion: CSU. Bayerische
Kommunalwahlen 1978, S. 12f. und: Grundsatzprogramm der Christlich
Sozialen Union, S. 25ff.
Z. B. wird das Themader Arbeitslosigkeit aus dem politökonomischen Kon
text herausgelöst und in einen allemal sinnfälligeren „Heimaf-Diskurs um
geordnet, indem der Verlust des Arbeitsplatzes als Phänomen der „Ent
wurzelung" im Zeichen wachsender „sozialistischer" Bürokratisierung arti
kuliert wird.

Diese Beschwörungsformeln durchziehen unablässig die Redebeiträge auf
dem schon zitierten CSU-Zukunftskongreß.
Den Versuch, solche Anknüpfungspunkte im lokalweltlichen Vereinswesen
herauszuarbeiten, habe ich indem Beitrag „Vereinskulturund ideologische
Hegemonie. Forschungsaspekte" unternommen; in:W. F. Haug/K. Maase
(Hrsg.): Materialistische Kulturtheorie und Alltagskultur, Argument-Son
derband AS 47, Berlin/W. 1980.

Ernst-Ulrich Huster und Marianne Weg

Sozialer Konflikt und Sozialpolitik

1. Mehr oder weniger Staat im Sozialbereich?

Über die Sozialpolitik wird in der Bundesrepublik gegenwärtig
fast ein Dritteldes Bruttosozialproduktes umverteilt. Die Soziallei-
stungsquote hat tendenziellzugenommen. Diese Entwicklung hat
nicht nur quantitative, sondern auch qualitative Bedeutung. Für
den gesamtwirtchaftlichen Produktionsprozeß wie für die Repro
duktionder Bevölkerungsind dieSozialausgaben ein immerwich-
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tigerer Faktor geworden. Damit gewinnen sie auch als Gegen
stand der politischen Auseinandersetzung an Gewicht.

Das gilt in besonderer Weise für die Wahlkampfzeit 1979/80.
Die Frage „Mehr oder weniger Staat?" bestimmt Angriffund Ver
teidigung zwischen der CDU/CSU-Opposition und der soziallibe
ralen Koalitiondiesmal vorrangig auf der sozialpolitischen Ebene,
wie die seit Herbst 1979 gewählten Themen - Bevölkerungspoli
tik, Familienpolitik, Renten, Jugend, Gesundheit - signalisieren.
Die Union beklagt wortreich, daß die Bürokratisierung voran
schreite und die Freiheit des Staates und seiner Bürger bedrohe.
Soziale Absicherung auch dort, wo sie nicht vonnöten sei, schaffe
eine „kollektivistisch" und „gleichmacherisch" ausgerichtete,
eben „sozialistische" Gesellschaft und stünde im Konflikt zu indi
vidueller Autonomie, Eigenverantwortlichkeit und Selbsthilfe als
den Grundprinzipieneiner „wirklich freien" Gesellschaft.1

Die Sozialdemokratische Partei, als Hauptträger sozialliberaler
Sozialpolitik, bleibt weitgehend defensiv gegenüber diesem kon
servativen Vorwurf eines gerade im sozialen Bereich angeblich
entwickelten „Imperialismus staatlicher Ailzuständigkeit" (Blüm).
Teilweise gibt sie einem vermeintlichen Legitimationsdruck nach
oder zieht sich auch hinter die Bremser-Rolle ihres marktliberalen

Koalitionspartners zurück, indem sie ihre Politik so konzipiert bzw.
in der Auseinandersetzung modifiziert, daß das Private ja nicht
„politisch" wird. Vor allem aber schwankt sie selbst zwischen so
zialdemokratischem Ziel- und Wertsystem und tatsächlichen oder
vermeintlichen, jedenfalls aber akzeptierten Prioritäten des öko
nomischen Systems.

Die Einschätzung sozialpolitischer Grundpositionen und Pro
gramme muß von der Frage ausgehen, wie die Grundlage der so
zialpolitischen Problemlagen und Aufgabenbereiche beschaffen
ist. Der grundlegende soziale Konflikt und die aus ihm erwachsen
den Kosten und Gefährdungen der Reproduktion sind auf der
Ebene des gesamtwirtschaftlichen Wachstums und der primären
Einkommensverteilung angelegt. Nach den Gesetzen und Erfor
dernissen der profitorientierten Produktion steigt der Reproduk
tionsbedarf in den verschiedenen Teilbereichen - Familie, Ge
sundheit, Alter usw. Mitzunehmenden Verwertungsschwierigkei
ten verschärft sich die Selektionspolitik, die größere Gruppen von
Arbeitnehmern vorübergehend oder dauerhaft auf das Soziallei-
stungssystem verweist. Das bedeutet, daß ein wesentlicher Teil
des sozialen Grundkonfliktes auf einer zweiten Ebene dann durch
staatliche Sozial- und Umverteilungspolitik zu bewältigen bzw. zu
kanalisieren ist. Dabei tritt der Staat in relativer Autonomie als ver-
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mittelnde Instanz gegenüber den sozialen Kontrahenten in die
Verteilungsauseinandersetzungen ein. Faktisch zeigen sich die
engen Wechselbeziehungen zwischen beiden Ebenen schon dar
an, daß der Staat im Verteilungskampf um die Einnahmen für den
gesellschaftlichen Fonds der Sozialpolitik mitkonkurrieren muß,
seinen sozialpolitischen Finanzbedarf also gegen den Primat des
soziale Risiken schaffenden Wachstumsprozesses durchsetzen
muß. Die bedeutendste Quelle der sozialen Risiken gibt also zu
gleich den Spielraum für die Behebung derselben. Weiter zeigt
sich, daß selbstverständlich auch die Anteile für den sozialpoliti
schen Fonds, die in Form der Sozialversicherungen erhoben wer
den und lohnbezogen sind, in die Tarifkämpfe um die primären
Einkommensanteile der gesellschaftlichen Gruppen eingehen.
Daß die ökonomische und die sozialpolitische Konfliktebene zu
sammenhängen und daß auf beiden Ebenen, aber in Wechselwir
kung, die sozialen Widersprüche und der Konflikt zwischen Re
produktion der Arbeitskraft und Reproduktion und Akkumulation
des Kapitals auszutragen ist, wird in der sozialpolitischen Pro
grammatik und Praxis der Parteien bei der CDU/CSU verständ
licherweise sowieso nicht, aber auch bei der SPD kaum noch an
satzweise thematisiert. Vielmehr erscheinen die sozialpolitischen
Probleme nur noch als solche des sozialen Bereiches und ihre Lö
sung wird nur noch auf der abgeleiteten Ebene gesucht. Das ist
folgenreich, beschränkt es doch die politische Auseinanderset
zung um „Mehr oder weniger Staat?" angesichts sozialer Konflik
te in der Tat auf den Bereich der Sozialpolitik.

2. Gesellschaftliche Konfliktebenen und sozialpolitisches
Handeln

2.1 Wirtschaftswachstum - Verteilung - sozialer Bedarf

Die sozialliberale Koalition war mit dem Anspruch angetreten,
Wirtschaftswachstum durch Verstetigung zusichern undzugleich
der sozialen Kontrolle zu unterwerfen. Mit globaler und indirekter
Steuerung sollte der gesamtwirtschaftlichen und gesellschaftli
chen Logik gegenüber der einzelwirtschaftlichen Profitlogik ein
Platz gesichert werden, ohne letztere allerdingsin ihren Konstitu
tionsprinzipien anzutasten.

KapitalistischesWachstum und die konkreten Formen, die es im
Produktionsprozeß annimmt, ist aber keineswegs nur Ausdruck
gesellschaftlichen Wertzuwachses, sondern erzeugt und wider-
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spiegelt zugleich individuelle Gefährdung der Reproduktion der
dort Beschäftigten sowie soziale Risiken für die Bevölkerung
überhaupt. Mit ihren konjunktur-, verteilungs- und sozialpoliti
schen Zielen wollte die SPD diese Schädigungen auffangen bzw.
vermeiden. Diese Kompensations- und Präventionsorientierung
sowie die Vorstellung von mehr Verteilungsgerechtigkeit gingen
erheblich über das Sozialstaatskonzept der 1969 abgelösten kon
servativen Regierungmehrheit hinaus. Sie politisch durchzuset
zen und zu finanzieren, bedeutete aber, von einem forcierten re
gelmäßigen Wachstum des Sozialproduktes abhängig zu werden,
jedenfalls beim Stand des politischen Kräfteverhältnisses und der
nicht angetasteten Kapitalautonomie. Mehr Wachstum war aber
seinerseits nur möglich bei intensiviertem und rationalisiertem Ar
beitskräfte- und Ressourceneinsatz, so daß sich die Reproduk
tionsnotwendigkeiten vergrößerten und damit der Kreislauf zwi
schen erhöhtem sozialem Handlungsbedarf und notwendig grö
ßerem, vom Wirtschaftswachstum zu finanzierenden und abzu
fordernden sozialpolitischen Mittelbedarf beschleunigte.

Konnte bis Anfang der 70er Jahre der sozialpolitische Vertei
lungsspielraum noch über die Wachstumsraten erhalten werden,
so geriet die Koalition angesichts sinkenderZuwachsraten, Krisen
und stagnativer Konjunkturphasen in Schwierigkeiten. Diese wa
ren und sind zwar nicht ausschließlich krisenbedingt und auf Kri
sen bezogen, kommen allerdings hierverschärft zum Tragen. Das
zeigt sich z. B. an der Arbeitsmarktpolitik. Sie kann die Situation
der Arbeitskraftgegenüber dem Kapital und dessen Rationalisie
rungsstrategien nichtsichern. Vielmehrmuß sie dieser mitzahlrei
chen Maßnahmen - Subventionierung von Ausbildung - noch
entgegenkommen oder ihreTendenz, Gruppen aus dem Arbeits
markt auszugrenzen, durch Subventionierung des Einsatzes we
niger produktiver Arbeitskräfte (Lohnkostenzuschüsse) oder Ab
bau/Aufhebung sozialer Schutzvorschriften (Nichtanwendung
der Schwerbeschädigtenabgabe, der Ausbildungsplatzabgabe,
Abbau von Arbeitsschutzvorschriften, insbesondere Nachtar
beitsverbot) mildern.Darüber hinaus ergibtsich imBereich staatli
chen Handelns ein zweiter, abgeleiteter Externalisierungseffekt:
Bestimmte, weniger produktive Gruppen der Arbeiterschaft wer
den aus der Arbeitsmarktpolitik in die Zuständigkeit der Renten-,
Familien-und Sozialhilfepolitik „hinübergereicht",begründen dort
neuen Handlungsbedarf und „entlasten" die Arbeitsmarkt- und
Beschäftigungspolitik.

Die Verteilungsbenachteiligungen, die sich auf der primären
Ebene in Form zu niedriger Löhne für große Teile der Arbeitneh-
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merschaft ausdrücken, wirken für diese fort in der Ebene der so
zialpolitischen Leistungen, die nach dem Versicherungs- und
Äquivalenzprinzip konstruiert sind: z. B. Arbeitslosenunterstüt
zung und Rente.

Weitere Beispiele für die Erhöhung der Reproduktionsrisiken
lassen sich an den Folgen der wachstumspolitischen Strategien
aufzeigen, die die SPD/FDP-Koalition ineiner vorrangigvomöko
nomischen Sektor vorgegebenen Weise forciert und forcieren
muß: Modemisierungs- und Technologiepolitik, Investitionsförde-
rungspolitik und Politik der exportorientierten Expansion. Durch
den Primat der Profitförderung sowie den Verzicht auf Auflagen
und Kontrollen bleibendie z.T. mitangesprochenen und auch ge
wollten sozialpolitischen Zielsetzungen überwiegend Wünsch-
barkeiten. Die Politik hat, wie der gesamte kapitalistische Wach
stumsprozeß, Gefährdungen der Reproduktion in den Bereichen
Umwelt, Gesundheit, soziale Sicherung und Familie zur Folge,
weil quantitative Arbeitsbelastung, Arbeitsintensivierung, Unsi
cherheit des Platzes des Einzelnen in der Produktion eher zu- als
abnehmen, ökonomisch bedingte Risiken und Schädigungen z.
B. der gesundheitlichen und familialen Reproduktion werden zu
Risiken der wirtschaftlichen Existenz der Einzelnen. Sozialpoliti
sche Schutzvorschriften (wie z. B.Arbeitsschutz) können konter
kariert werden.

An die grundlegenden Konflikte zwischen kapitalistischem
Wachstum undsozialerReproduktion wird kaumgerührt,sie wer
den fürdie Sozialpolitik vorausgesetzt, ein Interesse an ihrer Ver
änderung istnicht handlungsleitend. Die SPDbeugtsich kapitali
stischen „Sachgesetzlichkeiten":
- Der Produktionsprozeßerzeugt die Proportionenvon Konsum

und Investition und spiegelt das Verhältnis zwischen Gewicht
der Reproduktion der Arbeitskraft und Reproduktion und Akku
mulation des Kapitals wider. IstdieAusweitung des Akkumula
tionsfonds schlicht das Ergebnis von Nicht-Verteilung, so ist
die Ausweitung des Reproduktionsfonds der Arbeitskraft -
wozu der Sozialfonds zählt - nur konflikthaft gegen die Ver
wertungsinteressen des Kapitals im Primärverteilungsbereich
sowie im politischen Sektor der Sekundärverteilung durchzu
setzen. Damit verbunden wird eine Umkehrung des Zusam
menhangs: Kosten und Aufgaben des Sozialsystems werden
dargestellt als dem gesamtwirtschaftlichen Produktions- und
Wachstumsprozeß zur Last fallend. Sie müssen sich inder Mit
telkonkurrenz gegenüber den Ausgabenblöcken fürdie direkte
Förderung des ökonomischen Sektors politisch legitimieren.
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- Qualität, Quantität und Preis der Güter, die zur Reproduktion
der Arbeitskraft notwendig sind, sowohl bei den privat gekauf
ten und konsumierten als auch bei den mittelbar kollektiv be
reitgestellten, werden im Produktionsprozeß bestimmt und
vorgegeben. Sozialpolitik hat insofern zur Reproduktionssi
cherung die finanziellen Mittel für Waren und Dienstleistungen
aufzubringen, die im Regelfall privatwirtschaftlich angeboten
werden, auf die sie also nur sehr begrenzt Einfluß ausüben
kann.

In der Tendenz nicht neu, aber angesichts der Probleme der
70er Jahre verstärkt, fordern die konservativen politischen Kräfte,
daß das zunehmend schwerer zu sichernde Wachstum mit mehr
staatlichen Leistungen und Eingriffen abgestützt werden muß -
dies ist nur durch Beschränkung des Ausbaus des Sozialsystems
zu finanzieren. Die Widersprüchlichkeit einer politischen Haltung,
die den nur marktliberal abzuleitenden Rückzug des Staates aus
dem einen Bereich - Sozialpolitik - damit begründet, daß mehr
staatliches Handeln und Mittelzufluß im gesellschaftlich zentralen
und strukturbestimmenden ökonomischen Bereich notwendig
und nur so finanzierbar sei, ist evident.

2.2. Reproduktionsrisiken und sozialpolitische Bewältigung

Sozialpolitik für die drei Bereiche Familie/Kinder, Gesundheit,
Alter/Invalidität bezieht sich auf die elementarsten sozialen Risi

ken, die über die Situation der Betroffenen am Arbeitsmarkt und in
der Produktionssphäre entscheiden. Diese Bereiche sind die der
zeit aktuellsten in der Diskussion im politischen Handlungsraum
und betreffen die größten Posten im Sozialbudget. Deshalb er
scheint es berechtigt, an ihnen die Positionen der großen politi
schen Kräfte auf dem „Kampffeld Sozialpolitik" zu prüfen und hin
sichtlich der Verarbeitung des grundlegenden sozialen Konfliktes
zu beurteilen, d.h.: danach zu fragen, welche sozialen und politi
schen Kräfte hier ihre Interessen artikulieren und durchsetzen.

2.2.1 Familienpolitik

Die Schwerpunkte der Familienpolitik der CDU in den 50er und
60er Jahren hatten sich an der Bedeutung der Familie als konser
vativer Sozialisationsinstanz einer bürgerlichen Gesellschaft
orientiert. Trotzdem blieb natürlich der Vorrang des Produktions
sektors: Die Familie hatte sich an die Bedürfnisse der Arbeitswelt
anzupassen, nicht umgekehrt.
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Von daher überwog die Politikder finanziellen Transfers, die vor
allem die Institution Ehe und das konservative Familienbild mit
dem berufstätigen Ehemann als Familienvorstand und Ernährer
und der Ehefrau, die zu Hause die Reproduktionsaufgaben über
nimmt, steuerlich honorierten. Der Bereich der finanziellen Trans
fers für Kinder wuchs zwar. Das Ziel eines sozialen Ausgleichs
zwischen den Familien war nachrangig, wie die bloße Orientie
rung des Kindergeldes an der Zahl der Kinder deutlich zeigte. Eine
Umverteilungsorientierung wies das System nur in negativer
Richtung auf: Die steuermindernde Wirkung des Ehegattensplit
ting wie der steuerlichen Kinderfreibeträge alimentierten die Fa
milie des Gutverdienenden, dessen Ehefrau nicht erwerbstätig
war, erheblich höher als z. B. die Familie des Arbeiters mit gerin
gem Lohneinkommen, dessen Ehefrau durch Erwerbstätigkeit zur
Sicherung des Familieneinkommens beitrug.

An diesem System hat auch die sozialliberale Koalition festge
halten. Einzelne steuerliche Entlastungsmaßnahmen, die ver
schiedentlich beschlossen wurden, haben an der wirtschaftlichen
Lage von Arbeiterfamilien wenig geändert - dazu waren auch die
Einkommenswirkungen der ökonomischen Wachstumsprobleme
sowie der Inflationzu bestimmend. Umverteilungsziele für die per
sonelle und familiale Einkommensverteilung sind allenfalls durch
einzelne Erhöhungen von Kindergeld-, Wohngeld- und Ausbil
dungsleistungen angestrebt worden, am Grundprinzip und kon
servativen Besitzstand des Ehegattensplitting wurde und wird
nicht gerührt. Das ist verständlich, weiles auch positivwirktfürdie
Einkommenslage der bessergestellten Teile der Arbeitnehmer
schaft, auf die die SPD zu einem Gutteil mit rechnet, aber auch für
die Arbeiterfamilien, bei denen die gegenwärtige Arbeitsmarktla
ge die Frauen aus dem Arbeitsleben hinausdrängt.

Problematisch ist, daß damit bei zunächst gegebenem finan
ziellem Handlungsspielraum der Familienpolitik bereits der größe
re Teil (rund 3o Mrd. DM)absorbiert ist. Dieser steht nicht mehr für
deutlich sozialwirksame Verbesserungen der kinderbezogenen
Transfers (gegenwärtig rund 27 Mrd.)oder für den Bereich der fa
milienergänzenden Realtransfers zur Verfügung. Dabei bestehen
gerade bei den sozialen Beratungs- und Betreuungseinrichtun
gen, z. B. für Kinder, erhebliche Defizite, die Verbesserungen vor
allem der Situation benachteiligter Familien und bessere Per
spektiven für deren Kinder blockieren.

Mitdem Steuerpaket 1980-82 versucht die sozialliberale Koali
tion, den finanziellen Familienlastenausgleich sozialer und vertei
lungsgerechter zu gestalten, durch den Abbau steuerlicher Nach-
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teile unvollständiger alleinerziehender Familien gegenüber den
„Vollfamilien", durch Wohngeldanhebungen, sowie vor allem
durch Abschaffung des verteilungsungerechten Kinderbetreu-
ungsfreibetrages. Nach Vorstellungen der Koalition soll er ersetzt
werden durch die steuertechnische Variante eines Kindergrund-
freibetrages, der nur wie eine allgemeine Kindergelderhöhung
wirkt (3o DM monatlich pro Kind), aber die höheren Einkommen
nicht steuerlich stärker entlastet. Eine verbesserte Verteilungswir
kung durch Begrenzung auf die Familie mit niedrigem und mittle
ren Einkommen - und dadurch mögliche höhere Beträge der Kin-
dertransferzahlungen - wurde innerhalb der Regierungskoalition
abgelehnt.

Mitden familienpolitischen Regelungen des Steuerpaketes sind
von der sozialliberalen Koalition eine Reihe von besonders be

nachteiligten Gruppen von Familien zunächst aus der Reform des
Familienlastenausgleichs ausgeblendet worden, z. B. Rentner,
Sozialhilfeempfänger, Atleinerziehende mit sehr geringem Ein
kommen (bei denen keine Steuerschuld anfällt). Erst massive
Proteste haben dazu geführt, daß wenigstens für einen Teil dieser
Gruppen Ausgleichsregelungen entworfen worden sind.

Aber die Orientierung der sozialliberalen Familienpolitikauf den
Typus der traditionellen „heilen" Familie bleibt offensichtlich. Hin
ter ihr tritt das sozialdemokratische Prinzip von Solidarität und kol
lektiver Sicherung zurück. Die Familienpolitik, die mit der Fami-
lienlastenausgleichsreform betrieben wird, sichert vorrangig die
Reproduktion derjenigen Familien, die (noch) einen Platz auf dem
Arbeitsmarkt und im Produktionsprozeß haben. Alleinmit der trau
en- und familienpolitisch wichtigen Maßnahme des Mutterschafts
urlaubsgesetzes von 1979 geht die SPD über das konservative
Familienleitbild und über den Vorrang der Anforderungen der Pro
duktionssphäre an die Arbeitskraft gegenüber den Aufgaben und
Bedürfnissen hinaus, die sich von der Familie her ergeben. Dieser
Ansatz ist, trotz unstreitiger bisher noch nicht ausgeräumter
Schwachstellen, als wichtiger Schritt zu würdigen. Neben der
Lohnersatzfunktion ist vor allem die Arbeitsplatzgarantie für die
ersten 6 Monate nach der Geburt eine materielle Verbesserung
des Schutzes der Frauen und der Familien.

Die aktuelle Haltung der CDU/CSU-Opposition in der Familien
politik knüpft dagegen verstärkt an die altbekannten konservati
ven Konzepte an. Die vom Wirtschafts- und Gesellschaftssystem
angelegten sozialen Unterschiede dürften nicht durch „gleichma-
cherische" Familienlastenausgleichsmaßnahmen verwischt wer
den. In Fällen sozialer Not und Bedürftigkeit sollen sozialkaritative

ARGUMENT-SONDERBAND AS 51 fr)



96 E.-U. Huster/M. Weg

Einzelmaßnahmengreifen.2 Im Realtransferbereich der Familien
politik wird das „Zuviel" an Angeboten und damit verbundenen
Reglementierungen kritisiert. Sie provozierten eine Anspruchs
haltung bei zu vielen „nicht wirklich Bedürftigen" und lähmten die
individuelle Initiative und Autonomie. Deshalb sei zur Wiederher

stellung der Freiheit der Einzelnen und der Familie eine massive
Einschränkung dieser Leistungen notwendig.

In anderen familienpolitischen Transferbereichen allerdings
setzt die Opposition den Maßnahmenpaketen der sozialliberalen
Koalition Vorstellungen entgegen, die wesentlich flächendecken
der und vom Finanzumfang aufwendiger sind. Ein Beispiel hierfür
ist das Erziehungsgeld, das die Kinderbetreuungsleistung der
Mütter, und hier gerade der nichterwerbstätigen, über 2 112Jahre
honorieren soll - anders als das Mutterschaftsurlaubsgeld mit sei
ner Lohnersatzfunktion für Arbeitnehmerinnen, die ein Kind be
kommen. Ähnlich ist der Unterschied zwischen SPD und CDU
auch in der familienpolitischen Frage der Anrechnung von Kinde
rerziehungszeiten auf die Rente: Auch hier scheint die CDU eine
soziale Vorreiter-Rolle zu spielen, indem sie in einer wahren Infla-
tionierung 2, 3 und inzwischen 5 Erziehungsjahre3 für Mütter zur
Anrechnung vorschlägt, wenn sie sich voll der Betreuung ihres
Kindes widmen. Hier hat die Opposition ohne Zweifel einen An
satzpunkt an zentralen Problemen und Wünschen/Bedürfnissen
vieler Familien und Frauen gefunden. Aber sie funktionalisiert -
im Stil der „Neuen Sozialen Frage" mit ihren nur neu erfundenen
sozialen Gegensätzen - diese nur zur Propagierung eines Inter
essengegensatzes zwischen Hausfrauen (auch „Familienfrauen"
genannt) und erwerbstätigen Frauen.

Abgesehen von den Zweifeln an der Finanzierbarkeit und Reali
sierung eines solchen Programms gerade unter konservativen
Zielprioritäten zugunsten des wirtschaftlichen Bereiches, (was
bedeuten würde, dieses ProgrammdurchAbbau „wenigerwichti
ger" Sozialleistungsbereiche zu finanzieren), ist der reaktionäre
Gehalt dieser Vorschläge insbesondere fürdie Situationder Frau
en unübersehbar. Mit konservativem Interesse werden die Frauen
nun, da der Arbeitsmarkteinen Angebotsüberhang aufweist, indie
Familie zurückverwiesen. Mit dem Stichwort von der „Wahlfrei
heit" diees für FrauenundFamilie sozialpolitisch herzustellengel
te, wird davon abgelenkt, daß die bestimmenden gesellschaftli
chen Strukturen im ökonomischen Bereichdie Wahlgerade nicht
lassen. Eine Politik der „Stärkung der Familie" ist dies nur in kon
servativer Hinsicht, nicht emanzipatorisch durch bessere gesell
schaftliche Unterstützung der Reproduktion im Familienbereich
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bzw. Geltendmachung ihrer Bedürfnisse gegenüber dem Produk
tionssektor: Hierarchische Strukturen werden aufrechterhalten,
prägen auch die familiale Erziehung der Kinder, wenn die Frauen
keine berufliche Basis einer selbständigen und selbstbewußten
Existenz haben. Die Funktion der Familie wird „gestärkt", um als
Auffanginstanz fürsoziale „Fälle" und für Reproduktionslasten zu
dienen, die damit vermehrt von beiden Ebenen, der ökonomi
schen wie der staatlich-sozialpolitischen, externalisiert und repri
vatisiert werden können.

2.2.2 Gesundheitspolitik

Ein Großteil der gegenwärtigen Gesundheitsrisiken der Bevöl
kerung kann in seiner Verursachung bzw. in seinen Bedingungen
auf den ökonomischen Sektor zurückgeführt werden. Ihre Kom
pensation wird vorwiegend von privaten Anbietern geleistet. Bei
gleichzeitiger kollektiver Finanzierung über die Gesetzliche Kran
kenversicherung (GKV) ist die staatliche Gesundheitspolitik zu
nächst vorrangig auf die Organisation der notwendigen Finanzie
rung des bestehenden Bedarfs an Versorgungsleistungen ausge
richtet. Dies wird zudem durch die ungebrochene Vorherrschaft
der kurativen Medizin gestützt. Eine gesundheitliche Risiken ein
schränkende oder abbauende, präventive Gesundheitspolitik ist
dagegen erst im Entstehen begriffen.

Die Politik, so die Bundesregierung, solle „aktivauf die gesell
schaftlichen und zivilisatorischen Entwicklungsprozesse und Ver
änderungen" einwirken, um die vorwiegend kurative, auf die Be
handlung des Einzelfalls gerichtete Medizin durch vorbeugende
Gesundheitsmaßnahmen" zu ergänzen.4 Diese weitgesteckten
gesundheits- und darüber hinausgehenden gesellschaftspoliti
schen Zielewurden nur inAnsätzen in Angriff genommen.5 1970
wurden wichtige Vorsorgeuntersuchungen in den Leistungskata
log der GKV aufgenommen - so die bei Kleinkindern und zur
Krebsfrüherkennung. Sinnvollerweise hätten diese Aufgaben an
neu einzurichtende und mit Spezialisten sowie eigenen Labors
ausgestattete Diagnostikinstitute übertragen werden sollen. In
dem man aber diese Maßnahmen in den vorgegebenen Rahmen
der privatwirtschaftlichen Praxender niedergelassenen Ärzteein
fügte, begrenzte man ihre Effektivität erheblich und sicherte den
niedergelassenen Ärzten eine beträchtliche Einnahmequelle.
Hinzu kommt, daß die praktizierte Vorsorgelogik die Zusammen
hänge zwischen sozialer Lage und Krankheit überwiegend nicht
erkennt bzw. bewußt ausblendet. Die Sozialmedizin hat bis heute

ARGUMENT-SONDERBAND AS 51 «)



98 E.-U. Huster/M. Weg

im Wissenschafts- und Universitätsbetrieb eine marginale Stel
lung gegenüber der medizinisch-naturwissenschaftlichen For
schung und klinischen Praxis. Dabei wäre es gerade die Aufgabe
sozialmedizinischer Forschung, die Zusammenhänge zwischen
sozialer Lage und Krankheit/Gesundheit aufzuzeigen, das heißt
insbesondere die krankmachenden Ursachen im Bereich der Pro
duktion sowie in deren Wechselwirkung zur Reproduktion. Dies
wäre die notwendige Grundlage dafür, daß krankheitsverursa
chende Strukturen des Systems allmählich durch konflikthafte
Eingriffe in die bestehenden Arbeits- und Lebensbedingungen
verändert werden könnten. ImGegensatz dazu stützt die derzeiti
ge Vorsorgeforschung und -praxis eher konservative gesell
schaftspolitische Kräfte, denen Krankheit vielfach als individuelles
Risiko oder gar als durch unvernünftigen Lebenswandel selbst
verschuldet betrachten. Gerade konservative Parteien sowie die
Arbeitgeber- und Ärzteverbände hängen dieser „Logik" an und
sehen insbesondere in der Aufforderung an ein gesundheitsbe
wußtes Verhalten der Bürger den Kern präventiver Gesundheits
politik.

Brachen sich sozialliberale Reformvorstellungen im Bereich
präventiver Gesundheitspolitik insbesondere an mittelständi
schen Interessen der Ärzte bzw. am Vorrang der naturwissen
schaftlich orientierten Schulmedizin, so sinddie Schwierigkeiten
bei der Verwirklichung vorbeugender arbeitsmedizinischer Ansät
ze einzuordnen in das Spannungsverhältnis von Lohnarbeit und
Kapital selbst: Das 1973 verabschiedete Arbeitssicherungsge-
setz stellte seitens des Gesetzgebers einen wichtigen Schritt zur
primären Prävention dar,erfuhr allerdings beider Umsetzung viel
fache Einschränkungen. Es wurde inseiner Wirkung neutralisiert
und unterlaufen, wo einzelwirtschaftliche Rationalität dem Ge
sundheitsinteresse der Beschäftigten entgegenstand. Der insge
samt schon eingeschränkten Wirksamkeit gab die Koalition noch
nach, als sie schon drei Jahre nachVerabschiedung des Geset
zes die zuvor verankerte Berichtspflicht der Unternehmen aus
dem Gesetz herausnovellierte - wegen Undurchführbarkeit, wie
es hieß.

Der Primat privatwirtschaftlicherAutonomie, sei es die der nie
dergelassenen Ärzteschaft, sei es die des einzelbetrieblichen Ra
tionalitätskalküls, steckte den Rahmen ab, innerhalb dessen der
Ausbau vorbeugender Gesundheitsfürsorge begonnen werden
konnte. Privatwirtschaftliche Interessen wurden auch bestim
mend, als es darum ging, imBereich der kurativen Medizinmitder
steigenden Kostenexpansion fertigzuwerden. Angesichts stei-
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gender Kosten im Gesundheitswesen - neben den Kranken
hauspflegesätzen betraf dies insbesondere die Ausgaben für
Arzthonorare, Arzneien, Heilbehandlungen und medizinische
Hilfsmittel - wurden nicht etwa die privaten Anbieterstrukturen
politisch thematisiert, geschweige denn Ansätze zur Beschrän
kung ihrer Wirksamkeit gemacht. Vielmehr wurden die Kranken
kassen auf eine „einnahmeorientierte Ausgabenpolitik" festge
legt. Ähnlich dem nach 1967 gemachten Versuch, mit der wirt
schaftspolitischen „Konzertierten Aktion" einen Ausgleich zwi
schen den eigentlichen, grundlegend entgegengesetzen Interes
sen im sozialökonomischen Konflikt durch staatliche Institutionali
sierung zu erreichen, sollte die 1978 gebildete „Konzertierte Ak
tion im Gesundheitswesen" als Clearing- und Konsensbildungs
stelle dienen. Daß sie die privatenAnbieterund damit auch die pri
vatwirtschaftlichen Zulieferindustrien einschließlich des wichtigen
Bau- und Ausrüstungssektors nicht wirksam binden konnte, ist
nicht erstaunlich. Der Landesverband der Ortskrankenkassen in
Bayern hat denn auch 1979 die „Konsequenzen" aus dieser Si
tuation gezogen: Er vereinbarte in einem „freien" Vertrag mit der
Kassenärztlichen Vereinigung, die Arzthonorare dürften dann
über die vereinbarten Sätze hinausgehen, wenn durch eine Inten
sivierung der ambulanten kassenärtzlichen Diagnostik und The
rapie erreicht werde, daß die Zahl der Krankenhauseinweisungen,
die Verordnung von Arzneimitteln, Kuren und Heilbehandlungen
sowie die Krankschreibungen eingeschränkt und auf das unum
gängliche Minimum reduziert werden würde. Das privatwirtschaft
liche Interesse der Ärzte wurde funktional gemacht, indem ihnen
die Sicherung ihrer Einkommensteigerungen gerade durch „Ra
tionalisierung" der Leistungen angeboten wurde. Kostendäm
pfungsziele der Krankenversicherung und Profitinteresse der An
bieter werden dabei auf eine unheilige Allianz eingeschworen, die
letzten Endes zu Lasten der Schwächsten, nämlich der Kranken
geht.6

Innerhalb der so betriebenen „Kostendämpfungspolitik" kamen
Interessendivergenzen auch zwischen den einzelnen Anbietern
zum Tragen. So müssen sich die einzelnen Anbieter bzw. Anbie
terbereiche ihren Anteil an den Ausgaben im Gesundheitsbereich
in Konkurrenz zu den anderen sichern. Zum anderen laufen die In
teressen der gesamten Privatwirtschaft nicht mit den im Gesund
heitsbereich selbständig Tätigen (Ärzten, Krankenhausträgern,
Pharmaindustrie u.a.) parallel: Die Arbeitgeber der Privatwirt
schaft haben ein Interesse an geringen Lohnnebenkosten, damit
auch an niedrigeren Krankenversicherungsbeiträgen, während
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der Gesundheitssektor insgesamt zur Expansion seiner Einnah
men, damit auf Anhebung der Beitragssätze zielen muß. Die wi
dersprüchlichen Interessen haben denn auch bewirkt, daß, von
anfänglichen Erfolgen abgesehen, die Politik der Kostendämp
fung als gescheitert angesehen werden muß.7 Wenn Einspa
rungseffekte erzielt werden, so durch die Anwendung betriebs
wirtschaftlicher Effizienzsteigerung und Rationalisierungen. Zum
einen bringen diese für die abhängig Beschäftigten im Sozialbe
reich Dequalifizierung, höhere Leistungsanforderungen und Ar
beitsplatzunsicherheit mit sich. Zum anderen werden dadurch der
gerade für die Patienten notwendige soziale Kontakt verringert
und Hospitalismus-Risiken hervorgerufen, wodurch diese Art von
Kosteneinsparung mit deklarierten Zielsetzungen der kompensa
torischen Sozialpolitik in Konfliktgerät.

Aus diesem Grund suchen im Gesundheitsbereich Beschäftig
te, etwa über gewerkschaftliche Organisationen, nach Alternati
ven und nach Formen der Selbstorganisation, um gegenüber den
manifesten privatwirtschaftlichen Interessen eine soziale Ge
sundheitspolitik durchzusetzen. Prävention und Kuration sollten
an humanen Bedürfnissen ausgerichtet werden und auf eine Ab
nahme sozialer Risiken zielen; dies hätte dann durchaus auch ko
steneinsparende Effekte über Qualitätsverbesserung des Ge
sundheitswesenszurFolge.8 Diese dezentralen, bisherallerdings
auf Teilbereiche beschränkten Ansätze würden, sollten sie als
strukturbestimmend für das Gesundheitswesen durchgesetzt
werden, in Gegensatz zu grundlegenden bestehenden gesell
schaftlichen Strukturen treten und mit energischem Widerstand
rechnen müssen.

Die Politikder Kostendämpfung stellt insgesamt nur eine Reak
tion auf zuvor imaußerstaatlichen Raum gefällte Entscheidungen
dar, sei es auf die Preissetzung der privaten Unternehmen, sei es
auf die Tarif- bzw. sonstigen Verträge im Gesundheitsbereich.
Machte die Koalition mit der Konzertierten Aktion im Gesundheits
wesen immerhin einen, wenn auch insgesamt gesehen unwirksa
men Versuch der Einbindung der privaten Anbieter sozialer Lei
stungen, so verstärkten sich gerade im konservativen Lager und
auch bei der F.D.P. die Forderungen nach stärkerer „Selbstbetei
ligung" der Patienten an den Kosten der Krankenversorgung. Die
Suggestion, die Patienten müßten nun erst an der Kostenaufbrin
gung beteiligt werden, verschleiert, daß auch schon bisher die So
zialversicherten durch ihre Beiträge das Leistungssystem finan
zierten und daß hierinWahrheit nurdas Solidarprinzip zur Dispo
sition gestellt werden soll. Diese Diskussion wie auch die immer
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wieder geforderte Streichung sogenannter Bagatellarzneien aus
dem Leistungskatalog der GKV haben im Kern nur eine weitere
Stärkung der privaten Anbieterseite zum Ziel. Der von der Eigen-
verschuldungsthese geprägte konservative Präventionsansatz
entpuppt sich nun als das Vehikel, mit dem die angesichts der ho
hen Beitragsbelastungen erreichte Grenze kollektiver Finanzie
rung übersprungen werden soll. Bislang dem Einzelnen verblie
bene Lohnanteile sollen nun auf andere Weise als auf dem Bei
tragsweg dem privaten Gesundheitssektor zufließen. Worte, wie
die von Franz Josef Strauß, man müsse im Gesundheitswesen
das Bewußtsein wecken und stärken, „daß jeder für die Erhaltung
seiner Gesundheit mitverantwortlich ist, daß Raubbau mit der Ge
sundheit Privatrisiko ist, daß daher nicht alle Leistungen der Soli-
dargemeinschaft aufgenötigt werden können"9, sollen nurdie fi
nanzielle Re-Privatisierung sozialer Risiken weitertreiben. Leid
tragendederartiger Strategien sindinsbesondere Arbeitnehmer in
besonders gefährdeten Arbeitsbereichen, Rentner und Sozialbe
nachteiligte.

2.2.3 Rentenpolitik

Der eigenen programmatischen Tradition folgend, möglichst
großeTeileder Bevölkerung inder Gesetzlichen Rentenversiche
rung (GRV) abzusichern („Volksversicherung"), zielte die sozial
demokratische Rentenpolitikzu Beginn der 70er Jahre und ange
sichts voller Kassen in der Rentenversicherung auf eine Auswei
tung des Versichertenkreises. Sowurden beispielsweise dieGRV
fürSelbständige und Hausfrauengeöffnet; bei Angestellten wur
de, analog zudenArbeitern, dieVersicherungpflichtgrenze aufge
hoben, so daß nun alle Angestellten versicherungspflichtig wur
den. Im Bereich der Selbständigen trug diese Politik dem Faktum
Rechnung, daß der Konzentrations- undZentralisationsprozeß in
der Wirtschaft mittelständischen Existenzen eine eigene ausrei
chende Alterversorgung unmöglich gemacht und sie damit auf
das Netz der sozialen Sicherheit verwiesen hatte. Bei den nicht er
werbstätigen Frauen andererseitswurden Möglichkeiten für eine
eigenständige soziale Absicherung geschaffen. Waren diese
Maßnahmen insofern sozial notwendig, so bedeuteten sie doch,
daß der genannte Personenkreis auf Grund der Möglichkeit der
Beitragsnachentrichtung letztlich zu Lasten der bisherigen Bei
tragszahler gefördert wurde; der nachzuentrichtende Beitragsan
teil entsprach nicht den Beitragsleistungen der schon länger
Pflichtversicherten. Neben dieser tendenziell flächendeckenden
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Ausweitung der Rentenversicherung setzte die Koalition auch
Leistungsverbesserungen durch, vor allem die besonders Frauen
mit niedrigem Einkommen begünstigende „Rente nach Minde
steinkommen" sowie die Vorziehung der 15. Rentenanpassung
und die - allerdings staatliche finanzierte - Dynamisierung der
Kriegsopferrenten. ImErgebnis hat dies zu einem wenn auch nur
geringen Anstieg des Rentenniveaus im Vergleich zu den Arbeit
nehmereinkommen geführt.10

Seit der Wirtschaftskrise Mitte der 70er Jahre hat sich die Ab
hängigkeit der GRV bzw. dersozial-orientierten Rentenpolitik von
der wirtschaftlichen Entwicklung in mehrfacher Hinsicht erneut
gezeigt: Hohe Arbeitslosigkeit bedeutet zunächst einmal Einnah
meausfall, der durch die inzwischen eingeführten Ersatzzahlun
gen der Bundesanstalt für Arbeit an die Rentenversicherungsträ
ger nur partiell ausgeglichen wird. Während der Wirtschaftskrise
stieg zugleich das Ausgabenvolumen: Das hohe Nominallohn-Ni
veauvor Krisenausbruch wirkte sich überdieDynamisierungsfor-
mel erst inder Kriserentensteigernd aus. Zumanderen wurde die
- imKernsinnvolle - flexible Altersgrenzeseitens der Unterneh
men nun zum fast regulären Beschäftigungsabbau mißbraucht.
Dies wurde durch die stärkere Inanspruchnahme der Regelung
verstärkt, daß ältere Arbeitsnehmer schon mit 60 Jahren bei vor
liegender Arbeitslosigkeit in Rente gehen können. Erwerbs- und
Berufsunfähigkeit nahmen zu. Im Ergebnis haben Renten auf
Grund von Berufs-, Erwerbsunfähigkeit bzw. vorgezogenem Ru
hegeld auf Grund von Arbeitslosigkeit die regulären Altersrenten
überflügelt: 1978 entfielen bei der Arbeiterrentenversicherung
57,6 vH., bei Arbeiter-und Angestelltenrentenversicherung zu
sammen 51,8 vH. der Zugangsrenten auf diese drei genannten
vorzeitigen Verrentungsarten.11 Hinzu kamen demographische
Veränderungen inder Versichertenstruktur. DieSumme der Bela
stungsfaktoren für die RV bedeutete, daß 1978 im Rahmen des
Generationenvertrages zwei abhängig Beschäftigte praktisch die
Existenzgrundlage füreinen Rentner mitschaffen mußten. Wollte
und konnte man zurAbdeckung dieser Lasten die Beiträge der
GRV nichtweiteranheben - sie waren von 1957 bis 1973schon
um 4vH. auf18vH. angehoben worden - und wurden angesichts
der angespannten HaushaltslagestaatlicheZuschüsse nicht ver
fügbar gemacht, blieben nur Ausgabeneinsparungen. 12 Das
Maßnahmebündel dersozialliberalen Koalition - von derOpposi
tionals „Rentnerbetrug",von der Koalition wohlwollend-anerken
nend als „Rentenopfer" bezeichnet - führte zu linearen Abstri
chenandenSteigerungsraten derRenten. Das - vorübergehen-
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de - Aussetzen der bruttolohnbezogenen Rentenanpassung war
immerhin so „erfolgreich", daß nach nur zwei Jahren die Reser
ven der GRV wieder ansteigen. Angesichts der erneuten höheren
Inflationsraten hat dies letztlich zu realen Einkommenseinbußen
bei den Rentnern geführt.

Die derzeit anstehende Neuregelung der Hinterbliebenenver
sorgung einschließlich des Ausgleichs für Kindererziehung, die
Rückkehr zur bruttolohnbezogenen Rente sowie die Beteiligung
der Rentner an den Kosten ihrer Krankenversicherung sind im
Grundsatz wenig kontrovers. In beiden Lagern giltder Primat der
Finanzierbarkeit auf der vorgegebenen Finanzstruktur, damit der
„Kostenneutralität". Abweichungen sind geringfügig; Einzelmaß
nahmen zur Verbesserung einzelner Regelungen stehen unter
dem Zwang, durch Einsparungen an anderer Stelle gedeckt zu
werden. Gibt es in der Sache wenig Anhaltspunkte für lautstarke
Polemik, verlagern sich Angriffe auf die ideologische Ebene: Auf
sozialdemokratische Überlegungen, die auf eine Verbesserung
der Renten von im Arbeitsleben benachteiligten Einkommens
gruppen zielen, reagiert die Union mit polemischen Warnungen
vor dem „abschüssigen Pfad der Einheitsrente" und setzt sich als
Wahrer und Hüter der „Leistungs- und Beitragsbezogenheit" der
Renten in Pose.13

3. Transfersystem und gesellschaftliche Umverteilung

Nach Untersuchungen des DIW von 1979 wie auch nach Ergeb
nissen des Mikrozensus 1978 hat sich die wirtschaftliche Lage der
Familien, gemessen am verfügbaren Einkommen, in den 70er
Jahren verbessert, und dies nicht zuletzt durch die sozialen
Transferieistungen. Die Summe der empfangenen sozialen
Transfers hat sich von 1970 bis 1975 fast genau verdoppelt, von
89,5 Mrd. DM auf 179,5 Mrd. DM, und ist bis 1978 bis auf das 21/2-
fache weitergestiegenbiszum Betragvon218,3 Mrd. DM.14

Berücksichtigt man als Gegenposten die geleisteten finanziel
len Übertragungen der Arbeitnehmer (Lohnsteuer, Sozialabga
ben) und prüft die Gesamtwirkung auf die personelle Einkom
mensverteilung, so haben sich soziale Umverteilungsziele nicht
durchsetzen lassen. 1970 betrug das verfügbare Einkommen der
Selbständigenhaushalte im Durchschnitt das Doppelte des Ein
kommens der Arbeitnehmerhaushalte, 1978 ist der Abstand auf
das Zweieinhalbfache angestiegen. Noch deutlicher wird das Bild,
berücksichtigt man zusätzlich außer dem sozialen Status die Zahl
der Einkommensbezieher und die Zahl der Kinder in der Familie
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und vergleicht dann die Pro-Kopf-Einkommen. Danach hatte
1977 im Durchschnitt eine Selbständigenfamilie mit einem Ein
kommensbezieher und vier Kindern für jedes Familienmitglied
rund 1300 DM verfügbares Einkommen, eine Arbeiterfamilie mit
einem Einkommensbezieher und vier Kindern dagegen nur
durchschnittlich 418 DM pro Kopf.15 Untersuchungen über die
schichtenspezifische Inanspruchnahme sozialer Leistungen, ins
besondere auch der Realtransfers zeigen, daß sich auch hier eine
Verteilungswirkung zugunsten der ohnehin Bessergestellten er
gibt.16

Das heißt: Der konservative Angriff, in den letzten Jahren hätten
die Umverteilungswirkungen der sozialliberalen Transferpolitik
„vertretbare" soziale Zielmarken von „Gleichheit" und Bedarfsge
rechtigkeit längst erreicht, entbehrt jeder realen Grundlage. Die
Steuer- und leistungspolitischen Maßnahmen haben die Vergrö
ßerung der Einkommensdisparitäten nicht verhindert. Die größten
Blöcke der Leistungen im heutigen System der sozialen Siche
rung bleiben - trotz des Ausgleichs der Solidargemeinschaft und
des Generationenvertrages bei der GRV - eben leistungs- und
äquivalenzorientiert. Sie können kein Instrument gesellschaftli
cher Umverteilung sein. Die Mittelaufbringung seitens der Be
schäftigten für die noch nicht, vorübergehend nicht oder nicht
mehr Berufstätigen führt dazu, daß insgesamt sozialpolitische
Umverteilung im wesentlichen eine zwischen den abhängig Be
schäftigten ist.

Diesen Tatbestand nutzt die Opposition zu einer massiven Ver
urteilung des gegenwärtigen Sozialstaates mit einer vorgetrage
nen verteilungspolitischen Begründung: Dieser Sozialstaat neh
me - ehe er gibt - dem Beschenkten selbst aus der Tasche.
Gleichzeitig aber greift sie die unübersehbar ansteigende Repro
duktionsgefährdung und die alarmierenden Armutserscheinun
gen auf und verdreht sie in Kritik an der Sozialpolitik der soziallibe
ralen Koalition. Kurt Biedenkopf zum Beispiel hält der Koalition
angesichts des Anstiegs der Sozialleistungen im letzten Jahr
zehnt süffisant vor: „Sie müssen sich mal überlegen, was das
heißt! Das heißt, Sie sind stolz darauf, daß die Zahl der hilfsbedürf
tigen Menschen in diesem Lande größer geworden ist!"17 Dieser
Angriffsoll die Betroffenen - denen konservative Sozialpolitik we
niger geben würde - von den Ursachen ihrer Situation ablenken.
Denn für die Verteilungs- und Armutsprobleme ist selbstverständ
lich nicht das System der sozialen Sicherung oder die Sozialpolitik
ursächlich und bestimmend, sondern die ökonomische Ebene,
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deren Prioritäten und Gesetzmäßigkeiten die Opposition mit allen
Kräften durchzusetzen trachtet.

Für die Umverteilungsziele und die Konzeptionen der Sozialpo
litik derSPDscheint derZusammenhang aberentweder undurch-
schaut - odersie erwartet nicht, ihn angreifen zu können. Armut
und Defizite der Reproduktionssicherung stellen sichinihren Au
genals Lücke im sozialen Netz, nicht aberals Ergebnis derVertei
lungsauseinandersetzungen und Zuweisung sozialer Chancen
bzw. Risiken in derökonomischen Ebene dar. Daraus folgt, daß
„Einwirkungsmöglichkeiten (...) lediglich auf derEbene derperso
nellen (Sozial-)Einkommensverteilung und der Schließung von
Lücken im Sicherungssystem gesehen werden können. Gesell
schaftliche Perspektiven, die auf der Ebene der Verteilungspro
zesse selbst ansetzen, geraten (...)nicht (...)indie Diskussion."18

4. Sozialer Konfliktund Integrationskonzept

Deranalytische Ansatz zur Erfassung der Strukturen zwischen
ökonomischem Sektor, sozialem Bedarf und sozialpolitischem
Handeln hat gezeigt, in welch bestimmendem Umfang und mit
welcher Qualitätdie Entwicklung des Kapitals einerseits soziale
Risiken und damit sozialpolitischen Handlungsbedarf produziert,
andererseits den Spielraum und die Formen/Bedingungen für
Struktur und Ausbau der Sozialpolitik vorgibt. Beim gegenwärti
gen Stand der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwick
lung sind sozialpolitische Interventionen eine Systembedingung
sowohl aus der Sicht der abhängig Beschäftigten wie aus der
Sicht des Kapitals. Von daherstehtdas bestehende System der
Sozialen Sicherungfür keine Partei inder politischen Auseinan
dersetzung aktuell ernstlich zur Disposition. Darüber dürfen auch
die frühliberal anmutenden ideologischen Attacken des am laut
stärkstenauftretendenrechtskonservativen Flügels der Oppoition
nicht hinwegtäuschen, diedenSchutz und dieRestitution angebli
cher „Bürgerfreiheiten" gegenüber angeblich technokratisch-bü
rokratisch-sozialistischen Tendenzen sozialliberaler Politik for
dern. Konkreter und umfassender Sozialabbau würde heute, da
über 90 vH.der Bevölkerung invielfacher Weise von dem Bestand
an sozialer Sicherung ihrerReproduktion abhängig sind, ineinem
wahlpolitisch tödlichen Ausmaß desintegrierend wirken.

Deshalb ist nicht verwunderlich, daß auch aus dem Bereich der
CDU/CSU - zum Teil sogar vondenselben Kräften, vorwiegend
aber vomchristlichen Arbeitnehmerflügel der CDU - eingehende
Analysen, Problematisierungen und Beschwörungen der sozialen
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Defiziteformuliertwerden, wenn auch fast ausschließlich bezüg
lich des Armutsproblems, nicht bezüglich derqualitativen Momen
te der Reproduktionsrisiken. Folgerichtig werden von hier aus in
flächendeckendem Ansatz, wenn auch sozialkaritativ und subsi-
diaritätsorientiert.sozialpolitische Eingriffe vorgeschlagen.

Mitdem neoklassisch-liberalen Teil der politisch-ideologischen
Strategie soll diequantitativ kleinere, aber diezentrale Machtba
sis der Opposition darstellende besitzbürgerliche Klientel gehal
ten werden, mitdem sozialkaritativen anderen Teilder Strategie in
einem populistischen Ansatz die breite Bevölkerung. Unter den
derzeit relativ stabilisierten ökonomischen Bedingungen wird das
Spannungsverhältnis zwischen beiden Teilen des Integrations
konzeptes nicht offen virulent. Dennoch sind an der Integrations
wirkung auch gegenwärtig Zweifel anzumelden:Dazuistdie herr-
schaftssichernde Funktion der Attacken, die sich heute weiterge
henden sozialen Korrekturen entgegenstellen, doch zu deutlich,
die Präsenz der reaktionären Kräfte inden Unionsparteien zu vor
herrschend, ihr Bekenntnis zum Sozialstaat zu sehr Attitüde: Das
gilt für die Frage der Finanzierbarkeit, für die plötzliche Zustim
mung zu Forderungen, die noch vor wenigen Jahren abgelehnt
wurden, für das Prinzipdes „divide et impera" in der Sozialpolitik
auf der Basis der behaupteten „neuen" sozialen Gegensätze, die
sich statt im Produktions- im Reproduktionsbereich abspielen sol
len, u.a.m. Und schließlich weisen die heutigen ideologischen At
tacken und konkreten Reprivatisierungsansätze im Sozialbereich
schon aus, wo sozialstaatliche Garantien obsolet würden, wenn
das System wieder inseine Krisenphase hineingerät und eine ver
stärkte Sicherung der Stellungdes Kapitalsdas Gebot der Stunde
würde. Wenn auch die Wirkung des gerade in Deutschland be
kanntermaßen gefährlich stigmatisierenden „Sozialismus"-Vor
wurfes in seinem irrationalen Gehalt nicht völlig vernachlässigt
werden darf, so ist der integrationssichernde Effekte des Unions-
Konzeptes für das Kampffeld Sozialpolitik dennoch brüchig.

Die SPD demgegenüber hat in den Jahren 1969-1974 das all
gemeine Niveau und die Breite der sozialen Sicherung deutlich
gesteigert, wenn auch auf der Basis der alten Strukturen und Prin
zipien - Subsidiarität, Äquivalenz, Marginalität der Bedarfsorien
tierung - und wenn auch vorwiegend durch Nachholen überfälli
ger Reformen, nur zu einem geringen Teil durch qualitative Neu
ansätze. Der entwickelte und trotz der ökonomischen Krise gehal
tene Stand der Sozialpolitik ist in hohem Maße legitimationssi-
chernd. Die Integrationskraft spiegelt sich in der positiven Haltung
der Bevölkerung zum erreichtensozialen Besitzstandwider.19
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Sozialdemokratische Politik insgesamt, Sozialpolitik im beson
deren sucht den aus dem Wirtschaftssystem erzwungenen Pro
zeß mittelbarer Vergesellschaftung offensivvorwärts zu treiben.
Das heißt: Sie greift soziale Probleme auf, sucht sie flächendek-
kend zu ordnen. Erreicht sie ihre Zieleals ganze auch kaum, so
setzt sie doch zumindest ein Mehr an sozialer Sicherheit, nämlich
an Basisversorgungdurchundleistet- nicht zuletztaus Angstvor
dem Verlust ihrerBasis - Abbau bzw.Reduzierungen zumindest
Widerstand. Das sozialdemokratische Sozialstaatsmodell zielt
auf eine konsenssichernde soziale Partizipation der Nicht-Pro
duktionsmittelbesitzerbeigleichzeitiger Sicherstellung,ja Priorität
privatwirtschaftlicher Profitabilität. Wirtschaftswachstum ist Vor
aussetzung fürdie Ausweitungsozialstaatlicher Teilhabe, ergo ist
in der Tat auf Wachstum ausgerichtete Wirtschaftspolitik ihrem
sozialdemokratischen Selbstverständnis nach die beste Sozial
politik. Staatliche Wirtschaftsstimulierung ist Vorbedingung zur
Regelung von Verteilungsproblemen, dies wird von Seiten der
Unionsparteien zutreffend diagnostiziert. Dabei bindet die Koppe
lung der Reproduktion der Arbeitskraft an die des Kapitals sozial
politische Leistungen an die konkurrenzorientierte und krisenhaf
te Zyklizitätdes Kapitals. Dies bedeutet aber auch, daß die sozia
len Risiken nicht nur nicht ursachenbezogen minimiert werden,
sondern angesichts intensivierter Wachstumsbedingungen zu
nehmen und daß zweitens eigenständige Zielsetzungen in der
Sozialpolitik nur im Rahmen der durch kapitalistisches Wachstum
vorgegebenen Margen verfolgt werden können; wie die Ge
schichte allerdings zeigt, können auch diese bei größeren sozia
len und politischen Einbrüchen grundsätzlich in Frage gestellt
werden.

Auch wenn zweifellos heute die konservative Opposition mit ih
rem Integrationsmodell gerade angesichts seiner Widersprüch
lichkeit im legitimatorischen Defizit verbleibt, während die SPD mit
dem von ihr vorzuweisenden Stand von sozialpolitischen Rege
lungen der Mehrheit der Bevölkerung auch angesichts ökonomi
scher Krisenerscheinungen einen durchaus relevanten Stand so
zialer Sicherung und Verteilung bieten kann und von daher ihre
Legitimierung im großen und ganzen wenig in Frage gestellt ist, so
muß sich doch die Frage nach den Alternativen stellen. Durch blo
ßes Weitertreiben und allenfalls verbesserte Varianten soziallibe

raler Politik sind die oben nachgewiesenen Grenzen nicht zu
überwinden, kann eine Sozialpolitik nicht entworfen und durch
Mobilisierung durchgesetzt werden,
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- die nicht mehr an die krisenhaft-zyklischen und an die säkula
ren Tendenzen des kapitalistischen Wachstums gebunden ist;
und

- die präventiv die umfassende sozialwirksame Gestaltung der
Lebensverhältnisse von der grundlegenden gesellschaftlichen
Sphäre aus in Angriff nimmt und die Entstehung sozialer Risi
ken vermeidet, d. h. in der sozialen Auseinandersetzung die
Emanzipation der Arbeitskraft vom Kapital betreibt, und den
Arbeits- und Lebensbedingungen der abhängig Beschäftigten
gegenüber den Gesetzen der Produktion den Vorrang si
chert.20

Eine solche Sozialpolitik erfordert die Arbeit an dem Entwurf und
der Durchsetzung eines neuen Typus sozialökonomischen
Wachstums.

Anmerkungen
Angesichts des außerordentlich knappen zur Verfügung stehenden Raums
können im Folgenden nur die wichtigsten Belege nachgewiesen werden.
1 Vergleichehierzu insbesondere das Wahlprogramm der CDU/CSUfürdie

Bundestagswahl 1980; Das Programm der CDU zur Entbürokratisierung
von Staat und Gesellschaft, beschlossen am 3.12.1979; Franz Josef
Strauß: Gebote der Freiheit, München 1980; BirgitBreuel: Es gibt kein But
terbrot umsonst, Düsseldorf und Wien 1976; Rede von Norbert Blüm im
Deutschen Bundestag am 11.12.1979, in: Deutscher Bundestag, 8. Wahl
periode Stenographische Berichte der 191. Sitzung, S. 15 132ff.

2 Beispiele hierfür sind Maßnahmen von CDU-Ländern wie z. B. Familien
gründungsdarlehen oder Prämien für Frauen, die ein Kind nicht über die so
ziale Indikationsregelung abtreiben lassen, sondern zur Welt bringen.
Wenn die Haushaltslage allerdings angespannt ist, werden solche Maß
nahmen unmittelbar wieder suspendiert, wie das Beispiel Baden-Württem
berg aktuell zeigt. - Sie sichern also keinen Bestand an sozialem Schutz.

3 Beider Rentenreform 1972allerdings hattenCDUundCSU nochgegen die
von der Koalitiongeplante Einführung auch nur eines sog. Babyjahres ge
stimmt.

4 Sozialbericht 1971, in: DeutscherBundestag, Drucksache VI/2155, Seite
18 und Bundesregierung: Programm zur Förderung von Forschung und
Entwicklung im Dienste der Gesundheit 1978-1981, Bonn 1978, S. 9.

5 Vergl. zu diesen Problemenausführlich: KlausHofemann,Ernst-Ulrich Hu
ster: Präventive Sozialpolitik: Ideologie und Realität, in: WSI-Mitteilungen.
10/1979, S. 554 ff.

6 Vergl. „Der.Bayernvertrag' - sparenaufKosten derGesundheit?" in: De
mokratisches Gesundheitswesen 1/79, S. 35.

7 Vergl. hierzu die regierungsoffiziellen Verlautbarungen, die ihrerseits die
Kostenentwicklung als „besorgniserregend" bezeichnen (Sozialpolitische
Informationen des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung, Jahr
gang XI11/18 vom 1o. 9.1979), auch wenn man später 1980 eine „wirksame

ARGUMENT-SONDERBAND AS 51 fr)



109

Kostendämpfung" für möglich hält (ebenda, Jahrgang XIV/5 vom 12. 3.
1980).

8 Vergl. hierzu auch Hagen Kühn: Kostendämpfung durch Qualitätsverbes
serung? - Probleme der gegenwärtigen Politik im Gesundheitswesen, in:
WSI-Mitteilungen, 10/1979, S. 537ff - Vergleiche zur Gesamtproblematik
die soeben erschienene Studie von Hagen Kühn: Politisch-ökonomische
Entwicklungsbedingungen des Gesundheitswesens, Eine Untersuchung
am Beispiel der Krankenhauspolitik in der Bundesrepublik Deutschland von
1958 bis 1977/78, Königstein/Ts. 1980.

9 Strauß, a. a. O. S. 225.
10 Vergl. K. D.Bedau: Das Einkommen sozialerGruppen inder Bundesrepu

blik Deutschland 1970 bis 1978 in: WSI-Mitteilungen 12/1979, S. 638 ff.
11 EigeneBerechnungen nach:Bundesminister fürArbeit undSozialordnung:

Arbeits- und Sozialstatistik, Hauptergebnisse 1979, S. 11o.
12 Siehe hierzu insgesamt Gerhard Bäcker, Werner Eisner:Rentenversiche

rung in der Krise?, Köln 1979.
13 Vergleiche die Kritik von HeinerGeißleran der „Wehner-Kommission", Be

richt in der Frankfurter Rundschau vom 22.2.1980, S. 4.
14 Vergl. Bedau, a. a. O.
15 Vergl. Gerhard Bäcker: Familienpolitik durch soziale Transfers, in: WSI-

Mitteilungen 1/1980, S. 47 ff.
16 Siehe hierzuetwaSigrid Skarpelis-Sperk: Wemnütztder Staat? - Proble

me der schichtenspezifisch ungleichen Inanspruchnahme öffentlicher Lei
stungen, in: WSI-Mitteilungen 5/1978, S. 262 ff.

17 So Kurt Biedenkopf inder Haushaltsdebatte des Deutschen Bundestages
am 14.9.1979, abgedruckt in: FrankfurterRundschau vom 22.9.1979, S.
14.

18 Gerhard Naegele: Verarmungdurch Arbeitslosigkeit - EinigeAnmerkun
gen zur aktuellen Armutsdiskussion, in:WSI-Mitteilungen 12/1979, S. 653.

19 Vergl. hierzu die Ergebnisse empirischer Befragungen in H. Becker, W.
Ruhland: Bürger und Sozialstaat, Forschungsbericht Nr. 22 (Sozialfor
schung), hrsg. vom Bundesministerium für Arbeitund Sozialordnung, Bonn
1980, S. 40 ff.

20 Vergleiche hierzu die von beiden Autoren miterarbeiteten Überlegungen
der Arbeitsgruppe „Alternbative Wirtschaftspolitik", wie sie etwa im Me
morandum '80 „Gegen konservative Formierung - Alternativen der Wirt
schaftspolitik" ihren Niederschlag haben (inzwischen erschienen im Bund-
Verlag. Köln 1980).
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Michael Jäger

Ökonomie und Politik des Sozialliberalen Kor
poratismus

1. Problemstellung

Überall in der westeuropäischen Linken wird heute über eine
sich anbahnende Transformation der parlamentarischen Demo
kratie in den „autoritären" Staat nachgedacht, am meisten entwik-
kelt und verwissenschaftlicht zweifellos bei Poulantzas, dessen
These zum Motto der folgenden Überlegungentaugt:1

„Man müßte blind sein..., wollte man nicht wahrhaben, daß sich allmählich eine
neue Staatsform durchsetzt. Eine Staatsform, die ich in Ermangelung eines
besseren Terminus als autoritären Etatismus bezeichnen werde, ein Termi
nus, der die allgemeine Tendenz dieser Transformation anzuzeigen vermag:
ein gesteigertes Eingreifen des Staates in sämtliche Bereiche des sozio-öko-
nomischen Lebens, das mit dem einschneidenden Verfall der Institutionen der

politischen Demokratie sowie drakonischen und vielfältigen Einschränkungen
der sogenannten .formalen' Freiheiten einhergeht..." (Poulantzas 1978,185f.)

Der Versuch, diese Entwicklung theoretisch weiter zu klären, be
darf wohl keiner Rechtfertigung. Ichgehe von der Annahme aus -
wie vorher schon Offe (1979 a, b), Kastendieck (1978, 1979,
1980) und andere -, daß die Korporatismus-Debatte, das zentra
le Thema der bürgerlichen Politikwissenschaft im letzten Jahr
zehnt, eine solche Klärung befördert, vorausgesetzt, sie wird ih
rerseits im Raum der marxistischen Theorie und Methodologie
reinterpretiert.*

Die Hauptthesen der bisherigen Korporatismus-Debatte sind
folgende: derzeit führe die ökonomische Entwicklung inden kapi
talistischen Gesellschaften zu einer „Inkorporierung",d.h. Einbe
ziehung von Kapitalverbänden und Gewerkschaften in die staatli
che Entscheidungsstruktur, wobei neue institutionelle Formen
entstünden; die parlamentarische Verfaßtheit werde so zumindest
überlagert, wenn nicht konterkariert; die Gewerkschaften müßten
zu dieser Transformation nichtgezwungen werden, sondern gin
gen sie, unterstützt von sozialdemokratischen Regierungspartei
en, freiwillig ein. Lehmbruch bildet wegen der Freiwilligkeit das
begriffliche Paradox eines „liberalen" Korporatismus (z.B. 1979,
(") Wegen Platzmangels muß im folgenden auf explizite Literaturauseinan
dersetzung sowie auf Anmerkungen fast vollständigverzichtet werden.
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S.53), wohl wissend, daß Liberalismus bislang Trennung der Ge
sellschaft, also auch der Gewerkschaften vom Staat bedeutet hat
(1977, S.92). An deren Stelle tritt freilich die Trennung von Ge
werkschaftsführung und -basis, zugespitzt - dies ist ein Haupt
thema der Debatte - durch innergewerkschaftlichen „Zentralis
mus". Nur die Führung wird in den Staat inkorporiert. Die soziale
Kontrolle, die die Gewerkschaften als Preis der Machtteilhabe
über sich selbst ausüben müssen, kann unter diesen Umständen
als Hauptsinn des korporativen Systems erscheinen. Der kanadi
sche Marxist Panitch faßt es „vorallem anderen" als neue politi
sche Form von Arbeiterintegration auf (1978, S. 12f). Er meint,
daß sie sich wie andere Integrationsformen während der ökono
mischen Krise auflöst.

Interessant für marxistische Adaption ist aber gerade ihre relati
ve Fähigkeit,sogar inder Krise zu funktionieren. Aufdiese Fähig
keit hatte Gramsci, den Faschismus vor Augen, das Theoriepro
blem der bürgerlichen Hegemonie über die Arbeiterklasse zuge
spitzt. Man sollte deshalb Autoren wie Bopp-Schmehl/Kypke
nicht folgen, die die Korporatismus-Debatte für irrelevant erklä
ren, weil „Übereinkommen" jeder Artzwischen Arbeiter- und Ka
pitalorganisationen angeblich in dem Maße unwahrscheinlich
werden, wie der ökonomische Krisendruck steigt (1979, S.1470).

Drei zentrale Schwächen der Debatte müßten bei marxistischer

Aneignung beseitigt werden. Erstens die naiv-apologetische Fun
dierung des korporatistischen Phänomens in einem unspezifisch
„ansteigenden Konzentrationsprozeß der Wirtschaft" (Alemann
1979, S.561, ähnlich Winkler 1976, S.117ff u.a.), die sich über die
Tatsache in Schweigen hüllt, daß man ausgerechnet während ei
ner schweren Weltmarktkrise Anlaß zur Reflexion des Phäno
mens findet. Zweitens das bürgerliche Desinteresse an der Frage,
unter welchen Umständen Teilnahme der Gewerkschaften am

bürgerlichen Staat nicht Inkorporieung als Integration, sondern
adäquate Gegenmachtstrategie wäre. Drittens das Fehlen eines
scharfen Kriteriums für Vorliegen oder NichtVorliegen von Korpo
ratismus, welches mit der propagandistischen Untersteilung einer
immer schon wirksamen, nur noch zu vervollkommnenden korpo
ratistischen „Tendenz" einhergeht. Bleiben solche Schwächen
bestehen, dann wird die Aneignung des Korporatismus-Kon-
zepts nur auf Umbennung bisher schon geübter Kritikan der Kon
zertierten Aktion hinauslaufen, und im Schutz solcher semanti
scher Spielerei kann die bürgerliche Politik ein Integrationssystem
ganz anderer Art errichten.
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Ein Blickauf das Modell Österreich verdeutlicht dies. Anders als
in der Konzertierten Aktion werden hier keine kompetenzlosen
„Sozialpartner" vonStaatsvertretem zusammengerufen undüber
angeblich objektiv notwendige Lohnleitlinien „informiert". Es ist
umgekehrt. Lohn-und Preisabkommen werden ineiner„Paritäti
schen Kommission" zwischen hochgradig „zentralisierten" Ver
bänden von Arbeit und Kapital ausgehandelt und definitiv be
schlossen, wobei auch Staatsvertreter anwesend sind, die aber
kein Stimmrecht haben. Nicht nur einkommens-, sondern auch
„ordnungspolitische"Fragen wiedas Kartellrecht werden auf die
se Weise entschieden und von den Institutionen der parlamentari
schen Demokratie, ob es sich nun um Gesetzgebung, Verwaltung
oder Arbeitsgerichtsbarkeit handelt, nur noch abgezeichnet. Das
System ist keineswegs eine „Insel der Seligen", wie die FR
(21.4.80 S.3) kolportiert. Da Investitionskontrolle nichtzu den Ver
handlungsgegenständen der „Paritätischen Kommission" gehört
und die Gesetze der kapitalistischenÖkonomieinfolgedessen un
eingeschränkt wirken, kommt als Resultat zwar keine wirkliche
Preiskontrolle heraus, dafür aber um so wirksamere Lohnkontrolle
und ein praktisch vollständiger Streikverzicht, kurz, ein perfekter
kapitalistischer Arbeitsfrieden, indem man als Mitglied der sozial
demokratischen Parteiführung heute öffentlich behaupten kann,
die Arbeiterbewegung sei noch mehr an Produktivität interessiert
als an Vollbeschäftigung {Nenning 1979, S.543) Der rationale
Kern der Korporatismus-Debatte ist die Frage, ob das Modell
Österreich auch in Ländern wie Westdeutschland durchgesetzt
werden kann bzw. - aus der Perspektive marxistischer Aneig
nung gesprochen - wie man ihm Widerstand leistet.

Die Widerstandschancen steigen mit der Adäquatheit der Er
kenntnis. Da liegt der Versuch nahe, die spezifisch marxistischen
Erkenntnispotentiale wie Unterscheidung von Basis und Überbau
und „Aufsteigen vom Abstrakten zum Konkreten" in die Analyse
des korporatistischen Phänomens einzubringen.

2. Dimensionen des Sozialliberalen Korporatismus

2.1. ökonomische Basis

Der grundlegende Zug des korporatistischen Phänomens ist die
staatlich vermittelte Klassenzusammenarbeit von Arbeiterbewe

gung und Großbourgeoisie. Aber dieser Zug ist zugleich außeror
dentlich unspezifisch. Man wird in der politischen Geschichte des
Kapitalismus immer die Tendenz zu dieser Zusammenarbeit und
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meistens auch ihre Realisierung finden und braucht dazu keine
Korporatismus-Debatte, sondern versteht bereits mithilfe der
Marxschen Werttheorie: dieselbe Illusion vom gerechten Arbeits
vertrag, die wegen ihrer Verwurzelung im tagtäglichen Marktge
schehen das Bewußtsein der Ausbeutung im Betrieb verschüttet,
legt ebensowenig den unversöhnlichen Bruch mit bürgerlicher
Politik nahe; viel eher die Suche nach einem günstigen Kompro
miß,egal ob er durch Appell an den Staat, durch Klassenverhand
lungen unter staatlicher Aufsicht oder durch Teilnahme am Staat
angestrebt wird.

Dieser triviale Sachverhalt verbietet es, im Verhandlungsdreieck („Tripartis-
mus") von Staat, Gewerkschaft und Kapitalorganisation bereits ein Charakte
ristikum von Neokorporatismuszu sehen, wiedas z.B. Esser/Fach (1979) und
Kastendieck tun, wobei letzterer noch weitergeht und sogar die Frage fürse
kundär hält, inwieweit der Staat in die Klassenzusammenarbeit „involviert" ist
(1979, S.8f). Andererseits ist der Sachverhalt nichttrivial genug, als daß ihm
nicht widersprochen würde. DerBriteWinkler führt die Tendenz zur Klassen
zusammenarbeit nicht auf den Markt, sondern auf dessen Beseitigung zurück,
genauergesagt:auf die „Notwendigkeit" seiner Beseitigung angesichts öko
nomischen Krisendrucks(1976 S.11). Dem korporativen Staat trauter die Fä
higkeit zu, das Wertgesetzabzuschaffen bei Aufrechterhaltung privaten öko
nomischen Besitzes (S.113f). In marxistischen Termini wäre das die Quadra
turdes Zirkels. DieKritik an derartigenKonzeptionensolltesich jedoch nichtin
dem Verweis erschöpfen,daß Korporatismus kein neues ökonomisches Sy
stem, sondernlediglich eine neue politische Struktur imunveränderten Kapita
lismus sei. Die kapitalistische Ökonomie,die eine korporative Politik hervor
bringt, muß schon „verändert" sein - nichtimHinblick aufihreGrundgesetze,
also auch nicht darin,daß sie aufhörte, kapitalistischzu sein, wohl aber im Hin
blick auf ihre akkumulationsgeschichtliche Dimension (zum Verhältnis von
Grundgesetzen und Akkumulationsgeschichte vgl. Altvater 1975).

Der Staat, der die Klassenzusammenarbeit vermittelt, ist
Rechtsstaat und Klassenherrschaft insofern, als er funktional not
wendige Ergänzung kapitalistischen Warentauschs und kapitali
stischer Mehrwertproduktion ist (vgl. Baderu.a. 1976). In dieser
elementaren Charakteristik bleibt er sich gleich über parlamenta
rische wie korporative staatliche (Teil-) Systeme hinweg. Seine
ökonomische Bestimmtheit geht jedoch noch viel weiter. Im glei
chen Maß wie die ökonomischen Kategorien über den Mehrwert
hinaus konkreter werden, so auch die Staatscharakteristik. Es
konkretisiert sich die Problematik des Mehrwerts zu derjenigen
seiner Realisierung auf dem Weltmarkt; die Weltmarktkonkurrenz
hatzyklische Krisenform zurFolge; dieseForm vermittelt eineAk
kumulationsgeschichte des Kapitals, die innerhalb gewisser
Grenzen gesetzmäßig ist. Gesetzmäßig ist infolge all dessen
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auch, daß der Staat „ideeller Gesamtkapitalist" einergegebenen
Nation ist, die sich im Zentrum oder an der Peripherie des Welt
markts befinden kann, und von daherseineAufgabe zurStützung
des inneren Markteswiezur Vermittlung des inneren mitdem äu
ßeren Markt vorgegeben findet; daß sich seine Wirtschaftspolitik
in Hochkonjunktur- und Krisenpolitik differenziert; und ferner
auch danach differenziert, welche Hochkonjunktur oder Krise er
nationenspezifisch durchläuft, d.h. in welchem Stadium der Akku
mulationsgeschichte er sich befindet. Aufgrund dieser Bestimmt
heiten gewinnt das korporatistische Phänomen schon etwas Far
be. Zum einen haben alle Länder, die mit einiger Plausibilität als
Beispiele für Korporatismus angeführt werden - neben Öster
reich etwa Schweden, die Schweiz und die Niederlande - relativ
gesicherte Positionen auf dem Weltmarkt, wobei die Ursachen
verschieden sein können; das schwedische Beispiel etwa zeigt,
wie eine solche Position durch konsequente Spezialisierung der
Produktion (Stichwort: Volvo, Hasselblad), also ohne jeden Ver
such derWeltmarkt„beherrschung" erreicht werden kann. Korpo
ratismus ist also sicherlich an materielle Ressourcen gebunden,
mit denen auch die ausgebeutete Klasse kompromißbereit ge
macht wird. Das heißt abernicht, wie sich weiterhin zeigt, daßer
dort, wo er existiert, in der Hochkonjunktur jeweils anschwillt und
in der Krise abnimmt.

Panitch untersteilt dies zwar. Er erklärt den Korporatismus als permanente
Kompensation der gewerkschaftlichen Verhandlungsmacht in Zeiten staatli
cherVollbeschäftigungspolitik durch zügelnde Staatsinstitutionen. Daran ist
richtig, daß auskapitalistischer Sicht Lohnbegrenzung während der Hochkon
junktur unbedingt notwendig ist, damit die Konkurrenzfähigkeit auf dem Welt
markt nicht durch Inflation beeinträchtigt wird, und richtig ist sogar, daß der Ef
fekt derLohnbegrenzung tatsächlich eintritt. Aber abgesehen davon, daß mit
dem Machtzuwachs der Gewerkschaften, wie man jedenfalls bei rein ökono
mischer Erklärung erwarten sollte, nicht nur die „Notwendigkeit", sondern
auch die Unmöglichkeit ihrer Zügelung wächst, jener Effekt also rätselhaft
bleibt, erweist sich auch seine Korrelation mit der Hochkonjunktur als irrefüh
rend. Schon die Tatsache, daß die Korporatismus-Debatte jetzt, also wäh
rend der Krise geführt wird, demonstriert dies. Ferner bringt Lehmbruch empi
rische Evidenz gegen Panitchs Annahme durch den Hinweis, daß imletzten
Jahrzehnt die westdeutsche Steikbewegung mit jeder Krisenverschärfung zu
rückging, mit jeder Krisenabschwächung zunahm (1977 S.106(.): die Bereit
schaft zur Dämpfung der Streiktätigkeit ist offenbar elementare Vorausset
zungeinesmöglichen Obergangs inden Korporatismus.

Theoretisch und empirisch naheliegender ist gerade das Ge
genteil von Panitchs Annahme: wie immer ein korporatives Sy
stem während der Vollbeschäftigung funktionieren mag, seine
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Entstehung ist Konsequenz der Krise. Nehmen wir das von Pa-
nitch selbst hervorgehobene schwedische Beispiel. Die schwedi
sche Vollbeschäftigung, in deren Konsequenz der Staat die Ge
werkschaften zu zügeln versuchen muß, ist selbst schon Konse
quenz staatlichen Eingriffs, nämlich seiner „keynesianischen"
Krisenpolitikseit 1933, der ersten in der Welt. Subjekt dieser Poli
tik war von Anfang an die Arbeiterpartei. (Vgl. Steiger 1971) Da
nun Anfachen der Konjunktur durch ein öffentliches Arbeitspro
gramm in der Krise ebenso zur Logikantizyklischer Politikgehört
wie Konjunkturdämpfung im Boom unteranderem durch Lohnzu
rückhaltung, wird es einigermaßen verständlich, daß die schwedi
schen Gewerkschaften, immer im Gefühl, ihreigner parlamentari
scher Arm führe diese Politikdurch, auch deren unangenehmere
Seite freiwillig akzeptiert haben.

Es ist also irreführend zu sagen, Korporatismus knpüfe stets an
der Einkommenspolitik an (Panitch 1977, S.74), vielmehr handelt
es sich um einen von der Arbeiterklasse akzeptierten Tausch Ein
kommensrestriktion gegen gleichzeitige Vollbeschäftigung. Ob
schon seit 1933 die parlamentarische Herrschaft der schwedi
schen Sozialdemokraten durch ein korporatistisches System er
gänzt wurde, wäre zu untersuchen; die gegenwärtige Debatte
konzentriert sich aufgrund ihrer verkürzten Fragestellung auf die
Nachkriegszeit. Dafür liegt der Zusammenhang von Korporatis
mus und Krise der 30er Jahre in Länder wie Deutschland und Ita

lien unmittelbar auf der Hand, auch wenn die Arbeiterbewegung
hier nicht Subjekt, sondern Objekt der korporatistischen Strategie
ist. Mirscheint, daß gerade das deutsche Beispiel verallgemeine
rungsfähig ist:/ede schwere Weltmarktkrise führt zu einer Schwä
chung der parlamentarischen und zu einerund zu einerStärkung
der korporativen Strategie, weil die Sonderbelastung der Arbei
terklasse infolge kapitalistischer Krisenlösung ohne außerge
wöhnliche politisch-institutionelle Integrationsmechnismen nicht
durchführbar wäre. Diese Gesetzmäßigkeit erklärt nicht nur die
Erfolgschancen der Nationalsozialisten, sondern bildet auch den
rationellen Kern von Lehmbruchs Hinweis, im Zusammenhang
mit der „Wirtschaftszyklus-Politik" erwiesen sich parlamentari
sche Parteien heute wegen ihrer häufigen Wahl- und damit ver
bundenen hohen Konsensabhängigkeit als immer weniger zu
sachlich adäquaten, längerfristig wirksamen Entscheidung fähig
(1977,S.96ff, vgl. 1979, S.56). Es ist auch die Frage angebracht,
ob die Entstehungkorporatistischer Ideen im 19. Jahrhundert, die
Panitch auf das Erlebnis der Klassenauseinandersetzungen
(1977, S .61), Lehmbruch spezifischer auf dasjenige des Parla-
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ments („Schwatzbude") zurückführt (1977.S.91), nichtebenfalls
in letzter Instanz durch eine Weltmarktkrise induziert wurde, dieje
nigeder 1870erJahre. Fest steht, daß damals in Deutschlanddie
organisatorischen Voraussetzungen eines möglichen korporati
stischen Dreiecks entstanden, nämlich auf der einen Seite ver
bandsmäßige Organisierung des Kapitals, das sich zugleich
schon eng mitdem Staatsapparat verflocht(vgl.Wehler 1974), auf
der anderen Entstehung einer Gewerkschaft, die zwar erst viel
später und nur unter dem besonderen Problemdruck des Ersten
Weltkriegs als Teilnehmer eines korporatistischen Dreiecks ak
zeptiert wurde, jedoch schon voerher, wie bekannt, Nährboden
des „Revisionismus" und damit potentieller Stützpunkt korporati
ver Strategie war.

Es ist nicht gleichgültig, welche Weltmarktkrise wir im Zusam
menhang mit dem korporatistischen Phänomen betrachten. Die
Krisen der 1870er, 1930er und 1970er Jahre weisen erhebliche
und für unsere Fragestellung sicherlich folgenreiche Unterschie
de auf, die wir vorerst rein ökonomisch, und das heißt jetzt: akku
mulationsgeschichtlich fassen wollen. Zur Erleichterung bleiben
wir beim deutschen Fall, der uns bezüglich der Kapitalseite exem
plarisch zeigt, wie die für den Beginn nationaler Industrielisierun-
gen typische Dominanz einer protektionistisch orientierten
Schwerindustrie sich im Laufe eines Jahrhunderts in die Domi

nanz von Kapitalsektoren verwandelt, die gerade in der Krise vor
allem exportorientiert sind. Es ist bekannt, daß nach 1870 und
noch in den 1930er Jahren das Bündnis der Schwerindustrie mit

ebenfalls protektionistischen Agrariern ein ausschlaggebender
Faktor für die Entstehung und Durchführung der „kontinentalim
perialistischen" Krisenlösungsstrategien der deutschen Politik
gewesen sind, erst in ihrer preußischen, dann in ihrer nationalso
zialistischen Variante, wobei auch die politischen und kulturellen
Folgen des „Zuspätkommens" der deutschen Industrialisierung
eine Rolle spielten (vgl. etwa Wehler 1973, Ziebura 1974). Dieser
Faktor ist in der gegenwärtigen Krise marginal geworden. Ebenso
gravierend sind die Veränderungen aufseiten der unterworfenen
Klassen. Der Anteil der alten Mittelschichten ist gegenüber 1870
und 1930 selbstverständlich kontinuierlich und stark gesunken,
während derjenige der spezifisch kapitalistischen Klassen -
Lohnarbeiter des Kapitals und bestimmte lohnabhängige Mittel
schichten - entsprechend gestiegen ist.

Aus all dem lassen sich einige Veränderungen des korporatisti
schen Phänomens begreifen bzw. voraussagen: In den 1870er
Jahren war die Arbeiterklasse noch so schwach, daß es nicht nötig
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war, sie terroristisch zu unterdrücken - trotz der trial and error-
- Phase der Sozialistengesetze -, schon gar nicht natürlich ,sie
an derStaatsmachtzu beteiligen. Esgenügte, sie gesellschaftlich
und politisch zu isolierenAn den 1930er Jahren war die Arbeiter
klasse schon stark genug, umdurchparlamentarischeundaußer
parlamentarische Artikulation das kapitalistische System zu ge
fährden, andererseits waren die alten Mittelschichten noch nicht
so geschwächt, daß eine antiproletarische Strategie,die sich auf
sie als Massenbasis stützte, nicht erfolgreich sein konnte. Dieser
Erfolg konnte aber nurübereineZerschlagung der Arbeiterorga
nisationen und daher auch nur über eine Beseitigung des Parla
ments und seine Ersetzung durch ein korporatistisches System
erreicht werden. Ein halbes Jahrhundert später haben sich die
Kräfteverhältnisse zwischen den Klassen so weit verschoben,
daß nunmehrauch eine soziale Basis für die Unterdrückung der
Arbeiterklasse kaum mehr zur Verfügung stehen dürfte. Einge
genwärtiges korporatistisches System kann weder durch Isolie
rung der Arbeiterorganisationen überflüssig werden, noch kann
man es auf deren Trümmern errichten, es stellt sich vielmehr aus
der Perspektive bürgerlicher Herrschaftdie Aufgabe, die Arbeiter
organisationen selbst zum Subjekt eines korporativen Systems
zu machen.

So gesehen, haben die schwedischen Arbeiterorganisationen
eine Pionierleistung erbracht, deren Resultate man heute in der
Korporatismus-Debatte zu verallgemeinern und zu übernehmen
versucht, während sie seinerzeit untypisch waren. Allerdings
scheitert auch die Möglichkeit einer einfachen Übernahme am un
aufhaltsamen Gang der Akkumulationsgeschichte. Der „keyne-
sianische" Tausch Einkommensrestriktion gegen Vollbeschäfti
gung, der nicht nur dem schwedischen Modellzugrundelag, son
dern auch Stabilitätsbedingung des nationalsozialistischen Sy
stems war, ist an die in den 30er Jahren beginnende Akkumula
tionsphase gebunden (Altvater 1979, S. 76f.) und hat sich dahin
weiterentwickelt, daß heute Austerity und ein gewisses Maß Ar
beitslosigkeit von der Arbeiterklasse hingenommen werden müs
sen, damit „noch Schlimmeres verhütet" wird. Diejenigen westeu
ropäischen Länder, die schon seit längerem korporatistisch orga
nisiert sind, haben seit Beginn der gegenwärtigen Krise versucht,
dieser Konsequenz zu entgehen, indem sie das Beschäftigungs
system in Richtung auf ein Problem wachsender Zahlungsbilanz
defizite verschoben haben (vgl. Salvati/Brosio 1980, S. 115 ff.).
Das kann natürlich auf die Dauer nicht gut gehen. Die korporatisti-
sche Strategie, die in Westdeutschland als Effekt der Krise seit
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1974 entstanden ist, hat sich der unangenehmen Modifikation des
korporativen Wirtschaftsprogramms von vornherein gestellt (aaO,
S. 132 Fn.25; Lohmann 1979).

2.2 Parteidimension

Methodologische Vorbemerkung. „Die ökonomischen Strukturen setzensich
politisch inder .weiterentwickelten' Struktur fort, daßdieunterworfenen Klas
sensich gegenseitig regieren, jeweils im Prinzip mit Billigung der Bourgeoisie."
(Jäger 1979b, S. 56) - Ich stelle indiesem Abschnitt christdemokratisches
und sozialliberales Parteiprogramm bezüglich einerkorporativen Strategie in
Westdeutschland gegenüberundunterstelle dabeiidealisierend, daß ersteres
das Interesse eines Klassenbündnisses von Großbourgeoisie und alten Mit
telschichten, letzteres das Interesse eines Klassenbündnisses von Großbour
geoisieundLohnarbeitern des Kapitals widerspiegelt. Ausdem relativen öko
nomischen Interessengegensatz der unterworfenen Klassen folgen zwei ge
gensätzliche Berührungszonen mitdem Interessedes Kapitals; der politische
Bewegungsraum des Kapitals istein Effekt dieser„von unten" gesetzten Se
lektionen,d.h. erschöpft sich inder Möglichkeit, daß die Bourgeois„dieseoder
jene Partei auf dem jeweiligen politischen Schachbrettunterstützen" können
(Gramsc; 1967, S. 307;vgl. 1955, S. 16 ff). Aus der Perspektive der alten Mit
telschichten ist das Interesse des Kapitals Interesse der Eigentümer, unab
hängig davon, ob und wievieleArbeitskräfte diese beschäftigen. Aus der Per
spektive der Arbeiterklassestelltsich dagegen gerade das Eigentum(an Pro
duktionsmitteln) als solches als Widerspruch zum Eigeninteresse dar; nur so
weit Kapitale als Verursachungder Verbesserung der eigenen Lebensbedin
gungen erscheinen, ergeben sich Interessen-Berührungspunkte. Hieraus
folgt,daß im ökonomischen Krisenfall die alten Mittelschichten alle, die (nich
trevolutionären) Artieiter jedoch nurdie fortgeschrittensten Kapitale unterstüt
zen werden.

Vordiesem Hintergrund kann man bereits die ökonomische Ba
sis und den ökonomischen Aspekt der Parteistrategien von
Christdemokraten und Sozialliberalen bezüglich der gegenwärti
gen Weltmarktkrise begreifen. Die sozialliberale Modernisie
rungsstrategie („aktive Strukturpolitik", Hauff/Scharpf 1975) be
steht in dem Versuch, Krisenfolgen durch einen „Gesundschrum
pfungsprozeß" der westdeutschen Wirtschaft abzufangen, d.h.
sie nach schwedischem Vorbild auf Sektoren zu spezialisieren,
die auch längerfristig auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig sind,
und diese Sektoren zur technologischen Umwälzung zu zwingen.
Modellbeispiel - auch für die Risikendes Versuchs - ist die Inve
stitionsgüterindustrie. Mittel einer solchen Politik ist die massive
staatliche Unterstützung ausgewählter Kapitale unter bewußter
Vernachlässigung anderer. Was die christdemokratische Strate
gie betrifft, so scheint sie, glaubt man den Schlagworten, sich das
selbe Ziel gesteckt zu haben. Ein Vergleich des behaupteten Ziels

ARGUMENT-SONDERBAND AS 51 fr)



Sozialliberaler Korporatismus 119

mitder Bewertung der Mittel läßt jedoch die „Erhaltungsstrategie"
durchscheinen: der geforderte Rückzugdes Staates aus der Wirt
schaft (vgl. die Reprivatisierungsdebatte und die Theorie des
Staatsversagens), die Polemik gegen die „Kooperationsbürokra
tie" von Staat und Großunternehmen, verbunden mit dem traditio
nellen Eintreten für die Wettbewerbsfähigkeit der „kleinen und
mittleren Unternehmer" (Strauß im Bayemkurier, 24.11.79), all
das deutet kaum auf politischenWillen zum Umbauder kapitalisti
schen Wirtschaft.

Aus dem Unterschied der Weltmarktstrategien ergibt sich die
Differenzbezüglich des Korporatismus. Ein korporatistisches Sy
stem stellt sich überall, wo es auftritt,als klassenpolitischer Flan
kenschutz einer Kapitalstrategie auf dem Weltmarktdar (vgl.zum
folgenden auch Hirsch1980). Dieoben skizzierte SPD-Strategie
bedarf eines solchen Schutzes dringend, da sie mitgravierenden
Nachteilen für die Arbeiterklasse verbunden ist: Austeritätspolitik
zur Absicherung von Exportoffensiven im allgemeinen; Aufrech
terhaltung der Produktionskontinuität, also Minimierung von
Streikbewegungen auch während der Krise, auch im technologi
schen Umstellungsprozeß des Kapitals; Ausspielung der Fraktio
nen der Arbeiterklasse, die in den modernen Sektoren beschäftigt
sind, gegen die übrigen Fraktionen. Deshalb mündet die Darstel
lung der Modernisierungsstrategie durch Hauff/Scharpf in den
Vorschlag, in ihrem Kontext erforderliche „Entscheidungen nicht
allein von Experten" fällen zu lassen, sondern die Interessenge
gensätze zu institutionalisieren und dadurch „Raum für... Kom
promisse" zu schaffen, „die sich unter den verschiedenen Aspek
ten als tragfähig zu erweisen haben" (S. 128). Da es in diesem
Vorschlag nicht nur, wie in der Konzertierten Aktion, um bloße In
formierung und Meinungsaustausch, sondern um Entscheidun
gen geht, haben Narr/Offe (1976) recht, ihn durch die Formel
„Neokorporatismus als Rettung aus der Krise" zusammenzufas
sen. Die Entscheidungsteilnahme, wie auch immer zustandege
kommen, ist Kriterium der Inkorporierungin den Staat. In diesem
Sinne ist die christdemokratische Strategie dezidiert antikorpora-
tistisch (vgl. die entgegengesetzte Auffassung bei Hübner/Mo-
raal, 1980), weil sie antigewerkschaftlich ist. Antikorporatismus ist
auch der Sinn der christdemokratischen Verbändegesefz-Initiati-
ve. Das ausdrückliche Ziel besteht darin, „den Verbänden" - und
in erster Linie den Gewerkschaften - die Wahrnehmung eines all
gemeinpolitischen Mandats zu untersagen, so daß sie als Teil
nehmer der staatlichen Entscheidungsstruktur schon gar nicht in-
frage kämen. Eigentümlicherweise glauben die Initiatoren, dieses
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Zieldurch gesetzliche Erzwingungvon mehr innergewerkschaftli
cher Demokratie erreichen zu können: nach christdemokratischer
Erwartung würde die gewerkschaftliche Basis, wenn sie könnte,
ihrer Führung das Politikmachen(egal welchen Inhalts)verbieten.
(Von einer analogen Erwartung ging der christdemokratische
Kampfgegen die ASten der Studentenbewegung aus.) Politische
Tagespolemik und Gesetzgebungsstrategie der Christdemokra
ten sind nicht überraschend, sondern entsprechen ihrer Politik seit
dreißig Jahren, die stets am Ziel eines strengen Dualismus von
Gesellschaft und starkem Staat, Staat im traditionell-parlamenta
rischen Sinne verstanden, orientiert war. Überraschen müßte es
freilich diejenigen Marxisten, die zwischen Christdemokratie und
Faschismus nur einen graduellen Unterschied sehen, daß die
CDU/CSU - einschließlich der Strauß-Fraktion - auch durch die

gegenwärtige Krise nicht veranlaßt wird, ihre dualistisch-rechts
staatliche Linie zu verlassen, sondern sie im Gegenteil noch zu
spitzt. Die faschistische Haltung zum Korporatismus war eine
ganz andere. Weit entfernt vom Formalismus der christdemokrati
schen Verrechtlichungspolitik, waren die Faschisten in Deutsch
land wie in Italien bestrebt, den Dualismus von Staat und Gesell
schaft niederzureißen, wobei Staat konseqenterweise nicht als
Rechtsstaat, sondern quasi als permanenter Ausnahmezustand
konzipiert wurde.

Ein derartiger Korporatismus setzt die Unterwerfung der Arbei
terklasse durch ein Bündnis von Bourgeoisie und alten Mittel
schichten voraus in der Form, daß die Arbeiterklasse in den von
diesem Bündnis beherrschten Staat inkorporiert wird. Beim heuti
gen ökonomischen Kräfteverhältnis der Klassen ist diese Lösung
unmöglich. Es macht ebensosehr den Erfolg der dualistischen
CDU-Strategie unwahrscheinlich (vgl. Salvati/Brosio 1980, S.
125).Daraus muß man die Konsequenz ziehen, daß das korporati-
stische Phänomen nicht nur „akkumulationsgeschichtlich" auf die
Besonderheiten der gegenwärtigen Weltmarktkrise, sondern
auch „parteitheoretisch" auf die Eigenarten der sozialliberalen
Politikform hin konkretisiert und damit auch forschungsstrategisch
eingegrenzt werden muß. Unser Explikandum ist daher der So
zialliberale Korporatismus.

Versuchen wireine Definition. Es hat sich ergeben, daß Korpo
ratismus mitder ökonomischen Krise an Bedeutung gewinnt und
dann in Konkurrenz zum Parlamentarismus tritt; dieser Zusam
menhang ist auf die Frage nach einer spezifisch sozialliberaien
Politikform zu beziehen. Wenn wirunter Korporatismus imallge
meinen ein politisches System verstehen, welches kapitalistische
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Produktionsverhältnisse unter Krisenbedingungen reproduziert
durch Verstaatlichung aller Arbeiterorganisationen mit dem Ziel
einer politischen Neutralisierung der Arbeiterklasse, dann ist so
zialliberaler Korporatismus das einzige System dieser Art, wel
ches diese Verstaatlichung nichtals Alternative, sondern als funk
tionelle Ergänzung zum Parlamentarismus installiert, zu installie
ren gezwungen ist. Das folgt aus dem Umstand, daß es einerseits
Politik eines Bündnisses von Arbeiterklasse und Großbourgeoisie
ist, andererseits die Funktion zu erfüllen hat, eine ökonomische
Spaltung der Arbeiterklasse in begünstigte und benachteiligte Ar
beiterfraktionen politisch aufzufangen. Die Existenz der beiden
Arbeiterfraktionen macht eine Differenzierung derpolitischen Ar
tikulationsmöglichkeiten innerhalb der sozialliberalen Politikform
wünschenwert.

2.3. Institutionelle Methode

Methodologische Vorbemerkung. Indiesem Abschnitt versuche ich, die Funk
tionsweise des Sozialliberalen Korporatismus im Detail zu beschreiben und
damit seine relative Fähigkeitzur Erhaltung bürgerlicherHegemonie während
der Krise verständlich zu machen. Die empirische Basis der idealtypisch zuge
spitzte n Darstellung bildet, ohne daß dies noch an einzelnen Stellen hervorge
hoben werden soll, neben anderen westlichen Ländern vor allem Osterreich
(vgl. also Lehmbruch 1977,1979, Nenning 1979 u.a.). Wenn Österreich Mo
dell ist, so gerade im Hinblick auf seine hochentwickelten institutionellen Er
fahrungen. An ihnen kann, ja muß auch ein Staat wie der westdeutsche trotz
Differenz in Weltmarktbedingungen und klassenpolitischem Programm (in
Osterreich Verstaatlichung der großen Unternehmen, Exixstenz des vorwie
gend in Klein- und Mittelbetrieben organisierten Privatkapitals in vor ausländi
scher Konkurrenz geschützten Sektoren, usw.) anknüpfen, wenn es um prakti
kable Zielsetzungen für einen Strukturwandel der Arbeiterintegration geht. -
Unter „Integration" verstehen wir hier einfach das Unterworfensein unter Ge
setze unabhängig von Interessen und Absichten. Jeder Versuch von Marxi
sten, sie wissenschaftlich zu erklären, rekuriert seit jeher auf die von Marx for
mulierten Gesetze der kapitalistischen Produktionsweise, etwa auf den Zu
sammenhang von Äquivalenzprinzip beim Warentausch und Rechtsstaat als
Form akzeptierter bürgerlicher Klassenherrschaft. Wenn diese Erklärung un
befriedigend, nämlich praktisch irrelevant und auch theoretisch zu pauschal
bleibt, dann naheliegenderweise wegen des Verzichts, neben ökonomischen
noch weitere, d.h. namentlich auch politische Gesetze als Erklärungsgrundla
ge heranzuziehen bzw. erst einmal zu entdecken. PolKischeGesetze sind nur
dem Inhalt, aber nicht der Form nach von ökonomischen Gesetzen verschie
den; wirdefinieren sie als die regelmäßige Wiederkehr von Effekten unabhän
gig von Intentionen und Deutungen, aber notwendig vermittelt durch diese -
m.a.W.: von Effekten, die selbst die Intentionen/Deutungen determinieren,
durch die sie vermittelt werden -, in einem bestimmten Bereich menschlicher

ARGUMENT-SONDERBAND AS 51 fr)



122 Michael Jäger

Praxis. - Die politischen Gesetze, die das sozialliberale Zusammenspiel von
Parlamentarismusund Korporatismus determinieren, lassen sich als System
darstellen. Das erlaubt der Begriffder Methode, der üblicherweise als Kette
von Regeln definiert wird,angeordnet vor allem nach dem Prinzip der Sub
sumtion speziellerer unterallgemeinere Kettenglieder als „Regeln" fassen wir
die regelmäßige Wiederkehr korporatistischer Effekte auf. Dabeiunterstellen
wir natürlich nicht, es existiere zu irgendeiner „Regel" oder gar zur „institutio
nellen Methode" im Ganzen ein sie bewußt handhabendes Subjekt. - Mitder
Analyse des „Zusammenspiels von Parlamentarismus und Korporatismus"
erfassen wir nur den wichtigsten, aber nicht den einzigen Knotenpunkt der
Machtbeziehungen, auf die sich der Sozialliberale Korporatismus stützt: Ana
lysen der kulturellen, psychologischen u.a. Institutionen müßten die hier ange
deutete Analyse des staatlichen Machtzentrums später ergänzen.

Die oberste Regel der zu untersuchenden „Methode" lautet:
potentieller Widerstand der Arbeiterklasse gegen kapitalistische
Krisenbewältigung, die Austerität und partielle Arbeitslosigkeit
einschließt, wird ohne Gewalteinsatz neutralisiert. Hieraus wird ei
ne Kette untergeordneter Regeln abgeleitet, die nacheinander fol
gende Funktionsbereiche betreffen: (1) das korporatistische Teil
system staatlicher Entscheidungsfindung und -Umsetzung; (2) die
Unterordnung des palamentarischen unter das korporatistische
Teilsystem; (3) die neue Trennung von Staat und Gesellschaft
mittels Grenzziehung durch die Gewerkschaft hindurch; (4) die
Mechanismen der hegemonialen Herrschaft des um die Gewerk
schaftsführung „erweiterten Staates", d.h. die Unterordnung der
Arbeiterklasse unter das in (1), (2) und (3) zu charakterisierende
System ohne Gewalteinsatz. - Wirbetrachten nun die Funktions
bereiche und zugehörigen Regeln im einzelnen.

(1) Ausgangspunkt der institutionellen Methode ist der Um
stand, daß der ökonomisch vorgegebene Inhalt korporativer Ent
scheidungen durch einen bestimmten Typ von Entscheidungs
praxis abgesichert, d.h. durch deren bloße „Form" produziert wird,
anstatt immer von neuem und womöglich kraft rationaler Argu
mente erkämpft werden zu müssen. Wichtigste Aspekte dieser
„Form" sind die Besonderheiten des Entscheidungsprinzips, der
Sprache der Entscheidungsvorbereitung, der zur Entscheidung
zugelassenen Gegenstände und der Subjekte der Entscheidung.
Entscheidungsprinzip ist nichtwie imParlament die Unterordnung
der Minderheitunter die Mehrheit,sondern der Kompromiß.Da an
jeder Entscheidung Vertretervon Kapital und Arbeitbeteiligtsind,
wird bereits durch das Entscheidungsprinzip die Klassenkollabo
ration nahegelegt, so daß sich die Frage stellt: produziert diese
Praxiseine Integration der Arbeitervertreter indie Logik des Kapi
tals oder umgekehrt eine Integration des Bourgeoisvertreter in ei-

ARGUMENT-S0NDERBANDAS51 fr)



SozialliberalerKorporatismus 123

ne spezifisch proletarische, d.h. in der Tendenz sozialistische Lo
gik? Ich betrachte die zweite Möglichkeit als Definition erfolgrei
cher „Gegenmachtstrategie" und behaupte, daß eine dritte Mög
lichkeit (Nebeneinander beider Logiken) nicht existiert (der Be
weis wäre ökonomisch zu führen). Im hier dargestellten System
wird die erste Möglichkeit realisiert, und zwar dadurch, daß be
stimme Gegenstände nicht zur Entscheidungsdisposition gestellt
werden, vor allem nicht die privaten Investitionen des Kapitals.
Nur die regelmäßig wiederkehrenden Folgen dieser frei sich ent
faltenden Krisenherde stehen zur Debatte. Jenachdem, wie stark
die Unterordnung des parlamentarischen unter das korporative
System ist, kann es sich dabei entweder nur um „einkommenspo
litische" Folgen - also insbesondere Fragen der Lohn- und
Preiskontrolle - oder zusätzlich um „Ordnungspolitik", z.B. Fra
gen der Kontrolle wirtschaftlicher Konzentration (Kartellrecht)
handeln, und prinzipiell ist sogar eine noch größere Ausdehnung
dieser Art von Entscheidungsbefugnissen denkbar, wobei aller
dings gewährleistet bleiben muß, daß dem nach unserer Annah
me unverzichtbaren parlamentarischen Teilsystem eigene Ent
scheidungsbefugnisse verbleiben. In jedem Falle sorgt die „Inve
stitionsfreiheit" als Medium ungezügelten Wirkens der Gesetze
der kapitalistischen Ökonomiedafür, daß die tatsächlichenResul
tate der korporativen Entscheidungen, sagen wir über Löhne und
Preise, kurz- oder langfristig auf die Verschlechterung der Le
bensbedingungen der Arbeiterklasse hinauslaufen; im günstig- -
sten Fall nur relativ im Vergleich mit den ökonomischen Bedingun
gen der Bourgeoisie. Die Enthüllung dieser Tatsachen ist nun
selbst wieder ein Effekt, dessen regelmäßiges Auftreten gewähr
leistet sein muß, d.h. es muß gewährleistet sein, daß die Vertreter
der Arbeit nicht angesichts ihrer das Entscheidungssystem ver
lassen. Ich betrachte das Beharren der Arbeitervertreter auf der
Entscheidungsteilnahme auch noch nach jener Tatsachenenthül
lung, gleichgültig welche Einschätzungen und Motive sie leiten,
als Kriterium iher Korporativierung. Entscheidungsprinzip und-
-gegenstände treiben die Arbeitervertreter auf diese Schwelle
zu; wenn ihr Bewußtsein vom Ziel gewerkschaftlicher Autonomie
es nicht verhindert, wird der Übertritt vollzogen. Das System wird
durch „Maßnahmen" zur Kanalisierung dieses Bewußtseins ver
vollständigt. Sie haben den Zusammenhang aufzulösen zwischen
korporativen Entscheidungen, ihren tatsächlichen Resultaten und
ihren Voraussetzungen (bis hin zur Voraussetzung der Anerken
nung der kapitalistischen ökonomischen Gesetze), so daß die Re
sultate schließlich nicht als Resultate, sondern als zufällige Un-
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glücksfälle dastehen. Über längere Zeit betrachtet, organisieren
solche „Maßnahmen" das Bewußtsein einer „regelmäßigen Wie
derkehr des Unerwarteten". Worin immer sie im einzelnen beste
hen, ihr wissenschaftlicher Aspekt ist jedenfalls die Durchsetzung
von bürgerlicher Ökonomietheorie - wieinder vergangenen Ak
kumulationsphase der keynesianischen - als Rahmen, in dem
die Analysegrundlage von Entscheidungszielsetzungen gedacht
wird (vgl. Lehmbruch 1977, S.114).

Die bisher formulierten Regeln reichen keinesfalls aus, um die
Integrationder Arbeiterklasse unters korporativeSystem zu erklä
ren, wohl aber können sie die Integrierbarkeit von Arbeitervertre
tern in korporative Staatsapparate verständlich machen. Wir
brauchen nur vorauszusetzen, daß Arbeitervertreter, die in das
Entscheidungssystem mit „Gegenmacht"-Intentionen hineinge
hen, die analytische Vorstellung haben, daß staatliche Strukturen
je nach Interesse und „Kräfteverhältnis" beliebig „nutzbar" seien
(Staatsinstrumentalismus).Dann werden sie auch sämtliche bis
her dargestellten Regeln für „neutral" halten und bereit sein, die
Regelergebnisse nicht als Konsequenz regelgerechter Kanalisie
rung, sondern als Zufallsereignisse wahrzunehmen. Zufallsereig
nisse werden sie aber selbstverständlich nicht zum Überdenken
der vermeintlichen „Gegenmacht"-Strategie veranlassen. Ist ein
korporatives System einmal vorhanden, so kann man voraussa
gen, daß das Bewußtsein der beteiligten Arbeitervertreter instru
mentalistisch und episodisch geprägt wird.

Als Subjekte der korporativen Entscheidungen erscheinen die
Bestandteile der sozialliberalen Partei, d.h. auf der Klassenebe
ne: Arbeiterklasse und Großbourgeoisie, auf institutioneller Ebe
ne: der parlamentarische Arm dieses Bündnisses einerseits, ihre
beiden gesellschaftliche Arme (Klassenverbände) andererseits.

Die übliche Rede vom „Tripartismus, an dem Staat, Kapitalverbände und Ge-
werkschaflsführung beteiligt sind", verwirrt hier, weil sie nicht zwischen Klas
sen-, Partei- und institutioneller Ebene unterscheidet. Auch Poulantzas'
Analyse des „autoritären Etatismus" hat hier eine ihrer entscheidenden
Schwächen: er unterscheidet zwar zwischen diesen Ebenen, aber da seine
theoretische Konzeption der „Parteidimension" nurgeringes Gewicht beimißt,
kommt er zu dem Resultat, die gegenwärtigen Parteiensysteme würden bei
der neuen Staatsform bedeutungslos, stattdessen würde sich „die Verwal
tung" in eine „reale politische Parteider gesamten Bourgeoisie"verwandeln,
die „nun direkt die Aufgabe der Organisierung der Hegemonie hat" (1978,
S.215,216) - auf Kosten des parlamentarischen Apparats. Aber wenn „die
Verwaltung"nichtum die Gewerkschaftsführung erweitert,d.h. von der sozial
liberalen Partei übernommenwerdenwürde,wie könnte sie dann ein Subjekt
sein, das in der Lage ist. sich das Parlament zu unterwerfen? Und wenn es sich
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um eine sozialliberale Verwaltung handelt, kann dann das gegenwärtige Par
teiensystem bedeutungslos geworden sein?

Die sozialliberale Partei muß ihrerseits einen bestimmten Ent
wicklungssprung tun, um als parlamentarisch-korporatives Sub
jekt fungieren zu können. Sie muß ihre Bestandteile, Arbeiterklas
se und Großkapital, als solche institutionell artikulieren, d.h. sie
muß sich als Klassenbündnis darstellen. Dies ist ein Effekt der

ökonomischen Voraussetzungen des Korporatismus: erhöhte Kri
senmanifestation führt zu erhöhtem Klassenbewußtsein und die

ses muß institutionell aufgefangen werden; es wird sozialliberal
aufgefangen, indem die Arbeiterklasse als institutionelles Subjekt
anerkannt wird, daher sich selbst als politische Macht erfährt, eine
Macht jedoch, deren Äußerung im Gravitationsfeld der Klassen
kollaboration verbleibt.

Aber dieser doppelsinnige institutionelle Fortschritt betrifft zu
nächst nur das korporative Teilsystem. Es müssen Regeln existie
ren, die ihm das parlamentarische Teilsystem unterordnen.

(2) Sie müssen so beschaffen sein, daß sie die parlamentari
sche Verfassung unterlaufen, ja ad absurdum führen, aber nicht
antasten. Das generelle Mittel hierzu ist ein bestimmter Typ von
Personalunion: korporative und parlamentarische Apparate wer
den mit denselben Parteiindividuen besetzt, nicht notwendig zur
gleichen Zeit, in jedem Falle aber so, daß die politische Biografie
dieser Individuen im korporativen Apparat beginnt. Aufdiese Wei
se wird der verfassungsmäßigen Entscheidungskompetenz der
parlamentarischen Apparate, die ja nur fomal definiert ist, genüge
getan, und gleichzeitigwerden die Entscheidungsinhalte imSinne
des „korporativen Paradigmas" präformiert. Der Effekt ist, daß
Entscheidungen eines womöglich in der Verfassung oder im
Staatsrecht gar nicht vorgesehenen korporativen Systems von
Parlament, Regierung oder Arbeitsgericht stillschweigend über
nommen werden. Ob das System rechtlich „vorgesehen" (d.h. le
galisiert) wird oder nicht, ist übrigens selbst eine Entscheidung,
von der man nach Voraussetzung annehmen muß, daß sie über
nommen wird. Das zeigt, daß die Frage der „Verrechtlichung"
nicht in den Kontext der „institutionellen Methode" gehört; sie ist
bloß ein besonderer Entscheidungsinhalt, der je nach strategi
scher Situation variabel ist.

Eine noch stringentere Unterordnung existiert fürden Kerndes
parlamentarisch/korporativen Systems. Als diesen Kern kann
man die sozialliberale Partei ansehen, die das korporative System
bildet und das parlamentarische System dominiert. Istder „parla
mentarische Arm" der Sozialliberalen unter den korporativen sub-
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sumiert, so damit alleinschon das Parlament insgesamt, weildort
das Entscheidungsprinzip der Minderheitsunterordnung gilt. Für
diese Subsumtion müssen aber nicht einmal Verfassungsbestim
mungen unterlaufen werden, und deshalb kann sie rigider und
„offener" sein. Finanzielle Abhängigkeit des Partei- vom Ge
werkschaftsapparat, Entscheidungsprivilegien der Gewerk
schafts- in der Parteiführung, Einmischungsverbot der Partei im
engeren Bereich gewerkschaftlicher Politik (Betrieb) sind mögli
che Subsumtionsmittel, die sogar statuarisch fixiert sein können.
Solche doppelte und dreifache Sicherung des korporativen Ein
flusses überdieparlamentarische Partei istnicht überflüssig, weil
dieParlamentsfunktionäre aufgrund ihrerAbhängigkeit von häufig
stattfindenden Wahlen besondere politische Rollen ausbilden
müssen, die zum „korporativen Paradigma" in ein gewisses
Spannungsverhältnis treten: siehabendafür zusorgen, daßauch
die vom Sozialliberalen Korporatismus benachteiligten Arbeiter
fraktionen zum Erhalt derparlamentarischen Mehrheit beitragen,
und müssen sich deshalb eingrößeres Maßsystemkritischen Be
wußtseins zueigen machen als die Funktionäre der korporatisti
schen Apparate. - DieUnterordung der Partei unter die Gewerk
schaft kann auch deshalb „offen" geschehen, weil sie durch das
sozialistische Postulat scheinbar gedeutet werden kann, es hand
le sich umeinen Mechanismus proletarischer Herrschaft, z.B. um
„funktionelle Demokratie" im Sinne Otto Bauers (1970, S.94; vgl.
Nenning 1979, S.455). DerSchein entsteht dadurch, daß die Un
terordnungsregel aus dem Gesamtzusammenhang der „institu
tionellen Methode" herausgerissen wird, in dem doch vorab ent
schieden ist, daß nichtirgendeineGewerkschaft die sozialliberale
Parlamentsfraktion beherrscht, sondern einekorporative.

(3) Der Erfolg des Sozialliberalen Korporatismus hängt von der
Inkorporierung der Gewerkschaft in den bürgerlichen Staat ab;
aberausderselben Bedingung scheint auch seine Gefährdung zu
folgen. Die Gewerkschaft mag die vorgesehenen bürgerlichen
Grenzen ihrer Machtausübung überschreiten, sobald sie einmal
als Staatssubjekt fest etabliert ist. Mehr noch, wenn wirklich die
Gewerkschaft inkorporiert würde, müßte dies unter Krisenbedin
gungen notwendig irgendwann eintreten. Jedoch istvollständige
Verstaatlichung der Arbeiterorganisation ohnehin nur im Raum
der Ideologie vorstellbar, während im realen Kapitalismus die
Trennung von Staat und Gesellschaft unaufhebbar bleibt. Inder
Realität und im „Erfolgsfalle" kann Inkorporierung der Gewerk
schaft nurheißen, daß durch dieEntsendung gewerkschaftlicher
Vertreter inskorporatistische System jeneTrennung mitten durch
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die Gewerkschaft selbst gezogenwird, während sie in einem rein
parlamentarischen System zwischen Gewerkschaft und Parla
mentverläuft; d.h. es wird nur die Gewerkschaftsfü/vung inkorpo
riert. Dann aber sind Regeln erforderlich, die die Trennung lokali
sieren und aufrechterhalten. Sie bestehen in der regelmäßigen
Verzerrung oder tendenziellen Beseitigung innergewerkschaftli
cher Demokratie. Diese Trennungslinie, die unsichtbar ist, kom
plettiert die Sichtbarkeit der institutionellen Artikulation der Arbei
terklasse im korporativen Teilsystem und hebt sie hinterrücks wie
der auf. (Beim parlamentarischen Staat istes umgekehrt: hier wird
die Staatsgrenze scharf konturiert, aber wie sich die Klassen im
Staat artikulieren, bleibt verschwommen.) Je weiter die innerge
werkschaftliche Entdemokratisierung fortschreitet, desto unab
hängigerwird die inkorporierte Gewerkschaftsführung von der Zu
stimmung benachteiligter Arbeiterfraktionen, desto eher kann sie
sich mit der passiven Duldung durch die bevorzugten Fraktionen
begnügen. Die Mittel der Entdemokratisierung sind vielfältig;
meist bestehen sie im Unterlaufen von Satzungen, sie können
sich aber auch in den Satzungen selbst niederschlagen. Angriffe
gegen das Recht von Minderheitsrepräsentanten in gewerk
schaftlichen Führungsgremien, ihre Auffassung öffentlich zu ver
treten, sind ein Beispiel unter vielen: da „Repräsentation" unter
solchen Umständen auf Enthauptung und Stummheit der Minder
heitsfraktion hinausläuft, ist sie ein Mittel, einmal bestehende
Mehrheiten zu verewigen. Die Entdemokratisierungs-Mittel wer
den in der Korporatismus-Debatte meistens durch den Begriff
„Zentralisierungsgrad" abgebildet. Er leistet der ideologischen
Deutung Vorschub, mit dem der Mechanismus vermittelt wird: ihre
Grundfigur ist stets der Gedanke, daß die Stärke der Arbeiterklas
se ihre Einheit, die Einheit ein starkes Führungszentrum erfordere
und daß unter diesem Führungszentrum der jeweilige Interims
ausschuß zu verstehen sei, der zwischen den Gewerkschaftsta
gen regiert; dabei wird „Einheit" als Gegensatz zu „Auffassungs
unterschieden" definiert, und Auffassungsunterschiede werden
gegebenenfalls als Ausdruck „egoistischer Sonderinteressen"
einzelner Arbeitergruppen aufgefaßt.

(4) Die „Maßnahmen" zur Trennung von Staat und Gesellschaft
innerhalb der Gewerkschaft sind nur eine - wenn auch „progres
sive" - Problemverschiebung, denn die Arbeiterklasse mag sich
über die Gräben hinwegsetzen, mit denen sich eine undemokrati
sche Gewerkschaftsführung abzuschotten versucht. Nun gibt es
aber ohnehin keine Regel, die das Problem sozialliberal-korpora
tiver Herrschaft letztendlich „löst". Die Institutionen von Klassen-
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herrschaft werden sich stets als Verschiebung von Herrschaftspa-
radoxien herausstellen. DieVerschiebung muß sich „nur" als fä
hig erweisen, potentiellen Widerstand so lange wie möglich ohne
Gewaltanwendung zu paralysieren. Die Frage,diezu stellen übrig
bleibt, lautet also: inwiefern ist die Paralysefähigkeit eines parla
mentarisch-korporativen Doppelsystems derjenigen eines rein
parlamentarischen Systems überlegen? Die Antwort: weil von
letzterer Fähigkeit nichts verlorengehrt, aber noch Kapazitäten
hinzukommen.

(4.1) Unbehagen gegen korporative Politik vonseiten ökono
misch benachteiligter Arbeitermag sich zunächst gewerkschafts
intern artikulieren. Der elementare Versuch der Paralysierung be
steht dann darin, ihn auch innergewerkschaftlich zu „entkräften".
Das elementare Mittel: Weitergabe der Sprache, die im korporati
stischen Verhandlungssystem gesprochen wird, an die Gewerk
schaftsbasis, also Weitergabe bürgerlicher Analysestücke und
vor allem jener auf ihrer Grundlage entstehenden episodischen
„Ideologie der unerwarteten Unglücksfälle". Ob auch die Atmo
sphäre des Kompromisses mit der Bourgeoisie weitergegeben
wird, hängt von nationalen Besonderheiten ab; im Prinzip jeden
falls ist das korporative System auch bei kanalisiertem Konflikts
bewußtsein an der Basis funktionsfähig, ja das Zusammenwirken
von Kompromiß und Konfliktrhetorik (Esser/Fach 1979) kann ge
radezu als weiterer „Wellenbrecher" funktionieren. Es gibt noch
mehr Regeln, die ersatzweise oder nach dem Subsidiaritätsprin-
zip einspringen können: so kann die „episodische Ideologie" statt
auf einzelne korporative Entscheidungsresultate auch auf das
korporatistische System insgesamt bezogen werden, mit der Fol
ge, daß dessen bloße Existenz unsichtbar wird: das hat Panitch im
Auge, wenn er berichtet, die schwedische Gewerkschaftsführung
rede zu ihrer Basis über Korporatismus „in terms of ,we have a
meeting"' (1977, S.54). Öderes kann, wie man an Nennings Argu
mentation sieht, eine Praxis der „programmatischen Umschwei-
gung" dessen, was im korporatistischen System geschieht, gera
dezu als Strategie imArbeiterinteresse propagiert werden, so daß
der Kritiker am Korporatismus sich selbst der Kritik ausgesetzt fin
det. Worin auch immer die „Entkräftungs" -Variante besteht, zwei
Regeln finden stets Anwendung. Weil nicht nur die korporative,
sondern auch jede revolutionäre Praxis der Vermittlung durch
Deutungen und Intentionen bedarf, lautet die erste Regel: die Ge
samtheit der korporativen Deutungen/Intentionen muß das ge
samte Feld potentiellen Widerstands besetzt halten, so daß die
Benachteiligten im Idealfall totaler „Sprachlosigkeit" ausgeliefert
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sind. Daraus leitet sich die zweite Regel ab: was an potentiell wi
derstandsfähiger „Sprache" immer schon vorhanden ist, muß von
der korporativen Sprache aufgesogen werden; es tritt nur noch
„als dominiertes Grundmaterial auf (vgl.Haug 1980, S.353). So
ist beispielsweise Arbeitereinheit ein Element revolutionären Wi
derstands, aber wirhaben gesehen, daß es zum Rechtfertigungs
grund korporativer Entdemokratisierung werden kann. -Wenn in
nergewerkschaftlicher Widerstand sich durch die skizzierten
„Entkräftungs"-Strategien noch nicht brechen läßt, trittals inner
gewerkschaftliche ultima ratio die Diffamierungauf den Plan, die
ebenfalls nach Regeln abläuft. Wie man solche Regeln formulie
ren könnte, hat Althusser anhand eines anderen Themas, des
Mechanismus innerparteilicher Kritik in der französischen KP, de
monstriert: z.B. gibt es die „Methode, imaginäre Einwände zu wi
derlegen" (1978, S. 84), die sich mit dem „Mechanismus der Ver
mengung" paart - „man vermengt die ernsthaften mit den platten
Einwänden, um diejenigen, die ernstzunehmende Überlegungen
geäußert haben, durch die Widerlegung eines imaginären Ein-
wandes zu diskreditieren" (S. 86).

Diffamierungen werden gebraucht, wenn Hoffnung auf innere
Paralysierung aller Individuen schon nicht mehr besteht; ihrZiel ist
eine Spaltung, die außen zwischen die Individuen fällt. Für diejeni
gen Individuen, die trotz Diffamierung ihren Widerstand aufrech
terhalten, ist die hegemoniale Kraft des korporativen Teilsystems,
d.h. seiner innergewerkschaftlichen Agenten verbraucht. Damit
aber noch nicht die hegemoniale Kraft des Sozialliberalen Korpo
ratismus insgesamt.

(4.2) Sie finden sich zunächst auf die Möglichkeitverwiesen, ih
ren Protest in der bereitgehaltenen Sprache des „parlamentari
schen Arms" zu artikulieren. Dies wird so gewährleistet: es exi
stiert stets ein Minimum eigener Entscheidungsbefugnis der so
zialliberalen Palamentspartei, durch die sie befähigt ist, „metaö
konomische Kompensationen" (Nenning 1979, S. 464) für die be
nachteiligten und widerstandswilligen Individuen zu beschließen
und ihren Widerstandswillen dadurch gewissermaßen auf einer
Metaebene zu entkräften. Alle Politikbereiche, die nichts oder nur
wenig kosten, bieten sich als Arsenal solcher Kompensationen
an, am meisten also Kompensationen rein ideeller Art, z.B. au
ßenpolitische Identifikationsmuster, die je nach nationalen Bedin
gungen mit Feindbildern oder umgekehrt - was selbstverständ
lich viel begrüßenswerter ist - mit dem Bild des „ehrlichen Mak
lers" in Krisensituationen arbeiten können. Kompensationen, die
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etwas kosten, darunter auch ökonomische, können immerminde
stens gefordert werden.

Zur Beantwortung der Frage, weshalb Forderungen nichtauch
beschlossen werden, existiert nationenspezifisch ein eigenes
Terrain von Gründen wie z.B.: relative Stärke der Gegenpartei,
Koalitionsgesichtspunkte, verfassungsmäßige „checks and ba-
lances" usw. Gefordert werden kann bis zu einem gewissen Grad
sogar die Entkorporativerung der Gewerkschaft. Diesengewissen
Grad kann man definieren als die „Methode, einen imaginären
Korporatismus anzugreifen", die sich mit dem oben schon be
schriebenen Mechanismus der Vermengung paart: nachdem die
Gewerkschaftsführung den Kritiker durch Widerlegung „platter
Einwände" diffamiert hat, kann sich die Parlamentspartei diesel
ben platten Einwände zueigen machen und z.B. einen vagen
Kampfgegen „die Bürokratisierung" der Gewerkschaften begin
nen. - Die „Integration" von Kritikern durch Forderungen statt
durch Beschlüsse mit realen Resultaten zeigt nicht geringere,
sonder größere hegemoniale Wirkung, weiles viel schwieriger ist,
die Notwendigkeit einer besonderen Zielsetzung neben einer be
reits bestehenden, für die schon „machtvoll gekämpft wird", zu
begründen als die Notwendigkeiteiner Alternativezu einer Reali
tät.

Indirekt wird sogar die parlamentarische Minderheitspartei der
alten Mittelschichten zum Funktionselement des Sozialliberalen
Korporatismus. Die ultima ratio dieser Form bürgerlicher Hege
monie besteht in dem stets verfügbaren Argument, es müsse die
parlamentarische Basis gegen einen Konkurrenten verteidigt wer
den, der ja tatsächlich keine Arbeiterinteressen vertritt, also in der
„Logikdes kleineren Übels". DieMittelschichtenpartei funktioniert
auch dann noch für den Sozialliberalen Korporatismus - voraus
gesetzt, unsere Annahmen über dessen ökonomische Basis sind
richtig! -, wenn sie von antikorporativen Arbeitern aus sprachlo
sem Protest zur parlamentarischen Mehrheitspartei gemacht
wird. Die Anschauung ihrer Politik wird diese Arbeiter wieder zur
sozialliberalen Partei zurücktreiben. Nehmen wir an, auch dieser
Graben wird von einigen durchschritten. Dann gibt es noch genau
zwei Hegemoniemöglichkeiten. Die erste ist eine bloße Fortset
zung der „Logik des kleineren Übels". Einen Wunschgegner -
der Integrationsaufgaben übernehmen kann, zu denen man
selbst nicht mehr fähig ist, und der dabei stets kontrollierbar bleibt
- kann man auch im Bereich der „antibürgerlich" werdenden Indi
viduen zu installieren versuchen, indem man ihnen pathologische
Identifikationenaufzwingt. Das kann besonders im Entstehungs-
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Stadium antibürgerlicher Einstellungen ein leichtes Spiel sein. Auf
höherer Stufenleiter tritt dann wieder die Methode der Widerle
gung platter Einwände in Aktion. Ersatzweise oder subsidiär kann
zweitens versucht werden, Individuen in Situationen hineinzutrei
ben, die den Einsatz von Repressionsgewalt gegen sie unter Zu
stimmung aller oder der meisten noch „bürgerlich" eingestellten
Individuen erlauben.

Wenn auch diese letzten „Regeln" versagen, dann und nur
dann wird das System bürgerlicher Herrschaft besiegbar. Aber
wie viel gehört dazu, selbst unter dem Druck ökonomischer Be
nachteiligung aus ihnen herauszutreten! Wer glaubt, dieses Sy
stem (und auch andere Herrschaftssysteme) neige einfach wegen
ökonomischer Krisen zur Selbstauflösung, ist weiter nicht als ein
„Wunschgegner". Zwar gilt in der Tat, daß nur die ökonomische
Krise es überhaupt in Gefahr bringen kann. Aber Gefährdung und
Besiegung ist nun mal zweierlei.

2.4 Strategische Situation

Methodologische Vorbemerkung: In Westdeutschland herrscht eine Situa
tion, die im nachhinein als Entstehungsphase des Sozialliberalen Korporatis
mus erscheinen könnte. Derartige Situationen sind nicht allein negativ charak
terisiert als Nochnichtvorhandensein eines Systems X, sondern bilden selbst
wieder ein „System", freilich keines, das nach „Regeln" und „Methoden" funk
tioniert. Termini wie „Interessenlogik" (Groser 1980) und „Kräfteverhältnisse"
sind übliche Versuche, sich in ihm zurechtzufinden. Die folgende Darstellung
politischer Kräfteverhältnisse in Westdeutschland orientiert sich methodolo
gisch an Gramsci (1967, S. 322ff.) und vor allem an Foucault (1977, S. 113ff.).
- „Fortschrittliche" und „reaktionäre Kräfte" gegeneinander abzuwiegen, ver
bietet sich in einer Lage, in der es darum geht, die Arbeiterklasse von der
Selbstorganisation der eigenen Ohnmacht abzuhalten. Nicht Subjekte, son
dern Stützpunkte und Widerstandspunkte, die häufig, nach Foucaults Formu
lierung, „die Individuen selber durchkreuzen, zerschneiden und umgestalten,
in ihrem Körper und in ihrer Seele" - und in ihrem Denken - „abgeschlossene
Bezirke abstecken" (S. 118), stehen sich hier gegenüber. Sie bilden gemein
sam die strategische Situation bezüglich der sozialliberal-korporativen Stra
tegie und sind in ihrem äußere Umfang durch diese definiert, bestehen nämlich
aus allen Elementen, die bei Berührung mit der sozialliberal-korporativen Stra
tegie in sozialliberal-korporative Effekte übergeführt bzw. zum effektiven Wi
derstand gegen solche Oberführung eingesetzt werden können. Bei der Ana
lyse von Situation und Strategie müssen wir nicht vom Nullpunkt anfangen,
vielmehr erweisen jetzt die Resultate der vorausgegangenen Abschnitte ihre
unmittelbare politische Relevanz; die Theorie der strategischen Situation er
scheint als Glied einer „vom Abstrakten zum Konkreten aufsteigenden" Theo
riekette (vgl. Jagen 979a, S.83 bis 88, bes. 87 f.). - Es lassen sich nämlich ei
nerseits aus der Theorie der ökonomischen Basis - insbesondere aus der Be-
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hauptung eines Zusammenhangs von Kriseund korporativerTendenz - das
Vorhandenseinder sozialliberal-korporativen Strategie in Westdeutschland,
aus der Theorie der Parteidimension ihre potentiellen politischen Träger und
aus der Theorie der institutionellen Methode die Gestalt ihres Ziels ableiten.
Andererseits ergibt sich aus letzterer Theorie auch, daß die strategische Situa
tion aus Elementen wie Verhältnis von Gewerkschaft und Arbeiterpartei, inner
gewerkschaftlicher Demokratie, Politik der Mittelschichtenpartei, Charakter
der innergewerkschaftlich gängigen Intentionen und Deutungen usw. besteht.
- Zu diesen übernehmbaren Resultaten tritt eine spezifische Logikhinzu, für
die u.a. folgende Annahmen konstitutiv sind: (a) Strategienkönnenohne Stra
tegen existieren. Es gibt zwar „keine Macht, die sich ohne eine Reihe von Ab
sichten und Zielsetzungen entfaltet" (S. 116), aber diese brauchen sich nicht
auf die gesamte Strategie, sondern können sich auf lokale Taktikenbeziehen,
deren „Verkettung" zu einer Gesamtheit bei genügendem Problemdruck der
ökonomischen und politischen Situation hinter dem Rücken aller Beteiligten
vor sich gehen kann, (b) Es ist andererseits nicht ausgeschlossen, daß es ei
nem Subjekt mit gegebener Zielsetzung gelingt, seine Taktik mit einer Ge
samtstrategie zu „identifizieren", in welchem Falle die Erfolgschancen der
Strategie wachsen. In diesen Kontext gehört m.E. HaugsTheorie „politischer
Diskurse" (1980). Zu Recht wehrt sich Haug gegen ökonomischen Reduktio
nismus bei der Frage nach den Erfolgschancen solcher Diskurse. Der Erfolg
hängt nicht von der Obereinstimmung mit der (subjektiven und objektiven)
ökonomischen Situation ab. Dennoch gibt es ein objektives Erfolgskriterium:
Obereinstimmung mit der strategischen Situation. Diese wird ihrerseits „in
letzter Instanz" von der ökonomischen Basis determiniert, (c) In einer strategi
schen Situation gibt es neben Stütz- und Widerstandspunkten fast regelmäßig
auch immanente Widerstandspunkte, die, wie Foucault schreibt, „in den
Machtbeziehungen die Rolle von Gegnern, Zielscheiben, Stützpunkten, Ein
fallstoren spielen" (117). Dieses Konzept ersetzt das vage und mißbräuchliche
Reden von der „objektiven Funktion" politischer Handlungen bzw. Subjekte
durch eine unabweisbare Frage - welches sind die immanenten Widerstand
spunkte bezüglich der gegebenen Strategie - und durch Antworten, die in Be
gründungspflicht und Widerlegungsmöglichkeit stets rationalen Kriterien un
terworfen sind.

Wir versuchen jetzt nacheinander folgende Fragen zu beant
worten: Existiert in Westdeutschland ein System des soziallibera
len Korporatismus? Wenn nein: Welches sind die Stützpunkte der
auf sie zielenden Strategie? Und welches sind die Widerstand
spunkte, darunter die immanenten?

Die Frage nach der Existenz ist zu verneinen, weil es in West
deutschland keine in ein staatliches Entscheidungssystem inkor
porierte Gewerkschaftsführung gibt, die über einkommens- oder
gar ordnungspolitische Fragen mit der sozialliberalen Parlament
spartei und den Kapitalorganisationen Kompromisse aushandelt
und umsetzt. Die Konzertierte Aktion ist kein solches Entschei
dungssystem, denn erstens wird in ihr nicht entschieden, sondern
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informiert - noch dazu im wesentlichen einseitig von der Regie
rung -, zweitens ist sie kein Organ, welches der gegenwärtigen
ökonomischen Situation entspringt (vielmehr dem Endstadium
der vergangenen Akkumulationssphase, der sie auch ihre dog-
matisch-keynesianische Entstehungsideologie verdankt (vgl.
Lehmbruch 1977, S106)), und drittens haben die Gewerkschafts
vertreter bewiesen, daß sie sich nicht einmal diesem Organ ge
genüber zu bedingungsloser Teilnahmepermanenz verpflichtet
fühlen (Rückzug im Mitbestimmungs-Streit). Man beachte.daß es
theoretisch belanglos ist, ob Rückzüge aus derartigen Organen
„konfliktrhetorisch" gemeint sind oder nicht, entscheidend ist, daß
sie stattfinden: wenn nämlich ein korporatives System existieren
würde, dann nach Voraussetzung auch ein innergewerkschaftli
cher Entdemokratisierungsgrad, der „konfliktrhetorische" Rück
züge überflüssig macht.

Zweite Frage: Welche Elemente der strategischen Situation
sind dem sozialliberal-korporativen Ziel genügend „nahe", daß
sie als Stützpunkte der entsprechenden Strategie dienen kön
nen? - Zunächst einmal ist es wesentlich, daß die Strategie in
Schlüsselpositionen des sozialliberalen Blocks, der als potentiel
les Subjekt des korporatistischen Systems infragekommt, bereits
gedacht wird. Auf das Buch von Hauff/Scharpf haben wir schon
hingewiesen. Seine Vorgeschichte wie seine Folge zeigen, daß es
keine politische Eintagsfliege ist. Was den „Vordenker für sozial
demokratische Politikkonzeptionen" Scharpf angeht (vgl. Hüb-
ner/Moraal, 1980, S.41), so kann man an der Reihe seiner Publi
kationen verfolgen, wie er seit Beginn der Wirtschaftskrise und
vermittelt über die Aufgabenstellung der Enquete-Kommision
Verfassungsreform des Deutschen Bundestages an dem Projekt
arbeitet, die sozialliberale Entwicklung der Planungskapazitäten
des bürgerlichen Staates auch unter den veränderten Bedingun
gen fortzuführen, und wie er dabei auf das korporatistische Kon
zept stößt: seine Formulierung aus dem Jahr 1973, wonach die
„Konkurrenzdemokratie" die Planungskapazität des Staates we
gen ihrer genereilen Konsensabhängigkeit und ihres Zwanges zu
kurzfristigen Erfolgen beschränke, seine Forderung, nach „Kom
plementärstrategien" zu suchen, die eine zusätzliche „künstliche"
Konfliktsteigerung und Konsensbildung erzeugen würden
(Mayntz/Scharpf 1973, bes. S. 137ff.),stimmt schon bis aufs Haar
mit der Problemdiagnose überein, aus der Lehmbruch später die
Notwendigkeit des „liberalen Korporatismus" ableitete (1977, S.
96ff.) Sein Koautor Hauff ist bekanntlich bald nach der Veröffentli
chung des gemeinsamen „strukturpolitischen" Programms zum
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Forschungsminister ernannt worden, in welcher Eigenschaft er
den auf die Marktökonomie des Kapitals bezogenen Programm
teil massiv durchführt. Der Vorgang signalisiert dennoch vorerst
nur lokale Bewußtheit über die korporative Strategie innerhalb
des sozialliberalen Blocks: nicht einmal der SPIEGEL, sein wich
tigstes Presseorgan, hat bisher auch nur ihren marktökonomi
schen Aspektbegriffen (vgl. 12/80, S. 37ff.) DieEntwicklung eines
korporativen „Diskurses" ist also zwar weit fortgeschritten, aber
noch nicht am Ziel.

Intentionen und Deutungen, die dem korporativen Ziel so nahe
kommen, daß sie als Stützpunkte der korporativen Strategie be
griffen werden können, sind inÄußerungenführender DGB-Funk
tionäre (vgl. z.B. den Schlagzeilenbericht der FR vom 3.4.80 über
den vom DGB-Vorsitzenden Vetter geforderten „Umdenkungs-
prozeß"), in Aufsätzen gewerkschaftlicher Theoretiker (vgl. den
Literaturbericht von Ehrig, 1980) und imVerlaufder gewerkschaft
lichen Programmdiskussion präsent. Manfindet hier einerseits ei
ne starke Affinitätzur Strategie der „aktiven Strukturpolitik", deren
Ziele und Mittel häufig nicht anders bezeichnet werden als bei
Hauff und Scharpf. Andererseits steht, was die Investitionsfrage
angeht, die Forderung nach einem System der Information,Koor
dination und Erfolgskontrolle nach wie vor neben dem Programm
grundsatz, daß die letzte Entscheidung über Investitionen im ein
zelnen Unternehmen bleiben müsse; so daß selbst die Presse des
Kapitals zu dem Schluß kommt, der DGB sei vom „Enteignungs-
zum Entmachtungsmodell" übergegangen, d.h. er wolle nicht den
Kapitalismus beseitigen, sondern „eine umfassende Kontrolle
von Wirtschaft und Gesellschaft" herbeiführen (vgl. den eben er
wähnten FR-Bericht). Gegen eine derartige Linie gibt es starken
innergewerkschaftlichen Widerstand. Immerhin, ob sich Funktio
näre wie Vetter auflehnen würden, wenn das „Entmachtungsmo
dell" bei österreichischen Verhältnissen stehenbleibt, kann be
zweifelt werden, solange er uneingeschränkt von „positiven Er
fahrungen mit Wirtschafts-und Sozialräten in anderen europäi
schen Ländern" spricht. Wirklich bedenklich ist seine Haltung zur
Frage innergewerkschaftlicher Demokratie. Er bezeichnet das
Demokratiebild, nach dem vor allem die Abhängigkeit der Man
datsträger von Wahlen gewährleistet sein muß, in Auseinander
setzung mit dem christdemokratischen Verbändegesetzentwurf
als „formalistisch".

„Und wenn die eine oder andere Satzung Gewerkschaftsvorständen das
Recht einräumt, Funktionäre einzusetzen oder zu bestätigen, ist das noch lan
ge kein Indiz für mangelnde Demoratie oder gar Diktatur. ...am Beispiel des
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'von oben' eingesetzten Bezirksleiters: Hatoder erringter nicht das Vertrauen
und die Mitarbeit der Mitgliedschaft, ist seine Arbeit zur Unwirksamkeit ver
dammt. Eine fundamentale Bedingung fürGewerkschaftspolitik ist also, daß
sie von der Mitgliedschaft getragen, akzeptiert wird. Dies ist m.E. ein stärkeres
demokratisches Fundament, als es selbst Wahlen gewährleisten können."
(Vetter 1979, S. 208)

Dieses „antiformalistische" Demokratiebild dürfte kaum Schutz
vor korporatistischer Entdemokratisierung bieten, im Gegenteil,
es erleichtert deren Durchsetzung. Geringere „Mitarbeit" der Ge
werkschaftsmitglieder, im Sinne von Demobilisierung, Streikver
zicht, ist ja gerade Zweck dieser Strategie. Sollten sich derartige
Tendenzen auch inder Praxis durchsetzen (Fall Plumeyer!), dann
würde alles, was den relativhohen Zentralisierungsgraddes DGB
ausmacht, nicht mehr für Kampfkraft, sondern für korporatistische
Selbstentmannung der Arbeiterklasse zu Buche schlagen. So vor
allem das Fehlen parteipolitischer Zersplitterung, aus dem leicht
eine Zementierung des sozialliberalen Status quo werden könnte,
und die weitgehende Konzentration von Entscheidungskompe
tenzen auf der Führungsebene. Die relativ schwache Stellung der
DGB-Dachorganisation gegenüber den Einzelgewerkschaften
bildet hier ein Gegengewicht, weildie Möglichkeitbesteht, daß der
Kampf zwischen korporativen und antikorporativen Gewerk
schaftsflügeln sich am Verhältnis der Einzelgewerkschaften zu
einander (einschließlich der führenden Funktionäre) festmacht,
etwa entlang der Zugehörigkeit zu „moderneren" oder in die Krise
geratenen Branchen; dafür gibt es heute schon Anzeichen (z.B.
unterschiedliche Politik der IG-Chemie- und der IG-Druck-Füh
rung). Auf die Gewerkschaften in den „kritischen" Branchen
kommt es jedenfalls gerade an, denn die Krise ist es, die die kor
porative Strategie überhaupt erforderlich gemacht hat. - Alles in
allem kann man urteilen, daß das Bewußtsein großer Teile der
DGB-Führung einem korporativen „Diskurs" nahe kommt und
daß eine korporative Entdemokratisierungsstrategie zwar auf
Widerstand stößt, aber beileibe nicht chancenlos ist.

Die Großbourgeoisie als letzter potentieller Teilnehmer eines
korporativen Systems ist von diesem zweifellos noch am weite
sten entfernt. Mag sie auch über den „Sozialismus" der
DGB-Führung beruhigt sein - und sie scheint sehr genau zu wis
sen, welcher Zusammenhang zwischen Handlungsfähigkeit der
Führung und gewerkschaftlichem „Zentralisierungsgrad" besteht
(vgl.SPIEGEL 5/80, S. 66) -, so wirdsie deshalb das „Entmach-
tungsmodell" noch nicht ohne Not akzeptieren. Die führenden
Bourgeoisfunktionäre scheinen sich heute ineinem Übergangzu
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befinden. Antimitbestimmungskampf und „Tabukatalog" liegen
noch als Beweise traditioneller Konflikthaltung auf dem Tisch, an
dererseits ist das Abrücken vom christdemokratischen Kampf ge
gen den „Gewerkschaftsstaat" zumindest auf der parteipolitschen
Ebene unübersehbar. Bemerkenswerterweise scheint auch die
sozialliberale Polemik gegen die „Unberechenbarkeit" von
Strauß, hinter der man leicht das zentrale Interesse der korporati
ven Strategie erkennt - die „Berechenbarkeit", die die Soziallibe
ralen anbieten können, ist der Arbeitsfrieden -, bei ihnen auf
fruchtbaren Boden zu fallen. Die Großbourgeoisie beginnt offen
mit der SPD-Führung zu sympathisieren. (Vgl.die Berichte in
SPIEGEL 12/80, S.32 ff und5/80, S.58 ff.)

Dritte Frage: welche Widerstandspunkte enthält die strategi
sche Situation? - Widerstand von rechts, der sich als Kampf ge
gen „den Gewerkschaftsstaat", gegen „Verfilzung" und für Priva
tisierung aller „Verbände" seines antikorporativen Charakters
auch ein Stück weit bewußt ist, wird massiv vom christdemokrati
schen Block ausgeübt. Vieles spricht jedoch dafür, daß der Kampf
aus der Defensive heraus geführt wird. Während für das korporati
ve Programm in zunehmener Offenheitund Öffentlichkeit agitiert
wird, wird die antikorporative Polemik infolge der Entwicklung der
Kräfteverhältnisse immer gewundener; die Christdemokraten wa
gen 1980 keine Wiederholung des offen antigewerkschaftlichen
Wahlkampfs von 1972, sondern lavieren zwischen progewerk
schaftlichen Gutwetteraktionen und mehr oder weniger absichts
vollen Indiskretionen über die Aufrechterhaltung ihrer Verbände-
gesetzinitiativen hin und her. Während im sozialliberalen Block
zwar mitverteilten Rollen, aber einheitlicher Stoßrichtung und Be
gründung die korporative Intention verbreitet wird, zerfällt die
christdemokratische Gegenintention in die „populistische" Va
riante der Strauß-Fraktion und die durch das Konzept der „Neu
en sozialen Frage" definierte Kohl-Geißler-Variante, zwei Be
gründungsstränge, deren schwere Vereinbarkeit durch die par
teiinternen Fraktionskämpfe evident geworden ist. Schließlich,
während im sozialliberalen Block keine Unklarheit über den Klas
sencharakter der korporativen Strategie herrscht und auch nicht in
der Öffentlichkeit erzeugt wird, sind die Christdemokratenzu sol
cher Unklarheit gezwungen - sie greifen die Strategie stets als
„sozialistische" an -, weil sie sich Angriffe gegen den großbour-
geoisen Teil eines möglichen Korporatismus nicht leisten können.
Daß diese Unklarheitden Sozialliberalen dabei hilft, sogar Soziali
sten in die korporative Strategie einzuspannen oder sie zuminde-
stens zu paralysieren, liegt auf der Hand. Die Christdemokraten
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haben jedoch noch weitere, über die politische Tagespolemik hin
ausreichende Widerstandsmöglichkeiten. Sozialliberaler Korpo
ratismus bedeutet Unterordnungdes parlamentarischen Systems
unter das direkte Verhandlungssystem der Klassen, deren Bünd
nis der sozialliberale Block organisiert. Dieses parlamentarische
System ist jedoch als einzig entscheidungskompetentes in der
Verfassung verankert. EinewirksameGegenstrategie könnte dar
in bestehen, die Verfassungsinstanzen durch Anrufung der kon
sensunabhängigen Judikative, insbesondere des Bundesverfas
sungsgerichts, gegen Funktionsveränderungen jeder Artzu ver
teidigen. Mit dieser Strategie ist es den Christdemokraten seit
zehn Jahren immer wieder gelungen, sozialliberalen Reformen
Grenzen zu setzen; läßt sich so auch der Korporatismus verhin
dern? Das scheint fraglich. Erstens hat auch die Unabhängigkeit
der Judikative in punkto gesetzlicher Grundlage und Richterer
nennung Grenzen, und das historische Beispiel des siegreichen
Kampfes, indem Franklin D. Roosevelt seine teilweise korporati-
stischgefärbte New Deal- Politik gegendas amerikanische Ober
ste Bundesgerichtdurchsetzte, zeigt, daß solche Grenzen unter
dem Druckeiner aktuellen Problemlage inkurzer Zeiterreicht sein
können (vgl. Baines 1977,S.345). Zweitens, und das ist viel we
sentlicher, müßtedie Unabhängigkeit der westdeutschen Judikati
ve zur Durchsetzung der korporativen Strategie wohl nicht einmal
angetastet werden: es scheinteher, daß sie ihrden Weg ebnet.

Das BVerfG hat den durch die sozialliberale Politik der Staats
eingriffe in die Wirtschaft notwendig implizierten Übergang vom
dualistischen Rechts- in den Maßnahmenstaat seinerzeit akzep
tiert und steht schon deshalb einem Denken in Verbändegesetz-
Kategorien nicht automatisch nahe. Es hat freilich die Rechts-
staats/deotog/e der 50er Jahre dabei aufrechterhalten, indem es
die Politik der „Maßnahmen" als bloße Ausführung von Meta-
Recht hinstellte, welches es zu diesem Zweck eigens erfand, d.h.
schöpferisch aus dem Grundgesetz „herausinterpretierte", nach
einem Muster, das schon in den 50er Jahren selbst bei der Erfin
dung des Begriffs „Freiheitlich-demokratische Grundordnung"
wirksam wurde. Der Dualismus von gesellschaftlich-privater Ak
tion und staatlich-rechtlicher Rahmensetzung wurde auf diese
Weise verschoben in den neuen Dualismus von staatlicher Aktion
in der Gesellschaft einerseits, Rahmensetzung durch „Werte"
andererseits. (Vgl. Aschke 1979) Offe nimmt an, der Appell an
höchstrichterliche Wertschöpfung sei „natürliche Tendenz einer
konservativen Opposition" gegen die sozialliberal-korporative
Strategie(1979, S.90).Aber schöpft das BVerfG denn antikorpo-
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rative Werte? Im Gegenteil: das Mitbestimmungsurteil beweist -
wie Blankegezeigt hat (1980) -, daß Kompromißpflicht und Inve
stitionsfreiheit des Kapitals die einzigen Werte sind, die das Ge
richt unter allen Umständen schützen will, während es im übrigen
ausdrücklich bereit ist, eine laufende Anpassung der rechtlichen
Institutionalisierung der Klassenbeziehungen an die Entwicklung
ökonomischer Wachstumsbedingungen und gesellschaftlicher
Anschauungen zuzulassen. Kompromißprinzip und Investitions
freiheit sind aber gerade die Grundpfeiler des Sozialliberalen Kor
poratismus. Publizistisch ist das Mitbestimmungsurteil als halber
Sieg der Bourgeoisie gedeutet worden, weil es der Mitbestim
mung enge Grenzen gesetzt habe. Hinzufügen muß man, daß
korporatistische Kräfte inden Gewerkschaften mitgesiegt haben:
das Urteil nimmt ihnen die unpopuläre Korrekturdes sozialistisch
deutbaren Programmpunkts „Investitionskontrolle" ab und damit
der innergewerkschaftlichen Opposition einen greifbaren inner
gewerkschaftlichen Angriffspunkt.

Wir finden also, daß der christdemokratische Widerstand zwar
stark und seiner Aufgabe hinreichend bewußt ist, aber keine stra
tegischen Elemente enthält, die ihn siegreich machen könnten,
und die Schwäche der ökonomischen Basis eines solchen Wider
stands war ohnehin klar. Seine Niederlageistalso vorgezeichnet;
aber es wird eine langsame Niederlage sein. Aus ganz anderen
Gründen ist es um „linken", potentiell sozialistischen Widerstand
derzeit schlecht bestellt. Stärke der ökonomischen Basis ist das
einzige, was diesen Widerstand positiv auszeichnet, aber wegen
zu geringem Bewußtsein von dem, wogegen gekämpft werden
müßte, kommt sie vorerstkaumzur Geltung. Breite Ansätze einer
innergewerkschaftlichen Opposition gegen den „integrationisti-
schen Flügel" sind vorhanden. In der Periode „neuer gewerk
schaftlicher Kämpfe nach 1969", schreibt Deppe,
„im Zusammenhang einer Aktivierung gewerkschaftlicher Interessenvertre
tung und einer Erweiterung des gesellschaftspolitischen Diskussionsspiel
raums und insgesamt einer deutlicheren Politisierung auch der innenpoliti
schen Auseinandersetzungen ... wächst... eine neue Generation von Kadern
derArbeiterbewegung heran". (1979. S.216) Sie„sind heutelängst keine Ju
gendvertreter mehr. Siestellen schon einen erheblichen Anteil derDelegierten
bei Gewerkschaftstagen; sie lösenallmählich gewerkschaftliche Funktionäre
aufdenunteren und mittleren Ebenen ab.Siegehören zudenorganisierenden
und treibenden Kräften bei denzurückliegenden Streikkämpfen ..." (217)

Dadurch allein werden sie aber noch nicht zum wirksamen anti
korporativen Faktor, auch wenn sich imVerlaufder ökonomischen
Krise ihreBasis immermehrverbreitert. Deppeschreibtselbst, ihr
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Bewußtsein sei durch die Erfahrung bestimmt, „daß sich die Re
gierung - und vor allem die SPD - dem politischen Druck, der Er
pressung und der ökonomischen Macht des Kapitals unterordnet"
(S.216). Dieses falsche Bewußtsein von der SPD als unfreiwilli
gem und feigem Opfer des Kapitals, hinter dem der ungebrochene
Glaube an eine verschüttete sozialistische Grundsubstanz dieser
Partei steckt, ist eher selbst ein Stützpunkt der korporativen Stra
tegie. Außerdem macht Repräsentanz „auf der mittleren Ebene"
gerade da Halt, wo die innergewerkschaftliche Grenze zwischen
Staat und Gesellschaft gezogen werden könnte. Ein Kampf gegen
Entdemokratisierungstendenzen ist immerhin im Gange, jedoch
könnte er wirkungsvoller sein, wenn bekannt wäre, weshalb er ge
führt werden muß. Auseinandersetzungen zwischen basisdemo
kratischen und DKP-orientierten Deutungen von Demokratie, wie
sie jüngst von der DGB-Schule in Oberursel ausgingen, nützen
wiederum der korporativen Strategie, die entlang einer Fragestel
lung wie „Gremienarbeit, ja oder nein" noch Kommunisten einzu
spannen versuchen kann (vgl.die Diskussionsfronten auf der 12.
Jugendkonferenz der IG-Metall, Bericht der FR vom 28.4.1980).

Es gibt leider viele Beispiele für die „Immanenz" sozialistischen
Widerstands gegen die sich abzeichnende Entwicklung, darunter
das Schauspiel des Kampfes gewerkschaftlich orientierter Wis
senschaftler gegen Korporatismus-Kritik von links: für Bopp-
Schmehl/Kypke reicht es zu wissen, daß Biedenkopf den Korpo
ratismus bekämpft, umjede Kritik der Gewerkschaftsfeindlichkeit
zu verdächtigen (1979, S.1471).

Ein eklatantes Beispiel „immanenten" Widerstands finden wir
auch auf parteipolitischer Ebene, und zwar im sozialistischen Flü
gel der SPD, wo zur Zeit eine Otto Bauer-Renaissance auflebt.
Man erhofft von ihr Hervorhebung und Stärkung der marxistischen
Tradition der Partei. So begrüßenswert das wäre, so problema
tisch ist das Schweigen von Albers (1979) und anderen über die
derzeitige Einverleibung Bauers in den österreichischen korpora
tiven Diskurs. Der schon mehrfach zitierte Nenning macht ihn oh
ne Umstände zum ideologischen Ahnherrn eines Systems, das er
selbst als „parlamentarisch-demokratischen .Ständestaat*" be
zeichnet (1979, S.457f). In seiner einschlägigen Theorie des
„Klassengleichgewichts" habe Bauer „bloß darin" geirrt, es „als
prinzipiell kurzfristig" zu deklarieren (S.455). Wieweit Nenning
(und Lehmbruch: 1977, S.91f, 124) Bauer gerecht werden, steht
hier nicht zur Debatte, aber klar ist, daß Bauer nur dann für den
Sozialismus zu Buche schlägt, wenn es gelingt, eine eindeutig
nichtkorporative Substanz seiner Theorien zu bestimmen. Statt
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dies zu tun, stellen z.B. Gransow/Krätke die „Gleichgewichts"-
Theorie ungewolltwie eine wünschenswerte Vorwegnahme des
Sozialliberalen Korporatismus dar; es fehlt weder die Unterord
nung des Parlaments unter einen „von allen Volksklassen be
schickten koordinierenden und Interessenkoliisionen ausglei
chenden Clearing-Ausschuß" noch die Angabe der Herrschafts
bedingung, daß die „Klassenorganisation des Proletariats... stark
genug" sein muß, „das gemeinsame Klasseninteresse des Prole
tariats gegenüber allen proletarischen Sonderinteressen geltend
zu machen" (1979, S.111). - Dennoch ermutigen Erscheinungen
auf der parteipolitischen Ebene, und zwar einschließlich solcher
auf der SPD-Linken, noch am meisten zur Hoffnung auf antikorpo
rative Widerstandsmöglichkeiten. Kurzfristig werden die soziali
stischen Kräfte gegen die korporative Strategie infolge des skiz
zierten Bewußtseinsrückstands nichts ausrichten, aber es
scheint, daß die ökonomische Krise eine Bereitschaft zur Kräfte
sammlung unter dem Vorzeichen der Selbstqualifikation schon
jetzt erzeugt hat (Stichwort: Bewußtsein über eine „Krise des Mar
xismus"), und mit der Konstituierung der ökologischen Bewegung
zur Partei hat auch der Loslösungsprozeß vom christdemokrati
schen wie vom sozialliberalen Block bereits begonnen. Unter sol
chen Bedingungen kann immanenter in nicht mehr integrierbaren
Widerstand übergehen (vgl. hierzu auch Jäger 1980, in diesem
Band).

Anmerkung
' Dietheoretischen Beziehungen zwischen der Analyse von Poulantzas und

der hier vorliegenden Analyse sind so komplex, daß ich ihre Darstellung ei
nem späteren Aufsatz vorbehalten muß. Im allgemeinen gilt, daß die kon
zeptionellen Rahmen unterschiedlich sind, der reale Gegenstand aber der
selbe zu sein scheint, was zur Folge hat, daß viele theoretischen Aussagen
übereinstimmen, allerdings ganz unterschiedliches Gewicht erhalten. Das
wichtigste Beispiel dafür sind folgende bei Poulantzas quasi nebensächli
che, für mich wegen des „parteitheoretischen Ansatzes" (vgl. Jäger 1979 b)
aber zentralen Feststellungen: 1. Der „autoritäre Etatismus" setzt nicht wie
der Faschismus „eine historische Niederlage der Massenbewegung und der
Arbeiterklasse voraus" - „ganz im Gegenteil" (Poulantzas 1978, S.191). 2.
„In den europäischen Ländern wird derzeit das klassische Bündnis zwi
schen der Bourgeoisie und der (alten und neuen) Kleinbourgeoisie infrage-
gestellt". (S. 193) Eine ähnliche Artvon Übereinstimmung ergibt sich auf der
methodologischen Ebene, nicht nur in der Bezugnahme auf Foucault, son
dern auch in folgender Hinsicht: „Wenn auch die ökonomische Rolle des
Staates, die von ihrem politischen Inhaltnicht zu trennen ist. als Richtschnur
einer Analyse des autoritären Etatismus dienen soll, so reicht sie doch bei
weitem nicht aus. Es handelt sich um eine institutionelle Realität, die nur an
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dem ihr eigenen Ort untersucht werden kann.". (S.186) In beiden Fällen
komme ich beiAkzeptierung dieser Ausgangspunkte infolge meiner Inter
pretation der „Methode des Aufsteigens vom Abstrakten zum Konkreten"
(Jäger 1979 a) zu anderen Vorgehensweisen als Poulantzas. - Unter Be
rücksichtigung dieser Differenzen können diehier folgenden Überlegungen,
dienicht überdenStatuseiner Theorieskizze hinausgehen, als Einführung
indie im Detail viel reichhaltigere Analyse vonPoulantzas gelesen werden.
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Wolfgang Krumbein

Soziale Wurzeln der SPD

Thesen zum Charakter des politischen Reformismus und den
Chancen der innerparteilichen Linken

These 1: Der Charakterder Sozialdemokratie ist durch politikzen
trierte Analysen nicht zu klären.

Jene Linken, die in der Sozialdemokratie arbeiten, haben sich
zu legitimieren: Gibt es Anhaltspunkte dafür, daß die SPD nach
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links veränderbar ist? Dies ist die Frage nach dem Charakter der
Sozialdemokratie, denn ohne eine grundsätzliche Analyse der
SPD bleibt jede Hoffnung auf eine Linksverschiebung in der So
zialdemokratie rein voluntaristisch. Welche Zusammenhänge al
so haben der Sozialdemokratie zu einer durch alle Schwierigkei
ten hindurch erstaunlichen historischen Stabilität verholten? Wie
ist die hohe Kontinuität der Verankerung unter den Lohnabhängi
gen zu erklären?

Von folgenden Ansätzen einer Analyse der Sozialdemokratie
können diese Fragen nur unzureichend beantwortet werden:
- der funktionalistische Ansatz, der die SPD systemtheoretisch
dem Bezugspunkt „Erhaltung des kapitalistischen Systems" zu
ordnet. Dieses Vorgehen, häufig gekoppelt mit der problemati
schen These einer Gleichrangigkeit der Teilsysteme Politik und
Ökonomie, vermag die zugrundeliegenden sozialen Interessen
der Basis der SPD nicht einzuordnen, kann die Widersprüchlich
keit der Partei allenfalls marginal erfassen und erklärt letztlich ein
veränderndes politisches Handeln der Subjekte für kaum möglich.
(Vgl. vielfältige Ansätze in der Studentenbewegung und auch
Blanke 1978.)
- der instrumentalistische Ansatz der Stamokap-Theorie (in der
Variante der DKP) willin der SPD zwei Klassenlinien erkennen und
erhält zugleich die alte These eines Führungs-Basis-Gegensat
zes aufrecht. Die Frage, weshalb proletarische Wähler und Mit
glieder die - als Instrument des Monopolkapitals fungierende -
rechte SPD-Führung unterstützen, kann nicht mehr materiali
stisch erklärt werden; die, allen Vorhersagen zum Trotz, hohe Sta
bilität der SPD bleibt diesem Ansatz letztlich ein Rätsel.
- ein soziologistischer Ansatz, der die SPD zur „Partei des öf
fentlichen Dienstes, der Staatsbeamten und Staatsangestellten"
(Greven 1979,127) erklärt. Wie aber kann anders als durch frag
würdige Zusatzkonstruktionen erklärt werden, daß die SPD wei
terhin von Nicht-Staatsbeschäftigten gewählt wird, daß offen
sichtlich eine Strukturverbindung der SPD zur Arbeiterbewegung
gewahrt bleibt?! Ist die SPD-Basis tatsächlich so beschränkt, daß
sie die angeblich ihren Interessen entgegengesetzte Politik der
Partei nicht durchschaut?
- ein politizistischer Ansatz, der in den Instrumenten der SPD-
Politik, ihrem Bezug auf staatliche Institutionen übertiaupt
(„Staats-und Parlamentsfixierung") die Grundlage einer Degene
rierung sieht. Dieser Ansatz war und ist eine häufig inder antirevi
sionistischen Linken vertretene Meinung; außer Acht gelassen
wird die Frage, warum sich welcher soziale Inhalt dieser staatli-
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chen Formen bedient und welche Widersprüchlichkeiten hier
durch impliziert sind.

Allen vorgestellten Ansätzen, die selbstverständlich in mannig
faltigen Mischformen auftreten, ist letztlich ein politikzentriertes
Vorgehen gemeinsam, sei es durch die Festlegung politischer
Klassenlinien oder durch den Bezug auf politische Abläufe. Sozia
le Wurzeln der Sozialdemokratie werden allenfalls am Rande the

matisiert, die komplexen Vermittlungsmechanismen zwischen so
zialen Wurzeln und ihrem Ausdruck im politischen Raum werden
kaum untersucht. Diehier aufgestellte These lautet: Es bedarf tief
ergehender als nur politikorientierter Untersuchungen, es bedarf
des Rückbezugs auf allgemeinere sozialökonomische Strukturen,
um sich die historische Wirksamkeit und Stabilität der Sozialde
mokratie im wirklichen Sinn erklären, d.h. materialistisch herleiten
zu können. Der im folgenden vorgeschlagene Erklärungsansatz
rückt zunächst die vom Kapitalismus hervorgebrachten sozialen
Interessen und Bewußtseinsformen der Lohnarbeiter in den Mit

telpunkt der Untersuchung der Sozialdemokratie (vgl. ausführlich
zu diesem Ansatz: Göttinger Thesen 1979).

These 2: Bewußtseinsformen und soziale Interessen sind grund
legende Begriffe fürdie Analyse des Reformismus.

Im politischen Raum agieren Parteien, deren Handeln durch
spezifische Interessen geleitet wird; in Programmen werden Be
wußtseinsformen von Individuen zu zusammenhängenden Par
teiideologien verdichtet. Das Bewußtsein der handelnden Indivi
duen ist dabei keineswegs nur von ihrer jeweiligen politischen
Praxis bestimmt, sondern reflektiert zugleich ihre soziale Existenz
und ökonomische Abhängigkeit. Für die besondere politische
Partei „Sozialdemokratie" ist zu fragen, ob die sozialökonomische
Struktur des Kapitalismus stets wiederkehrende Bewußtseinsfor
men und soziale Interessen hervorbringt, die dieser Partei ihre hi
storische Stabilität verliehen haben.

Die Lohnarbeiter agieren als Besitzer einer der drei gleichbe
rechtigten Revenuequellen Kapital, Arbeitund Boden. Ihre sozia
len Interessen sind einmal auf das reibungslose Zusammenwir
ken aller Revenuequellen, also florierende Akkumulation gerich
tet, zugleich aber werden die spezifischen Interessen an der Re
produktion der eigenen Revenuequelle (ausreichend hohe und
kontinuieriichfließende Revenue) geltend gemacht, so daß in der
Distributionskonkurrenz die gegensätzlichen Interessen von Ar
beit und Kapitaldurchscheinen. Sind indiesem Sinn schon die so-
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zialen Interessen der Lohnarbeiter keineswegs eine homogene
Einheit, so weisen auch ihre Bewußtseinsformen Widersprüche
auf: Freiheit, Gleichheit, Eigentum und Leistung sind erstens Be
griffe, die das Gemeinsame aller Revenuequellenbesitzer in sich
aufnehmen, sie sind aber zweitens auch Kampfbegriffe (auch in
der Distributionskonkurrenz muß die „Gleichheit" mit dem Kapital
erst erkämpft werden).

Diegenannten Inhalte der BegriffeBewußtseinsformen und so
ziale Interessen sind offensichtlich nicht rein ökonomischer Natur,
sondern umfassen zugleich ein ganzes Ensemble von Normen
und Wertanschauungen - und sie beinhalten nicht zuletzt auch
eine ideologische Auffassung von der staatlichen Wirklichkeit
(Freiheit und Gleichheit als demokratietheoretische Grundbegrif
fe). Die Umsetzung inden staatlichen Raum ist den sozialen Inter
essen und Bewußtseinsformen daher keineswegs äußerlich, son
dern ihnen selbst inhärent: Das Vertrauen auf die gesetzgeberi
sche Interessenumsetzung durch die Sozialdemokratie hat schon
hier die grundlegenden Wurzeln.

Dem vorgeschlagenen Ansatz der Reformismus-Analyse geht
es demnach auch nicht darum, das oben kritisierte politikzentrier
te Vorgehen durch ein ökonomistisches Starren auf die allgemei
nen Gesetzmäßigkeiten des Kapitals zu beantworten - wichtig
wird vielmehr die Betrachtung des Verhältnisses von Politik und
Ökonomie: Nicht die Abtrennung der politischen Sphäre von der
Ökonomie, sondern die Umsetzung sozialer Interessen in den
staatlichen Raum muß von der Reformismus-Analyse themati
siert werden.

Angesichts der Tatsache, daß sich mit der Sozialdemokratie der
notwendige Bezug der sozialen Interessen auf die politische Ebe
ne verwirklicht hat und angesichts der immer wieder frappieren
den Parallelität von Bewußtseinsformen der Lohnarbeiter und so

zialdemokratischer Programmatik kann als vorläufige Definition
der Sozialdemokratie festgehalten werden: Die Sozialdemokratie
ist der politisch-organisatorische Ausdruck der widersprüchlichen
sozialen Interessen und Bewußtseinsformen der Lohnarbeiter.

These 3: Modifikationen des Sozialdemokratie-Begriffs machen
den politischen Reformismus noch nicht zur klassenunspezifi-
schen Staatspartei.

Die Betrachtung der „Oberfläche der bürgerlichen Gesell
schaft" bedarf der Weiterentwicklung zunächst durch die Untersu
chung derjenigen methodischen Ebene, die Marx unter eine „et-
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waige Fortsetzung des Werkes" subsumiert hatte und die mit der
Analyse u.a. des Staates zwischen allgemeiner und empirischer
Ebene anzusiedeln ist (vgl. Krumbein 1977). Im Unterschied zum
gewerkschaftlichen Reformismus, der die Interessen der Lohnar
beiter in der unmittelbaren Auseinandersetzung mit dem Kapital
vertritt, will der politische Reformismus ^Sozialdemokratie) die
se Interessen mittels gesetzlicher Fixierung umsetzen. Dadurch,
daß das Handlungfeld „bürgerlicher Staat" selbst wiederum von
der Ökonomie besondert ist, ergeben sich fürden Reformismus-
Begriff Modifikationen: Schon in den zugrundeliegenden Bewußt
seinsformen werden die illusionären Momente durch den Bezug
auf den „Hüter des Gemeinwohls" verstärkt und in ihren Handlun
gen im Parlament und in den staatlichen Verwaltungen muß die
Sozialdemokratie spezifische Interessen mit dem Gemeinwohl
vermitteln.

Indem der politische Reformismus spezifische Interessen in
den Staatsapparat übersetzt und gleichzeitig durch den Filterdes
abstrakten Staatsinteresses gießt, wirder nicht zur klassenunspe-
zifischen Staatspartei: Der Rückbezug zu den Interessen seiner
sozialen Basis geht durch den Vermittlungsprozeß nicht verloren,
wird vielmehr selbst widersprüchlich und ruft innere Spannungen
in der Sozialdemokratie hervor.

Daß die Sozialdemokratie eine derartige Vermittlungsinstanz
darstellt, ist keineswegs als bloße „Staatsfixierung" abzutun, son
dern eine notwendige Form von Interessenvertretung, die ja der
Umsetzung in allgemeine Gesetze über den Staat nicht entbehren
kann. Hier liegt zugleich der Grund dafür, daß die Sozialdemokra
tie keineswegs eine potentiell abstreifbare Form für die Interes
senvertretung der Lohnarbeiter abgibt, sondern als notwendige
Form zu begreifen ist, die sich die Inhalte Bewußtseinsformen und
soziale Interessen in ihrem Bezug auf den Staat geben. Daß da
durch der Schein entstehen kann, die innere Klammer des politi
schen Reformismus sei durch das Interesse an der Wahrung der
politischen Demokratie gegeben, liegt auf der Hand: Eine republi
kanische Staatsform ist Voraussetzung der wirksamen Interes
senvertretung im politischen Raum, so daß legitimerweise ein
enormes Eigeninteresse an dieser Staatsform hervorgebracht
wird.

Auf zwei weitere Modifikationen des Sozialdemokratie-Begriffs
sei hier nur kurz hingewiesen:
- Interessenvertretung im politischen Raum bedingt die Heraus
bildung einer Organisation, deren jeweilige Ausgestaltung z. T.
ganz erhebliche Eigeninteressen, bürokratisches Verharrungs-
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vermögen usw. mitsich bringen kann, die auf der anderen Seite
aber auch tradierte Wertvorstellungen, ein ganzes Bündel von
kulturellen Gewohnheiten eines spezifisch-nationalen Arbeitermi
lieus in sich aufnehmen kann und von daher ein Eigengewicht ei
ner politischen Kultur begründet.
- Eine Tendenz zur Veränderung der sozialen Zusammenset
zung der Sozialdemokratie wird dadurch verursacht, daß haupt-
und ehrenamtliche Tätigkeiten immer mehr von den- in Bildung
und Verfügung über Zeit privilegierten Neuen Mittelschichten
wahrgenommen werden. Insbesondere unter Einbezug der spezi
fischen nationalen und ökonomischen Entwicklung der BRD kop
pelte sich diese Veränderung inder Sozialstruktur der SPD mitei
nerAusweitung derWählerschichten undeinerideologischen Öff
nung in Richtung auf liberale Wertvorstellungen. Durch diese
Wandlungsprozesse wirddie Sozialdemokratie jedoch nicht zu ei
ner „interklassistischen" Partei und schon gar nicht zu einer bür
gerlichen Partei. Der Begriffder Volkspartei faßt in bornierter Form
nur die Veränderungen in der Sozialstruktur der Bevölkerung ins
gesamt (Ausweitung der Lohnarbeit bei gleichzeitiger Binnendif
ferenzierung), so daß der politische Reformismus nur die Wand
lungen seiner sozialen Grundlage nachvollzieht. Die neuen Mit
glieder- und Wählerschichten gehören selbst nurz. T. den Neuen
Mittelschichten an, sind in anderen Teilen schon in die Arbeiter
klasse eingegliedert oder befindensich im Obergang zu ihr: Die
SPD bleibt als Volkspartei Klassenpartei. In einer Situation, in der
die Mehrheit des Volkes der Arbeiterklasse angehört, bleibt eine
Entgegenstellung der Begriffe Volkspartei und Klassenpartei
selbst noch der - auf den dienstrechtlichen Status fixierten - bür

gerlichen Soziologie verhaftet. Auch in ideologischer Hinsicht ver
eint die Sozialdemokratie die Anschauungen ihrer gesamten
Wählerbasis.

Marxistische Kräfte in der Sozialdemokratie können nicht nur
die verschiedenen Entwicklungstendenzen im widersprüchlichen
Arbeiterbewußtsein beeinflussen, sondern können auf der Basis
der geschilderten Modifikationen auch auf der politisch-ideologi
schen Ebene an Einfluß gewinnen: Das Handlungsfeld „Staat"
der SPD besizt eine bemerkenswerte (gleichwohl aber nur rela
tive) Selbständigkeit gegenüber grundlegenden ökonomischen
Prozessen und historisch-politische Ereignisse können einen be
deutsamen Anteil an der Herausbildung ideologischer Anschau
ungen in der SPD gewinnen und eine spezifische politische Kultur
der Sozialdemokratie begründen.
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Als modifizierte Definition des politischen Reformismus kann
gelten: Die Sozialdemokratie ist eine Vermittlungsinstanz, die Be
wußtseinsformen und soziale Interessen ins politische System
übersetzt und durch die Form des Handelns als Staatsbürger eine
relativ selbständige politisch-ideologische Kultur begründen
kann.

These 4: Der politische Reformismus ist in seiner Grundstruktur
widersprüchlich.

Auf den ersten Blick scheint eine Widersprüchlichkeit der So
zialdemokratie dadurch hervorgerufen zu werden, daß die über
die Gewerkschaften an die SPD herangetragenen sozialen Inter
essen der Lohnarbeiter ineinen ständigen Konflikt geraten mitder
Staat- und Gemeinwohlfixierung der Partei. Nun trifftes zweifellos
zu, daß der politische Reformismus nicht nur über den Zwang zur
Legitimation bei seiner entscheidenden Wählerschicht, den Lohn
arbeitern, sondern ganz besonders über die personelle und orga
nisatorische Veflechtung (Afa) mit den Gewerkschaften an die
Arbeiterbewegung angebunden bleibt. Jedoch tritt die daraus fol
gende Orinetierung auf die Arbeiterbewegung nicht in dem Sinne
der Orientierung auf den Staat und das Gemeinwohl gegenüber,
daß hier zwei einander entgegenstehende und in sich homogene
Interessenenkomplexe konfligieren. Vielmehr liegt der Wider
sprüchlichkeit der Sozialdemokratie das widersprüchliche Be
wußtsein der Lohnarbeiter selbst zugrunde: Harmonisierende
Wertvorstellungen und das Erkenntnis sozialer Abhängigkeit lie
gen nebeneinander und sind für Gewerkschaften und Sozialde
mokratie identische zugrundeliegende Bewußtseinsformen. Der
Bezug auf dieses widersprüchliche Alltagsbewußtsein stellt den
Kern des komplexen Zusammenhangs von Arbeiterbewegung
und politischem Reformismus dar.

Vorherrschenden Ausdruck findet die Widersprüchlichkeit der
Sozialdemokratie in der Flügelbildung: Ein reformsozialistischer
Flügel hebt die transitorischen antikapitalistischen Momente des
reformistischen Bewußtseins hervor und fordert eine stärkere und
kämpferischere Orientierung an den spezifischen Interessen der
Lohnarbeiter. Ein sozialliberaler Flügel rückt die harmonisieren
den Momente im widersprüchlichen Bewußtsein in den Vorder
grund und will Interessenvertretung inerster Linieüber die Förde
rung allgemeiner Interessen (florierende Akkumulation)verwirkli
chen; damit ist dieser in der BRD dominierende SPD-Flügel eben
so wie die vorherrschende politische Linie inden Gewerkschaften
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durch eine spezifische Art der Interessenvertretung der Arbeiter
charakterisiert.

These 5: ökonomische Krisenphänomene inder BRDlassen die
Widersprüchlichkeit des politischen Reformismus konkret in ein
zelnen Politikfeldern durchschlagen.

Zyklische Entwicklung der Akkumulation, anhaltende Massen
arbeitslosigkeit und Finanzierungsschwierigkeiten der Sozialver
sicherung sind jene vordringlichen Problempunkte, die in der Ver
gangenheit zum Abbruch der Reformpolitik der sozialliberalen
Koalition maßgeblich beigetragen haben und deren weitere Zu-
spitzuung in den nächsten Jahren die innere Widersprüchlichkeit
der Sozialdemokratie auch in den einzelnen Politikfeldern zum
Ausdruck kommen lassen wird. Deutliche Anzeichen dieser Ent
wicklung sind schon heute feststellbar:
- Auf dem Feld der Wirtschaftspolitik setzt selbst die ansonsten
keineswegs überkritische AfAandere Akzente als die offizielle Re
gierungspolitik und fordert verstärkte planende Staatseingriffe,
Priorität der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und Reform der
Subventionsvergabe, die schon Klose mit seinem Schlagwort
vom „Staat als Reparaturbetrieb des Kapitalismus" thematisiert
hatte. In der wirtschaftspolitischen Debatte innerhalb der SPD
macht sich eine Tendenz zur Rückbesinnung auf verstärkte käm
pferische Interessenvertretung der Lohnabhängigen bemerkbar.
- In der allerdings erst beginnenden sozialpolitischen Debatte in
der SPD rückt das alte Ziel der Volksversicherung wieder in den
Vordergrund: Mit der Einbeziehung möglichst aller Erwerbstäti
gen (gerade auch der Höherverdienenden) in die Pflichtversiche
rung und dem Zurückdrängen des dem bürgerlichen Leistungs
ideal entspringenden Äquivalenzprinzips zugunsten des Solidar-
prinzips würde die Umverteilungspotenz der Sozialversicherung
ebenso gestärkt werden wie die ohnehin feststellbare Tendenz
zur Vergesellschaftung der Reproduktion der Arbeitskraft. Unver
kennbar kommt hier der Charakter der SPD (als Volkspartei Klas
senpartei zu sein) zum Ausdruck: Das Interesse der Arbeiterklas
se an einer verstärkten kollektiven Reproduktion und Umvertei
lung ist nur über die Einbeziehung immer weitererTeile speziell
der Neuen Mittelschichten in die Sozialversicherung erreichbar.
- Ebenso wie in den Gewerkschaften wird auch in der Sozialde
mokratie den ökologischen Fragestellungen mehr Aufmerksam
keitzuteil. Noch allerdings gelingt es kaum, die als Gattungsinter
essen der Menschen artikulierten Interessen der ökologischen
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Mittelschichtbewegung zu überführen in eine klassenspezifische
Stoßrichtung gegen die maßlose Aneignung von Mensch und Na
tur durch das Kapital, die zuallererst die Arbeiterklasse betrifft. Die
Integrationskraft der SPD auf diesem Feld, die freilich die ganze
verdrehte Weltanschauung und Widersprüchlichkeit der Ökolo
giebewegung partiell mit integriert, dürfte in dem Moment beson
dere Kraft gewinnen, wo die sich abzeichnende politische Spal
tung der Grünen eintritt und weiterhin die sozialen Interessen der
neuen Mittelschichten (angesichts z. B. drohender Arbeitslosig
keit wegen Bürorationalisierungen) in den Vordergrund rücken.

Auch an anderen konkreten Politikfeldern wie Familienpolitik,
demokratische Rechte und Außenpolitik ließe sich das in den obi
gen drei Beispielen aufgeführte Ergebnis konstatieren: Mit aufbre
chenden ökonomischen Krisen und sozialen Problemen öffnen
sich in der Sozialdemokratie alte und neue Widerspruchsfronten,
die zugleich den Linken inder Partei dann Handlungschancen ge
ben, wenn sie den von den Gewerkschaften ausgeübten Druck
auf die SPD aufgreifen und umsetzen können.

These 6:Die Aufgaben von Marxisten inder SPD bestehen darin,
die aufbrechenden Widersprüchein der Sozialdemokratie fürei
ne Linkswendung zu nutzen.

Für die absehbare Zukunft bestehen in der BRD keine Chancen
auf eine sozialistische Transformation der Gesellschaft; zunächst
gilt es daher, in einem zähen Kleinkampf die sozialen und politi
schen Kräfteverhältnisse in der BRD zu verändern und derart die
Voraussetzungen füreinen Übergang zum Sozialismus zu schaf
fen.

Im Rahmen dieser Wandlungen kann die SPD selbst nach links
gehen bzw. nach links gedrängt werden und können marxistische
Kräfte in der Partei an Einfluß gewinnen. Der Ansatz einer reali-
tätsorientierten sozialistischen Politik heute besteht darin, die im
Zuge sozialer und ökonomischer Krisen sich zunächst inden Ge
werkschaften äußernden antikapitalistischen Tendenzen, die stär
kere Kampfbereitschaft, die weiterreichenden wirtschafts- und
sozialpolitischen Forderungen auch in den politischen Raum zu
tragen und in der Sozialdemokratie zur Geltung zu bringen. Die
aufbrechenden Widersprüche im politischen Reformismus kön
nen füreine Linkswendunggenutzt werden, denn verändertes Be
wußtsein der Lohnarbeiter und die Politisierung der Gewerkschaf
tenschlägtauch impolitischen Raum durch, wennauch zeitverzö
gert und mit vielen Fraktionen, Fraktionskämpfen usw. behaftet.
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Für Marxisten in der SPD kommt es gerade darauf an, die Hemm
nisse für das Durchschlagen dieser Neuerungen, die aus der
Staats- und Gemeinwohlorientierung der Sozialdemokratie resul
tieren, zu minimieren. Gerade durch ein realistisches Programm
einer alternativen Wirtschaft- und Sozialpolitik können die Kerne
eines späteren marxistischen Flügels in der SPD, wie sie sich
heute bereits bei Teilen der Jungsozialisten zeigen, einen Wand
lungsprozeß der SPD beschleunigen.

Ohne Zweifel birgt das Aufbrechen sozialer Konflikte in der ak
tuellen Situation der BRD erhebliche Gefahrenmomente in sich:
Relevante Teile der Arbeiterschaft und der Neuen Mittelschichten
reagieren auf Krisenentwicklungen mit der Verstärkung der illu
sionären harmonisierenden Momente ihres Bewußtseins, so daß
ein neuer Riß in der Arbeiterbewegung zwischen nach links ge
henden Sektoren besonders der Industriearbeiter und nach rechts
wandernden Abteilungen der kommerziellen und im Staat be
schäftigten Lohnarbeiter drohende Möglichkeit wird. Gerade Mar
xisten inder SPD werden gegen diese Entwicklunganzutreten ha
ben

- durch ein Eintreten für Kompromißbildungen in den Gewerk
schaften und gegen Abspaltungstendenzen in der Sozialdemo
kratie, um die SPD als Integrationspartei zu erhalten. Ein Ausein
anderdriften der Arbeiterbewegung würde eine neue bürgerliche
Hegemonie auf absehbare Zeit konstituieren und die bundesrepu
blikanische Linkeendgültig isolieren. Eine Linkswendung des po
litischen Reformismus kann daher nicht durch Spaltungen voran
getrieben werden, sondern mittels eines langsamen ganzheitli
chen Linksverschiebungsprozesses der Arbeiterbewegung;
- durch zunehmende Berücksichtigung der sozialen Interessen
der Neuen Mittelschichten, deren Annäherung an die Arbeiter
klasse ohnehin durch zunehmende Arbeitslosigkeit, Bürorationa
lisierungen etc. bewirkt wird. Linke Sozialdemokraten werden die
sen Volksparteiaspekt der Klassenbewegung Sozialdemokratie
immer zu berücksichtigen haben - auch und nicht zuletzt durch
die Entwicklung eines sozialistischen Ökologieprogramms;
- durch verstärkte Anstrengungen auf dem Feld des ideologi
schen Klassenkampfs, umdurch Einbeziehung klassenunspezifi-
scher Bewußtseinsmomente wie dem nationalen Interesse die In
tegrationskraft der SPD zu erhalten.

All diese Handlungsnotwendigkeiten -und Chancen der Linken
setzen voraus, daß die SPD führende Regierungspartei bleibt. Die
Voraussetzungen eines späteren Übergangs zum Sozialismus
würden massiv verschlechtert unter einer neokonservativen Re-
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gierung: Denn die Alternative Schmidt-Strauß ist nicht nur auf
dem Feld der Demokratischen Rechte und der Außen- und Frie
denpolitik angesiedelt, sondern bezieht sich generell auf die von
Marx so genannten „Elemente einer neuen Gesellschaft". Eine
bürgerliche Austeritätspolitik würde diese Elemente (Momente
der Kollektivität und Planung von der Sozialpolitik bis zu Staatsin
terventionen) entweder zerschlagen oder ihre kapitalistische
Formbestimmtheit verstärken (vgl. Krumbein 1980). Unter einer
sozialliberalen Regierung dagegen könnten sich diese Elemente
weiter entfalten, natürlich in kapitalistischer Form und nicht etwa
als sozialistische Inselrv. Diese wirkliche Alternative Schmidt-
-Strauß zeigt auf, daß linkePolitik auf längere Fristan den Sozial
liberalismus angebunden bleibt.

These 7: Perspektivisch kann ein linksverschobener Reformis
mus zum Bestandteil eines hegemonialen Neuen Sozialen
Blocks werden.

Von denjenigen, die jegliche sozialistische Veränderung der
SPD für unmöglich erklären, werden die sozialen Wurzeln des po
litischen Reformismus, seine Anbindung an die Arbeiterbewe
gung, außer Acht gelassen. Aufder anderen Seite wird die indirek
te Form dieser Anbindung durch diejenigen ignoriert, die die Gren
zen einer Veränderbarkeit der Sozialdemokratie nicht wahrhaben
wollen. Angesichts der auch in Zukunft erfolgenden Reproduktion
illusionärer Bewußtseinsformen in bestimmten Teilen der Arbei
terklasse, angesichts der Tatsache, daß eine Linksentwicklung im
Bewußtsein etlicher Abteilungen der Lohnarbeiter kaum aus
schließlich in der SPD einen politischen Niederschlag finden wird
(auch die Herausbildung einer nichtsektiererischen Kommunisti
schen Partei ist nach allen historischen Erfahrungen wahrschein
lich!), angesichts der Einbindung des politischen Reformismus in
Funktionszwänge des noch bürgerlichen Staates, angesichts der
sozialstrukturellen Veränderungen in Wählerschaft und Mitglied
schaft der SPD, angesichts der in Organisationsformen und Pro
grammen geronnenen historischen Wandlungen - angesichts all
dieser die Linksentwicklung des politischen Reformismus hem
menden Faktoren beinhaltet die Formel von der „Umwandlung
der SPD in eine mehrheitliche konsequent sozialistische Partei"
(Herforder Thesen 1980,101) eine idealistische Setzung. Dieser
These mangelt es am materialistischen Nachweis, daß eine ob
jektive Grundlage der gewünschten Entwicklung existiert.
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Dennoch: Die SPD ist veränderbar. (Diese Erkenntnis ist unge
achtet aller inneren Differenzen der gemeinsame theoretische wie
praktische Ausgangspunkt der Arbeit vonMarxisten inder SPD -
eine Grundlage, die ein solidarisches Zusammenstehen gegen
über allen Linken außerhalb der SPD ermöglicht.) Möglich ist eine
Linksverschiebung des gesamten politischen Reformismus, in
dessen Folge der reformsozialistische Flügel sich mehrheitlich
gegenüber dem sozialliberalen Flügel durchsetzt und gleichzeitig
marxistische Kräfte in der Partei erheblich an Einfluß gewinnen
können. Die Grenzen dieser Linksentwicklung, daß nämlich Mar
xisten kaum mehrheitsfähig werden können, beinhalten zugleich
ein Positivum von erheblicher Bedeutung: Die Integrationsfähig
keit der Sozialdemokratie, ihr Charakter als Integrationspartei der
Lohnarbeiter kann erhalten werden; die politische Ausgrenzung
der Neuen Mittelschichten kann vermieden werden, so daß die
SPD weiterhin als Volkspartei Klassenpartei zu bleiben vermag -
nun aber mit gewandelten Inhalten.

Eine solchermaßen veränderte SPD wird sicherlich einen Groß
teil der in sich nochmals weit ausdifferenzierten Strömungen der
Arbeiterbewegung integrieren können - ihre Gesamtheit jedoch
wird sie kaum umfassen können. Daher wird im Rahmen eines

„dritten Weges zum Sozialismus" (vgl. die demnächst erschein-
denden Göttinger Thesen II) eine Bündnisperspektive jenseits
des erstarrten Volksfrontschemas zu entwickeln sein. Insbeson

dere die Gewerkschaften sind gefordert, wenn es zur Herstellung
eines „Neuen Sozialen Blocks" darauf ankommt, die unterschied
lichen sozialen Interessen der einzelnen Abteilungen der Arbei
terklasse wie der Neuen Mittelschichten in einen gemeinsam ge
tragenen und kompromißhaft ausgestalteten Plan zur grundle
genden Veränderung der Ökonomie und der demokratischen
Transformation des Staates zu überführen. Eine Bündnisper
spektive macht im staatlichen Raum einen politischen Pluralismus
unabdingbar: Eine „Neue politische Formation" schließt alle ver
schiedenen politischen Ausdrücke der Lohnabhängigen zusam
men. Hier ist nicht nur die sicherlich quantitativ stark dominierende
Sozialdemokratie angesprochen, sondern auch dann gewiß weit
gehend veränderte christlich-soziale, radikaldemokratische und
auch nichtsektiererisch-kommunistische politische Strömungen.
Wesentliche Aufgabe einer solchen neuen politischen Formation
ist die Eroberung der ideologischen Hegemonie gegenüber dem
bürgerlichen Block und seiner Ideologeme - eine Aufgabe, die
nicht nur die Pluralität der diversen politisch-ideologischen An
schauungen der beteiligten Parteien bzw. Strömungen als Basis
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einer gemeinsamen Auffassung akzeptieren muß, sondern die
zugleich den ständigen Rückbezug auf die zugrundeliegenden
sozialen Interessen des linken Bündnisblocks unabdingbar
macht.
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Frank Heidenreich und Andreas Westphal

Sozialliberalimus oder sozialistische Volkspar
tei?

Zu den Handlungsmöglichkeiten von Marxisten in der SPD

Linke Sozialdemokraten unterscheiden sich von anderen fort
schrittlichen Kräften in der Antwort auf die Frage, welche Bedeu
tung die Veränderung der SPD im Rahmen einer Strategie der so
zialistischen Transformation der BRD hat. Gegenüber Positionen,
die die „Neutralisierung" der SPD in den Klassenkämpfen als Vor
aussetzung für die Wirksamkeit „autonomer" sozialistischer Poli
tik betrachten, sind wir uns mit anderen Sozialdemokraten über ei
ne strategische Grundbedingung unseres Handelns einig: „Dar
an, wie dieser Kampf um die SPD (und in der SPD) am Ende ent
schieden wird..., wird sich auch der Weg der Bundesrepublik
Deutschland ... entscheiden." (W. Abendroth, 1978, S. 92) Die
SPD-Linken müssen Auskunft geben über die Möglichkeiten und
Grenzen ihrer politischen Arbeit in der Sozialdemokratie, wenn sie
die Notwendigkeit der Verschiebung der innerparteilichen Kräfte
verhältnisse behaupten. - Wolfgang Krumbein fordert in seinem
Beitrag „Die sozialen Wurzeln der SPD" (Krumbein, 1980, in die
sem Band) zurecht eine Analyse der SPD, um sich ohne Illusion
über die Handlungschancen und -schranken zu verständigen. Ei
ner der tragenden Begriffe ist der des Reformismus. (Vgl. hierzu:
„Göttinger Thesen", 1979; sowie „Herforder Thesen", 1980, S.
43ff.)

Ein ökonomischer Reformismusbegriff führt zu mechanisti
schem Parteiverständnis

Krumbeins Leitfrage lautet: Wie ist die Verankerung der SPD in
den lohnabhängigen Massen zu erklären, weshalb sind diese Be
ziehungen über lange Zeit so stabil geblieben? - In seiner Ant
wort, die den Fehler einer „politikzentrierten" und damit angeblich
nicht-materialistischen Sichtweise (vgl. Krumbein, 1980) vermei
den soll, verweist Krumbein auf die „sozialen Interessen" und
„Bewußtseinsformen" der Lohnabhängigen, deren Ausdruck die
SPD sei. Daß er unter „Bewußtseinsformen" ausschließlich sol
che der Ökonomie, d.h. die „objektiven Gedankenformen" (vgl.
Karl Marx, Das Kapital, Bd. 1 (=MEW 23), S. 90, 564) allein der

ARGUMENT-SONDERBAND AS 51 fr)



Sozialliberalismus oder sozialistische Volkspartei? 157

ökonomischen Praxen begreift, zeigt seineBezugnahme aufdie
Marx'sche Kritik der „Trinitarischen Formel" (Das Kapital, Bd. 3
(=MEW 25), S. 822ff.) Krumbein löstdie Parteiförmigkeit der Ar
beiterbewegung in das aus Denknotwendigkeiten der Produk
tions- undder Zirkulationssphäre widersprüchlich zusammenge
setzte Lohnarbeiterinteresse auf. Diese Reduktion von Politi
schemaufökonomisches macht es unmöglich, den Unterschied
zwischen den Bewußtseinsimpulsen der Formseite der Arbeit
(Lohn als Wert der Arbeit zur Erhaltung der Revenuequelle,
Gleichgültigkeit gegenüberdemArbeitsinhalt) undeinerübergrei
fenden Weltanschauung wie „reibungsloses Zusammenwirken
aller Revenuequellen" (Krumbein, 1980) zu denken. Wenn die
Lohnabhängigen für „florierende Akkumulation" und ein „rei
bungsloses Zusammenwirken aller Revenuequellen" eintreten,
so ist ihr Interesse an der Erhaltung ihrer Arbeitskraft bereits mit
anderen Elementarinteressen in eine bestimmte Sicht der ge
samtgesellschaftlichen Wirkungszusammenhänge eingegliedert
(Artikulation). Die Forderung nach mehr Lohnetwa wirdartikuliert
im strukturierten Ganzen einer sozialpartnerschaftlichen Denk
weise, die politisches Handeln inRichtungauf die Harmonisierung
der sozialen Gegensätze anleitet. Die Politik von Marxisten wird
sich nicht dadurch auszeichnen, daß sie dagegen „ganz andere"
Interessen verfolgt. Sie stellt vielmehr zumeist dieselben Forde
rung, in den Rahmen ihres nicht auf die Stillegung der sozialen
Antagonismen, sondern deren Überwindung gerichteten Diskur
ses. Die Differenz der verschiedenen Diskurse, deren Konkurrenz
im ideologischen Klassenkampf stattfindet, besteht demnach in
der unterschiedlichen Weise der Strukturierung und Hierarchisie-
rung der Elemente.

Krumbein interpretiert die politische Formation SPD passivisch
als Ausdruck der Aktivität „sozialer Interessen". Er bestimmt die
Sozialdemokratie im staatlichen Raum mechanistisch als Vermitt
lungsinstanz, die die „ ...sozialen Interessen der Lohnarbeiter ins
politische System übersetzt" (Krumbein, 1980). Ein Begreifen der
wirklichen Kämpfe, der Entwicklungsprozesse und der wechseln
den Koalitionen in der SPD fällt hier schwer: Warum vertritt die so

zialdemokratisch geführte Bundesregierung in bestimmten Aus
einandersetzungen (z. B. in der Atompolitik, in Rüstungsfragen)
Interessen des Monopolkapitals? - Eine Antwort auf diese Frage
bleibt Krumbein schuldig, da in seinem theoretischen Modell die
Problemstellung gar nicht existiert.
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Beschränkung auf reformistische Politik?

Wie beantwortet Krumbein die Frage nach den Wirkungmög
lichkeiten marxistischer Kräfte in der SPD? - Seiner Meinung
nach werden marxistische Sozialdemokraten die Linkswendung
des politischen Reformismus „beschleunigen", etwaige „Hinder
nisse" (Krumbein,1980) fürdiesen Prozeß wegschaufeln können.
Diese Formulierung muß erstaunen: Wo liegt der eigentliche An
trieb für die Veränderung des innerparteilichen Kräfteverhältnis
ses? Tritt sie auch ohne in Rechnungstellung politischer Erfolge
marxistischer Politik ein? Krumbein löst das Problem nicht: Einer
seits scheinen die zyklischen Krisenbewegungen die politischen
Kräfteverhältnisse zu verändern, indem sie „in einzelnen Politik
feldern durchschlagen" (ebd.). Allerdings schließt auch Krumbein
die Verarbeitung von Krisen- und Konflikterfahrungen in Richtung
auf harmonisierendes Denken nicht aus.

Dem „beschleunigenden" Eingreifen von Marxisten sind bei
Krumbein enge Grenzen gesetzt. Da er mitden Autoren der „Göt
tinger Thesen" im Reformismus den „Ausdruck des normalen Be
wußtseins der Lohnabhängigen" (Krumbein/Schröder, 1979, S.
23) erblickt, bleibt die Veränderung der SPD in eine mehrheitlich
marxistische Partei „nicht wünschbar und wäre auch machtmäßig
niemals durchsetzbar." (ebd., S. 24, vgl. zur Kritik: Neumann/
Wehr, 1979, S. 44) Das Problematische dieser Position ist weni
ger, daß Grenzen einer Veränderbarkeit der Sozialdemokratie be
hauptet werden, sondern vielmehr, mit welchen Argumenten ver
sucht wird, den angeblich prinzipiell reformistischen Charakter der
Sozialdemokratie zu belegen. Die „Reproduktion illusionärer Be
wußtseinsformen in der Arbeiterklasse" (Krumbein, 1980) wird
stattfinden, solange die Reproduktion des materiellen Lebens in
der Lohnform organisiert wird. Indem Krumbein diese Formen als
durchweg dominierende gelten, werden sie zum Argument gegen
eine Strategie, die auf die Stärkung klassenbewußter Kräfte in der
Arbeiterbewegung setzt - Rekonstruktion von Klassenbewußt
sein also eine „idealistische Setzung" (ebd.)? Die behaupteten
Grenzen der Veränderbarkeit der Sozialdemokratie verwandeln
sich im ökonomistischen Argumentationszusammenhang Krum
beins zur Unmöglichkeit der Revolutionierungder kapitalistischen
Produktionsweise - es sei denn, der Zusammenbruch der Kapi
talverwertung und jeglicher Produktion würde den Mechanismus
der Reproduktion des „normalen Lohnarbeiterbewußtseins" auf
heben. Auch wenn wirKrumbein - allerdings aus anderen Grün
den - in der Warnung vor Linksabspaltungen von der SPD zu-
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stimmen, so ist sein Argument,die Politik von Marxistengefährde
die Integrationskraft der Sozialdemokratie dennoch falsch: Krum
beins impliziter Handlungsvorschlag liest sich letztlich wie eine
Festlegung auf eine immer notwendig reformistische Praxis inner-
habderSPD!

Ohne Zusammenhang mitseinerTheorie des politischen Refor
mismus bleibt bei Krumbein die Perspektive auf die Errichtung ei
nes „Neuen sozialen Blocks". Die „Eroberung der ideologischen
Hegemonie" (ebd.) kann nicht als Problem ins Blickfeld rücken
und von daher keine Kampfaufgabe sein, wenn die Formationen
in Staat und Gesellschaft die sozialen Kräfte nur nach ihrer ökono
mischen Klassenlage repräsentieren. Tatsächlich aber gelingt es
dem westdeutschen Monopolkapital und dem herrschenden
Machtblock (wie in keinem zweiten entwickelten kapitalistischen
Land mit Ausnahme der USA) einen verhältnismäßig großen
Konsens der Bevölkerung bis weit in die Klasse der Lohnabhängi
gen hinein gegenüber den grundlegenden Mechanismen der Pro
fitwirtschaft herzustellen." („Herforder Thesen", 1980, S. 11) Um
diese bürgerliche Hegemonie zu brechen, wird die Arbeiterbewe
gung mit Kräften Bündnisse bilden müssen, die wie die Ökologie
bewegung, die Bewegung der Frauen und der fortschrittlichen In
telligenz sehr unterschiedliche soziale Grundlagen haben. Willdie
Arbeiterklasse - wie der italienische Kommunist Pietro Ingrao for
muliert - in diesem Prozeß „allgemeine Klasse werden", „Führe
rin eines großen und gegliederten Fortschrittsblocks" (Ingrao,
1980, S. 327), muß sie stabile Beziehungen zu den Bewegungen
mit plebejischen, gegen den herrschenden Machtblock gerichtete
Traditionen aufbauen.

Dieser Fluchtpunkt verschwindet jedoch, wenn sozialdemokra
tische Marxisten die Richtung der Veränderung der SPD in Begrif
fen wie „zurück (Re-Transformation) zur Klassenpartei" weisen.1
Eine Ablehnung des Volkspartei-Konzepts wird eine hegemoniale
Politik von Marxisten bremsen und sie immer wieder auf die ge
scheiterten Strategien des Kampfs „Klasse gegen Klasse" zu
rückzuwerfen drohen. Um Führungsfähigkeit zu erlangen, muß
die Arbeiterklasse sich zur „allgemeinen Klasse" entwickelt und
ihre spezifischen Interessen in der Weise als wirklich allgemeine
Interessen zu vertreten gelernt haben, daß die Abschaffung der
Ausbeutung der arbeitenden Menschen und die Perspektiven der
anderen sozialen Bewegungen organisch miteinander verknüpft
sind. Die westdeutsche Arbeiterbewegung ist aufgrund der be
sonderen Schwäche ihrer sozialistischen Kader im Vergleich mit
der Linken anderer westeuropäischer Länder noch weit davon
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entfernt, führende gesellschaftliche Kraft zu sein. Wenn Linke in
der SPD Klassenbewußtsein entwickeln und stärken, werden sie
die Unterordnung sozialdemokratischer Partei- und Wählerpot
entiale unter bürgerliche Hegemonie rückgängig machen - die
mit der „Wende von Godesberg" ihren vorläufigen programmati
schen Abschluß fand -, nicht jedoch die Orientierung aufgeben,
die SPD zu einer sozialistischen Volkspartei zu machen.

Handlungschancen zwischen „Flankenschutz" und Linksin
tegration

Die eigentliche Leistung der Volkspartei liegt auf politischer
Ebene: Wie können sich Individuen aus unterschiedlichen sozia

len Klassen und Schichten, deren Selbstverständnis sich eben
nicht in erster Linie durch ihre soziale Lage, sondern durch ge
meinsames Verfolgen bestimmter Wertvorstellungen und kultu
reller Praxen definiert, in einer Partei wiederfinden? Die Eigen
schaft der SPD, Volkspartei in diesem politischen Sinne zu sein,
ist gerade ihre Stärke. Der Begriffdes Volkes muß von der Linken
als politischer Kampfbegriff erobert werden. Mit Emesto Laclau
(Laclau, 1980, S. 33ff.) sind wirder Meinung, daß, während auf der
Ebene der Produktionsverhältnisse der bestimmende Gegensatz
der zwischen Arbeiter- und Kapitalistenklasse ist, der bestimmen
de Gegensatz auf politischer Ebene der zwischen Volk und
Machtblock ist, der das Feld des populär-demokratischen Kamp
fes eröffnet. Da jedoch Klasseninteressen die Verlaufsform und
die Reichweite des populär-demokratischen Kampfs bestimmen,
ist letzterer ein Kampf um die Eingliederung klassenspezifischer,
populär-demokratischer Anrufungen2 in klassenspezifische Dis
kurse. Eine Klasse kann ihre Hegemonie also nur errichten, wenn
sie diese Integrationsleistung vollbringt. Die Arten der Eingliede
rung sind grundsätzlich verschieden: die herrschende Klasse glie
dert Elemente in ihren Diskurs so ein, daß der Gegensatz zwi
schen Volk und Machtblock bestehen bleibt, während es das In
teresse der Arbeiterklasse sein muß, die Verdichtung der populär
demokratischen Anrufungen in einem Programm zu leisten, das
den Gegensatz zwischen Volk und Machtblock inder Perspektive
seiner Aufhebung verschärft.

In der SPD findet ein Kampfdarum statt, welche Ideologeme in
den sozialdemokratischen Diskurs integriert werden sollen. Das
Hauptanliegen der Rechtssozialdemokratie ist die Sicherung ihrer
(Regierungs-) Macht, die Produktion von Zustimmung zu ihrer
und der Politik der Bundesregierung, d.h. Herstellung der Hege-
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monie des sozialliberalen Blocks. Diese Politik verfolgt keine
grundlegende Änderung der sozialen Strukturen, sondern eine
Politik des „sozialen Ausgleichs" innerhalb der kapitalistischen
Vergesellschaftungsformen.

Die Rechtssozialdemokratie arbeitet in einem Widerspruch: ei
nerseits wird die Hegemonie gefährdet, wenn Elemente in den so
zialliberalen Diskurs eingegliedert werden, die den Gegensatz
von Volk und herrschendem Machtblock verschärfen. Zur Lösung
dieses Problems unterwirft sich die rechte SPD einem Mobilisie
rungsverbot: zur Durchsetzung von Reformvorschlägen (z. B. Be
rufsausbildung, Mitbestimmung, Friedenssicherung) gegenüber
FDP und CDU darf nicht zu einer Massenaktivität von unten auf
gerufen werden. Da die Linke in der SPD auf das Mittelder Mobili
sierung zur Erreichung ihrer Forderungen nicht ohne weiteres ver
zichten kann, setzen die Rechtskräfte durch antikommunistische
Ideologiearbeit innerhalb der Sozialdemokratie einen Mechanis
mus in Gang, den Peter Glotz zutreffend als „Flankenschutz" be
zeichnet: Durch Abgrenzungsbeschlüsse und Bündnisverbote
soll die Entstehung von Rissen im herrschenden Blockverhindert
werden.3 Die andere Seite des Widerspruchs besteht darin, daß
vom Standpunkt der Erhaltung ihrer Hegemonie für die Rechtsso
zialdemokratie sich die Notwendigkeit ergibt, politische Kräfte, die
sich von der Politikder SPD nach links abgewandt haben oder ab
wenden könnten, zu reintegrieren. Hierfürist das Wirkenvon Kräf
ten in der Sozialdemokratie nützlich, die die Politik der Bundesre
gierung kritisieren.Ohne diese Kräfte wäre die ideologische Inte
gration eines Teils der Studentenbewegung nicht möglich gewe
sen. Die beiden Seiten des Widerspruchs zwischen Mobilisie
rungsverbot und Rankenschutz auf der einen und der Notwendig
keit der Linksintegration auf der anderen Seite bestimmen in
wechselndem Durchsetzungsverhältnis jede politische Entschei
dung der Rechtssozialdemokratie.Handlungschancen der SPD-
Linken liegen dort, wo sie Hegemoniekrisen der Rechtssozialde
mokratie ausnutzt, um alternative Politikvorschläge zu entwickeln
und innerparteilich durchzusetzen.

Seitdem die Alternativbewegung im Zuge des sich ausweiten
den Protestes gegen Atomkraft immerstärker wurdeund Grüne-/
Alternative-Listen beachtliche Stimmanteile erlangen und in Lan
desparlamente einziehen, geht es für die SPD um die entschei
denden Prozente, die einen Regierungswechsel zu Gunsten von
CDU/CSU herbeiführen würden. Nach den Wahlen zum Berliner
Abgeordnetenhaus 1979, indenen die Alternative Liste3,7% der
Stimmen in erster Linievon Jungwählern erhielt, war die Berliner
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SPD notwendig an Vorschlägen interessiert, deren Verwirkli
chung die verlorengegangene Hegemonie im Bereich „Jugend"
wiederherzustellen versprachen. In dieser Situation konnten die
Jungsozialisten die Gründung des Sozialistischen Schülerbundes
Berlin (SSB/B) im Landes-Parteivorstand sogar gegen Einwände
des Bundesgechäftsführers Egon Bahr durchsetzen. Der SSB/B
eröffnet die Möglichkeit einer erheblich flexibleren Bündnispolitik.
Für nicht-sozialdemokratische Linke mag sich hier die Frage stel
len: Übernehmen Linkssozialisten in der SPD integrationistische
Strategien ihres rechtssozialdemokratisch dominierten Parteivor
stands? Das Kriterium für Integration in den sozialliberalen Macht
block kann u.E. nicht die Zugehörigkeit zur sozialdemokratischen
Bewegung sein. Beurteilt werden muß, ob diese Zugehörigkeit im
Sinne der ideologischen Integration wirksam wird, oder ob die in
die innenparteilichen Kämpfe integrierten Potentiale den histo
risch herrschenden Machblock umbauen können.

Die Handlungschancen von SPD-Linken wachsen, je mehr
durch das ständige Scheitern von Reformprogrammen die Pro
blemlösungskapazität sozialliberaler Politik abnimmt. Die Krise
rechtssozialdemokratischen Regierungshandelns kann die
Neuorientierung desintegrierter Potentiale auf andere politische
Programme erleichtern. Sozialistische Politik ist gezwungen, zur
Durchsetzung ihrer strategischen Ziele kurzfristig erreichbare Po
litikvorschläge zur Verbesserung der Lebensbedingungen der
Bevölkerung zu machen. Reformforderungen werden ausgear
beitet in der Perspektive ihrer Verwirklichung, d. h. gesellschaft
lich verbindlichen Durchsetzung in staatlichem Handeln. Hier lie
gen Handlungschancen marxistischer Sozialdemokraten: Ihr
Handlungsfeld ist der Organismus, der die Hegemonie des sozial
liberalen Blocks produzieren sowie in staatlichem Handeln durch
setzen muß und so die gesellschaftliche Grundstruktur stabilisiert.
Das unterscheidet das Handlungsfeld der sozialdemokratischen
Marxisten von dem inder DKPoder SEW organisierten Kommuni
sten, die innerhalb der politischen Kulturen in der BRD mit Aus
nahme der Gewerkschafts-, der Studenten- und der Friedensbe
wegung stark ghettoisiert sind (bzw. werden), so daß sie bei der
Durchsetzung von Reformforderungenüber den Staat unwirksam
bleiben. Die Einflußmöglichkeiten marxistischer Sozialdemokra
ten sind ein Grund fürdie SPD-Rechte, trotzdes relativ geringen
politischen Gewichts von Marxisten in der SPD teils massive
Handlungsbeschränkungen ihnen gegenüber vorzunehmen.

Dies ist Alltagserfahrung nicht nur unmittelbar betroffener linker
Sozialdemokraten, sondern auch ihrer Bündnispartner. Die be-
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kanntesten Formen der Behinderung fanden im Fall der Mitarbeit
von linken Sozialdemokraten im Komitee für Frieden, Abrüstung
und internationale Zusammenarbeit statt. Der 1977 zum Bundes
vorsitzenden der Jungsozialisten gewählte Klaus-Uwe Benneter
und nach ihm Gerhard Kade und die ehemalige SHB-Vorsitzende
Mechtild Jansen wurden in diesem Zusammenhang aus der Par
tei ausgeschlossen. Hieraus wird oft die These abgeleitet, daß die
Handlungsfähigkeit der Linken mit Wichtigkeit und Publizität der
anstehenden Entscheidung abnehmen würde, da sich proportio
nal der Druck der Parteiführung verstärke. Danach wären Sozial
demokraten für andere linke Kräfte immer unzuverlässige Bündni
spartner. Der Mangel dieser Sichtweise besteht darin, daß sie aus
der Froschperspektive erfolgt: Subjekte gesellschaftlicher Verän
derungen werden nur noch als Objekte der SPD-Führung wahr
genommen. Handeln in sozialistischer Perspektive wird niemals
harmonisch verlaufen, es bringt immer die Aktion der Gegner mit
sich. Die Frage nach der Möglichkeit gesellschaftsverändernden
Handelns stellt sich daher immer als das Problem dar, wie die Lin
ke unter bestimmten Bedingungen des Gegendrucks Erfolge er
zielen kann.

Bündnisperspektive: „Neuer Historischer Block"

Werden die oben dargestellten Handlungschancen innerhalb
der SPD nicht mehr wahrgenommen, verschenkt sich die Linke
insgesamt ein notwendiges Handlungsfeld zur Errichtung eines
neuen historischen Blocks des Volkes gegen den herrschenden
Machtblock. Aufgrund des gegenwärtigen Entwicklungsstandes
der sozialen Bewegungen in der BRD läßt sich noch nicht sagen,
wie der neue Historische Block aussehen wird. Er wird keinesfalls
das „ganz Andere" fernab von den jetzt existierenden politischen
Formierungen der Linken sein. Zu seiner Errichtung bedarf es der
Beseitigung der tiefen und unproduktiven Gegensätze zwischen
den sozialen Bewegungen, z. B. zwischen Gewerkschafts- und
Alternativbewegung, zwischen unorganisierter Linker und der Lin
ken in den traditionellen Organisationen der Arbeiterbewegung,
SPD, DKP/SEW und Gewerkschaften. Diese Gegensätze grün
den nicht in einer Unvereinbarkeit der Forderungen der einzelnen
Bewegungen. Erst die Eingliederung dieser unterschiedlichen
Forderungen in bestimmte politische Kulturen und ideologische
Diskurse produziert die Gegensätzlichkeit. Während gewerk
schaftliche Strategien zumeist davon ausgehen, daß die Berück
sichtigung ökologischer Probleme hinter dem Erhalt von Arbeits-
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platzen zurückstehen muß, führen große Teile der Alternativbe
wegung die Umweltzerstörung auf die von den Gewerkschaften
mitgetragene Produktivkraftentwicklung zurück. Dieser Gegen
satz wird von rechten Sozialdemokraten für ihre Politik genutzt:
Trotz der sich abzeichnenden Kritik des „Gewerkschaftsflügels"
an der Schmidt'schen Wirtschafts- und Sozialpolitik, verstand es
der Parteivorstand auf dem Berliner Parteitag 1979, diesen Teil
der Delegierten mitdem Argumentan sich zu binden, daß ein Ver
zicht auf die Atomenergie massenhaften Arbeitsplatzverlust be
deuten würde, (vgl. Scholz 1980, 56ff.) Den innerparteilichen
Atomkraftgegnern um Erhard Eppler gelang es nicht, eine Strate
gie zu entwerfen, die aufzeigt, daß ein Stop des Atomprogramms
überhaupt nicht notwendig Arbeitsplatzverluste zur Folge hat. Die
mangelnde Orientierungsfähigkeit der reformistischen Partei-Lin
ken auf dem Parteitag einerseits und die gegen die Sozialdemo
kratie polemisch gerichtete Formierung eines Teils der ökologi
schen Bewegung in der Partei „Die Grünen" andererseits hat die
Gräben zwischen den möglichen Elementen eines künftigen hi
storischen Blocks weiter vertieft. Gerade aus diesem Grund ist die
Tätigkeit marxistischer Sozialdemokraten in der Perspektive des
neuen Historischen Blocks notwendig. Sie können zur Entwick
lung von Elementen gemeinsamen Handelns beitragen, die die
Erfahrung verallgemeinern, daß die Probleme der sozialen Bewe
gungen (Ausbeutung der arbeitenden Menschen, Unterdrückung
der Frau, Zerstörung der ökologischen Grundlagen des gesell
schaftlichen Lebens, Gefährdung der Menschheitsentwicklung
durch Aufrüstung und nukleare Vernichtung etc.) nur in ihrem Zu
sammenhang lösbar sind. Die Frage, ob die Hegemonie der
marktwirtschaftlichen und sozialpartnerschaftlichen Orientierun
gen des Sozialliberalismus in der SPD zugunsten einer Hegemo
nie von Linkssozialisten in der SPD aufgebrochen werden kann,
ist eine der Fragen, die zur Bildung eines neuen Historischen
Blocks entschieden werden müssen.

Anmerkungen

1 Bei Krumbein taucht diese Vorstellung bei seinerEinschätzung der Rolle
der Gewerkschaften auf. Von ihnen als umfassendster Klassenorganisa
tion der Lohnabhängigen erwartet er die politischeWende. Die sich in den
Gewerkschaften entwickelndenkritischen Positionen werden jedoch u.E.
nur dann politisch wirksam werden, wenn Linke sie in einem zusammen
hängenden Programm sozialdemokratischer Politik ausarbeiten.

2 Den Begriff der„Anrufung" bildete Louis Althusser in Anknüpfung anfran-
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zösische Wissenschaftstraditionen - vgl.:ders. 1977, S. 130ff.; PIT1979,
S. 1051.; W. F. Haug 1980 (indiesem Band).

3 PeterGlotz: Die Innenausstattung derMacht. 1979, S. 16: „Ein klassisches
Problem der Sozialdemokratie: der Versuch, ,die Flanke abzudecken". Die
Konservativen greifen an und behaupten..., daß die Sozialdemokratie
Kommunisten im öffentlichen Dienst begünstige, Terroristen nicht konse
quent genug bekämpfe, die Marktwirtschaft zerstören wolle etc. ...Um diese
.offene Flanke' abzudecken, entschließen sich die zuständigen Regierun
gen oder Vorstände zu einem Gesetzesentwurf, einem .Abgrenzungsbe
schluß', einer Klarstellung. Und das setzt jetzt einen inneren Mechanismus
der SPD in Gang, der es den Konservativen erlaubt, miteinem Minimumei
gener Aktivität ein Maximum an politischer Wirkung zu erzielen."
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Michael Jäger

Die Grünen — eine neue „Partei neuen Typs"?

i.

Die ökologische Bewegung und der Prozeß, in dem sie sich zur
„grünen" Partei konstituiert, haben nicht nur das Parteiensystem
der BRD in Unordnung gebracht, sondern auch dessen theoreti
schen Überbau: keines der lange Zeit einschlägigen politikwis
senschaftlichen Muster will so recht passen, wenn zu erklären
versucht wird, was sich gegenwärtig abspielt. Die Ursachen die
ser Hilflosigkeit reichen bis in wissenschaftslogische Grunddi
mensionen von Theoriebildung hinein und damit bis hinein in den
Zusammenhang von bürgerlichen Denkformen und kapitalisti
scher Produktionsweise; denn hilflossind die Erklärungsversuche
schon allein deshalb, weil der Enfsfenungsprozeß eines Phäno
mens zu erklären ist, während die gängige Theoriebildung sich an
schon Entstandenes hält und die Entstehung zunächst einem theo
rielosen Praktiker, später dem nacherzählenden Historiker über
lassen will. Solche Theoriebildung eignet sich gut als Beitrag zur
Reproduktion des Bestehenden, auch zur Reproduktion der be
stehenden Parteiblöcke in der BRD angesichts der Erosionsge
fahr, die von der ökologischen Bewegung ausgeht. Sie raubt de
nen, die diese Bewegung bilden, die Möglichkeitrationaler Selbst
verständigung und bereitet damit langfristig ihren Zusammen
bruch vor, den herrschenden Blöcken aber gibt sie Instrumente
der Scheinrationalität in die Hand, mit denen versucht werden
kann, den Zusammenbruch schon kurzfristig herbeizureden. Die
Gefährlichkeit dieser Rationalitätsiücke manifestiert sich nicht nur
in den bekannten Angriffen von außen gegen die „Inkonsistenz"
der grünen Politik, ihre „Einseitigkeit", „Chaotik"usw. Sie ist auch
innen wirksam. Es fehlt noch an einer adäquaten Selbstdeutung
der ökologischen Bewegung, durch die sie ihren politischen Auf
bruch befördert und nicht hemmt.

MeineThese ist, daß die Selbstdeutung der grünen Partei sich
im Spannungsfeld zweier theoretischer Paradigmen bewegt,de
ren Unvereinbarkeit zu erkennen wichtig, ja fürden politischenEr
folg entscheidend wäre, sowiedaß heute nochdasjenige Paradig
ma dominiert, welches die Grünen an entschlossener Emanzipa
tionvonden bestehenden Parteiblöcken hindert. Dieses Paradig
ma analysiert die neu entstehende politische Kraft unter dem

ARGUMENT-SONDERBAND AS 51 fr)



Die Grünen = neue,, Parteineuen Typs"? 167

Stichwort „Verhältnis von Parteien und sozialen Bewegungen".
Das andere, noch unterlegene Paradigma stellt faktisch einen
neuen Versuch dar, das Problem einer „Partei neuen Typs" zu
stellen. Daß bereits Lenin sich dieses Problem gestellt hat, dürfte
heute angesichts der historischen Erfahrungen mit angeblich „le
ninistischen" Parteien keine Empfehlung sein. Dennoch werde ich
versuchen zu zeigen, daß es notwendig ist, in dieser Problematik
zu denken, nicht in der anderen.

II.

Das Thema „Parteien - soziale Bewegungen" war schon lange
gestellt, als der Parteientstehungsprozeß der westdeutschen
Ökologiebewegung begann. Man kann es als Ablösung und Zu
spitzung des Themas „Verbindung von parlamentarischer und di
rekter Demokratie" auffassen, unter dem z. B. die italienische KP
die Verschiedenartigkeit politischer Bewegungsformen zu be
rücksichtigen versuchte (vgl. Togliatti 1967), wobei aber noch die
Vorstellung einer Arbeitsteilung zwischen staatlicher und gesell
schaftlicher Aktion bestand, die unter dem Dach des Hegemons
Arbeiterbewegung problemlos aufgehoben war. Nun hat sich die
Arbeitsteilung streckenweise in Konkurrenz verwandelt. Militante
Frauen, Ökologen usw. haben aufgehört, sich an Politik und Par
teityp der Arbeiterbewegung zu orientieren. Diese Entwicklung
bildet das Begriffspaar „Parteien - soziale Bewegungen" offen
bar aus der Perspektive der Arbeiterparteien (und anderer etab
lierter Parteien) ab: die politische Existenz außerhalb ihres Hege
moniebereichs wird als Existenz außerhalb der Parteiform

schlechthin wahrgenommen. Ist das realistisch? Ist das Begriffs
paar mehr als eine interessierte Sprachregelung, die z. B. den
SPD-Politiker Glotz befähigt, von dem „grundlegenden Fehler" zu
reden, „daß sich die Grünen von einer sozialen Bewegung in eine
Partei umfunktioniert haben" (FR 16. 6. 80, S. 4)? Verschiedene
Versuche, es zurTheorie weiterzudenken, lassendaranzweifeln.

So hat die PROKLA-Redaktion versucht, die sozialen Bewe
gungen als Bewegungen „im Reproduktionsbereich" aufzufas
sen, und hat ihnen eine „Arbeiterklasse im Produktionsbereich"
gegenübergestellt, um die Schlußfolgerung zu ziehen: gegenüber
früheren Formen sozialer und politischer Kämpfe existiere heute
ein „veränderter klassenpolitischer Kontext", der den „prakti
schen Inhalt der Krise des Marxismus" darstelle (1979, S. 3 f.).
Diese Aussagen kann man kaum als theoretische Fassung des
Begriffs „soziale Bewegung" akzeptieren. Es ist sinnlos, z. B. die
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Frauenbewegung als Bewegung „im Reproduktionsbereich" zu
bezeichnen, so als ob die Frauen nicht genausosehr im Produk
tionsbereich leben und kämpfen, von nichtökonomischen Aspek
ten ihrer Existenz zu schweigen; und die Vorstellungeiner „Arbei
terklasse im Produktionsbereich" ist ebensosehr, nur von der an
deren Seite aus, Hypostasierungeiner Abstraktion, da schließlich
der Begriff der Arbeiterklasse weder geschlechtsspezifisch defi
niert ist noch durch eine Theorie des „Produktionsbereichs" allein
hinreichend ausgeschöpft werden könnte. Man kann sagen, daß
die Probleme, die die Frauenbewegung artikuliert, keine „Produk
tionsprobleme" sind oder sich hierin jedenfalls keineswegs er
schöpfen. Aber deshalb ist die Frage der Geschlechtsrollen und
der Frauenunterdrückung noch lange kein fteproduktionspro-
blem, vielmehr ist es eines, das sich mit ökonomietheoretischen
Begriffen überhaupt nichtmehrzureichend fassen läßt. Wieder
um: das bedeutet nicht, daß diese Probleme mit der ökonomi
schen Dimension nichts zu tun hätten. Die Individuen, die die
Frauenbewegung bilden, sind Arbeitende oder anderswie ihr Le
ben Reproduzierende. Auf diese Grunddimension aber und auf
nichts anderes ist eine Analyse des „klassenpolitischen Kontex
tes" zu beziehen, so daß die Tatsache, daß sich Individuen als
Frauen, statt als Arbeiter artikulieren, offenkundig die Behaup
tung, dieser Kontextsei verändert, überhaupt nichtdeckt. So kann
der Versuch, die „sozialen Bewegungen" in Konfrontation zur Ar
beiterbewegung (und ihren Organen) zu denken, indem man die
Arbeiterbewegung gewissermaßen als Verkörperung bestimmter
ökonomischer Abstraktionen auffaßt, denen z. B. die Frauenbe
wegung als Verkörperung des Problems der Geschlechtsrollen
gegenübertritt, als gescheitert gelten. Daß dieser Versuch aber
überhaupt gemacht wird, ist gerade Folge der theoretischen Aus
gangskonstellation, die einen historisch beobachtbaren Vorgang
von noch immer unabschätzbarer Tragweite, nämlich das Auftre
ten unzusammenhängender Oppositionsbewegungen, theore
tisch als dinglichen Unterschied von „Bewegung" und „Partei"
faßt.

Genausosehr läßt sich Offe diesen Rahmen vorgeben und
denkt ihn durch Zuhilfenahme von Abstraktionen aus entwickelten
Theorien zuende, nur daß es sich diesmal nicht um das Marxsche
„Kapital" handelt, sondern um Systemtheorie und Stimmenmaxi-
mierungstheorie. Sein Gedankengang (Offe 1980) ist in Kürze fol
gender: früher einmal hätten Parteien, insbesondere auch Arbei
terparteien, an soziale Identitäten wie z. B. Klassenexistenz ap
pelliert und seien insofern Einheit von Partei und sozialer Bewe-
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gung gewesen; durch verschiedene Prozesse - die Offe nur em
pirisch andeutet, z. B.die Unabhängigkeit gewerkschaftlicherund
parteipolitischerAktionsformen als Ergebnisder Massenstreikde
batte - habe sich dann aber eine radikale Trennung vongesell
schaftlicher Sphäre und politischer Herrschaftssphäre herausge
bildet, derzufolgejede Form der politischen Machtpartizipation,
auch die der Partei, jeglichen sozialen Inhalts entleert worden sei
(„der Zugang zu den spezialisierten Aufgaben staatlicher Herr
schaft ist sozusagen nur dem vollendeten Neutrum gestattet");
dies habe rückschlagend die soziale Identität der Parteienbasis
gefährdet und schließlich, je mehr die Parteien nurnoch mitStim-
menmaximierungsstrategien an die „Wähler" herangetreten sei
en, nahezu zerstört; die „Wähler"seien dadurchgezwungen wor
den, ihre Identitäts-Bedürfnisse anderweitig zu befriedigen, und
zwar durch (Neu-)Bildung sozialer Bewegungen, die sich an le
bensweltlich erfahrbaren Problemen entzündeten; da solche Be
wegungen aber als lokale keine politische Wirkung erzielen könn
ten, sei ihnen zu raten, zur Form der Partei (zurück-) zu finden,
möglichst natürlich unter Vermeidung der „bekannten Muster".

Andrei Zügen dieser Argumentation zeigt sich der - schädliche
- Einflußdes systemtheoretischen Paradigmas: Erstens werden
gesellschaftliche Phänomene einzig aus der Perspektive des
Staates, ja als durch ihnerzeugt gedacht, getreu dem allgemeinen
Verfahren dieser politikwissenschaftlichen Richtung, die Gesell
schaft als „Umwelt" von etwas anderem, eben vom Staat, und
nicht etwa als sie selbst, geschweige denn als Umkleidung einer
ökonomischen „Anatomie" zu behandeln. Zweitens wird die
Übersetzung, die gesellschaftliche Prozesse erleiden, wenn sie in
die staatliche Sphäre einfließen - und inderen Hervorhebung der
relative Fortschrittdieses Paradigmas liegt-, als Übersetzung ins
Inhaltsleere, in die reine Abstraktion gefaßt und damit jeder histo
rischen und materialistischen Deutbarkeit entzogen, was dazu
führt, daß der Staat selbst nicht mehr in der Perspektive des Ab-
sterbens gedacht werden kann. Drittens bewährt sich in zweierlei
Hinsicht der Verdacht, daß die Systemtheorie ein Rahmen von so
unnütz hohem Abstraktionsniveau ist, daß praktisch jede politi
sche Theorie und jeder politikwissenschaftliche Begriff in ihm un
verändert „reformuliert" werden kann, was auf semantische Spie
lerei hinausläuft; im Unterschied zu dem, wovon sie spricht,
scheint die Systemtheorie keine Übersetzungsmacht zu sein. So
kann der Vorstellung vom „vollendete Neutren" erzeugenden Fil
ter, der auf dem Weg von der Gesellschaft in den Staat durchzu
machen ist, wie in einer prästabilierten Harmonie die Theorie der
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Stimmenmaximierung als Strategiebeschreibung von Parteien
zugeordnet werden, wobei dieHerkunft aus einem anderenTheo
riezusammenhang, nämlich dem Marktmodell von Politik (vgl.
Downs1957), nichtimgeringsten stört. Und ebenso wird das hier
interessierende Begriffspaar „Parteien - soziale Bewegungen",
dessen Herkunft ebenfalls mit Systemtheorie nichts zu tun hat,
ohne Verwandlungeingeordnet. Was herauskommt, isteine Kette
von Methodenartefakten. Wenn sich die Ökologiebewegung die
sen theoretischen Schuh anzieht, ist sie gezwungen, sich als
Wechselbalg, passiven Effekt gerade jener Parteien zu begreifen,
gegen die sie doch kämpft und gegen diesie politischeAutonomie
zu erringen versucht; und als Impuls ihrer politischenAktivitäten
soll sie einen Willen zur „sozialen Identität" in sich erkennen, für
den der politische Problemgegenstand Ökologie nurnoch beliebi
ges Beispiel und zufälliger Anstoß wäre, einen Willen, der nach
unerbittlicher Logik von Offes Theorieparadigma genauso ab
strakten, „vollendet neutralen" Charakter hätte wie die Stimmen-
maximierungsstrategie, auf die er angeblich reagiert.

Daß Offe der Ökologiebewegung schließlich die Entwicklung
zur Partei „neuen Typs" empfiehlt, ist so begrüßenswert wie theo
retisch inkonsequent. Lange (1980) beschreibt die Empfehlung
als Bruch zwischen Analyse und Strategievorschlag; zuminde-
steris kann man sagen, daß der Strategievorschlag mit seinen
vorhandenen analytischen Mitteln nicht mehr gedacht werden
kann, also theorielos bleibt. Ans Ende einer Argumentation in den
Bahnen von „Partei/Bewegung" gestellt, muß der Begriffder Par
tei neuen Typs Postulat bleiben. Wir wollen nun sehen, ob er
denkbar wird, wenn man mit ihm anfängt. Dabei werden wir von
vornherein einen Fehler vermeiden, der Lenin m. E. unterlaufen
ist: die Problematik der Partei neuen Typs außerhalb der Proble
matik der Parteiform überhaupt zu denken, so als könne man die
Theorie der kommunistischen und die Theorie der „bürgerlichen"
Partei mit zwei verschiedenen Methodologien generieren.

III.

Parteien, ob „alte" oder „neue", sind Klassenparteien und sind
es nicht. (Vgl. den Ausgangspunkt der folgenden Überlegungen in
Jäger 1979 a und b.) Die Vorstellung, daß Parteien früher Klas
senparteien waren und heute zu „Volksparteien" geworden sind,
die keine Klassenkontur mehr haben, ist empirisch unhaltbar und
theoretisch eine unnötige Annahme. Sie verkennt einfach die Ab
straktionsebene, auf die der Klassenbegriff bezogen ist. Mit
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„Klassenpartei" kann nämlich ohnehin nicht (nur) eine Gruppie
rung von Individuen gemeint sein, die sich nach objektiver Klas
senzugehörigkeit politisch organisiert; denn dann müßte man ja
unterstellen, diese wäre ihnen - anders als den marxistischen
Fachleuten, die über Klassenanalyse streiten - wie selbstver
ständlich bekannt. Sogar die vorgeordnete Unterstellung, die Indi
viduen würden ihre Existenz nach Basis- und Überbauebenen dif
ferenziert betrachten und es könnte von daher auch nur die Frage
für sie entstehen, ob sie z. B. Lohnarbeiter des Kapitals oder des
Staates sind, wäre höchst gewagt. Die Individuen gehen nicht da
nach, was die Basis, sondern was das für sie Wichtigste ist. Die ih
rer Basis bewußte Klassenpartei wirddamit nicht für unmöglich er
klärt, erscheint aber als Sonderfall, der Zusatzerklärung fordert.
Keinesfalls ist es wahrscheinlich, daß mit solchem Parteityp die
Geschichte der Parteien angefangen haben soll.

Geschichte und Gegenwart der Parteien zeigen das Phäno
men, daß Parteien dann entstehen, wenn im Leben einer Nation
Probleme auftauchen, die bis in den Umkreis der Existenz des
einzelnen Individuums hineinreichen, für es erfahrbar und bis zu
irgendeinem Gradidentifizierbar sind;diegroße Massenvon Indi
viduen auf diese Weise betreffen; die nicht individuell, sondern nur
kollektiv, und nicht nur kollektiv, sondern letztlich allein staatlich
(bzw.: in Auseinandersetzung mit der Existenz des Staates) ge
löstwerden können, weildie Lösungalle Individuenbetreffen wür
de; und schließlich: Probleme, die bestehenbleiben, wenn sie ein
malaufgetaucht sind und solange sie nicht gelöst werden, die so
gareineTendenzhabenmögen, sichbeiNichteingriff zunehmend
zu verschärfen. Diese Charakteristik ist der Entstehung etwa der
US-amerikanischen oder der französischen Parteien nicht weni
ger auf den Leib geschrieben als der Entstehungder grünen Par
tei. Die beiden großen Einschnitte z. B. in der Geschichte des
amerikanischen Parteiensystems wurdenerstens durch die Frage
des Verhältnisses zentralistischer und föderativer Momente der
Staatsverfassung und zweitens durch die Stellungnahme zur
Sklavenfrage ausgelöst. Das gegenwärtigefranzösische System
trägt vor allem die Spuren des Algerienproblems und des Mai
1968. Die unterschiedliche Reflexion über diese Probleme, nicht
über eine soziale Lage der Individuen an sich oder gar über Klas
senbestimmtheit und Akkumulationsgeschichte des Kapitalsführ
te zurBildung von Parteien. Wassich aber als Regel inder Ge
schichte der Parteien erweist, braucht angesichts der grünen Par
tei, die sich dem Ökologieproblem stellt, nicht zu verwundern.
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„Problem" und „Problemlösung" sind scheinbar allzu abstrakte
Kategorien, als daß in marxistischer Forschungsperspektive mit
ihnen parteitheoretisch gearbeitet werden könnte. Parteien wer
den jedoch nichtdurch Probleme an sich ins Leben gerufen - so
wie bei Offe Bewegungen durch einen „Identitäts"-Wunsch an
sich ins Leben gerufen werden, der sich an beliebigen Gegen
ständen entzündet -, sondern nur durch bestimmte Probleme,
die der Forschung gerade umgekehrt die Schwierigkeit bereiten,
daß sie allzukonkret sind. DieSklavenfrage z. B.hat nichtdeshalb
zur Auflösung der Parteider Whigs, zur Zurückdrängung der De
mokraten indie Südstaaten, wodurchsie praktischzu einer neuen
Partei wurden, und zur Entstehung der republikanischen Partei
geführt, weilsie ein beliebiges Beispielfürpolitische Probleme ist.
Sondern weil es sichum einProblem vom parteierzeugenden Typ
handelt, dessen Charakterisierung oben ansatzweise versucht
wurde. Wenn man nun weiterfragt, weshalb gerade die Sklaven
frage die Individuen so stark „betroffen" hat und weshalb sie sich
unablässig verschärfte,nähertman sichder eigentlichen theoreti
schen Schwierigkeit, die darin besteht, daß nundas parteierzeu
gende Problemseinerseits inseine psychologischen,ethnischen,
kulturellen, politischen und ökonomischen Problemebenen zer
legt und die ökonomische Problemebene als das „in letzter In
stanz Bestimmende" erwiesen werden muß. Bekanntlich waren
im Streit um die Sklavenhaltung nicht nur Menschenbilder, son
dern Produktionsweisen umstritten. Welches parteibildende Pro
blem wirimmeranalysieren, es wird sich stets herausstellen, daß
die parteitätigen Individuen sich an der empirisch vorliegenden
Gesamtgestalt eines Problems orientieren, das erst dann voll be
griffen werden kann, wenn es analytisch in Basis und Überbau
zerlegt wird und wenn seine Gesamtgestalt wie deren parteibil
dender Effekt ausdieser - ökonomischen - Problembasis abge
leitet werden. Ein solches Verhältnis von Basis und Überbau im
Problem selbst läßt sich auch bezüglich des Ökologieproblems
bestimmen. Es ist Effekt einer Produktionsweise; aber nicht die
Produktionsweise als solche, sondern dievielfältige Natur des Ef
fekts wirkt parteibildend.

Wie das Problem so ist auch die Problem/ösung, die die partei
tätigen Individuen finden, ein konkretes Phänomen, indem viele
Ebenen zusammentreffen, d. h. ein Überbau, zu dem es eine Ba
sis gibt. Eine solche Basis wird durch die Problemlösung, worin
immer sie besteht, impliziert. Besteht z. B. die Lösung derSkla
venfrage darin, daß mandie Sklaverei abschafft - wozu es, wie
bekannt, inAmerika eines Krieges bedurfte -, so hat man die in-
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dustriekapitalistische Produktionsweise damitverbreitert, also ei
ne ökonomische Basis gesetzt, die von nun an determinierend
wirkenwird,alldas u. U.unabhängig von Deutungen und Intentio
nen der Parteiindividuen. Nun werden Parteien im allgemeinen
nicht erst dadurch konstituiert, daß Problemlösungen durchge
setzt, sondern schon dadurch, daß sie gefordert werden und daß
permanent für sie gekämpft wird. Aber bereits der permanente
Kampf für eine vorgeschlagene Problemlösung impliziert ein
Stück ökonomische Basis, nämlich die Klassenbasis des Pro
blemlösungsvorschlags unddamitder Partei, die sich durchdie
sen Vorschlag definiert.

Hierist allerdings eine Differenzierung zu machen: Eine Bewe
gung, die es mit einem Problem zu tun hat, mag irgendeine Lö
sung artikuliert haben, die unter Umständen quer zu allen Klas
senfronten steht; es ist dann sinnlos, dieser Bewegung einen be
sonderen Klassencharakter zuzuschreiben. Sobald diese Bewe
gunges - inmodellhafter Vereinfachung gesprochen - mit dem
„zweiten Problem" zu tun bekommt (oder sobald sich das „eine
Problem" im Zuge der Konkretisierung der Parteipolitik in eine
KettevielerUnterprobleme zerlegt), mußes sich zeigen, ob es als
geschlossene Front überhaupt weiter bestehtoder aber zerfällt.
Wenn es dann nichtzerfällt, liegtkeine Vermutung näher als die,
daß ein besonderer Klassencharakter existiert, der sich über ver
schiedene Problemfragen hinweg in immer gleicher Zuordnung
von Problemlösungen und Parteiindividuen durchhält. Warum
solltensonst Individuen organisiert zusammenbleiben,egal ob es
sich um Westintegration und Wiederaufrüstung, um Widerstand
gegen die Gesamtschule oder um Reprivatisierung staatlicher
Sozialeinrichtungen handelt? Das bedeutetaber,daß gerade die
Permanenz einer Partei, jedenfalls einer Partei, die Massen er
greift, daran gebunden ist, daßes ihr gelingen muß, Kiassenpartei
zu werden; ob absichtlich oder unabsichtlich und schon gar ob er
klärt oder unerklärt, spielt keine Rolle.

Aber wenn das der Grund ist, aus dem Parteien Klassenpartei
en werden müssen, dann ist klar,daß nichts dafür spricht, daß sie
reine Klassenparteien werden müssen. Nichts spricht nämlich da
für, daß politische Problemlösungen mit großer Wahrscheinlich
keit Grenzen zwischen unterworfener und herrschender Klasse
ziehen bzw. solche Grenzen durchhalten; nur darüber, daß sich
der Unterschied von Stadt und Land geltend macht - worindie
reale Klassengliederung der unterworfenen Klassen enthalten
und zugleich überdeckt ist-, kann maneinigermaßen sichersein.
Kurz, permanente, massenergreifende Parteien werden stets
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Parteien mit einer besonderen Klassenbasis sein, aber es wird
sich in der Regel um die Basis eines Klassenbünofn/sses von un
terworfener Klasse und Bourgeoisie handeln, eine Basis, die je
weils durch den „unzureichenden" Problemlösungsvorschlag der
betreffenden Partei impliziert wird. Es ist klar, daß nicht diese Re
gel, sondern die Ausnahme vom marxistischen Standpunkt das
Wünschenswerte ist. Das ändert nichts daran, daß die Erklärung
der Ausnahme die Erklärung der Regel voraussetzt. Wenn Lenin
und viele andere die Parteien als direkte Organisationsweisen der
einzelnen Klassen auffassen und in diesem Sinne von Klassen
parteien reden, dann überspringen sie eine Reihe von Analyse
schritten.

Aber wir können auch eine Schlußfolgerung ganz anderer Art
ziehen: wer Ökologiebewegung und Arbeiterbewegung als not
wendig getrennte, dinglich verschiedene politische Phänomene
auffaßt, der verkennt, daß er die eine Bewegung durch ihrAus
gangsproblem und die andere durch ihren Klassencharakter
charakterisiertund daß er damitzwei verschiedene Analyseebe
nen durcheinanderwirft: Hatnicht auch dieArbeiterbewegung ihre
Ausgangsproblemegehabt? Glaubt man, daß die Ökologiebewe
gung darum herum kommen wird, einen Klassencharakter anzu
nehmen? Ökologiebewegung und traditionelle Arbeiterparteien
stehen sich auf derselben Ebene gegenüber, als konkurrierende
Parteien, unter Umständen bald als konkurrierende Arbeiterpar
teien.

Parteien entstehen also wegen eines Problems und artikulieren
sich inbesonderen Problemlösungsvorschlägen. Aberwirkönnen
dies noch konkreter fassen. Da,wo eine Partei entsteht, war auch
schon vorher eine Partei. Bevor sich in den USA die Partei der Re
publikaner konstituierte, waren die sie bildenden Individuen an
derswo parteipolitisch organisiert bzw. repräsentiert, nämlich bei
Demokraten und Whigs. Diejetzt die Grünen wählen, haben vor
her sozialliberal oder christdemokratisch gewählt bzw. gedacht.
Wenn einePartei entsteht, bedeutet das, daßsicheinFlügel einer
schonvorhandenen Partei abgespalten, verselbständigt hat. Die
se Überlegung zeigt erneut, daßes unsinnig ist, Parteien und so
ziale Bewegungen begrifflich gegeneinanderzusetzen.Es hat
zwareinigen Sinn, zwischen Ökologiebewegung undgrünerPar
tei zu unterscheiden, den nämlich, daßman bei „Ökologiebewe
gung" an die Organisationsform der Bürgerinitiativen denken
mag, die in der grünen Parteiorganisation ja keineswegs aufge
hen und auch nicht alsderenbedingungslose Wähler angesehen
werden können. Aber wenn die Mitglieder von Bürgerinitiativen
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nicht diegrüne Partei wählen, waswählen siedann? In derRegel
eine andere Partei, z. B.die SPD. Nurindem Maße also, wie sie
noch in die vorher vorhandenen Parteien integriert ist, fällt die
Ökologiebewegung nicht mit dergrünen Partei zusammen. Sie ist
als Bewegung keine Nicht-Partei, ebensowenig wie Gewerk
schaft oder Vertriebenenverband.

DieÜberlegung läßtuns fernerden oben schon kritisierten Feh
lerOffes besser verstehen. Offe hattedie Entstehung der Ökolo
giebewegung auf das Versagen der stimmenmaximierenden Par
teienzurückgeführt: es handle sichum Wiedergewinnung versag
ter „Identität". Dieser Gedanke hat einen rationellen Kern. 7af-
sächlich muß die Entstehung der neuen Partei - wirurteilen, daß
sofern mit der Ökologiebewegung Neues entsteht, es sich um
Entstehung einer neuen Partei handelt - auf das Verhalten oder
aufZüge der alten Parteien zurückgeführt werden. Nurmacht Offe
(infolge seines systemtheoretischen Ansatzes, s.o.) dann zwei
Fehler: erstens liegt nicht ineiner „Abstraktheit"der alten Parteien
das spaltungsfördernde Fehlverhalten, sondern es handelt sich
um die ganz konkrete Unfähigkeit, ein bestimmtes Problem, hier
das Ökologieproblem, in den vorhandenen „Diskurs" der Partei
noch einzuordnen, ohne daß die Konsistenz dieses Diskurses
zerstört wird. Zweitensistdeutlich geworden,daß die Entstehung
der neuen Partei durch Abspaltung von den alten keine hinrei
chende Erklärung ist, vielmehr selbst weiter erklärt werden muß,
und zwar durch Verweis auf den Katalysator der Spaltung, d.h.
eben: auf das - in letzter Instanz ökonomisch determinierte -
„Problem".

IV.

Die Partei neuen Tps, wenn es eine gibt, behaupte ich, hat kei
nen anderen Ausgangspunkt als die Partei. Denn auch hier gilt,
daß kein Meister vom Himmelfällt. DieFrage ist, welche besonde
re Entwicklung die Partei nimmt, die zur Partei neuen Typs wird.
Man kann diese Frage auch umdrehen: wenn Partei und Partei
neuen Typs denselben Ausgangspunkt haben, dann stellt sich die
gewöhnliche, historisch bis zum Überdruß bekannte Partei als De
generation, an einem bestimmten Umschlagpunkt der Parteient
wicklung beginnend, der Partei neuen Typs dar. Worin besteht
dieser Umschlag?

Aber beginnen wir mit dem Ausgangspunkt. Ich möchte zu
nächst auf die verblüffende Ähnlichkeit der Situationen, in denen
nach unserer Annahme Parteien entstehen, und der „revolutionä-
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ren Situation" hinweisen. Diese wird von Lenin durch „drei Haupt-
merkmale"definiert:

„1. Für die herrschenden Klassen ist es unmöglich, ihre Herrschaft unverän
dert aufrechtzuerhalten; die eine oder andere Krise der .oberen Schichten", ei
ne Krise der Politik der herrschenden Klasse, die einen Riß entstehen läßt,
durch den sich die Unzufriedenheit und Empörung der unterdrückten Klassen
Bahn bricht... 2. Die Not und das Elend der unterdrückten Klassen verschärfen
sich über das gewöhnliche Maß hinaus. 3. Infolge der erwähnten Ursachen
steigertsicherheblichdieAktivität der Massen,diesich inder .friedlichen' Epo
che ruhig ausplündern lassen, in stürmischen Zeiten dagegen sowohl durch
die ganze Krisensituation als auch durch die .oberen Schichten'selbst zu
selbständigem Handelngedrängt werden." (LW 21, 206; Hervor,im Original)

Diese in der Konfrontation mit dem Zarenstaat getroffenen For
mulierungen muß man erst einmal in eine Definition übersetzen,
die sich auf den entwickelten bürgerlichen Überbau der „westli
chen" Gesellschaften beziehen läßt. Dann erscheinen Herrschen
de und Unterworfene nicht mehr wie meilenweit zwischen „oben"
und „unten" getrennt: der Staat des „Westens" hat sich in den
„Unteren" selbst verankert, z.B. in dem Arbeiter, der durch seine
Wahlstimme die sozialliberale Regierung an der Macht hält, die ih
rerseits die Ausbeutung des Arbeiters politisch reproduziert. Da
von abgesehen, beschreibt Lenin mit anderen Worten, was auch
wir beschrieben haben. Durch einen „Riß" in der herrschenden
Politik brichtsich die Empörung der Unterworfenen Bahn. Wirhat
ten formuliert: die Diskurse der vorhandenen Parteien erweisen
sich als unfähig, ein bestimmtes Problem zu integrieren, daraufhin
spaltet sich ein Parteiflügel ab. Lenin stellt neben die Produktion
des revolutionären Protests durch die alte Herrschaft die Produk
tion durch Verschärfung von Not und Elend. In unserer Terminolo
gie gesprochen: der Diskurszusammenbruch der alten Partei ist
nur deshalb Entstehungsursache der neuen, weil er seinerseits
von einem für die Individuen unmittelbar erfahrbaren Problem ver
ursacht wird. Dabei äußert sich jedes Problem dieser Artsubjektiv
in „Not und Elend", und man muß bedenken, wie viele Gesichter
die Not hat und daß sie sich aufs Essen und Trinken nicht reduziert
- auch in Rußland nicht reduziert hat, wo das revolutionsauslö-
sende „Problem" bekanntlich im Weltkrieg bestanden hat.

Nun soll nicht etwa behauptet werden, revolutionäre Situation
und Parteientstehungssituation wären dasselbe. Daß ein Unter
schied besteht, ist nicht nur evident, sondern es lassen sich auch
zwei naheliegende theoretische Gründe für ihn anführen: Wir ha
ben zwischen Problem und ökonomischer Basis des Problems
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unterschieden. Das Problem in seiner empirischen Gestalt stellt
sich als Überbau oder als Manifestation der ökonomischen Pro
blembasis dar. Danach kann man unterscheiden zwischen Pro
blemen, bei denen der Zusammenhang zwischen Manifestation
und Problembasis (relativ) gut sichtbar ist, undsolchen, bei denen
er nurschwersichtbar ist. FürProbleme der ersten Art folgt, daß
sich wahrscheinlich Lösungsideen schnell verbreiten werden, die
das Problem „an der Wurzel packen wollen", also revolutionär
sind. Probleme derzweiten Art legeneher solcheLösungen nahe,
die wegen Mangels an „Problembewußtsein" zur Reproduktion
der Problembasis und damitdes Problems führen, also nicht revo
lutionär sind; aber dennoch „zuselbständigem historischenHan
delndrängen". Das istder erste Unterscheidungsgrund. Derzwei
te betrifft die Tragweite des Problems. Wenn ein vorhandener
Parteidiskurs einen „Riß" erleidet, muß das nochnicht gleich zum
Diskurszusam/T/enfwucn führen; einenso tiefen Riß zu erzeugen,
wird vielmehr nurbestimmten, eben revolutionserzeugenden Pro
blemen gelingen. Andere Probleme zerreißen den vorhanden
Parteidiskurs nur lokal undsinddaher nurparteierzeugend. Diese
beiden Unterscheidungsgründe sind sicherlich nicht hinreichend,
aber es genügt hier, daß sie zeigen, wie noch die Unterschiede
zwischen revolutionärer und Parteientstehungssituation auf eine
gemeinsame Quelle verweisen. Im Grunde zeigen sie, daß die
Parteientstehungssituation nur deshalb keine revolutionäre Si
tuation ist,weil revolutionäres Erkenntnis- undHandlungspotenti
al lokal begrenzt bleiben. Innerhalb dieser Grenzen ist die Partei
entstehungssituation revolutionäre Situation.

Man kann noch mehr sagen. Revolutionäres Erkenntnis- und
Handlungspotential bleibt zwar inder Parteientstehungssituation
begrenzt.Aberdafüristauchgewährleistet - wenigstensinliberal
verfaßten bürgerlichen Gesellschaften -, daß sie überhaupt
„bleiben". Beieiner Bewegung, die in und durch die revolutionäre
Situation entsteht, istdas keineswegsgewährleistet, vielmehr äu
ßerst unwahrscheinlich. Im Augenblick der Entstehungeiner revo
lutionären Bewegung ist diese stets schwächer als der herrschen
de Block, kann also vomherrschen Block mit Gewaltzerschlagen
werden. Es ist sehr wahrscheinlich, daß er von dieser Möglichkeit
auch Gebrauch macht, wenn er während einer revolutionären Si
tuation mit der Entstehung einer revolutionären Bewegung kon
frontiert ist,einfach,weil ihm dieübrigen Möglichkeiten ausgegan
gen sind; denn sein Diskurs ist nach Voraussetzung zusammen
gebrochen, d.h. seine Hegemonie istverbraucht. Demgegenüber
wird er angesichts einer Parteientstehungssituation keinen Anlaß
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denfalls eine Besonderheit der Partei neuen Typs, denn den anti
kapitalistischen Anfang haben viele Parteien gehabt, die sich kei
neswegs zu revolutionären und Arbeiterparteien weiterentwickel
ten, beispielsweise SPD, CDU und NSDAP.

Die zweite Besonderheit der Partei neuen Typs bezieht sich auf
die Art der Parteierkenntnis. Das ist eigentlich trivial: Wenn wir
vom Ausgangspunkt der revolutionären Partei keine größere
Adäquatheit der Erkenntnis verlangen als vom Ausgangspunkt
der nichtrevolutionären, müssen wir um so mehr für dasjenige
Stadium ihrer Entwicklung verlangen, in der „Abschied vom Kapi
talismus" genommen wird, d.h. die Erkenntnisqualität muß zu die
sem Stadium hin wachsen, sie darf keineswegs stagnieren oder
gar zurückgehen. Der Übergang vom unspezifisch-antikapitalisti
schen Beginn zum Einschluß der Arbeiterklasse, die sich als sol
che artikuliert, weil man die Gesetzmäßigkeiten des Kapitalismus
als Basis der parteikonstitutiven Probleme und damit auch die Be
dingungen der Beseitigung des einen mit dem anderen erkannt
hat, ist nur ein Aspekt der Erkenntnis, die eine revolutionäre Partei
mitderzeit erlangen muß. Nichtdie Basis der Probleme allein und
nicht die Oberfläche der Probleme allein genügt es zu erkennen -
für beide Einseitigkeiten gibt es abschreckende Beispiele in der
Parteiengeschichte -, sondern den Zusammenhang von Ober
fläche und Basis, und noch mehr, den Zusammenhang der Partei
probleme mit dem gesamten „nationalen Problemraum", sowie
schließlich die Triebkräfte der Entwicklung dieses „Raums", sei
ner einander ablösenden „strategischen Situationen". Denn es
liegt auf der Hand, daß eine revolutionäre Partei nur siegreich sein
kann, wenn sie ihre Handlungsmöglichkeiten inden strategischen
Situationen (die alle anderen genannten Momente einschließen)
adäquat erkennt, besser erkennt als der an äußerlichen Gewalt
mitteln mächtigere herrschende Block.

Aber die Erlangung von Erkenntnis dieser Artkann nicht als all
mähliche Aufhäufung von Wissen vorgestellt werden. Dann müß
te ja schon inder Ausgangssituation der Partei das im Prinzip rich
tige Erkenntnisparadigma vorliegen; dies zu unterstellen, haben
wir keinen Anlaß. Vielmehr wird es sich um eine „Forschungsme
thodologie" handeln, in der „Paradigmenwechsel" vorkommen,
geduldet, ja um des politischenZiels willen sogar gewolltwerden.
Auch dieser Zug einer Partei neuen Typs wurde übrigens schon
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sehen, die hegemonialeHerrschaftsform aufzugeben,da der ent
standene Schaden nur lokal und der revolutionäre Charakter der
eben entstehenden Partei noch nicht deutlich geworden, ja noch
gar nicht „entschieden" ist. Diese Überlegung hat zur Konse
quenz, daß revolutionäre und Parteientstehungssituation nicht
nur eine gemeinsame Quelle haben, sondern auch „genetisch"
miteinander zusammenhängen. Es ist nämlichoffensichtlich, daß
jedenfallsdiejenigen revolutionären Situationen, die zum Revolu
tionssieg führen, neben den schon genannten noch ein weiteres
„Merkmal"aufweisen müssen, nämlich die Existenz einer revolu
tionären Partei, die schon vorder revolutionären Situation existiert
und irgendwelche Fähigkeiten erworben hat, durch die sie sich
selbst und die Bewegung, die durch die revolutionäre Situation
entsteht, vor der gewaltsamen Zerschlagung bewahrt. Auch dies
ist bekanntlich schon von Lenin festgestellt worden.

Die revolutionäre, die Partei neuen Typs hat also denselben
Ausgangspunkt wie die Partei. Aber sie nimmt in mindestens
zweierlei Hinsichteinen anderen Weg. Erstens muß sie eine Klas
senbasis besonderer Art erlangen. Sie muß zu den sie bildenden
Individuen die Arbeiterklasse zählen können, und zwar eine Ar
beiterklasse, die sich selbst als Arbeiterklasse artikuliert und die
mit der Bourgeoisie gebrochen hat. Mir scheint, daß diese Be
hauptung, mag sie auch „traditionell" klingen, noch niemals wi
derlegt worden ist. Auch nichtdurch RudolfBahro, der die „welthi
storische Mission des Proletariats" zur Illusion erklärt, obwohl er
selbst sagt, daß die ökologische Krise den Abschied vom Kapita
lismus erzwingt. Bahro hat recht, „Enteignungsideen" für „ab
strakt" zu erklären, aber sie sind nur insofern abstrakt, als sie sich
auf der Abstraktionsebene der ökonomischen Basis des Ökolo
gieproblems bewegen. D.h. sie bewegen sich zwar nicht auf der
Ebene, auf der jetzt die grüne Partei ins Leben zu rufen ist, wohl
aber auf derjenigen, die auch Bahro zugrundelegt, wenn er „Kapi
talismus" sagt. Wenn es um den Abschied vom Kapitalismus geht,
ist Enteignung konstitutiv, und es ist unbestreitbar, daß die An-
und Enteignung der kapitalistischen Produktionsmittel nur von der
Arbeiterklasse - nicht von den „Arbeitern als Menschen", wie
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von Lenin beschrieben - es ist ein Zug, den die die Stalinsche
„Leninismus"-Fälschung überdeckt und praktisch unkenntlich ge
macht hat; ich kann diesen Aspekt aber hier nicht weiter verfolgen
-: „In einer solchen revolutionären Epoche, wie wir sie jetzt
durchleben", schreibt Lenin,
„werden alle theoretischen Fehler und taktischen Abweichungen der Partei
durch das Leben selbst, das die Arbeiterklasse mit unerhörter Schnelligkeit
aufklärt und erzieht, aufs schonungsloseste kritisiert. In einer solchen Zeit ist
es die Pflichteines jeden Sozialdemokraten, danach zu streben, daß der ideo
logische Kampfinder Partei über Fragen der Theorie und der Taktikmöglichst
offen, breit und frei geführt wird,daß er jedoch das einheitliche Auftreten des
sozialdemokratischen Proletariats auf keinen Fall stört oder erschwert." (LW
10,315f.)
Nun ist revolutionäre Politik, die sich dieserart als rücksichtslose
Forschungsmethodologie versteht, nicht nur von der ideellen Be
reitschaft zum Kritisieren, Kritisiertwerdenkönnen, auch zur
Selbstkritik abhängig. Es muß auch ein formalerRahmen fürder
artige Prozesse existieren, d.h. die Partei neuen Typs muß demo
kratisch verfaßt sein; aber in einem Sinne, in dem keine der ge
genwärtig im Bundestag vertretenen Parteien demokratisch ver
faßt ist. Der springende Punkt ist, daß die Aufklärung „durch das
Leben", von der Lenin spricht, zuallererst tatsächlich stets die Ar
beiterklasse bzw. allgemeiner die Parteibasis erreicht, und soll sie
sich in der Partei insgesamt durchsetzen und gegebenenfalls zum
„Paradigmenwechsel" führen können, dann müssen (u.a.) abso
lut durchlässige Repräsentationsverhältnisse innerhalb der Partei
existieren. Auch dies hat schon Lenin betont:
„Man überlege sich doch wirklich einmal, welche Verpflichtungen der Partei
dadurch auferlegt werden, daß sie es bereits mit der Masse und nicht mit Zir
keln zu tun hat. Um nicht nur in Worten eine Massenpartei zu werden, müssen
wir immer breitere Massen zur Teilnahme an allen Parteiangelegenheiten her
anziehen ... Kann man dieses Ergebnis erreichen, ohne in breitester Öffent
lichkeit die Fragen zu behandeln, von deren Lösung diese oder jene Einwir
kung auf die Massen abhängig ist?" (LW7, S. 107)
Lenin ging einmal so weit, für Fälle der Parteibeschlußfassung
über Aktionen, „bei der die Masse selbständig auftritt, z.B. bei ei
nem Streik, bei Wahlen, bei dem Boykott irgendeiner wichtigen
örtlichen Körperschaft", die Aufhebung des Repräsentationsprin
zips zugunsten eines „Referendums" der gesamten Parteibasis
zu fordern. (LW 11,438f.) DieArgumentation läuftjedenfalls dar
auf hinaus, daß die Basis der Partei, nichtihre Führung alleinSub
jekt der Erkenntnis ist.

Der Umschlag von der revolutionären zur nichtrevolutionären
Partei bezüglich der Erkenntnis- und damit auch der Demokratie-
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unterschieden. Das Problem in seiner empirischen Gestalt stellt
sich als Überbau oder als Manifestation der ökonomischen Pro
blembasis dar. Danach kann man unterscheiden zwischen Pro
blemen, bei denen der Zusammenhang zwischen Manifestation
und Problembasis (relativ) gut sichtbar ist, und solchen, bei denen
er nur schwer sichtbar ist. Für Problemeder ersten Art folgt, daß
sich wahrscheinlich Lösungsideen schnell verbreiten werden, die
das Problem „an der Wurzel packen wollen", also revolutionär
sind. Probleme der zweiten Art legeneher solcheLösungen nahe,
die wegen Mangels an „Problembewußtsein" zur Reproduktion
der Problembasis und damit des Problems führen, also nicht revo
lutionär sind; aber dennoch „zuselbständigem historischenHan
deln drängen". Das istder erste Unterscheidungsgrund. Derzwei
te betrifft die Tragweite des Problems. Wenn ein vorhandener
Parteidiskurseinen „Riß" erleidet, mußdas noch nicht gleichzum
Diskurszusa/T/menöruc/7 führen; einenso tiefen Riß zu erzeugen,
wirdvielmehrnur bestimmten,eben revolutionserzeugenden Pro
blemen gelingen. Andere Probleme zerreißen den vorhanden
Parteidiskursnur lokal und sinddaher nurparteierzeugend. Diese
beiden Unterscheidungsgründe sind sicherlich nicht hinreichend,
aber es genügt hier, daß sie zeigen, wie noch die Unterschiede
zwischen revolutionärer und Parteientstehungssituation auf eine
gemeinsame Quelle verweisen. Im Grunde zeigen sie, daß die
Parteientstehungssituation nur deshalb keine revolutionäre Si
tuation ist, weil revolutionäresErkenntnis-und Handlungspotenti
al lokal begrenzt bleiben. Innerhalbdieser Grenzen ist die Partei
entstehungssituation revolutionäre Situation.

Man kann noch mehr sagen. Revolutionäres Erkenntnis- und
Handlungspotential bleibt zwar inder Parteientstehungssituation
begrenzt. Aberdafür istauch gewährleistet - wenigstens inliberal
verfaßten bürgerlichen Gesellschaften -, daß sie überhaupt
„bleiben". Bei einer Bewegung, die in und durch die revolutionäre
Situation entsteht, ist das keineswegs gewährleistet, vielmehr äu
ßerst unwahrscheinlich. ImAugenblickder Entstehung einer revo
lutionären Bewegung ist diese stets schwächer als der herrschen
de Block, kann also vom herrschen Block mit Gewalt zerschlagen
werden. Es ist sehr wahrscheinlich, daß er von dieser Möglichkeit
auch Gebrauch macht, wenn er während einer revolutionären Si
tuation mit der Entstehung einer revolutionären Bewegung kon
frontiertist,einfach, weilihmdie übrigen Möglichkeiten ausgegan
gen sind; denn sein Diskurs ist nach Voraussetzung zusammen
gebrochen, d.h. seine Hegemonie ist verbraucht. Demgegenüber
wird er angesichts einer Parteientstehungssituation keinen Anlaß
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sehen, die hegemoniale Herrschaftsform aufzugeben, da der ent
standene Schaden nur lokal und der revolutionäre Charakter der
eben entstehenden Partei noch nicht deutlich geworden, ja noch
gar nicht „entschieden" ist. Diese Überlegung hat zur Konse
quenz, daß revolutionäre und Parteientstehungssituation nicht
nur eine gemeinsame Quelle haben, sondern auch „genetisch"
miteinander zusammenhängen. Es ist nämlich offensichtlich, daß
jedenfalls diejenigen revolutionären Situationen,die zum Revolu
tionssieg führen, neben den schon genannten noch ein weiteres
„Merkmal" aufweisen müssen, nämlich die Existenz einer revolu
tionären Partei, die schon vorder revolutionären Situation existiert
und irgendwelche Fähigkeiten erworben hat, durch die sie sich
selbst und die Bewegung, die durch die revolutionäre Situation
entsteht, vor der gewaltsamen Zerschlagung bewahrt. Auch dies
ist bekanntlich schon von Lenin festgestellt worden.

Die revolutionäre, die Partei neuen Typs hat also denselben
Ausgangspunkt wie die Partei. Aber sie nimmt in mindestens
zweierlei Hinsicht einen anderen Weg. Erstens muß sie eine Klas
senbasis besonderer Art erlangen. Sie muß zu den sie bildenden
Individuen die Arbeiterklasse zählen können, und zwar eine Ar
beiterklasse, die sich selbst als Arbeiterklasse artikuliert und die
mit der Bourgeoisie gebrochen hat. Mir scheint, daß diese Be
hauptung, mag sie auch „traditionell" klingen, noch niemals wi
derlegt worden ist. Auch nicht durch Rudolf Bahro, der die „welthi
storische Mission des Proletariats" zur Illusion erklärt, obwohl er
selbst sagt, daß die ökologische Krise den Abschied vom Kapita
lismus erzwingt. Bahro hat recht, „Enteignungsideen" für „ab
strakt" zu erklären, aber sie sind nur insofern abstrakt, als sie sich
auf der Abstraktionsebene der ökonomischen Basis des Ökolo
gieproblems bewegen. D.h. sie bewegen sich zwar nicht auf der
Ebene, auf der jetzt die grüne Partei ins Leben zu rufen ist, wohl
aber auf derjenigen, die auch Bahro zugrundelegt, wenn er „Kapi
talismus" sagt. Wenn es um den Abschied vom Kapitalismus geht,
ist Enteignung konstitutiv, und es ist unbestreitbar, daß die An-
und Enteignung der kapitalistischen Produktionsmittel nur von der
Arbeiterklasse - nicht von den „Arbeitern als Menschen", wie
Bahro sich ausdrückt, sondern von den Menschen als Arbeitern -
geleistet werden kann. - Nur:der Akzent liegtdarauf, daß die Par
tei neuen Typs diese „Klassenbasis besonderer Art" erlangen
muß. Sie muß nicht mit ihr fertig in die Welt springen, mehr noch,
es ist schwer vorstellbar, daß unter Bedingungen des entwickelten
bürgerlichen Überbaus eine in diese Weise „fertige" Entstehung
jemals stattfinden könnte. Für den Anfang genügt es, wenn eine
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Partei antikapitalistisch ist. „Antikapitalistisch" und „die Arbeiter
klasse einschließend" sind offenbar keine einander wesensfrem
den Bestimmungen. Es sind also Entwicklungsprozesse denkbar,
die von der einen in die andere Bestimmung führen. Hier liegt je
denfalls eine Besonderheit der Partei neuen Typs, denn den anti
kapitalistischen Anfang haben viele Parteien gehabt, die sich kei
neswegs zu revolutionären und Arbeiterparteien weiterentwickel
ten, beispielsweise SPD, CDU und NSDAP.

Die zweite Besonderheit der Partei neuen Typs bezieht sich auf
die Art der Parteierkenntnis. Das ist eigentlich trivial: Wenn wir
vom Ausgangspunkt der revolutionären Partei keine größere
Adäquatheit der Erkenntnis verlangen als vom Ausgangspunkt
der nichtrevolutionären, müssen wir um so mehr für dasjenige
Stadium ihrer Entwicklung verlangen, in der „Abschied vom Kapi
talismus" genommen wird, d.h. die Erkenntnisqualität muß zu die
sem Stadium hin wachsen, sie darf keineswegs stagnieren oder
gar zurückgehen. Der Übergang vom unspezifisch-antikapitalisti
schen Beginn zum Einschluß der Arbeiterklasse, die sich als sol
che artikuliert, weil man die Gesetzmäßigkeiten des Kapitalismus
als Basis der parteikonstitutiven Probleme und damit auch die Be
dingungen der Beseitigung des einen mit dem anderen erkannt
hat, ist nure/n Aspekt der Erkenntnis, die eine revolutionäre Partei
mit der Zeit erlangen muß. Nicht die Basis der Probleme allein und
nicht die Oberfläche der Probleme allein genügt es zu erkennen -
für beide Einseitigkeiten gibt es abschreckende Beispiele in der
Parteiengeschichte -, sondern den Zusammenhang von Ober
fläche und Basis, und noch mehr, den Zusammenhang der Partei
probleme mit dem gesamten „nationalen Problemraum", sowie
schließlich die Triebkräfte der Entwicklung dieses „Raums", sei
ner einander ablösenden „strategischen Situationen". Denn es
liegt auf der Hand, daß eine revolutionäre Partei nur siegreich sein
kann, wenn sie ihre Handlungsmöglichkeiten in den strategischen
Situationen (die alle anderen genannten Momente einschließen)
adäquat erkennt, besser erkennt als der an äußerlichen Gewalt
mitteln mächtigere herrschende Block.

Aber die Erlangung von Erkenntnis dieser Artkann nicht als all
mähliche Aufhäufung von Wissen vorgestellt werden. Dann müß
te ja schon inder Ausgangssituation der Partei das im Prinzip rich
tige Erkenntnisparadigma vorliegen; dies zu unterstellen, haben
wir keinen Anlaß. Vielmehr wird es sich um eine „Forschungsme
thodologie" handeln, in der „ParadigmenWechsel" vorkommen,
geduldet, ja um des politischen Ziels willen sogar gewollt werden.
Auch dieser Zug einer Partei neuen Typs wurde übrigens schon
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von Lenin beschrieben - es ist ein Zug, den die die Stalinsche
„Leninismus"-Fälschung überdeckt und praktisch unkenntlichge
macht hat; ich kann diesen Aspekt aber hier nichtweiter verfolgen
-: „In einer solchen revolutionären Epoche, wie wir sie jetzt
durchleben", schreibt Lenin,
„werden alle theoretischen Fehler und taktischen Abweichungen der Partei
durch das Leben selbst, das die Arbeiterklasse mit unerhörter Schnelligkeit
aufklärt und erzieht, aufs schonungsloseste kritisiert. Ineiner solchen Zeit ist
es die Pflichteines jeden Sozialdemokraten, danach zu streben, daß der ideo
logischeKampf inder Parteiüber FragenderTheorieundder Taktik möglichst
offen, breit und frei geführt wird,daß er jedoch das einheitliche Auftreten des
sozialdemokratischen Proletariats auf keinen Fall stört oder erschwert." (LW
10,315f.)
Nun ist revolutionäre Politik, die sich dieserart als rücksichtslose
Forschungsmethodologie versteht, nicht nur von der ideellen Be
reitschaft zum Kritisieren, Kritisiertwerdenkönnen, auch zur
Selbstkritik abhängig. Es muß auch ein formaler Rahmen fürder
artige Prozesse existieren, d.h. die Partei neuen Typs muß demo
kratisch verfaßt sein; aber in einem Sinne, in dem keine der ge
genwärtig im Bundestag vertretenen Parteien demokratisch ver
faßt ist. Der springende Punkt ist, daß die Aufklärung „durch das
Leben", von der Lenin spricht, zuallererst tatsächlich stets die Ar
beiterklasse bzw. allgemeiner die Parteibasis erreicht, und soll sie
sich in der Partei insgesamt durchsetzen und gegebenenfalls zum
„Paradigmenwechsel" führen können, dann müssen (u.a.) abso
lut durchlässige Repräsentationsverhältnisse innerhalb der Partei
existieren. Auch dies hat schon Lenin betont:
„Man überlege sich doch wirklich einmal, welche Verpflichtungen der Partei
dadurch auferlegt werden, daß sie es bereits mit der Masse und nicht mit Zir
keln zu tun hat. Um nicht nur in Worten eine Massenpartei zu werden, müssen
wir immer breitere Massen zur Teilnahme an allen Parteiangelegenheiten her
anziehen ... Kann man dieses Ergebnis erreichen, ohne in breitester Öffent
lichkeit die Fragen zu behandeln, von deren Lösung diese oder jene Einwir
kung auf die Massen abhängig ist?" (LW 7, S. 107)

Lenin ging einmal so weit, für Fälle der Parteibeschlußfassung
über Aktionen, „bei der die Masse selbständig auftritt, z.B. bei ei
nem Streik, bei Wahlen, bei dem Boykott irgendeiner wichtigen
örtlichen Körperschaft", die Aufhebungdes Repräsentationsprin
zips zugunsten eines „Referendums" der gesamten Parteibasis
zu fordern. (LW 11,438f.) Die Argumentation läuft jedenfalls dar
auf hinaus, daß die Basis der Partei, nicht ihre Führung alleinSub
jekt der Erkenntnis ist.

Der Umschlag von der revolutionären zur nichtrevolutionären
Partei bezüglich der Erkenntnis- und damit auch der Demokratie-
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frage liegt auf der Hand. Ertrittein, sobald - ausweichen Gründen
immer - die Forschungsmethodologie abgebrochen, verwandelt
wird in eine Methodologie der unveränderlichen Behauptungen,
wobei es sich nach unseren Voraussetzungen um falsche Be
hauptungen handeln muß. Die Differenzierung in Führung und
Basis hörtineiner solchen Parteiauf,Arbeitsteilung ineinem ge
meinsamen Erkenntnisprozeß zu sein: in ihrem Versuch, die Par
tei zusammenzuhalten, wird die Führung jene falschen Behaup
tungen verfestigen und gegen die „Aufklärung durch das Leben",
der die Parteibasis natürlich weiterhin ausgesetzt ist, verteidigen.
D.h. sie wird die innerparteiliche Demokratie beseitigen.

In Prozessen dieser Art entsteht realhistorisch die Trennung
von Staat und Gesellschaft mit ihren Befehls- und Scheinreprä
sentationsspielen. Aber die falschen Behauptungen lassen sich
nur bis zu einem gewissen Grad gegen das „Leben"verteidigen:
bis zum Eintritt nämlich eines parteikonstitutiven „Problems" von
der oben erörterten Art ...

Unser theoretisches Modell sei an dieser Stelle vorläufigabge
brochen. Blickenwirnoch einmal auf die beiden Deutungsmuster
zurück, mitdenen die Ökologiebewegung zu reflektierenversucht
wurde. Die Deutung in Kategorien von „Parteien und sozialen Be
wegungen" erscheint jetzt geradezu wie ein resignatives Verhar
ren ineiner Trennung von staatlicher und gesellschaftlicher Sphä
re, die bereits das untrügliche Signum des Scheitern einer politi
schen Bewegung, nämlich des Abbruchs oder gar nicht erst Zu
standekommens ihres revolutionären Erkenntniswillens wäre.
Wenn die Ökologiebewegung ihr parteikonstitutives Problem an
der Wurzel packen und lösen will, darf sie diese Trennung in sich
niemals reproduzieren. Das bedeutet aber nichts anderes, als daß
sie sich den Anspruch, Partei neuen Typs zu sein, setzen muß.
Die Frage, ob sie dies jetzt schon ist, und gar, ob sie es werden
wird,wäre falsch gestellt. DieÖkologiebewegung befindet sich im
Anfangsstadium der Parteikonstitution, was nach unseren Annah
men heißt: es stehen ihr noch alle Möglichkeiten offen; nicht mehr
und nicht weniger. Gefragt werden kann nur, was praktisch getan
werden kann, um eine Degeneration dieses Ansatzes zu verhin
dern. Gibt es denn sonst einen Ansatz, der im Hinblick auf Klas
sencharakter, Basisdemokratie, originäre Problembezogenheit,
Adäquatheit der Erkenntnis nicht schon degeneriert ist? Ein
schlechter Anfang ist besser als ein mittelmäßiges Ende.
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Matthias Lange

Die Grünen zwischen sozialer Bewegung und
Partei

1. Vorbemerkung

Die Grünen wollen „Partei" werden (und müssen deshalb so tun,
als seien sie es bereits), zugleich aber wollen sie „Bewegung"
bleiben. Diese Konstellation droht sie innerlich zu zerreißen. Denn
er geht mitten durch sie hindurch, dieser Riß, der (allgemein ge
sprochen) in nichts anderem besteht als in einer Reproduktion der
Trennungvon staatlicher und gesellschaftlicher Sphäre im „Inne
ren" der Grünen. - In Gestalt der neuen sozialen Bewegungen
und namentlichder Ökologiebewegungartikuliert sich ein umgrei
fender Strukturwandel in den Formen des Politikmachens. Das
„Schwanken" der Grünen zwischen Bewegung und Partei ist cha
rakteristisch für die aktuelle strategische Situation (Jäger): Eine
Situation, in der sich die Frage nach den politischen Bedingungen
für die Herausbildung eines „alternativen Blocks" neu stellt: und
zwar erstens als Frage nach den zukünftigen Möglichkeiten für die
Bildung eines neuen historischen Blocks von Arbeiterbewegung
und neuen sozialen Bewegungen (vgl. Haug 1980,129f.); zwei
tens als Frage nach neuen Organsationsformen der Verbindung
zwischen direktdemokratischer und repräsentativdemokrati-
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scher Politik. - Vordiesem Hintergrundkann die sich der Linken
angesichts der Grünen Partei stellende „Wahlfrage" begriffen
werden als ein strategisches Problem, das sich auf das Terrain
des wahltaktischen „Zwangs zur Entscheidung" verschoben hat.

2. Der Grüne Parteiwerdungsprozeß

Indem Maße, wie sich die Ökologiebewegung zu einer parteifä
higen politischen Kraft entwickeln konnte (vgl. z. B. Mez/Wolter
1980, Hegner 1980 und Roth 1980; für die Anti-AKW-Bewegung:
Kitschelt 1980), begann sie für bestimmte Teile der „politischen
Eliten" der neuen Mittelschichten zu einem politisch-organisatori
schen Kristallisationskern zu werden (vgl. z. B. Rönsch 1979,3of):
Diese Sogwirkung definiert den Parteiwerdungsprozeß der Grü
nen wesentlich auch als Prozeß der Spaltung vor allem des so
zialliberalen Blocks, aber auch der nichtparlamentarisierten Lin
ken und konservativ-utopischer Strömungen. - Allerdings
scheint die Grüne Partei mehr zu sein, als ein Produkt „normaler"
Spaltungsprozesse; denn sie könnte das bundesrepublikanische
Parlamentsparteiensystem trotz 5%-Klausel wirklich in Fluß brin
gen.

2.1. Zur Analyse der handlungsleitenden Programmatik der
Grünen

Die Grünen reagieren mit ihren Parlamentarisierungsanstren
gungen auf die durch die Struktur des bundesrepublikanischen
Parlamentsparteiensystems gesetzten politischen Handlungsal-
temativen. Umihre ökologischen Problemlagen als gesellschaftli
che Machtfragen artikulierenzu können, müssen sie ihre Organi
sationsmittel einer eigenständigen Entwicklung zur Partei unter
werfen. Die Konkurrenzverhältnisse im Parlamentarischen lassen
ihnen praktisch keine andere Wahl: Die Dominanz des „Prinzips
der Volkspartei" (vgl. Offe 1979) bezüglich der Artikulation von
Machtfragen zwingt die „grünen Eliten"dazu. Nach einer westeu
ropäisch vergleichenden Analyse der parte/politischen Bearbei
tung ökologischer Problemlagen gibt das Parteiensystem eines
Landes nach wie vor den wichtigsten „Selektionsfilter" für die
machtpol'rtische Artikulation gesellschaftlicher Konfliktlagen ab:
Die Konkurrenzverhältnisse im Parteiensystem (sein Konzentra
tionsgrad also) und in der Gewerkschaftsbewegung (die Existenz
von Richtungsgewerkschaften) sind die entscheidenden Faktoren
dafür, wiedas Ökologieproblemjeweils übersetzt wird: in Formei-
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ner eigenen Partei oder durch bereits vorhandene politische Or
ganisationen (vgl. Raschke 1979,168f, 55ff, 64f).

Der strategische Vorteilder Grünen in Bezug auf die 5%-Klau-
sel liegt in ihrem Charakter als Nicht-Volkspartei begründet: inder
spezifischen Art und Weise also, wie sie ihren Bewegungscha
rakter artikulieren. Als ihr Wählerstamm lassen sich jene Teile aus
der grünen Bewegung bestimmen, für die das Ökologieproblem
und damit die Behauptung „des Lebens" gegen zerstörerische
Modernisierungsprozesse zum handlungsleitenden politischen
Legitimationsprinzip geworden ist (Offe1979), für die deshalb die
politisch-ideologische „Frontlinie" zwischen den Grünen und
sämtlichen anderen Parteien verläuft (Lohmann 1980, 3o). Aus
diesem Zusammenhang entwickelt Karl-Ernst Lohmann seine
These, daß die Wirkung der 5%-Klausel im Fall der Grünen Partei
vor allem deshalb nichtdurchschlägt, weilsie sich als Wahlpartei
präsentieren kann, ohne „Partei" zusein (ebd. 29 ff). Diesen ihren
Charakter erschließt Lohmann vor allem daraus, daß sie kein den
Volksparteien vergleichbares „globales Programm" aufweise;
hier wird von ihm allerdings nicht präzise genug unterschieden
zwischen globalen Programmatiken von Volksparteien, und je
nem ebenfalls globalen Typ von handlungsleitender Programma
tik, der ausdrücklich von einem „ideologischen Kulminations
punkt" beherrscht wird (im Fall der Grünenalso vonder ökologie
frage und, hieraus sich ableitend, der basisdemokratischen
Orientierung auf direkte Demokratie und „kleine Einheiten"). -
Über die„Verdichtungsleistung" (vgl. Laclau 1979,677) einer glo
balen Programmatik konstituiert sicheinepolitisch-ideologische
Einheit, welche eine spezifisch gerichtete Sicht auf alle gesell
schaftlichen Probleme organisiert. Gerade der Parteiwerdungs
prozeß der Grünen veranschaulicht, daß die hier erbrachte „Lei
stung des Konsistent-Machens einer globalen Programmatik"
(Lohmann 1980, 31) über ein zentral gesetztes Prinzip nicht nur
zur Ausbildung eines ideologischen „Verdichtungszentrums" füh
ren kann, sondern daß gleichzeitigder Unterschiedzwischen der
von der Grünen Partei erbrachten Verdichtungsleistung und der
des „Prinzipsder Volkspartei" (vgl. unten) konstitutiv ist für ihren
strategischen Vorteil in Bezug auf die 5%-Klausel: Weilihr Nicht-
Volkspartei-Charakter eine relative „Nähe" zur grünen Bewe
gung definiert, weil sie sich wegen ihrerBewegungsnähe als ei
genständige und alternative Partei profilieren kann.
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2.2. Zur Funktion der ökologiefrage als ideologischem Verdich
tungszentrum der Grünen Partei

Der Parteiwerdungsprozeß der Grünen wird durch spezifische
Obersetzungsleistungen strukturiert. Spätestens seit den Pro
grammparteitagen von Saarbrücken undDortmund istoffensicht
lich geworden, daß unterdenzurParteibildung angetretenen Grü
nen alternative Obersetzungsmöglichkeiten der Ökologiebewe
gung zu einem Feld der politischen Auseinandersetzung gewor
den sind. So ist das dort beschlossene Programm für Herbert
Gruhl nichtvom „Modus des Seins" bestimmt, weil die ökologie
frage nicht mit allen Konsequenzen (vor allem der „Bereitschaft
zum Verzicht") zentral gesetzt wurde. „Linke Grüne" wie Rudolf
Bahro formulierten eine ähnliche Kritik: Die grüne Sache werde
„kaputtgehen", „wenn sie von den Linken traditionell behandelt"
würde (Interview in„konkret" 6/80,18). - Herbert Gruhl bestimmt
den Stellenwert dieser Auseinandersetzungen wenn er festge
stellt, daß es hier um „die unterschiedlichen Grundhaltungen un
ter den Mitgliedern der Grünen Partei" gehe, und nicht primär um
„Differenzen ineinzelnen Programmpunkten" (vgl. taz, 20.5.80):
Esgeht um dieStrukturierung des Programms, umdie Formulie
rung des ideologischen Kulminationspunktes derGrünen Partei.

Mit der Karlsruher Rede RudolfBahros (vgl. taz, 16.1.80) liegt
der Versuch vor, zu einer „neuen Einordnung"aller gesellschaft
lich relevanten Probleme zu kommen. Seine Fassung der These
von der „Priorität der Ökologie" soll jene Partei, der er sich zuge
hörig fühlen kann, zuallererst ideologisch ermöglichen: „Die Grü
nen sind der Versuch, Potentiale, die in anderen Ländern minde
stens zwei Parteien traditioneller Konstellation bilden, unter einem
Dach zusammenzuführen.... eine Grüne Partei, die in sich selbst
den notwendigen historischen Kompromiß praktiziert, (wäre) un
ter den Bedingungen der Bundesrepublik langfristig die beste Lö
sung...": „Grün istdas Dritte, das Bindeglied". Die Grünen als „zu
sammenführende Umkehrbewegung" seien jene politische Kraft,
die den „traditionellen" Kampf der Klassen um ihreunmittelbaren
ökonomischen Interessen positiv-programmatisch überwinden
können, indem sie ihn inneuerForm auf„die sozialeMassenkraft
einer gesamtgesellschaftlichen Krisenlösung" beziehen: Mit der
Grünen Partei könne die ökologische Umkehrbewegung „einen
solchen Grad an Zusammenarbeit und Übereinstimmung" erlan
gen, „wie er früher nur mit religiösem Anspruch erreichbar war".

Die ökologiefrage wird von Bahro in einer Weise zentral ge
setzt, daß sie dann, wenn sie in dieser ihrer Funktion als „Herr-
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schaff eines politisch-ideologischen Kulminationspunktes ak
zeptiert würde, zu einer parteiförmigen Homogenisierung der ihrer
politisch-ideologischen Herkunft nach äußerst inhomogenen
Gruppe der „grünen Eliten" führen könnte. - Auf jeden Fall kann
die Behauptung, daß die ökologiefrage keine „solide Integra
tionsbasis für eine stabile, solidaritätsfähige und einigermaßen
geschlossene Partei"abgeben könne (Zofka 1980,45), kaum auf
rechterhalten werden. Als Standpunkt allerdings ist eine solche
These typisch für die Reaktionsweise aller bereits existierenden
Parteien: Den Grünen wirdvorgeworfen, daß sie noch nicht „Par
tei" seien, daß sie sich also, mitanderen Worten, noch entwickeln.

3. DerBruch zwischen politischer Analyse und Strategievor
schlag

Der Tatbestand, daß sichim politischen Bewußtein des grünen
Wählerstamms die politische „Frontlinie" entlang der Ökologie
problematik ordnet, und daß diese Frontlinie auch im Wahlverhal
ten stabil zu bleiben scheint, wird von Claus Offe als Konkurrenz
zweier nicht mehr miteinander zu vereinbarender Legitimations
prinzipien analysiert: Das Legitimationsprinzip „Leben gegen in
dustrielles Wachstum" könne sich per definitionem nicht dem
Prinzip des Herrschaftsrechts der „Mehrheit gegenüber der Min
derheit" unterordnen (vgl. Offe 1979). Seine Fragerichtet sichauf
die „Dynamik derErzeugung" dieses quer zu den herrschenden
politischen Formprinzipien stehenden Legitimationsprinzips. Die
neuensozialen Bewegungen werden von Offe dementsprechend
als „Reaktionsbildungen" auf die Entwicklungslogiken konkur
renzdemokratischer Organisationsmittel analysiert (vgl. auch
zumfolgenden Offe 1980). Im Mittelpunkt seinerAnalyse steht die
Entwicklung der Parteien zu Volksparteien: Diealle Einzelheiten
erfassende Ausdifferenzierung von Politik und Gesellschaft habe
für die Parteien einen immer vollständigeren „Verlust des Mo
ments von .sozialer Bewegung'" zur Folgegehabt (33). Mit ihrer
Entwicklung zu Volksparteienwürden sie sich ihrer Funktion der
Begründung „kollektiver Identitäten" entledigen (33). In derFolge
finde die „gesellschaftliche Identität" despolitischen Bürgers kei
ne angemessenen politischen Organisationsmittel mehr: Offe
analysiert diese „Nicht-Anerkennung dergesellschaftlichen Iden
tität" als „operatives Prinzip" von Volksparteien (32f). Auf die
Herrschaft dieses „Prinzips der Volkspartei" gründe sich ihre
identitätszerstörende Wirkung und damit auch die der Entwick
lung konkurrenzdemokratischer Politikformen innewohnende
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„selbstnegatorische" Tendenz(3o, 35). - Diese Entwicklung sei
heute „an einem Punkt angelangt", da sich Reaktionsbildungen
zur „Behauptung und Verteidigung von Identität" zu .„entdifferen
zierenden' Gegenbewegungen" verdichten (3o, 35): In diesem
Sinne seien die neuen Bewegungen und namentlich die Grünen
als „massive Gegenbewegungen inRichtung auf .Entdifferenzie-
rung" (35) zu begreifen.

Da die Politik der neuen Bewegungen bei der „Unmittelbarkeit
des eigenen Lebensumkreises und dessen identitätsbildenden
Strukturen" ansetze, könne sie eine organisatorisch abgestützte
Vermittlung zwischen den gesellschaftlichen Erfahrungshorizon
ten, dem gesellschaftlichen Handeln und den politischen Willens
kundgebungen der Beteiligtenherstellen (36). Diese fürdie neuen
Bewegungen charakteristische „Kongruenz von Identitätsbestim
mung nach innen und Willensbekundung nach außen" führe zur
„Konzeptualisierung eines verbindenen .Wir*" über Naturkatego
rien, allgemeine Gattungs- bzw. Lebensinteressen (35f). Die da
mit angedeutete Diskrepanz vonglobalerPerspektive undparti
kularem Ansatzpunkt analysiert Offe als gleichzeitig „zu engen"
und „zu weiten" Frontverlauf des Konflikts: „der Verlauf des Kon
flikts stagniert, obwohl und gerade weil er ein sehr .allgemeiner*,
elementare Lebensinteressen der gesamten Bevölkerung thema
tisierender ist, auf dem Niveau punktueller .Störungen'" (4o).

Umdieses „Dilemma" aufzubrechen, wendet Offesich jetzt mit
strategischer Fragestellung dem Problem einer die neuen sozia
len Bewegungen vereinheitlichenden politischen Form zu. Die
Partei (und repräsentativdemokratische Organisationsmittel
überhaupt) sei jenes Moment der Synthese, dessen Institutionali
sierung in der grünen Bewegung diese „zu autonomer Machtent
faltung" (39) befähigen würde: Denn angesichts der Fragmentie
rung der „strukturell .lokalen* Konflikte" gehe es wesentlich dar
um, in den Bewegungen „irgendein Medium der Vereinheitli
chung zu institutionalisieren" (40; Hervorh. bei Offe). Es sei den
Grünen, „konträr zu dem dominanten Formtypus der Konkurrenz
partei" (41), möglich, sich als Partei langfristig mit dem Moment
„soziale Bewegung" in der Balance zu halten.

Letztlich begründet Offe seine Strategie der „Partei .neuen
Typs'" (38) dadurch, daß er die in seiner vorgängigen Analyse
herausgearbeitete Logik im Entwicklungsgang von Parteien für
die Grünen aussetzt- Dieser beim Übergang zum strategischen
Problem auftretende Bruch in der Argumentation ist einem ge
genüber der theoretischen Analyse äußerlichen Denkmuster über
Politik und Strategiebildung geschuldet: Die Formen der reprä-
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sentativen Demokratie werden bei strategischen Überlegungen
für das „richtige" politische Subjekt so konzipiert, als strukturier
ten sie sich für dieses Subjektwesentlich bereits durch dessen
„richtigen" Willen. Dieses Denkmuster reduziert das Problem ei
ner politischen Strategiebildung auf die Frage, ob man die Form
der Partei (bzw. des Parlaments, des Rechts... des Staates) be
nutzen, zerschlagen oder vermeiden solle (vgl. hierzu Jäger
1980a): Zwischen diesen (Pseudo-)Alternativen habe man sich
als Linker zu entscheiden; Claus Offe hat sich in diesem Sinne da
für entschieden, den Standpunkt des Benutzens einzunehmen
und deshalb die politische Zukunft der neuen Bewegung partei
zentriertzu konzeptualisieren. Diese Entscheidung zwingt ihn zu
der Annahme, daß die neuen Bewegungen (das richtige politische
Subjekt also) allein dadurch, daß sie als Partei auf die von ihm
analysierten Muster konkurrenzdemokratischer Entwicklungslo
giken „verzichten" (vgl. Offe 1980,41), bereits in der Lage sein
werden, der Entwicklungslogik von Politikformen ein historisches
Schnippchen zu schlagen.

Bei basiszentriert argumentierenden Linken findet sich ein
strukturell vergleichbarer Bruch beim Übergang zum Strategie
vorschlag. Wenn z.B. Joachim Hirsch feststellt, daß nicht „ab-
strakt-organisierende .Vereinheitlichung" wichtig sei für die politi
sche Entwicklungsperspektive der neuen sozialen Bewegungen,
„sondern bewußte Alltagspraxis an vielen Orten der Geellschaft"
(Hirsch 1980,24), dann begründet sich auch diese Strategie aus
einem Denkmuster, das der vorgängigen Analyse äußerlich bleibt.
Die Ablehnung bürgerlicher Organisationsmittel begründet sich
hier aus einer Analyse, die die formende Kraft konkurrenzdemo
kratischer Institutionen totalisiert: Es sei deshalb prinzipiell zu ver
meiden, in diese Apparatstrukturen politisch involviert zu werden,
bzw. sich eigene konkurrenzdemokratisch strukturierte Organisa
tionsmittel zu schaffen. Das Politikmachen „an der Basis" muß
deshalb als eine Aktivität gedacht werden, die prinzipiell von den
politikförmig- bürokratischen Entfremdungen ausgenommen ist.
Ohne näher auf die spezifische Problematik „basiszentrierter" lin
ker Strategiebildungen eingehen zu können, sei die These aufge
stellt, daß auch hier letztlich Denkstrukturen „über" das Strategi
sche durchschlagen, die der jeweils expliziten Analyse äußerlich
bzw. vorgelagert sind. - Diese Spezifik linken Erzeugens und
Konsistentmachens handlungsleitender Strategiebildungen hat
zur Folge, daß Strategien unter Linken zwar zur Entscheidung,
nicht aber zur Diskussionstehen: Strategienpräsentierensich in
Form von Standpunkten, von deren Adäquanz nur mehr nach
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Maßgabe der impolitischen Alltagsverstand vorfindlichen „politi
schen Erfahrungen" überzeugt werden kann.

4. Die Autonomie der sozialen Bewegungen und die Arbeiter
parteien; Blockbildungspolitik als strategisches Konzept

Die zunehmend systematischer sich ausformende Struktur
staatlicher Eingriffe ins Alitagsleben und in den Bereich des kol
lektiven Konsums produziert ein Geflecht von politischen Feldern
im außerbetrieblichen Alltag; damit ist eine „Politisierung des Ge
sellschaftlichen" ebenso wie eine zunehmende Durchdringung
des Staates „von der Gesellschaft" impliziert (vgl. Poulantzas
1979e, 13off).

4.1. Die sozialen Bewegungen agieren auf einer Ebene des Poli
tischen im Alltag

In dem Maße, wie sich die staatlich-verwaltenden Eingriffe ins
Alltagsleben als institutionelle Struktur ausformen, entwickelt sich
eine Ebene staatlichen Handelns, die nur noch organisiert er
reichbar ist: Eine spezifische Ebene des Politischen, eine spezifi
sche staatliche „Adressatenstruktur" für die Artikulation und
Durchsetzung reproduktiver Interessenlagen. Die neuen sozialen
Bewegungen setzen sich mit ihrer Aktivität in ein ausdrücklich po
litisches Verhältnis zu diesen ihren „Adressaten". Der Sprung
vom Alltagsproblem zum politischen Konflikt ist kürzer geworden.
Der von den sozialen Bewegungen wahrgenommene „Zugang"
zum Politischen impliziert, daß sich die zwischen Staatlichem und
Gesellschaftlichem vermittelnde „Bindegliedfunktion der Partei
en" modifiziert (vgl. Ingrao 1979, 187f; daß diese Entwicklung
nicht nur bezüglich der neuen Bewegungen zu beobachten ist, soll
hier lediglich angedeutet werden; vgl. zur Wandlung des Verhält
nisses von Gewerkschaften und Arbeiterparteien v.a. Trentin
1978, und den Versuch von Deppe (1979), dessen Thesen auf
bundesrepublikanische Verhältnisse zu beziehen). Von Poulant
zas wird dieser „Funktionsverfall" der Parteien (1979e, 132) als
„allgemeine Krise des Systems der politischen Parteien, ein
schließlich der Arbeiterparteien" analysiert (1980, 61; vgl. 1978).
Diese ihre Krise liege wesentlich in jener Entwicklungstendenz
staatlichen Verwaltungshandelns begründet, die sich in Versu
chen der direkten Integration der sozioökonomischen, professio
nellen (usw.) Gruppen in Formen des institutionalisierten Neokor
porativismus und des vertikalen Neoklientelismus an den Partei
en vorbei manifestiert (vgl. Poulantzas 1979a; 1980; 1978).
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Neokorporative Formen der Integration haben die Funktion,
über eine Politik der Schaffung von Stützpunkten der unmittelba
ren Entscheidungsteilnahme eine direkte Artikulationder Interes
senlagen sozialer Bewegungen mit dem Staatlichen zu gewähr
leisten (vgl. Jäger 1980b). Die integrative Funktionstüchtigkeit
dieser „Mechanismen der Repräsentanz des Staates im Alltags
leben" (Buci-Glucksmann) entwickelt sich zu einer Bestandsbe
dingung hegemonialer Konsensproduktion. Parallel zu dieser
neokorporativistischen Entwicklungstendenz läuft die Tendenz,
daß sich die Parteien (auch die Arbeiterparteien) in einer aus
schließlichen Fixierung aufs parlamentarisch-staatliche Institutio-
nengefüge verlieren.

Festgehalten werden soll zunächst, daß sich im Zuge der „Aus
weitung des „Staates" (zur aktuellen Diskussion vgl. Altvater/
Kalischeuer 1979; zu dem dieser Diskussion zugrunde liegenden
„integralen' 'Staatsbegriff Antonio Gramscis vgl. Priester 1979,
35ff, und vor allem: Buci-Glucksmann 1975,114ff, 315-334) eine
Ebene des Politischen herausbildet, die nicht mehr ausschließlich
(und der Tendenz nach wohl kaum noch) den Parteien zugänglich
ist. Ihre Form der Artikulation von Gesellschaftlichem als Parla

mentarischpolitisches ist der Ebene des Politischen im Alltagsle
ben kaum noch angemessen. Dieser Zusammenhang wird in
Analysen sozialdemokratischer Kommunalpolitikhäufig als deren
„Verlust an Integrationskraft" thematisiert (vgl. z.B. See 1976,
447); und über die von Friedhelm Kröll (in diesem Band) am Bei
spiel der Kommunalpolitik der CSU analysierten rechtspopuli
stisch strukturierten „freiwilligen Inkompetenzerklärungen" läßt
sich, so meine These, nur indem Maße eine parte/förmige Artiku
lation kommunaler Interessenlagen herstellen, wie eine direkte
Konfrontation mit staatlich-verwaltenden Eingriffen ins Alltagsle
ben vermieden werden kann (vgl. z.B. den Zusammenhang von
Anti-AKW-Aktionen in Bayern und abnehmender Integrations
kraft der CSU).

Die wachsende Bedeutung zentralstaatlich-verwaltender
Steuerung im kommunalenBereich, die Herausbildungeiner Ebe
ne des Politischen im Alltagsleben, läßt sich als Prozeß der Her
ausbildung „räumlicher Vergesellschaftungszusammenhänge"
analysieren (vgl. Läpple 1978,39ff; Grauhan/Linder 1974,151 ff;
die Diskussion in Grauhan 1975). Diediese „territoriale" Verge
sellschaftung strukturierenden „Zentralisierungsschübe" (Elias)
implizieren nicht nur, daß die Relevanz kommunaler Selbstver
waltungsinstanzen in dem Maße schwindet, wie sie funktionale
Äquivalente in Gestalt von zentralen Verwaltungsinstanzen, die
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ihren Ort im Alltag selbst haben, finden. Sie implizieren zugleich,
daß wachsende „Ansprüche auf Machtteilnahme" auf Seiten der
Bürger produziert werden: Diese von Hermann Körte (1980) ent
wickelteThese markiert das politische Spannungsfeld von„Stütz-
und Widerstandspunkten" der gegebenen strategischen Situation
(Jäger 1980b): Nach Körte führt die Entwicklung der Staatstätig
keit zu einem „Zuwachs" an individuellem „Machtpotential", das
allerdings „imstaatlich politischen Bereichnur noch selten erleb
bar" sei; ein „Leerraum" entsteht, seine „Ausfüllung"ist noch nicht
entschieden: „ Wenn im näheren Lebensbereich demokratische
Beteiligung zur Realisierung... gestiegener Ansprüche an die Be
teiligung an Entscheidungen sich nichtrealisieren kann, so wird...
die Aktivität der Bürger... in privatisiertem Rückzug enden oder
in der Wir-Perspektive lokaler Bürgerinitiativen" (Körte 1980). -
Vordiesem Hintergrund läßt sich die aktuellestrategische Situa
tiondadurch kennzeichnen, daß der neokorporativistischen Inte
gration die Möglichkeit organisierten Politikmachens als Bewe
gung gegenübersteht (der Rückzug ins Private läuft als ständige
und scheinbar unpolitische Alternative mit): Indem Maße,wiedie
neuen sozialen Bewegungensich indie Lagesetzen, aufder sich
herausbildenden Ebene des Politischen imAlltagzu agieren, ent
wickeln sie sich tendenziell als politische Formen. Das bedeutet:
Sie differenzieren sich aus dem Gesellschaftlichen aus und orga
nisieren spezifische Mechanismen der Vermittlung von gesell
schaftlichem Handeln und politischem Bewußtsein: Politische
Formender Artikulation von Gesellschaftlichem als Alltäglichpoli
tisches.

4.2. Die Strategie derBlockbildung unddie Wandlungsfähigkeit
der Arbeiterparteien

Die Arbeiterparteien können ihre heute zunehmend wichtiger
werdende „Rolle der Koordination" der sozialen Bewegungen nur
erfüllen, wenn sie ihre (vonder allgemeinenKrisedes Parteiensy
stems unterscheidbare) „besondere Krise" praktisch lösen (Pou-
/anfzas1980,61 ff; vgl. 1979a;1979e,134;1978): Für dieParteien
derArbeiterbewegung geht es umdie Entwicklung eines neuen
Verhältnisses zu den sozialen Bewegungen. - Steht die Politik
sozialer Bewegungen zurPolitik der Parteien in einem Verhältnis
der Entwicklung, oder geht es hierbei umein Verhältnis „gleich
rangiger politischer Ordnung"; anders formuliert: Geht es beim
Verhältnis von Bewegungen undParteien um „Politik" erster und
zweiter Ordnung, wobei die Parteien das „eigentlich" Politische
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repräsentieren, und die Bewegungen sich als Organisationsmittel
des „Lernens" von Politik darstellen (als „Massenorganisatio
nen", die das unmittelbare Interesse in seiner Unmittelbarkeit or
ganisieren); oder können Bewegungsformen als den Parteien
„gleichwertige" politische Organisationen begriffen werden? -
Von Nicos Poulantzas werden diese Fragen zum Verhältnis von
Parteien und Bewegungen in einen unmittelbaren Zusammen
hang zur marxistischen Theorieder Demokratie gestellt: Die neu
en sozialen Bewegungen erfordern, so seine These, eine neue
Diskussion des „Typus der Verbindung von direkter und reprä
sentativer Demokratie", und sie ermöglichen die positive Über
windung „traditioneller Antworten" (Poulantzas 1979c, 62f). Der
„Typus der Verbindung" wird von ihm zunächst recht allgemein
beschrieben als eine „gewisse unlösbare Spannung" zwischen
Arbeiterparteien und sozialen Bewegungen; wobei „Spannung"
bedeutet, daß beide Organisationsformen des Politikmachens ne
beneinander existieren, ohne im realen politischen Prozeß „zu
sammenzufallen": Es geht Poulantzas um die reale Autonomie
von sozialen Bewegungen, „deren Organisationstyp nicht dersel
be sein kann wie der einer politischenPartei" (1979c, 62; 1979a).

Es geht um die „alte"demokratietheoretische Fragestellung, ob
sich in die Organisationsmittel sozialistischer Politik eine Infra
struktur einbauen läßt, mittels derer der formenden Kraftdes aus
differenzierten und sich gegenüber dem Gesellschaftlichen ver
selbständigenden Politischen miteinigerAussicht auf Erfolg ent
gegengewirkt werden kann. Meine These lautet, daß sich die Lin
ke für eine solche Infrastruktur der „Vermeidung" der Entwick
lungslogiken repräsentativdemokratischer Politikformen nicht in
dem Sinne „entscheiden" kann, daß sie zwischen direktdemokra
tischen und repräsentativdemokratischen Formen zu „wählen"
sich anschickt; vielmehrkann eine derartige Infrastrukturnur inei
ner politischen Form der Verbindung bestehen, in einer Politik
form derpermanent gehaltenen Spannung zwischen Bewegun
gen undParteien. DieseForm der Verbindung undSpannungbe
zeichne ich als alternativen Block, die entsprechende strategi
sche Konzeption als Blockbildungspolitik.

Blockbildungspolitik läßtsichnicht auf„Bündnispolitik" im tradi
tionellen Verständnis reduzieren; denn es geht nicht mehr „nur"
um das Bündnis von weltanschaulich und parteipolitisch unter
schiedlich akzentuierten politischen Subjekten: Angesichtsder in
Gestalt der neuen sozialen Bewegungen sich artikulierenden
Strukturwandlungen in den Formen des Politikmachens stellt
sich das Problem einer hegemoniefähigen politischen Bearbei-
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tung der Konflikte und Problemlagen aufallen Ebenendes Staa
tes. Blockbildungspolitik bedeutet strategisch, daßjene Trennun
gen von Gesellschaftlichem und Politischem überwunden wer
den, die besondere Politikformen erst funktional erforderlich ma
chen. Blockbildungspolitik sucht die strategische Perspektive ei
ner „Zurücknahme des Staates in dieGesellschaft" zu vermitteln;
und zwar um zu verhindern, daßdie Formen sozialer Bewegun
gen sich in Mikrowiderständen und in fragmentarischen Experi
menten erschöpfen (bzw. über Formen neokorporativistischer
Mitentscheidung quasi-verstaatlicht werden); um zu verhindern,
daß die Parteien in ihrer tendenziellen Fixierung aufs Staatliche
aufgehen; um eine hegemoniefähige Bearbeitung aller Ebenen
des Politischen zu ermöglichen.

Um Blockbildungspolitik indiesem Sinnezu ermöglichen, müs
sen die Parteien der Arbeiterbewegung einen spezifischen Ent
wicklungsprozeß durchlaufen, damit sie Formen der realen Auto
nomie von sozialen Bewegungen erstens überhaupt „denken"
können, damit sie sie zweitens zu garantieren in der Lage sind.
Denn die neuen sozialen Bewegungen können (ebenso wie die
Gewerkschaftsbewegung) eine autonome politische Perspektive
nurindem Maße erringen, wie einentsprechender Entwicklungs
horizont von politischen Handlungsalternativen bewußt geschaf
fenwird. DieseStrategie richtet sich aufdie Schaffung einer „Au
tonomievon Formender Basisdemokratie, einer Selbstorganisa
tion der Massen,diesichinstitutionalisiert, ohnevonder Utopie in
den Bürokratismus zu rutschen" (Christine Buci-Glucksmann;
nach Altvater/Kallscheuer 1979, 40). Eine derartige autonome
Perspektive der Bewegungen wäre, in den Worten von Pietro In
grao,

„keineswegs ein Zugeständnis vonseiten der politischen Partei, sie ist viel
mehr eine bewußte Konstruktion einer gegliederten Frontstellung, die dem
Reichtum und der Komplexität des Transformationsprozesses adäquat sein
muß." Beidieser Perspektive,so weiterIngaro, „verschwindetoder verringert
sichdie Rolle der politischen Arbeiterpartei keineswegs. Esverschwindet viel
mehr ihrSelbstverständnis als Organismus, der jegliche politische Erfahrung
totalisierendin sich zu vereinigen sucht und vorgibt,ein Anrecht auf ein Theo
rie- und Wahrheitsmonopol zu haben" (Ingrao, 1980,331,330).

4.3. Kurzer Exkurs zur „Partei neuen Typs" Michael Jägers

Von Michael Jäger wird in diesem Band die These entwickelt,
daß die Behauptung eines „dinglichen Unterschieds zwischen
Bewegungs- und Parteiform" nicht zum Ausgangspunkt politik-
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theoretischer Analysen gemacht werden dürfe; vielmehr habe
man „den Begriff der Partei neuen Typs... zur Grundlage der Ar
gumentation" zu machen. - Der Unterschied zur skizzierten Kon
zeption des alternativen Blocksliegtauf der Hand. Allerdings: Jä
ger kann seine Parteikonzeption und die Behauptung eines „ding
lichen Unterschieds..." nur deshalb in der angedeuteten Weise
gegeneinander abwägen, weil er seinen eigenen „.Begriff der
Partei neuen Typs" empirisch mißversteht: Die von ihm ins Zen
trum bzw. als Ausgangspunkt der Analyse gesetzte Parteitheorie
(vgl.Jäger 1979) „verbietet" es geradezu, von einer Parteineuen
Typs als empirischem politischen Subjekt auszugehen. In seiner
Parteitheorie behauptet er vielmehr, daß nach den konkreten poli
tischen Formen erst noch zu fragen ist, daß sie nicht den Aus
gangspunkt der Analyse abgeben können (vgl. v.a. Jägers Ent
wicklung des Begriffs des „Parteiindividuums"; 1979, 53ff). Be
greift man in diesem Sinne die „Partei neuen Typs" als politikffteo-
retischen Begriff, so liegt die Vermutung nahe, daß die in diesem
Abschnitt entwickelte These zur strategischen Konzeption eines
„alternativen Blocks" eine der möglichen „empirischen" Ausfor
mulierungen dieses Begriffs auf der Ebene agierender Politikfor
men darstellt.

5. „Wahlfrage" und linke Handlungsmöglichkeiten

Als „Kriteriumfür eine Wahlempfehlung" wird im „Editorial"die
ses Bandes formuliert, daß sie in eine „Strategie der linken Block
bildung" eingefügt sein müsse. Inseiner konkreteren Fassung be
schreibt dieses Kriterium ein zentrales Dilemma linker Bündnispo
litik: Denn jede für einen Linken mögliche „Wahlempfehlung"
kommt einer Setzung gleich, die der Logikdes Entscheidungs
zwangs zwischen (potentiellen) Parlamentsparteien auch in dem
Sinne gehorchen muß, als sie Ausgrenzungen der jeweils ande
ren für Linke möglichen (Partei-)„Standpunkte" produziert. Indie
sem Sinne scheint jede denkbare „Wahlempfehlung" einer linken
Blockbildungsstrategie widersprechen zu müssen. - Eine der
möglichen Konkretisierungen des Blockbildungskriteriums be
steht also in der Position, daß dieses Kriterium eine ausdrückliche
Wahlempfehlung verbietet. Weildie Ausgrenzungslogikwahltak
tischer Entscheidungen offensichtlich der Blockbildungslogik wi
derspricht.

Aber versuchen wir, die Entwicklung der Kräftedes alternativen
Blocks zu antizipieren. Aus dieser Perspektive läßt sich eine stra
tegische Formulierung der „Wahlfrage" begründen, weil jetzt die
Problematikder Entwicklung von„Blockbildungsfähigkeiten" bei
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den (potentiellen) Kräften des Blocks in den Mittelpunkt gerückt
werden kann. Undeben auch die Frage nach der Möglichkeit einer
Entwicklung von Blockbildungsfähigkeiten durch ein bestimmtes
Wahlverhalten; allerdings stellt sich diese Frage angesichts der
„charakteristischen .Unvollständigkeif unseres Parteiensy
stems" (Offe 1979) nicht für die Arbeiter-, sehr wohl aber für die
Ökologiebewegung. Gestellt an dieAdressedes parteiförmig or
ganisierten Teils der Arbeiterbewegung beantwortet sie sich
praktisch von selbst. Denn eine Wahl der SPD könnte zwar Strauß
verhindern helfen, brächte aber die politische Entwicklung der
Kräfte des Blocks wohl kaum voran. Eine Wahl der DKP würde
sich (angesichts der 5%-Klausel, und ohne daß eine ausgewiese
ne strategische Perspektive zur praktischen Herstellung wirkli
cher Verbindungslinien von parlamentarischer und außerparla
mentarischer Politik erkennbar wäre) von vornherein gewisser
maßen außerhalb der Wahlformansiedeln, und sich auf „symboli
sches Ausnutzen" der Wahlkampfstimmung für eine Strategie der
Aufklärung beschränken. - Gestellt an die Adresse der Grünen
Partei wäre nach möglichen Auswirkungen ihrer Parlamentarisie
rung auf den politisch und organisatorisch autonomen Entwick
lungshorizont der neuen sozialen Bewegungen zu fragen.

Meine „wahltaktische" Option für eine Stärkung der neuen so
zialen Bewegungen als autonome Politikformen gegenüber den
parteiförmigen Organisationsmitteln (also auch gegenüber den
Grünen) begründet sich aus diesem Zusammenhang: Eine mög
lichst einheitliche linke Wahl der Grünen könnte eine politische Si
tuation schaffen helfen, in welcher den Bewegungen die „Suche"
nach konkreten politischen Formen einer autonomen Perspektive
wieder möglich wird. Denn der angesichts der in der BRD gegebe
nen parlamentarischpolitischen Handlungsalternativen notwen
dige grüne Parteiwerdungsprozeß hat, weil sich in ihm die poli
tisch-ideologischen Spaltungslinien „nach unten" verlängern
mußten, eine weitere Entwicklung der Formen der neuen Bewe
gungen zunächst einmal blockiert. (Hier soll nicht über Ansätze
wie das „Netzwerk-Projekt hinweggesehen werden; allerdings
betreffen derartige Versuche der Befestigung von Bewegungs-
Formen nur bestimmte Teile einer Scene, nicht aber den Entwick-
lungshorizont der Bewegungen insgesamt.) Diese Blockierung
kann nur durch die wirkliche Parteiwerdung der Grünen aufgeho
ben werden. Es geht um die Suche nach autonomen Formen der
Basisdemokratie, die sich institutionalisieren, ohne von der ba
sisdemokratischen Utopie in den Bürokratismus des Parlamen
tarischpolitischen zu rutschen.
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